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»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 


die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 


damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 


Des Griffin: »Wer regiert die Welt?« mit den Protokollen der Weltdiktatur. 
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Lieber Leser, 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen 
Gruppierungen verpflichtet. 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend 
Themen widmet, die in der etablierten Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht 
dargestellt werden. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen 
und Problemen besonders verpflichtet. 


JEDEN MONAT NEU! 


CODE widmet sich eingehend Themen, die sich mit der Diskussion um den 
Standort Deutschland beschäftigen. 


CODE möchte mit seinen Analysen, Berichten und Kommentaren dazu beitra- 
gen, daß Deutschland im internationalen Wettbewerb nicht zu einer erstarrenden 
Gesellschaft wird. 


CODE kann vorerst nur im Abonnement bezogen werden. 
Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene, kritische Haltung dieser 


Zeitschrift. Wir bitten Sie daher zu überlegen, wer aus dem Kreise Ihrer Familie, 
Ihrer Freunde, Bekannten und Kollegen Abonnent von CODE werden könnte. 


Leser werben Leser +++ Leser 


Für Ihre Mühen möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen 
Abonnenten vermitteln, der noch nicht Bezieher von CODE ist oder war, erhal- 
ten Sie kostenlos als Dankeschön das Buch „Der namenlose Krieg“. 


Vielen Dank 
Ihr Verlag Diagnosen 


f erise Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-71229 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementpreis von erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 
90.- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 

Ausland DM 90.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs Datum 
umgerechnet) an: 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 
Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 


N 
er Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 
v dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 1, D-71229 
Same Leonberg, binnen einer Woche schriftlich widerrufen 
kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
Straße und Hausnummer/Postfach spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Postleitzahl/Stadt/Land 


5 Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Unterschrift 


Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 


7] Jährlich DM 90.- ausgehändigt. Meine Anschrift: 
[_] Zweimal jährlich jeweils DM 45.- Name 

Vorname 
Bank/Ort 


Bankleitzahl Straße und Hausnummer/Postfach 


Kontonummer Postleitzahl/Stadt/Land 
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Das “ndere deuische Nachrichienmagazin 


Deutschland 

8 Hasch-Urteil - ein 
Angriff gegen die 
Jugend 


10 Stalinisten werden 
in Deutschland 
salonfähig 


11 Schadstoffe in 
unserem Lebens- 
raum 


13 Zentrales 
Problem ist nicht 
die Pflegeversi- 
cherung, sondern 
fehlende Menschen 


14 Gentechnik - 
eine unverzichtbare 
Methode 


20 Gentechnik - was ist 
das eigentlich? 


20 Fördert unser 
Konsum Umwelt- 
zerstörung und 
Hunger in der 
Dritten Welt? 
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Wirtschaft 


24 Der Aufstieg 
von Amgen 


26 Im Hollinger- 
Imperium geht 
die Sonne 
niemals unter 


32 Wem gehört 
Henry Kissinger? 
Der ehemalige US-Außen- 
minister Henry Kissinger 
behauptet, daß seine Bezie- 
hung zu den Briten seit 
dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges vorbildlich sei. 
„Unsere diplomatische Ge- 
schichte der Nachkriegszeit 
ist voll von anglo-amerika- 
nischen ‘Arrangements’ 
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und “Verständigungen’. 


Henry Kissinger ist eine der schil- 
lernden Persönlichkeiten der US- 
Politik, obwohl er in erster Linie 
britischen Interessen dient. 


34 IWF bereitet die 
Rekolonisierung 
Algeriens vor 


35 Die Geschichte von 


Dope Inc. gehen 
weiter 


Internationales 


38 Die Mafia - eine 
britische Schöpfung 


43 Der KGB verrät 
seine Geheimnisse 
Terror, Mord und Verrat 
waren den vor kurzem in 
den sowjetischen Archiven 
aufgedeckten Geheimnis- 
sen zufolge die Schlüssel- 
elemente der Moskauer 
Politik. 


J. Robert Oppenheimer verriet 
die amerikanischen Atom-Ge- 
heimnisse an den KGB. 


8. Jahrgang 


44 Die blutige Geschich- 
te des Balkans 
Viele Weise der Establish- 
ment-Medien sagen, was 
auf dem Balkan getan wer- 
den sollte, aber niemand 
von ihnen sagt die Wahr- 
heit darüber, wie die Pro- 
bleme auf dem Balkan zu- 
stande kamen. 


Winston Churchill setzte im ent- 
scheidenden Moment im Zweiten 
Weltkrieg auf Marschall Tito. 


46 Das Vakuum nach 
den Wahlen in der 
Ukraine 


48 Im Balkan-Krieg 
ibt der Westen 
ampflos auf 


50 Was ist aus 
Amerika geworden? 


54 Bill Clinton und 
seine Politik 
Katharine Graham, Vorsit- 
zende des Exekutivaus- 
schusses der „Washington 
Post“, hielt eine Rede an- 
läßlich der Jahresver- 
sammlung der Trilateralen 
Kommission in Tokio. Es 
ist eine knappe Beurtei- 
lung von US-Präsident Bill 
Clinton. 


US-Präsident Bill Clinton und 
seine Regierung stehen im Kreuz- 
feuer der Kritik. Wird er Erfolg 
haben, oder muß er zurücktre- 
ten? 


58 Ein CIA-Verräter 
sagt vor 
Gericht aus 


59 Roosevelts 
Kriegspolitik 
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Deutschlad- 


Journal 


Der gläserne 
Autofahrer: 
eine Utopie? 


Der gläserne Mensch ist nach Be- 
fürchtung vieler Datenschützer 
keine Vision mehr, sondern schon 
bald traurige Wirklichkeit. Es ist 
heute schon erstaunlich, aus wel- 
cher Datenmenge staatliche Stel- 
len alle möglichen Einzelheiten 
aus dem Leben jedes einzelnen 
Bundesbürgers erfahren können. 
Selbst die Gebühreneinzugszen- 
trale der öffentlich-rechtlichen 
Fernsehanstalten (GEZ) erhält 
von den Einwohnermeldeämtern 
die neuesten Meldungen der 
Wohnhäuser aller Städte. Dort 
wird dann anhand der angemelde- 
ten Fernseh- und Radiogeräte sy- 
stematisch nach potentiellen 
Nichtgebührenzahlern gefahndet. 
Ob nicht auch privater Mißbrauch 
mit diesen Daten getrieben wird, 
kann nicht hundertprozentig aus- 
geschlossen werden, selbst wenn 
den Mitarbeitern dies natürlich 
verboten ist. 


Weitaus gravierender sind dage- 
gen die Adressenhandelsfirmen. 
Dort können für einen vergleichs- 
weise geringen Betrag nicht nur 
die Meldedaten, sondern auch 
noch gezielt nach bestimmten 
Kriterien ausgewählte Daten er- 
standen werden. So gibt es etwa 
Daten zu kaufen, die nur Bankan- 
gestellte ab Prokura aufwärts be- 
inhalten oder alle Geschäftsführer 
von GmbHs in bestimmten Wohn- 
gebieten. Gestaffelt nach Alter 
sind dort ebenso Daten erhältlich 
wie natürlich aufgegliederte 
Adressen nach Männern und 
Frauen. Die Adressen von Perso- 
nen in „guten“ Wohnlagen sind 
ebenso eine Selbstverständlichkeit 
wie der Datenaustausch von Fir- 
men untereinander. Wenn man 
Glück hat, ist auf dem Bestellzet- 
tel noch kleingedruckt vermerkt, 
wenn man nicht an der Weiterga- 
be dieser Daten an andere Firmen 
interessiert ist, soll man dies 
ankreuzen. 


Eine weitere, im Endeffekt viel- 
leicht sogar noch viel größere Ge- 
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fahr droht nun durch die von Bun- 
desverkehrsminister Wissmann 
(CDU) geplante Autobahnmaut- 
kontrollstationen. Um diejenigen 
Autofahrer, die die Autobahnen 
nutzen, stärker zu belasten als die- 
jenigen, die nur auf Landstraßen 
oder in Städten unterwegs sind - 
nach dem Motto: „Warum soll ei- 
ner für den Bau und die Instand- 
haltung von Autobahnen über die 
Kraftfahrzeugsteuer herangezogen 
werden, wenn er diese nie oder 
nur äußerst selten benutzt?“ -, fa- 
vorisiert der Minister zwei Kon- 
trollvarianten. 


Zum einen sind dies zwei kurz 
hintereinander quer über die Fahr- 
bahn angebrachte elektronische 
Geräte, die eine in einer Box 
im Wageninneren eingeführte 
„Smartcard“ - ähnlich einer Tele- 
fonkarte - lesen können. Diese 
kann immer mit neuen Einheiten 
bestückt werden. Reichen die auf 
der Karte noch vorhandenen Ein- 
heiten nicht aus oder ist überhaupt 
kein entsprechendes Gerät vor- 
handen, wird dieser Autofahrer 
gefilmt oder fotografiert und spä- 
ter mit entsprechendem Zuschlag 
zur Kasse gebeten. 


Diese Möglichkeit ist direkt aus 
vielerlei Gründen problematisch. 
Was passiert, wenn etwa bei län- 
ger als erwartet dauernden Ge- 
schäftsreisen dann plötzlich die 
Einheiten nicht ganz ausreichen 
oder wenn ein Aufladegerät an ei- 
ner Autobahnraststätte kaputt ist 
oder ein Autofahrer wegen Ter- 
minnot an einem stark frequen- 
tierten Gerät nicht nachladen 
kann? Wie sollen die Gebühren 
zurückerstattet werden, die verlo- 
rengehen, wenn die Karte aus 
Versehen in der Nähe eines star- 
ken Magnetfeldes gelagert wird? 
Ist sichergestellt, daß sich die Le- 
seboxen, die vorne an der Wind- 
schutzscheibe angebracht werden 
sollen, bei Sonnenschein nicht so 
aufheizen, daß die aus dünnem 
Plastik bestehenden Karten durch 
die Hitze, die im Auto durchaus 
bei 50 bis 60 Grad liegen kann, 
nicht verformt werden? 


Ein Argument Wissmanns ist, daß 
dadurch auch ausländische Auto- 
und besonders Lkw-Fahrer auch 
für die Benutzung deutscher Au- 
tobahnen zahlen müssen. Nur, wie 
soll dies organisatorisch durchge- 
führt werden? Wie sollen Auslän- 
der kontrolliert werden? Bekom- 
men diese an der Grenze ein Kon- 
trollgerät leihweise? Und wenn ja, 
umsonst oder gegen Kaution? 


Müssen die dann an den Grenz- 
übergängen sitzenden „Kassierer“ 
Geld wechseln? Was ist, wenn et- 
wa ein Däne bei der Ausreise aus 
Deutschland auf dänischen Kro- 
nen besteht, an der Mautstation 
aber keine mehr vorhanden sind? 


Heute schon verhindern beson- 
ders die niederländischen Behör- 
den durch schikanöse Vorschrif- 
ten, daß in Deutschland aufgefal- 
lene Verkehrssünder ihres Landes 
die fällige Strafe zahlen müssen. 
Während die deutschen Behörden 
brav entsprechende „Knöllchen“ 
des Nachbarlandes unbürokratisch 
einziehen, muß dagegen das Bun- 
deskriminalamt (BKA) die Kenn- 
zeichen auffällig gewordener 
Deutscher nach Den Haag mel- 
den. Dort wird dann umständlich 
die Rechtmäßigkeit geprüft - und 
schon ist die Verjährungsfrist von 
drei Monaten verstrichen. Das 
gleiche gilt für Belgien und Lu- 
xemburg. Wie soll es dann aber 
bei einer Autobahngebühr besser 
werden? 


Die meiste Angst aber haben Da- 
tenschützer davor, daß durch die 
Kontrollgeräte eine lückenlose 
Überwachung des Reiseverhaltens 
des einzelnen Deutschen möglich 
ist - vorausgesetzt natürlich, die- 
ser benutzt die Autobahnen. Da er 
die Gebühr bei Nichtabbuchung 
von der Smartcard nachentrichten 
muß, muß zur Feststellung der 
entsprechenden Gesamthöhe ein 
genaues Fahrtenprotokoll erstellt 
werden. Und schon ist der gläser- 
ne Autofahrer da. 


Wer kann garantieren, daß nicht 
etwa bei als „politisch extrem“ 
eingeordneten Personen nicht 
über kurz oder lang auch eine 
Reiseüberwachung erfolgt - natür- 
lich zur „Vorbeugung von Strafta- 
ten“ oder zur „Abwehr gegen die 
freiheitlich-demokratische Grund- 
ordnung ausgerichteter Aktio- 
nen“? Dem Mißbrauch ist Tür 
und Tor geöffnet. 


Natürlich soll der Autofahrer, der 
nicht vorschriftsmäßig bezahlt, 
auch bestraft werden. Gilt dann 
eine entfernungsbedingte oder ei- 
ne einheitliche Strafe? Fragen 
über Fragen. 


Die Anschaffungskosten für die- 
ses Kontrollverfahren werden von 
Experten auf mindestens acht 
Milliarden Mark veranschlagt, 
hinzu kommen die Wartungsko- 
sten. Also darf ruhig davon ausge- 
gangen werden, daß die tatsächli- 


chen Kosten dann weit höher lie- 
gen werden. Denn man darf nicht 
vergessen: Zur flächendeckenden 
Erfassung der Autofahrer, die aus 
dem Gleichheitsprinzip auch 
zwingend vorgeschrieben ist, 
müssen kurz hinter jeder Auto- 
bahnauffahrt - zumindest späte- 
stens vor der nächsten Abfahrt - 
die Meßstationen errichtet wer- 
den. Nicht nur, daß die Autofahrer 
dann mit weiteren elektronischen 
Wellen bombardiert werden - dies 
verunstaltet die Landschaft nur 
noch mehr. 


Nicht nur, daß dieses Verfahren 
mehr offene Fragen aufwirft als 
beantwortet - vor allem die Ko- 
sten sprechen dagegen. Selbst bei 
einer Gebühr von fünf Pfennig je 
gefahrenen Kilometer dauert es 
Jahre, bis diese Kosten wieder 
hereingeholt worden sind. 


Wissmann verspricht, daß der 
durchschnittliche Autofahrer nicht 
mehr bezahlen soll als jetzt durch 
die Kraftfahrzeugsteuer, die dann 
wegfallen soll. Fährt jemand an 
200 Arbeitstagen aber morgens 
nur 50 Kilometer zu seinem Ar- 
beitsplatz und abends wieder 
zurück - dies ist gar nicht so sel- 
ten, und schließlich plädiert auch 
die Bundesregierung für Mobilität 
bei der Frage des Arbeitsplatzes -, 
so sind dies bereits 1000 Mark im 
Jahr und damit mehrere hundert 
Mark mehr, als er an Kfz-Steuer 
bezahlt. Hinzu kommen noch 
eventuelle Privatfahrten.Kann dies 
aber bei der Steuer als Werbungs- 
kosten berücksichtigt werden - 
was bei Selbständigen auf jeden 
Fall möglich sein wird, da dies 
Betriebsausgaben sind -, dann 
dauert es mit der Amortisation der 
Anschaffungskosten aber noch 
länger. 


Die zweite Version sieht vor, daß 
Satelliten die Autos erfassen, 
wenn sie bei der Auffahrt auf die 
Autobahn einen elektronischen 
Sensor passieren, ebenso bei der 
Ausfahrt von der Autobahn. 
Die Satelliten melden dies dann 
einem Großrechner, der anhand 
der gefahrenen Kilometer die Ge- 
bühr ausrechnet. Hierbei wäre ein 
zwingendes Muß, daß die Erfas- 
sungsgeräte in den Autos ab Werk 
eingebaut werden müssen, da 
ansonsten lediglich durch aufwen- 
dige Stichproben Mißbrauch auf- 
gedeckt werden kann. 


Politische Beobachter schütteln 
nur den Kopf. Das Einfachste wä- 
re der Kauf einer Vignette ähnlich 


wie in der Schweiz. Diese könnte 
mit einem Chip versehen sein, der 
Signale an eine an der Auffahrt 
versehene Kamera sendet. Über- 
fährt ein Autofahrer eine Indukti- 
onsschleife, ohne daß das in der 
Kamera befindliche Erfassungs- 
teil sein „Einverständnis“ hierzu 
gegeben hat, wird ein Foto - wie 
bei Radarfallen - geschossen. 


Hierbei könnte man die Kfz-Steu- 
er halbieren und würde dadurch 
zu mehr Steuergerechtigkeit und 
zu mehr Gebührenaufkommen 
kommen als bei den „elektroni- 
schen Mautstationen“. Gleichzei- 
tig betrüge der Finanzaufwand nur 
ein Bruchteil dessen, den die jet- 
zige Regelung vorsieht, bei wohl 
größerer Sicherheit. Dadurch wür- 
de auch nur die Auffahrt, nicht 
aber die gesamte Wegstrecke des 
Autofahrers kontrolliert werden. 
Auch für die ausländischen Auto- 
fahrer wäre dies eine weitaus ein- 
fachere Möglichkeit. 


In Bonn wird ohnehin der Kopf 
über Wissmann geschüttelt. Schon 
als wirtschaftspolitischer Sprecher 
der CDU genoß er in Fachkreisen 
aufgrund seiner des öfteren sehr 
verwunderlichen Äußerungen nur 
wenig Ansehen. Dies besserte 
sich auch nicht, als er zuerst Wis- 
senschaftsminister und dann Ver- 
kehrsminister wurde - im übrigen 
herrscht sowieso Verwunderung 
darüber, wie jemand innerhalb so 
kurzer Zeit für mehrere, dazu 
noch völlig unterschiedliche Fach- 
bereiche geeignet sein soll. 


Ein Witz, der in Bonn kursiert, 
besagt dann auch, daß die dem 
Minister vorgelegten Entwürfe 
mit den Mautstationen und der 
Satelliten-Erfassung nur ein 
Scherz gewesen seien - der Mini- 
ster sie aber nicht für einen sol- 
chen halte, sondern daß sie das 
Ergebnis umfangreicher Studien 
und mehrere zehn Millionen Mark 
teurer Versuchs serien. [1 


Jelzin für _ 
Hochgeschwin- 
digkeitszug Mo- 
skau-Warschau- 
Berlin-Paris 

Der russische Präsident Boris Jel- 
zin hat zum Abschluß seines 
Deutschlandbesuches sein persön- 
liches Interesse an einer Infra- 


strukturpolitik bekundet, die 
„Westeuropa und Rußland anbin- 


det“. Damit könnte sich eine neue 
Ara von Infrastruktur-Großprojek- 
ten in Europa eröffnen, die einen 
wesentlichen Beitrag zur Über- 
windung der Wirtschaftskrise in 
Ost- und Westeuropa leisten wür- 
den. 


Insbesondere will der russische 
Präsident Schnellbahnstrecken so- 
wie moderne Autobahnen bauen, 
die Rußland mit Polen, Deutsch- 
land und Frankreich verbinden 
sollen. Kernstück eines solchen 
Projekts wäre eine „Schnellzug- 
verbindung von Moskau über 
Berlin nach Paris“. 


Nach Darstellung von Bundesver- 
kehrsminister Matthias Wissmann 
werden die von Jelzin angespro- 
chenen Bahnverbindungen eine 
wesentliche Rolle bei den Vorha- 
ben der EU unter der deutschen 
Präsidentschaft spielen, die am 1. 
Juli beginnt. Bundeskanzler Kohl 
will sich dafür einsetzen, daß die- 
se gesamteuropäischen Bahnpro- 
jekte nicht nur mit privatem Kapi- 
tal, sondern auch mit Geldern der 
EU finanziert werden. 


Kein schlichtes 
Bedauern, keine 
Reue 


Wie bekannt, hatte der verflosse- 
ne Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker in einer seiner letzten 
Amtshandlungen den RAF-Terro- 
risten und mehrfachen Mörder 
Rösner „aus gesundheitlichen 
Gründen“ begnadigt - von Weiz- 
säcker wird ohnehin als RAF-Be- 
gnadigungspräsident in die Ge- 
schichte eingehen. In der ZDF- 
Sendung „halb 12“ sprach 
kürzlich Ruprecht Eser mit dem 
Terroristen. Einige wenige Zitate 
hieraus sprechen für sich selbst: 


Eser: „Für die Angehörigen der Op- 
fer ist das die erste Begegnung mit 
einem Täter von damals. War Ihnen 
das bewußt, als Sie herkamen”?“ 


Rösner: „Ich mag die Opfer-Ideolo- 
gie nicht besonders gern, weil sie ei- 
ne Schuld transportiert, die nicht 
mehr gegeben ist.“ 


Eser: „Ich meine, ob Sie an die 
Menschen denken, die Sie getötet 
haben ...?“ 


Rösner: „Ich kann natürlich nicht 
die ganze Zeit meiner Existenz an 
die Toten denken, die ein Krieg her- 
vorgebracht hat.“ 


Eser: „Gibt es Reue, vielleicht 
schlichtes Bedauern oder ein ‘Es 
tut uns leid’?“ 


Rösner: „Leid tat uns das nicht. 
Reue möchte ich auch nicht. ... 
Ich meine, daß Krieg eben Krieg 
ist, und vorbei ist vorbei.“ 


Normalerweise setzt eine Begna- 
digung aus gesundheitlichen 
Gründen auch voraus, daß der Tä- 
ter seiner Vergangenheit abge- 
schworen hat und seine ehemali- 
gen Taten bedauert. Wie aus die- 
sen wenigen Sätzen hervorgeht, 
ist dies bei Rösner eben nicht der 
Fall. Im Gegenteil steht er nach 
wie vor zu den damaligen Terror- 
taten, die mehreren Leute das Le- 
ben gekostet haben. 


Saarländische 
Pressefreiheit 


Das Saarland, das bekanntlich von 
dem ehemaligen Kanzlerkandida- 
ten der SPD, Oskar Lafontaine, 
regiert wird, hat einen Großangriff 
gegen die Pressefreiheit gefahren. 
Gerade die Partei, die neben den 
Grünen und den Extremisten der 
PDS immer am vehementesten 
gegen den Eingriff in die Persön- 
lichkeitsrechte protestiert, hat jetzt 
die elementarsten Rechte der 
Pressefreiheit geradezu ausgehe- 
belt. 


Nach dem nunmehr verabschiede- 
ten Gesetz müssen Zeitungen und 
Zeitschriften sich massivste Ein- 
griffe in ihre Berichterstattung 
durch Gegendarstellungen gefal- 
len lassen. 


Bisher war es möglich, jeder Ge- 
gendarstellung einen sogenannten 
Redaktionsschwanz beizufügen. 
Damit sollte den Redaktionen die 
Möglichkeit gegeben werden, den 
heute schon sehr leicht zu erwir- 
kenden Gegendarstellungen ein 
Äquivalent entgegenzustellen. 

Eine Gegendarstellung muß schon 
dann abgedruckt werden, wenn 
der durch einen Artikel oder eine 
Meldung Angegriffene bestimmte 
Formalien einhält. Ob die Gegen- 
darstellung der Wahrheit ent- 
spricht oder nicht, tat dabei nichts 
zur Sache. Jeder konnte also bis- 
her schon praktisch zu jedem Ar- 
tikel die Redaktion zwingen, sei- 
ne Sicht der Dinge darzustellen. 


Nunmehr muß im Saarland die 
Gegendarstellung genauso groß 
aufgemacht werden wie der zu- 


grundeliegende Artikel. Was aber 
- und dies ist das Elementare - 
nicht mehr erlaubt ist, ist der Re- 
daktionsschwanz. 


Damit kann nun jeder alles mög- 
liche von sich geben, der Zeitung 
oder Zeitschrift ist es aber erst ei- 
ne Seite später erlaubt, hierauf 
einzugehen. Politiker können also 
unliebsame Artikel per Gegendar- 
stellung „bekämpfen“, ohne daß 
die Redaktion unmittelbar darauf 
reagieren kann. Dies ist um so 
schlimmer, als sich in der Vergan- 
genheit sehr viele Gegendarstel- 
lungen letztendlich als falsch her- 
ausgestellt haben. 


Grundsätzlich nichts dagegen ein- 
zuwenden ist aber, daß Gegendar- 
stellungen genauso groß und an 
der gleichen Stelle wie der ur- 
sprüngliche Artikel plaziert wer- 
den müssen. In der Vergangenheit 
war es nämlich mehr als einmal 
geschehen, daß gegen irgendwel- 
che Leute regelrechte Vernich- 
tungsartikel geschrieben wurden, 
dann aber - zutreffende - Gegen- 
darstellungen ganz klein irgendwo 
in der hintersten Ecke abgedruckt 
wurden, so daß sich an der in der 
Öffentlichkeit herrschenden Mei- 
nung nicht viel änderte. 


Die saarländische Regelung stellt 
aber nichts anderes als einen Ra- 
chefeldzug Lafontaines dar, nach- 
dem mehrere Zeitungen und Zeit- 
schriften im vergangenen Jahr expo- 
niert über seine Kontakte im 
Rotlichtmilieu berichtet hatten. 


180 Milliarden 
DM Zinsen und 
Dividenden 


Die Deutschen haben über 3,6 
Billionen DM auf der hohen Kan- 
te. Dieses Polster ist nicht nur be- 
ruhigend, sondern bringt auch re- 
gelmäßig Zinsen und Dividenden, 
und zwar beachtliche 180 Milliar- 
den DM im Jahr 1992. Neben Er- 
trägen aus Versicherungen in 
Höhe von rund 49 Milliarden DM 
machen Zinsen aus festverzinsli- 
chen Wertpapieren den größten 
Posten aus. Demgegenüber neh- 
men sich die Dividendenzahlun- 
gen aus Aktien mit nur 4 Milliar- 
den DM bescheiden aus - ein 
Spiegelbild der geringen Bedeu- 
tung des Aktiensparens für private 
Haushalte in Deutschland. Insge- 
samt haben sich die Erträge aus 
Geldanlagen seit 1970 verneun- 
facht. 
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Deutschland 


gen die Jugend 


Das Bundesverfassungsgericht (BVG) bläst zum Großangriff gegen 
die Jugend. Anders kann man das skandalöse Urteil zur Quasi-Frei- 
gabe von Haschisch nicht deuten. Danach sollen „geringe Mengen 
zum gelegentlichen Eigenverbrauch“ in Zukunft straffrei sein. Ne- 
ben der Entkriminalisierung von Cannabis-Rauchern soll auch die 
Justiz von Tausenden „Bagatellverfahren“ entlastet werden. Dies ist, 
in knappe Form gefaßt, der Tenor des BVG-Urteils. 


Nach Ansicht des BVG ist die Be- 
freiung der Strafverfolgung für 
Eigenverbraucher von Haschisch 
und Marihuana auch deshalb not- 
wendig, weil der Verbrauch der 
Genußmittel Alkohol und Niko- 
tin, die zum Teil in ihrer Wirkung 
weitaus schädlicher als Cannabis- 
Produkte seien, schließlich auch 
nicht strafbar sei. Dagegen hätten 
Cannabis-Produkte nach Meinung 
vieler Forscher viel weniger Ne- 
benwirkungen. Vor allem komme 
es durch sie nicht zu einer körper- 
lichen Abhängigkeit. 


Beeinträchtigung 
des Gedächtnisses 


Dies steht im Gegensatz zu Lang- 
zeitforschungen, wie sie beson- 
ders in den USA betrieben wur- 
den und werden. Danach hat das 
Rauchen von zwei bis drei Joints 
täglich - und dies ist der Normal- 
fall; die Konsumenten von Can- 
nabis-Produkten nehmen in der 
überwiegenden Mehrzahl mehr 
als nur einen Joint täglich zu sich 
beziehungsweise eine entspre- 
chend große Menge Cannabis in 
Kuchen oder Tee - sehr wohl gra- 
vierende Folgen. Massiv beein- 
trächtigt wird unter anderem das 
Gedächtnis - und zwar sowohl das 
Kurzzeit- als auch das Langzeit- 
gedächtnis. Erwiesen ist auch, daß 
die Dauereinnahme zum vorzeiti- 
gen Absterben von Gehirnzellen 
führt - mit Auswirkungen auf so 
gut wie alle Teile des Gehirns, be- 
sonders beeinträchtigt wird auch 
die Koordinierungsfähigkeit. 
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Als die Diskussion um Schädlich- 
keit oder Nichtschädlichkeit von 
Cannabis-Produkten bis vor das 
BVG getragen wurde, hat der 
Schreiber dieser Zeilen - ein über- 
zeugter Nichtraucher - sowohl 
zwei Joints geraucht wie auch Ha- 
schisch-Kuchen gegessen. Vorher 
auch nicht so sehr von der Ge- 
fährlichkeit dieser Droge über- 
zeugt, wurde die Meinung aber 
sehr schnell geändert. Besonders 
nach dem „Genuß“ des Kuchens 
war binnen kürzester Zeit ein Zu- 
stand wie bei einem Vollrausch 
feststellbar. 


Der einzige Unterschied war, daß 
man noch einigermaßen klar den- 
ken konnte. Aber gerade darin 
liegt die große Gefahr dieser Pro- 
dukte: Man überschätzt sich, zum 
Beispiel in der Fahrtüchtigkeit. 
Und so ist dann nach Feststellung 
von Verkehrs-Unfallforschern 
auch die Zahl der durch einen 


Der Weg zum Paradies endet in der Hölle. Mit dem Segen des obersten 
deutschen Gerichts ist das Drogengeschäft noch leichter geworden. 


Hasch-Rausch verursachten Un- 
fälle in den vergangenen Jahren 
stark gestiegen. Vor allem ist hier- 
bei die sehr hohe Dunkelziffer zu 
beachten, da nach einem Umfall 
nur dann auf einen Drogenrausch 
untersucht wird, wenn der Unfall- 
verursacher sich besonders kraß 
verhält oder der Augenschein 
ganz klar für einen erheblichen 
Drogenkonsum spricht. 


Dies zeigt aber die Absurdität des 
BVG-Urteils auf. Zwar ist es si- 
cherlich richtig, daß Alkohol gra- 
vierende Auswirkungen hat und 
schon bei geringer Blutkonzentra- 
tion kein sicherer Gebrauch von 
Maschinen jeglicher Art gewähr- 
leistet ist. Die Tausende von Ver- 
kehrsunfällen mit ihren zahlrei- 
chen Toten sprechen eine deutli- 
che Sprache. 


Der Vergleich 
mit Alkohol 


Es ist aber doch vollkommen un- 
sinnig zu sagen, eine bewußt- 
seinsverändernde Droge, sprich 
Alkohol, könne straffrei genossen 
werden, also müsse dies auch für 
Hasch gelten. 


Für Alkohol gibt es zumindest er- 
laubte Höchstkonzentrationen für 
das Führen von Maschinen. So 
liegt die Höchstkonzentration im 
Autoverkehr bei 0,8 Promille, und 
schon bei 0,3 Promille Alkohol 
im Blut bekommt ein Autofahrer 
zumindest eine hohe Teilschuld 
bei einem Unfall zugesprochen 
und kann sogar bereits dann sei- 
nen Führerschein verlieren. Ein 
Pilot darf sogar zwölf Stunden 
vor Dienstbeginn nicht einmal 
mehr eine Weinbrandbohne es- 
sen. Und auch bei anderen Tätig- 
keiten gibt es zum Teil gesetzlich 
vorgeschriebene Höchstkonzen- 
trationen. 


Anders dagegen bei Cannabis- 
Produkten. So muß einem Unfall- 
verursacher derzeit in jedem Ein- 
zelfall nachgewiesen werden, daß 
der „Genuß“ von eben diesen 
Cannabis-Produkten eine Mit- 
schuld an dem Unfall hat. Dies ist 
aber nur in den seltensten Fällen 
möglich. Und solange es keine 
gesetzlichen Höchstgrenzen gibt - 
und diese sind in naher Zukunft 
nicht zu erwarten, da das BVG 
bezeichnenderweise hierzu auch 
nichts in seinem Urteil ausgeführt 
hat -, kann noch nicht einmal die 
bei schweren Unfällen obligatori- 
sche Blutprobe entnommen wer- 


den, sondern es muß einen be- 
gründeten Anfangsverdacht ge- 
ben. 


Das Drogen-Geschäft 
wird noch leichter 


Und obwohl bereits ein Joint gra- 
vierende Auswirkungen etwa auf 
die Reaktions- und Koordinie- 
rungsfähigkeit hat, macht der 
Dauerkonsument in der Regel ei- 
nen ganz normalen Eindruck, ob- 
wohl genau das Gegenteil der Fall 
ist. Und im Gegensatz zum Alko- 
hol gibt es auch keine „Fahne“, 
und auch die glasigen Augen sind 
in der Praxis nicht so leicht fest- 
stellbar und können leicht abge- 
deckt werden, zum Beispiel durch 
das Tragen einer Brille. 


Die Konsumenten von Cannabis- 
Produkten sollen aus der krimi- 
nellen Dealer-Szene gezogen wer- 
den beziehungsweise soll diesen 
das Geschäft erschwert werden. 
So lautet ein weiterer Grund des 
BVG-Urteils. Auch dies ist natür- 
lich lächerlich. Solange es keine 
offiziellen Haschisch-Verkaufs- 
stellen gibt, wie die sogenannten 
„Coffeeshops‘“ in den Niederlan- 
den, so lange wird der Run auf die 
Dealer im Gegenteil sogar zuneh- 
men. 


Und für diese wird das Geschäft 
noch leichter. Da viele Bundeslän- 
der sogar 30 Gramm Haschisch 
als „geringe Menge“ für den Ei- 
genverbrauch ansehen, wird also 
jeder Dealer nur noch mit soviel 
Hasch in der Tasche herumlaufen 
und den Rest in der Nähe ver- 
steckt halten. Wird er dann einmal 
erwischt, wird es den Gerichten 
noch schwerer als bislang schon 
fallen, ihm den Handel nachzu- 
weisen. 


- Und auch die „Coffeeshops“ sind 
keine Alternative, da dadurch der 
Einstieg in die Drogenszene prak- 
tisch legalisiert wird. Zwar gibt es 
Untersuchungen, wonach viel 
mehr Leute vom Alkohol auf har- 
te Drogen umsteigen als vom 
Hasch. Doch muß hierbei gelten: 
Einer ist einer zuviel. 


Das Eigentor 
der Düsseldorfer 


Wohin dieses Urteil führt, sieht 
man nun am Beispiel von Nord- 
rhein-Westfalen: Landesjustizmi- 
nister Rolf Krumsiek (SPD) hat 
nach Abstimmung mit Minister- 
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“ 


Die meisten „Spritzer“ injizieren sich die Droge in den Vorderarm, den 
Eingriff nehmen sie ohne jede hygienische Absicherung vor. 


präsident Johannes Rau verkün- 
det, daß an Rhein und Ruhr neben 
Haschisch sogar auch noch die 
harten Drogen Kokain und Hero- 
in zu je 0,5 Gramm und Amphe- 
tamine in drei sogenannten Ta- 
geseinheiten für den Eigenkon- 
sum nicht mehr strafbar seien. 


Dieses ist ein Schlag ins Gesicht 
für jeden Drogenberater und Sozi- 
alarbeiter. Nunmehr können also 
auch die härtesten Drogen, die es 
gibt, und von denen bereits ein 
einziger „Schuß“ süchtig macht, 
gefahrlos konsumiert werden. Da- 
mit werden die Leute doch erst in 
die Drogenszene hineingetrieben. 
Bei vielen - besonders labilen - 
Jugendlichen muß doch nun der 
Eindruck erweckt werden, wenn 
der Staat den „Genuß“ von Hero- 
in, Kokain und Amphetaminen 
freigibt, dann kann es doch so 
schlimm nicht sein, dann kann die 


Wirkung doch nur etwas stärker, 
aber nicht vernichtend sein! 


Einer der Gründe für das BVG- 
Urteil war auch, daß dadurch nach 
Ansicht der Richter der Spreu 
vom Weizen getrennt werden 
könnte, also der Verkauf sich ei- 
nerseits in Klein-Dealer, die mit 
Cannabis-Produkten handeln, und 
andererseits in Pusher aufteilt, die 
mit härtesten Drogen handeln. 


Dieses war natürlich schon 
blauäugig. Die Gewinnspannen 
auch bei Cannabis-Produkten sind 
schon enorm; keine Rauschgift- 
Mafia wird sich diese entgehen 
lassen. Zudem werden über Hasch 
auch genügend Personen zum 
Umstieg auf härtere Drogen ver- 
anlaßt, so daß sich die Rauschgift- 
Mafia dieses „Anschlußgeschäft“ 
kaum entgehen lassen wird. 
Außerdem gibt es praktisch schon 


heute keinen größeren Hasch- 
Dealer, der nicht irgendeiner 
größeren Gruppierung angehört. 


Das einzige, was das BVG-Urteil 
bewirkt hätte, wäre gewesen, daß 
sich der Verkauf der sogenannten 
leichteren und der härteren Dro- 
gen auf zwei Dealer verlagert hät- 
te. Dabei hätte zumindest der 
Heroin- und Kokain-Dealer noch 
das Risiko gehabt, sich strafbar zu 
machen, wenn er erwischt wird. 
Nach der neuen in Nordrhein- 
Westfalen geltenden Regelung, 
sofern diese nicht vom BVG ge- 
kippt wird, ist aber auch das Risi- 
ko für diese Gruppe sehr gering. 


Aufwind für die Be- 
schaffungskriminalität 


Wenn 0,5 Gramm pro Tag an Ei- 
genverbrauch erlaubt sind, dann 
kann man wohl kaum verlangen, 
daß der Süchtige sich dieses halbe 
Gramm täglich aufs neue besorgt. 
Dann muß man ihm zwangsläufig 
auch zugestehen, daß er zum Bei- 
spiel fünf Gramm zu Hause „la- 
gert“. Wird jetzt aber einer er- 
wischt, der einem anderen Heroin 
oder Kokain verkauft, und dieser 
Dealer bislang noch nicht ein- 
schlägig aufgefallen ist, dann re- 
det er sich einfach damit heraus, 
daß er aus seinem für den Eigen- 
verbrauch geplanten Bestand ei- 
nem Freund oder Bekannten „aus- 
nahmsweise“ eine Tagesdosis zum 
Selbstkostenpreis überlassen hät- 
te. Wie soll das bestraft werden? 
Das Risiko ist also minimal. 


Auch die Hoffnungen, daß die 
Beschaffungskriminalitätt nach 
Legalisierung des sogenannten 
Tagesverbrauchs verringert wird, 
sind obsolet. Genau das Gegenteil 
dürfte zu erwarten sein, wenn jetzt 
sogar der Konsum harter Drogen 
erlaubt wird. Denn über kurz oder 
lang dürfte dies zu einem weiteren 
Anstieg der Süchtigen führen. 
Und ob der „Genuß“ einer Tages- 
dosis nun erlaubt ist oder nicht - 
bezahlt werden muß diese, und 
bei den Preisen ist nicht unbedingt 
mit einem Rückgang zu rechnen. 
Folge ist eine weitere Zunahme 
der Beschaffungskriminalität. 


Besonders bedenklich ist auch, daß 
die Quasi-Freigabe der harten 
Drogen mit Zustimmung desjeni- 
gen Ministerpräsidenten (Johannes 
Rau) erfolgte, der sich um den 
Posten des deutschen Staatspräsi- 
denten, also des obersten Repräsen- 
tanten Deutschlands, bewarb. I 
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Deutschland 


Stalinisten 


werden 


salonfähig 


Alfred König 


Der Gesinnungsterror nimmt in Deutschland immer krassere For- 
men an. Während der Rechtsextremismus im wahrsten Sinne des 
Wortes „bis aufs Blut“ bekämpft wird, lümmeln sich die Altstalini- 
sten und -kommunisten der SED-Nachfolgepartei PDS unbehelligt 
im Rampenlicht der Medien. Ihr ehemaliger Vorsitzender Gysi ist 
regelmäßiger Gast in Talkshows aller Sender. Selbst die öffentlich- 
rechtlichen Medien halten sich dort nicht zurück. 


Man stelle sich einmal vor: 
Während jeder Auftritt von 
Schönhuber und Frey beziehungs- 
weise Repräsentanten der Repu- 
blikaner und der Deutschen 
Volksunion (DVU) geächtet wird 
und Vertreter der etablierten Par- 
teien durch Boykott von Sendun- 
gen, wo diese doch einmal mit da- 
bei sein sollen, das Demokratie- 
verständnis auf den Kopf stellen, 
schämen sich die gleichen Leute 
nicht, sich mit dem Vertreter der- 
jenigen Partei an denselben Tisch 
zu setzen, die ganz offiziell Nach- 
folger der Partei ist, die 40 Jahre 
zusammen mit der sowjetischen 
Regierung verantwortlich für die 
kommunistische Diktatur in Mit- 
teldeutschland war. Und auch 
heute noch hat sich die PDS die 
Verwirklichung des Kommunis- 
mus auf die Parteifahne geschrie- 
ben. 


Die Taktik der 
Altkommunisten ist klar 


Im Fernsehen können die PDS- 
Kommunisten dann zur schönsten 
Fernsehzeit tüchtig Reklame für 
ihre Partei machen und sich dort 
besonders als Retter der „ostdeut- 
schen“ - in Wirklichkeit natürlich 
mitteldeutschen - Belange auf- 
spielen. Gleichzeitig stellen sie 
sich als Retter der Demokratie 
dar, da sie die einzige seien, 
die den „wiederaufkeimenden 
Rechtsextremismus und Neona- 
tionalsozialismus“ in Deutschland 
erfolgreich eindämmen. 

Die Taktik der Altkommunisten 
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ist klar. Die durch den Zusam- 
menbruch des real existierenden 
Sozialismus in der DDR bei der 
(Teil-)Wiedervereinigung aufge- 
tretenen riesigen wirtschaftlichen 
Probleme, die durch eine insge- 
samt verkehrte Regierungspolitik 
und die skandalöse Hochzinspoli- 
tik der Bundesbank noch ver- 
schärft wurden, werden als typi- 
sches Merkmal des Kapitalismus 
dargestellt - ironischerweise in 
Teilbereichen gar nicht einmal zu 
Unrecht -, wobei natürlich ver- 
schwiegen wird, daß diese erst 
durch das verbrecherische SED- 
Regime verursacht wurden. 


Das Bauernopfer 
der Etablierten 


Gleichzeitig wird darauf hinge- 
wiesen, daß es in der früheren 
DDR schließlich keine Arbeitslo- 
sigkeit gegeben habe - was natür- 
lich nicht stimmt, diese aber nicht 
so offensichtlich wie heute war -, 
daß Mieten und Grundnahrungs- 
mittel deutlich billiger gewesen 
seien - wobei verschwiegen wird, 
daß die Wohnungen meist auch 
dementsprechend aussahen und 
viele Mängel aufwiesen und es 
viele Grundnahrungsmittel kaum 
gab - und daß die Kriminalitätsra- 
te viel niedriger als heutzutage ge- 
wesen sei. 


Die Taktik ist klar. Man will 
durch diese vordergründige Argu- 
mentation erreichen, daß in den 
alten Wahlhochburgen der SED, 
in denen auch heute noch viele 


Ex-Stasis und andere ehemalige 
Amtsträger wohnen, von der 
Regierungspolitik enttäuschte 
Wähler in einem Sentimentalitäts- 
anfall an „die guten alten Zeiten“ 
der PDS als „Anwalt der ostdeut- 
schen Interessen“ ihre Erststimme 
geben und diese dadurch in drei 
Wahlbezirken ein Direktmandat 
gewinnt. In so einem Falle gilt die 
Fünf-Prozent-Hürde nicht mehr, 
und die PDS würde ihrem Stim- 
menanteil gemäß in den Bundes- 
tag einziehen. Bekommt die PDS 
bundesweit etwa vier Prozent der 
Stimmen, was nach den neusten 
Repräsentativumfragen nicht aus- 
geschlossen werden kann, würden 
damit etwa 28 zu allem entschlos- 
sene Kommunisten in den Bun- 
destag kommen. 


Um dies zu verhindern, haben 
sich jetzt zumindest Teile der Uni- 
on entschlossen, ein Abkommen 
mit der SPD zu suchen. Danach 
sollen in den Wahlbezirken, in de- 
nen die PDS ein Direktmandat er- 
zielen könnte, wechselweise CDU 
und SPD entweder auf einen eige- 
nen Kandidaten verzichten bezie- 
hungsweise ein „Bauernopfer“ 
bringen und die Wähler auffor- 
dern, den Kandidaten der anderen 
großen „Volkspartei“ zu wählen. 


Auswirkungen 
für die Wirtschaft 


Während dieser Vorschlag in der 
CDU durchaus mehrheitsfähig zu 
sein scheint, ist dies bei den Sozi- 
aldemokraten mehr als fraglich. 
Besonders in den neuen Bundes- 
ländern gibt es sehr viele, die un- 
verhohlen mit der PDS als mögli- 
chem Koalitionspartner sympathi- 
sieren. 


Zudem ist Rudolf Scharpings 
Wunschziel eine große Koalition, 
da Rot-Grün alleine wohl keine 
Mehrheit finden wird und die 
FDP, vorausgesetzt diese zieht 
überhaupt in den nächsten Bun- 
destag ein, wohl kaum in eine 
Ampel-Koalition eintreten würde. 
Kommt nun aber die PDS in den 
Bundestag, wird es für eine rot- 
grüne oder schwarz-gelbe Koaliti- 
on mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit unmöglich 
sein, alleine eine Regierungs- 
mehrheit zu bekommen. Ender- 
gebnis wäre dann die Große Ko- 
alition. 


Zwar wären die Auswirkungen 
auf die deutsche Politik in solch 
einem Falle nicht so gravierend 


wie bei einer rot-grünen Regie- 
rung, würden aber ausreichen, ei- 
ne Umkehr hin zu mehr Bürokra- 
tie und staatlichen Lenkungsmaß- 
nahmen zu erreichen. Auch der 
Einführung einer noch multikul- 
turelleren Gesellschaft als heute 
schon stünde dann wohl kurz be- 
vor. Ausländerwahlrecht und dop- 
pelte Staatsbürgerschaft würden 
die ersten Schritte einer neuen 
CDU/CSU/SPD-Regierung hier- 
zu sein! 


Große Auswirkungen wären auch 
für die Wirtschaft zu erwarten. Si- 
cherlich ist die derzeitige rein ka- 
pitalistisch orientierte Marktwirt- 
schaft, der die Komponente sozial 
mehr und mehr verloren ging, 
auch nicht als „das Gelbe vom 
Ei“ zu bewerten, hat aber noch 
immer weitaus mehr Vorteile, als 
von einer sozialdemokratisch 
durchwirkten Politik zu erwarten 
wäre. 


Das Ziel nicht aus 
den Augen verlieren 


Gleichzeitig würde eine große 
Koalition aber auch zu einer voll- 
kommenen Umwälzung der Par- 
teienlandschaft führen. Der Uni- 
on und der SPD dürfte es zu- 
nehmend schwerer fallen, die 
ohnehin heute schon auseinander- 
driftenden Flügel zusammenzu- 
halten. Denn eines der Haupt- 
merkmale einer Großen Koalition 
ist es, daß es immer zu Mehrhei- 
ten kommt, die Minderheiten in 
beiden Parteien aber außen vor 
bleiben. Dies führt dann aber zur 
Abspaltung von den jeweiligen 
Parteien. 

Von dem gleichen Effekt würden 
dann aber auch radikale und ex- 
treme Parteien profitieren. 
Während viele Deutsche eine 
wahrhaft konservativ-nationale 
Partei vermissen, kann aber nie- 
mand Interesse an der Schaffung 
extremistischer Parteien gleich 
welcher Couleur haben. Diese 
Gefahr besteht dann aber. 

Als Partei, die sich aus diesen 
ganzen Querelen vornehm her- 
aushält, könnte sich dann aber die 
PDS profilieren. Niemand hat, 
wie die Vergangenheit immer 
wieder bewiesen hat, mehr „Krei- 
de gefressen“ als die Kommuni- 
sten. Schon Lenin hat gesagt, 
man dürfe alles machen, auch 
einmal zwei Schritte zurückge- 
hen, nur eines dürfe man nicht: 
das Ziel aus den Augen verlieren. 
Und genau die gleiche Taktik ver- 
folgt die PDS! 


Deutschland 


Schadstoffe 
in unserem 
Lebensraum 


Wolfgang Forth 


Wieso raucht der Mensch bedenkenlos und fürchtet sich gleichzeitig 
beinahe hysterisch vor der Technik und ihrem vermeintlichen 
Restrisiko für die Umwelt? Was kann die Genforschung zur Ver- 
besserung von Reinigungsmitteln beitragen? Wie pflegt man AIDS- 
Patienten? Was bedeutet ambulante Pflege für Betroffene, Ver- 
wandte und professionelle Helfer? Lassen sich die verschiedenen 
Konzepte häuslicher Pflege überhaupt finanzieren? Das waren nur 
einige von vielen Fragen, die auf den 13. Düsseldorfer Hygiene-Ta- 
gen beantwortet wurden. CODE will zwei Themenbereiche aus die- 
sem umfangreichen Programm herausgreifen: „Das zentrale Pro- 
blem der Zukunft ist nicht die Pflegeversicherung, sondern die feh- 
lenden Menschen“ von Professor Dr. Reinhold Bergler vom 
Psychologischen Institut der Universität Bonn und „Schadstoffe in 
unserem Lebensraum - Herausforderung oder Preis für den Wohl- 
stand“ von Professor Dr. Wolfgang Forth vom Walter-Straub-Insti- 
tut für Pharmakologie und Toxikologie der Universität München. 


Die Tröstungen, die uns allenthal- 
ben zuteil werden, sind ganz unü- 
bersehbar: Es spricht sich, wenn 
auch nur langsam, herum, daß die 
Bedrohung des Menschen durch 
Parasiten oder Mikroorganismen 
wie Pilze, Bakterien und Viren 
nach wie vor mehr menschliches 
Leben fordern als alle Gifte zu- 
sammen, die der Mensch in seiner 
geschichtlichen Entwicklung her- 
gestellt hat. Außerdem breitet sich 
die Vernunft, aber auch nur lang- 
sam, aus: Leben ist vom ersten 
Tag an mit der Produktion von 
Abfall und Müll verbunden. 


Einfältige Nachahmung 
unseres Schöpfers 


Um dieses zu erkennen, hätten 
wir eigentlich nur einmal unseren 
Müttern über die Schultern sehen 
müssen, deren Tagwerk bei unse- 
rer Aufzucht nicht unerheblich 
mit der Bewältigung dieser Pro- 
blematik ausgefüllt ist: Allerdings 
wird der durch uns produzierte 
Müll fortlaufend voluminöser, je 
mehr unsere Mütter der Kommo- 
dität entsprechend, mit der sie die 
täglichen Probleme in Pampers 
auffangen, hygienische Gesichts- 
punkte berücksichtigen. 


Dabei gibt es keine einfallsreiche- 
re Beseitigung von Müll auf die- 
ser Welt als die Erfindung Gottes, 
zur Beseitigung der Hinterlassen- 
schaften von Mensch und Tier 
bakterielle Systeme zu benutzen, 
die die Sache in Wasser und CO, 
auflösen. So betrachtet, sind die 
mit nicht unerheblichen Mitteln 
der Öffentlichkeit geförderten 
Forschungen zur Beseitigung von 
Ölrückständen oder Kunststoffen 
mit Hilfe von Bakterien nichts 
weiter als eine einfältige Nachah- 
mung unseres Schöpfers. 


Es gibt gute Gründe für die An- 
nahme, daß bei Licht betrachtet 
auch unsere Chemiker nicht viel 
mehr synthetisieren können, was 
auf dieser Welt wohl schon von 
vornherein existiert oder doch we- 
nigstens existenzfähig ist. Dies 
aus simplen Gründen der Ther- 
modynamik. 


Dementsprechend kann der 
Mensch zwar Gifte isolieren und 
gegebenenfalls anhäufen, wie er 
dies beispielsweise durch Bergbau 
und Erzgewinnung schon seit den 
frühen Tagen der Menschheitsge- 
schichte getan hat. Er kann außer- 
dem die mit seinem Verstand pro- 
duzierten Dinge wie auch die 


natürlichen Produkte selbstver- 
ständlich mißbrauchen. 


Und auch dafür gibt es schon früh 
Zeugnisse. Denn alle jene Stoffe, 
die der Mensch dazu benutzen 
kann, sich lästiger Schädlinge zu 
entledigen, sind - die richtige Do- 
sis vorausgesetzt - natürlich auch 
für seinen Mitmenschen giftig, 
oder sogar tödlich. Wo ist die 
Grenze des Mißbrauchs zu zie- 
hen? Weshalb ist die Abtötung 
von Mitgeschöpfen, die wir 
schlicht Schädlinge nennen, und 
die zu dieser Qualifizierung ledig- 
lich aus ökonomischen Gründen 
kommen, „erlaubt‘‘? 


Unrealistisch ist von der 
Nullbelastung zu träumen 


Das Problem kann hier nicht wei- 
ter vertieft werden. Trotzdem ist 
es die Kernfrage, die zuerst beant- 
wortet werden muß, wenn wir uns 
dem auf den ersten Blick einfa- 
chen Ziel der gesunden Lebens- 
führung in dieser Welt widmen 
wollen: Es ist die Ethik zu formu- 
lieren, nach der sich unser Tun 
ausrichten soll. Von der Nullbela- 
stung zu träumen hat sich als un- 
realistisch erwiesen. Die gibt es 
schon deshalb nicht, weil auch die 
Natur ein gerütteltes Maß an Ge- 
fährdungen für uns bereit hält. 


Außerdem kommen wir nicht dar- 
um herum festzustellen, daß die 
Erde für uns eben deshalb so an- 
genehm bewohnbar geworden ist, 
weil wir sie nach unseren Vorstel- 
lungen geformt und genutzt ha- 
ben. Jeder, der meint, eine nicht 
anthropozentrische Ethik entwer- 
fen zu können, darf hier schlicht 
als Träumer bezeichnet werden. 


Und dies ist mit großem Nach- 
druck sowohl der lokalen Politik 
in unserer Republik mit auf den 
Weg zu geben, in der einige heute 
noch glauben, mit Nullwachstum 
und Lastenverteilung auf Grup- 
pen, deren Lasten heute schon un- 
erträglich geworden sind, die Her- 
ausforderungen der gar nicht all- 
zu fernen Zukunft bewältigen zu 
können, wie jenen Träumern, die 
der Menschheit das Tragen von 
Lederbekleidung, Fellen, die 
Ernährung mit tierischen Protei- 
nen, welcher Herkunft auch im- 
mer, verbieten möchten. Ich wage 
hier auch die Feststellung, daß 
auch aus einer etwa staatlich ver- 
ordneten Abstinenz vom Rauchen 
und vom Trinken nichts wird. Ich 
kann mir dies als Nichtraucher 


und mäßiger Trinker erlauben. 


Bei der Behauptung des Lebens- 
raumes, den sich die Menschheit 
nutzbar gemacht hat und den sie 
selbstverständlich nicht etwa 
durch Unverstand wieder verlie- 
ren darf, spielt die Toxikologie - 
die Lehre von den Giften -, die 
hinsichtlich der Gefahren für den 
Menschen, aber auch für die ihm 
anvertraute Umwelt zu bewerten 
ist, eine wichtige Rolle. Leider 
hapert es mit dieser Wissenschaft, 
die noch nicht einmal an allen un- 
seren Universitäten in der Bun- 
desrepublik Deutschland vertreten 
ist und schon gar nicht Eingang in 
die Lehr- und Ausbildungspläne 
derjenigen gefunden hat, die sich 
beruflich mit der Gesundheit be- 
fassen sollen, nämlich der Ärzte. 
Es ist schon grotesk festzustellen, 
daß möglicherweise Kenntnisse 
und Unterweisungen in diesem 
Fachgebiet gar nicht so richtig er- 
wünscht sind, obgleich alle mög- 
lichen Leute mit ihrer Halbbil- 
dung auf diesem Gebiet sehr un- 
geniertt umgehen und sogar 
politische Tagesentscheidungen 
mit ihrer Inkompetenz beeinflus- 
sen. 


In einigen, leider Gottes wenigen 
Fällen, verfügen wir über recht 
gute Daten in bezug auf die Gift- 
wirkung von Chemikalien beim 
Menschen, zum Beispiel immer 
dann, wenn der Mensch an sei- 
nem Arbeitsplatz Giften exponiert 
ist. Das hängt zum Teil mit den 
jahrhundertelangen Erfahrungen 
zusammen, die wir uns im Um- 
gang mit besonderen Chemikalien 
erwerben konnten, beispielsweise 
den bereits erwähnten Metallen. 


Blei ist ein sehr gutes Beispiel 
dafür. Am Beispiel des Bleis kön- 
nen wir außerdem studieren, daß 
selbst trotz jahrhundertelangem 
Umfang bis heute noch nicht alle 
Fragen über die Giftwirkung die- 
ses Metalls befriedigend beant- 
wortet werden können. Wir wis- 
sen zwar in der Zwischenzeit 
recht genau, wieviel Blei für 
Mensch und Tier giftig oder gar 
tödlich ist. Trotzdem ist das, was 
den Pharmakologen und Toxiko- 
logen in der Regel ganz besonders 
interessiert, bis heute noch nicht 
endgültig aufgearbeitet, nämlich 
die Dosiswirkungsbeziehung zwi- 
schen Gift und lebendem Organis- 
mus. Dabei sind wir im Bereich 
der sogenannten Niedrigdosenef- 
fekte dort angelangt, wo wir dar- 
über diskutieren, ob Belastungen 
mit Blei, die in vielen Teilen die- 
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ser Welt als normal und unschäd- 
lich gelten, nicht etwa gerade bei 
unseren Nachkommen, nämlich 
im Kindesalter, Entwicklungs- 
störungen der psychomotorischen 
Funktionen nach sich ziehen kön- 
nen. 


Ein sehr eindrucksvolles Beispiel, 
das uns dann, wenn wir es ernst 
nehmen, vermitteln kann, wie 
sehr wir täglich gefordert sind, 
unter Abwägung toxischer Risi- 
ken, wirtschaftlicher Interessen 
und des vernünftigen Umgangs 
mit den Materialien, die wir nut- 
zen, unseren Lebensraum gesund 
zu erhalten. Auf der anderen Seite 
lehrt das Beispiel möglicherweise 
aber auch, daß offensichtlich der 
lebende Organismus an ganz be- 
stimmte toxische Gefahren in un- 
serer Umwelt adaptiert werden 
kann. Wir können nämlich nicht 
so tun, als ob die Generationen, 
die vor uns gelebt haben und of- 
fensichtlich einer sehr viel höhe- 
ren Bleibelastung ausgesetzt wa- 
ren, als wir heutzutage, allesamt 
als verhaltensgestört und bleiver- 
giftet betrachtet werden müssen. 
Ohne die Adaptation des Lebens an 
die Herausforderungen unserer 
Umwelt ist die Besiedlung der Erde 
mit den unterschiedlichen Exposi- 
tionen überhaupt nicht denkbar. 


In der Zwischenzeit hat sich die 
Analytik von Schadstoffen in un- 
serer Umwelt ganz dramatisch 
verbessert. Während wir in frühe- 
ren Jahrzehnten mehr oder weni- 
ger lediglich aus der täglichen Er- 
fahrung lernen mußten, ob ein 
Platz für unser Leben zuträglich 
war, ob die Nahrungsmittel 
bekömmlich, das Wasser trinkbar 
und die Luft zum Atmen geeignet 
war, können wir heute dank einer 
ungemein verfeinerten Analytik 
für das Leben unzuträgliche Ex- 
positionen ex ante diagnostizie- 
ren. Dazu bedarf es aber dann 
auch der Bewertung der Expositi- 
on im Hinblick auf Gesundheit 
und Wohlergehen. Ganz beson- 
ders eindrucksvolle Beispiele er- 
geben sich in diesem Zusammen- 
hang erneut aus der Betrachtung 
von Metallen, beispielsweise Cad- 
mium oder Quecksilber. 


Oft genug verfügen wir aber nicht 
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über hinreichende Informationen 
über Giftwirkungen beim Men- 
schen. Wir versuchen uns dann 
mit den Erfahrungen zu behelfen, 
die wir mit den einschlägigen Gif- 
ten an anderer lebender Materie, 
beispielsweise beim Tier, machen 
konnten. Dies ist sicherlich 
grundsätzlich kein gutes Verfah- 
ren, schlicht deshalb, weil es zu 
viele Unterschiede der Wirkung 
der Gifte zwischen Mensch und 
Tier gibt. 


Das beginnt mit der einfachen To- 
xokinetik, der Aufnahme, Vertei- 
lung, der metabolischen Behand- 
lung und der Ausscheidung der 
Gifte bei Mensch und Tier, und 
endet nicht allzu selten auch bei 
erheblichen Unterschieden des- 
sen, was wir die Dynamik der 
Gifte nennen können. Wir be- 
trachten heute die sogenannte Na- 
trium-Kalium aktivierbare ATPa- 
se als den Wirkort der natürlichen 
Gifte, die wir ihrer Heilwirkung 
wegen kardiotone Steroide nen- 
nen. 


Trotzdem ist kein Pharmakologe 
oder Toxikologe auf dieser Welt in 
der Lage, zu erläutern, weshalb 
diese Gifte bei der Ratte beispiels- 
weise zentralnervöse Schädigun- 
gen auslösen, bei den meisten 
anderen Tieren - den Menschen 
inbegriffen - aber zu einem Herz- 
stillstand bei Kontraktur der Mus- 
kulatur des Herzens führen. So 
unbefriedigend die Situation ist, 
sie bietet uns unter praktischen 
Gesichtspunkten die Möglichkeit, 
bestimmte Grenzwerte zu formu- 
lieren, unterhalb deren das eine 
oder andere Gift nach menschli- 
chem Ermessen nicht zu Beein- 
trächtigungen von Gesundheit und 
Wohlergehen führen. Dies ist am 
Beispiel bestimmter Pestizide am 
besten zu erläutern, wobei die 
Differenzialtoxizität dieser Gifte 
die Anwendung zur Schädlings- 
bekämpfung möglich macht. 


Hier schließt sich dann der Ring 
unserer Betrachtungen, wenn wir 
über die Anwendung von Giften 
gegen Nager nachzudenken ha- 


Von der Nullbelastung unseres Lebensraums mit Schadstoffen zu träu- 
men hat sich schon immer als unrealistisch erwiesen. 


ben, angesichts der Tatsache, daß 
beispielsweise in München wenig- 
stens so viele Ratten schätzungs- 
weise die Stadt bevölkern wie 
Menschen, wenn wir darüber 
nachdenken, ob und weshalb die 
Pest, die etwas mit der Rattenpla- 
ge zu tun hat, weil sie die Wirte 
für die Überträger jener Flöhe wa- 
ren, die die Pest einmal in die 
menschliche Bevölkerung ge- 
bracht haben, für alle Ewigkeit 
aus unserem Gesichtsfeld ver- 
bannt bleibt. 


Selbst dann ist der Toxikologe ge- 
fragt, wenn Herbizide ausgebracht 
werden sollen, die dem Mais das 
Wachstum in unseren Breiten ge- 
stattet, der nun spät keimt und 
möglicherweise eben auf unseren 
Feldern vom Unkraut überwu- 
chert wird, so daß die Ernte jener 
Kraftnahrung in Gefahr gerät, mit 
der nicht nur die Milch, sondern 
auch das sich allgemeiner Beliebt- 
heit erfreuende Rindersteak er- 
zeugt wird. 


Zugegebenermaßen tritt beim 
letzten Beispiel sicherlich das 
ökonomische Interesse wieder in 
den Vordergrund, und hier hat si- 
cherlich der Toxikologe nicht das 
letzte Wort. Die Entscheidung, 
welche Stoffe wir in unserer Ge- 
sellschaft benutzen wollen, denen 
wir dann zwangsläufig auch aus- 
gesetzt sind, bleibt eine politische 
Entscheidung. Wir wollen aber 
auch gar nicht erst den Verdacht 
aufkommen lassen, die Toxikolo- 
gen dieser Welt wollten der 
Menschheit suggerieren, sie hätte 
alles hinzunehmen, was nicht 
eben mit unseren Methoden als 
toxisch zu erkennen ist. 


In diese Situation geraten wir 
aber langsam, nicht zuletzt durch 
das Beispiel der Anwendung von 
Herbiziden, die in der Landwirt- 
schaft aus ökonomischen Grün- 
den eine große Rolle spielen und 
langsam - was wir eben nicht von 
vornherein ahnten - Einzug 
in unsere Trinkwasserreservoire 
halten. 


Auch hier bedarf es einer politi- 
schen Entscheidung und nicht et- 
wa der Feststellung der Toxikolo- 
gen, daß die Konzentrationen, die 
wir gegenwärtig zu beobachten 
haben, doch keinen Anlaß für 
Kummer geben sollten. Das mag 
toxikologisch begründbar sein. 
Was wir aber in unserem Lebens- 
raum Wasser, Luft und Boden 
hinzunehmen bereit sind, ist poli- 
tisch zu definieren. 


Deutschland 


Zentrales 


Problem ist 


nicht die Pflege- 


versiche 


sondern fe 


IH- 


de Menschen 


Nach Ansicht des Bonner Wissenschaftlers Professor Dr. Reinhold 
Bergler ist Home-care eine zentrale Herausforderung der Gesell- 
schaft der Zukunft. „Die derzeitige Home-care-Situation führt - be- 
halten wir sie bei - voraussehbar in eine Krise mit radikalen psy- 
chologischen und gesellschaftlichen Folgen“, sagte Bergler vor 


Journalisten in Düsseldorf. 


Die Gesellschaft in der Bundesre- 
publik Deutschland leide, so der 
Bonner Psychologie-Professor, in 
vielfältiger Hinsicht an der für die 
Bewältigung aktueller und 
zukünftiger Herausforderungen 
erforderlichen, aber weitgehend 
nicht vorhandenen, Sensibilität 
für Veränderungen. 


Mehr Phantasie und 
Kreativität sind gefragt 


Bergler: „Ich sehe nicht die Pfle- 
geversicherung als das zentrale 
Problem der Zukunft, sondern die 
fehlenden Menschen. Die Pflege- 
versicherung allein stellt keine 
hinreichende Lösung für die vor- 
hersehbare kritische Entwicklung 
dar. Was mich alarmiert, sind die 
fehlende Kreativität und Flexibi- 
lität, die menschliche Lösungen 
vielfach unmöglich machen.“ 


Bergler fordert eine konzentrierte 
Auseinandersetzung mit diesem 
Problem von Politik, Wirtschaft, 
Psychologie, Medizin, aber auch 
der Sozialwissenschaft, Pädago- 
gik und auch Theologie. Voraus- 
sehbaren Risiken kann im Regel- 
fall präventiv begegnet werden 
unter der Voraussetzung, daß 
mehr Phantasie und Kreativität 
persönlich, politisch und auch pri- 


vatwirtschaftlich in die Entwick- 
lung, Erprobung und Durch- 
führung von unterschiedlichsten 
Home-care-Modellen investiert 
wird. 


„Home-care ausschließlich auf 
Basis der Pflege durch ein einzi- 
ges Familienmitglied oder eine 
Sozialstation“, so Bergler, „löst in 
der Zukunft das Problem ‘Home- 
care mit Lebensqualität’ nicht 
mehr.“ 


Fakten zur 
Auseinandersetzung 


Professor Reinhold Bergler, Di- 
rektor des Psychologischen Insti- 
tuts der Universität Bonn, stellte 
einen Katalog von Fakten zusam- 
men, mit denen sich die verschie- 
denen Gruppierungen von Politik 
und Gesellschaft auseinanderset- 
zen müssen. 


Erstens: Das Bild der Gesellschaft 
wird zunehmend von älteren Men- 
schen geprägt, die nicht mehr beruf- 
stätig sind. Die zukünftige Gesell- 
schaft der Rentner entwickelt eine 
eigenständige soziale Dynamik, die 
für den Rest der Gesellschaft zuneh- 
mend merkbarer wird. Im Jahr 2040 
sind bereits 34 Prozent der Bevölke- 
rung älter als 60 Jahre. 


Zweitens: Gegenwärtig haben 1,1 
Millionen Menschen in der Bun- 
desrepublik (das sind 1,4 Prozent 
der Bevölkerung) einen regel- 
mäßigen Pflegebedarf. Unter- 
schiede zwischen alten und neuen 
Bundesländern sind nicht nach- 
weisbar. 


Drittens: Home-care betrifft die 
ganze Lebensspanne. Der Anstieg 
der regelmäßig Pflegebedürftigen 
in jüngeren Jahren (AIDS, Quer- 
schnittslähmung) darf nicht ver- 
nachlässigt werden, auch wenn 
der regelmäßige Pflegebedarf mit 
fortschreitendem Lebensalter, ins- 
besondere ab dem 75. Lebensjahr, 
deutlich zunimmt. 


Das Problem 
der sozialen Isolation 


Viertens: Alte Menschen leben 
zunehmend in Zwei- bzw. Ein- 
Personen-Haushalten. Damit er- 
höht sich die Wahrscheinlichkeit, 
daß soziale Isolation und Verein- 
samung zu alltäglichen Dauer- 
stressoren und permanenten Aus- 
lösern immunsuppressiver Reak- 
tionen werden. Außerdem steigt 
das Anspruchsniveau an medizini- 
sche, pflegerische und psycholo- 
gische Betreuung bei alleinleben- 
den Menschen radikal an. 


Fünftens: Die Lebensqualität 
von Menschen mit einem regel- 
mäßigen Pflegebedarf wird 
durch die Qualität der Woh- 
nungsausstattung erhöht. In der 
Mehrzahl der Fälle ist zwar eine 
standardgerechte Grundausstat- 
tung der Wohnung gegeben, 
doch darf jener Teil pflegebe- 
dürftiger Personen nicht ver- 
nachlässigt werden, der zum 
Beispiel über keine Zentralhei- 
zung (29 Prozent), keinen Tele- 
fonanschluß (20 Prozent), kein 
Badezimmer und auch keine In- 
nentoilette (10 Prozent) verfügt. 
Eine behindertengerechte Woh- 
nungsausstattung liegt allerdings 
nur bei einer Minorität vor. 


Sechstens: Familienangehörige 
wie Partner oder Töchter erbrin- 
gen den größten Teil aller Pfle- 
geleistungen und erleben 
großenteils ein Übermaß an psy- 
chischer Belastung. Pflegende 
Familienangehörige sind in ho- 
hem Ausmaß durch ihre Pflege- 
leistungen gefordert und in 
ihren persönlichen Freiräumen 
privater und beruflicher Lebens- 
gestaltung massiv beeinträch- 
tigt. 


Bei einem weiteren Anstieg pfle- 
gebedürftiger Personen und 
gleichzeitiger Abnahme des fami- 
liären Pflegepersonals ist das zen- 
trale Problem der Zukunft nicht 
die Pflegeversicherung, sondern 
die fehlenden Menschen. 


Immer häufiger pflegen 
Altere ältere Menschen 


Hinzu kommt, daß auch die pfle- 
genden Familienangehörigen im- 
mer älter werden: Ältere Men- 
schen werden wesentlich durch äl- 
tere Menschen gepflegt werden 
müssen. Dies fordert mehr Krea- 
tivität bei der Entwicklung von 
Modellen, Home-care-Leistungen 
bei gleichzeitigem Abbau vielfach 
unerträglicher persönlicher Bela- 
stungen und Konflikte zu erbrin- 
gen. 


Siebtens: Home-care mit Lebens- 
qualität ist für alle Beteiligten un- 
ter den gegenwärtigen Rahmenbe- 
dingungen nur in beschränktem 
Umfang gewährleistet. Die gegen- 
wärtigen Stützen der häuslichen 
Pflege sind die immer älter wer- 
denden und quantitativ abneh- 
menden Familienangehörigen so- 
wie die Mitarbeiter von Sozialsta- 
tionen. Beide sind physisch und 
psychisch weitgehend überlastet, 
was gravierende negative Rück- 
wirkungen auf Patienten und die 
pflegenden Menschen hat. 


Achtens: Das Schrumpfen des fa- 
miliären Pflegepotentials ist kein 
typisch deutsches Problem, son- 
dern auch in anderen Ländern Eu- 
ropas feststellbar. Ein Vergleich 
der Situation in den Jahren 1961 
und 1990 verdeutlicht allerdings, 
daß Deutschland mit einer Minde- 
rung des familiären Pflegepotenti- 
als um 41 Prozent Spitzenreiter 
ist. Auf den nächsten Plätzen fol- 
gen - etwas überraschend wegen 
des hohen Grades der Bindung 
von Menschen an ihre Familien - 
Spanien (38 Prozent), Portugal 
(36 Prozent), Luxemburg (34 Pro- 


zent) und Italien (30 Prozent). DO 
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Gentechnik - 
eine unverzicht- 
bare Methode 


Noch nie war sich die Wissenschaft so einig: „Wenn jetzt zum er- 
sten Mal die Hoffnung besteht, zahlreiche lebens- und gesundheits- 
bedrohende medizinische Probleme, für die es lange Zeit keine Hoff- 
nung gab, zu lösen, so ist dies zu einem sehr großen Teil auf die Ent- 
wicklung der Gentechnologie zurückzuführen“, heißt es in einer 
gemeinsamen Erklärung der Präsidenten aller großen deutschen 
Forschungseinrichtungen. Auch deutsche Unternehmen sehen in der 
Gentechnik eine unverzichtbare Methode, um neue Medikamente 
gegen bisher nicht therapierbare Krankheiten zu entwickeln und 
die - angesichts der explosiv wachsenden Weltbevölkerung - immer 
gravierender werdenden Ernährungsprobleme in den Griff zu be- 
kommen. Deshalb wird in deutschen Unternehmen weltweit mit die- 
ser neuen biologischen Technik geforscht. Erste Erfolge sind bereits 


in Sicht. 


Wer vor Jahren die letzten kurz 
vor ihrem Tod veröffentlichten 
Bilder von Rita Hayworth sah, 
war erschüttert. Die Alzheimer- 
Krankheit hatte die strahlende 
Schönheit, von den vierziger bis 
zu den sechziger Jahren gefeierter 
Star in mehr als 60 Filmen, in ein 
menschliches Wrack verwandelt. 
Viele Menschen in aller Welt hör- 
ten damals zum ersten Mal den 
Namen des deutschen Neurologen 
Alois Alzheimer. Er hatte um 
die Jahrhundertwende die alters- 
bedingte degenerative Erkrankung 
des Zentralnervensystems ent- 
deckt. Sie beruht auf dem zuneh- 
menden Absterben von Nervenzel- 
len und führt schließlich zum 
völligen Verlust der geistigen 
Fähigkeiten des Betroffenen 
(„Hirnversagen‘“‘). Die Kranken ge- 
hen, wie es ein Mediziner drastisch 
formulierte, „auf eine demütigen- 
de Höllenfahrt“ - so unaufhaltsam 
wie das Alter selbst. Es fällt ihnen 
immer schwerer, sich selbst an die 
einfachsten Dinge zu erinnern - et- 
wa an ihren Wohnort -, sich in ih- 
rer Umwelt zu orientieren, im Ge- 
spräch die richtigen Worte zu fin- 
den oder die Vorgänge um sie 
herum zu verstehen. Alles das 
wird immer schlimmer: Binnen 
weniger Jahre tritt ein völliger 
geistiger Verfall ein - sie können 
nicht mehr denken, nicht mehr 
sprechen und vernünftig handeln 
und sind vollständig auf die Hilfe 
ihrer Mitmenschen angewiesen. 
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Die Mediziner bezeichnen diese 
Störungen, die in der Regel erst 
nach dem 50. Lebensjahr einset- 
zen, als „senile Demenz“. Sie 
macht vor niemandem halt: Der 
ehedem wortgewaltige SPD-Poli- 
tiker Herbert Wehner wurde eben- 
so ihr Opfer wie der mehrfache 
Boxweltmeister Sugar Ray Robin- 
son. Und sie ist beileibe keine 
„Zeiterscheinung“: Deutschlands 
größter Denker aller Zeiten, 
Immanuel Kant, hat in seinen 
letzten Jahren ebenfalls nicht 
mehr klar denken können - auf- 
grund von Alzheimer. 


Das Gesicht einer 
schrecklichen Krankheit 


Die Zahl der Alzheimer-Kranken 
- in Deutschland auf rund 
600 000, in den USA auf zwei bis 
vier Millionen geschätzt - wird 
sich nach Expertenmeinung bis 
zum Jahr 2000 verdoppeln und in 
den darauffolgenden Jahrzehnten 
weiter vervielfachen, sofern die 
Medizin nicht weiterkommt. Be- 
reits jetzt ist in den Industrielän- 
dern jeder Zehnte über 65 Jahre 
von der Alzheimer-Krankheit be- 
droht - unheilvolle Aussichten für 
den erhofften schönen Lebens- 
abend. Bayer-Forscher glauben, 
Licht in das Dunkel um die bisher 
unbekannten Ursachen dieser 
fürchterlichen Krankheit bringen 
zu können. „Zwar ist es noch 


nicht heller als der Schein einer 
Taschenlampe“, meint dazu Dr. 
Axel Unterbeck, einer der Alzhei- 
mer-Experten von Bayer, „aber es 
wird doch immer stärker. Denn 
wir sind den Mechanismen dieser 
Krankheit auf der Spur.“ 


Jüngste Erkenntnisse der Bayer- 
Pharmaforscher, in Kooperation 
mit weltbekannten Gentechnolo- 
gen gewonnen, lassen hoffen, die 
Ursachen in naher Zukunft auf- 
klären zu können, um daraus dann 
spezifische Diagnose- und Thera- 
pieansätze zu entwickeln. 


Gentechnik ermöglicht 
erstes Testmodell 


Charakteristisch für die Alzhei- 
mersche Erkrankung ist die Abla- 
gerung sogenannter Amyloid-Pla- 
ques in wichtigen Abschnitten des 
Gehirns (von griech. amylon = 
Stärkemehl und -eides = ähnlich). 
Das sind Eiweißstoffe (Proteine), 
die sich zu unlöslichen, faserför- 
migen Ablagerungen - den Pla- 
ques - verdichten. Der Eiweiß- 
stoff, der im Gehirn von Alzhei- 
mer-Kranken gefunden wurde, 
wird b-Amyloid-Protein oder 
auch A4-Protein genannt. 


Die mit Bayer zusammenarbeiten- 
den Wissenschaftler Professor Dr. 
Konrad Beyreuther vom Moleku- 
larbiologischen Zentrum der Uni- 
versität Heidelberg und Professor 
Dr. Benno Müller-Hill von der 
Universität Köln haben schon vor 
Jahren Gene entdeckt, die offen- 
sichtlich für die Produktion des 
unerwünschten A4-Proteins im 
Gehirn verantwortlich sind. Sie 
sitzen auf dem Chromosom 21, 
das auch bei Mongolismus eine 
Rolle spielt. 


Die entscheidende Frage, die sich 
die Bayer-Pharmaforscher nun 
stellten, war diese: Sind die Abla- 
gerungen Ursache oder lediglich 
Folge der Erkrankung? Denn: 
Wären sie tatsächlich die Ursache, 
könnte ihre Verminderung oder 
sogar Verhinderung durch eine 
wirksame Prophylaxe beziehungs- 
weise Therapie den Ausbruch der 
Krankheit zumindest bis ins hohe 
Lebensalter hinein verzögern be- 
ziehungsweise sie überhaupt nicht 
zum Ausbruch kommen lassen. 
Aber wie soll man das testen? So 
beklagte noch kürzlich der deut- 
sche Alzheimer-Experte Dr. Gün- 
ter Krämer: „Leider gibt es kein 
passendes Tiermodell der Alzhei- 
mer-Krankheit, so daß man sie 


nicht experimentell erzeugen 
kann. Daher ist die Wissenschaft 
nach wie vor auf die Untersu- 
chung menschlicher Gehirne an- 
gewiesen. Noch immer gilt, daß 
die Alzheimer-Krankheit mit ab- 
soluter Sicherheit nur durch eine 
Hirnbiopsie (Gewebsentnahme zu 
Lebzeiten des Kranken) oder 
durch eine neuropathologische 
Untersuchung des Gehirns nach 
dem Tod der Betroffenen festge- 
stellt werden kann.“ 


Hoffnung 
auf die Gentechnik 


Dank der Gentechnik gibt es 
Hoffnung auf das von der Wis- 
senschaft bisher schmerzlich ver- 
mißte Tiermodell, so daß sich die 
Frage nach Ursache oder Folge 
möglicherweise schon bald beant- 
worten lassen wird. Dann könnten 
an einem solchen Modell erstmals 
auch mögliche Wirkstoffe gegen 
die heimtückische Krankheit ge- 
testet werden. 


Mit gentechnischen Methoden ist 
es Bayer-Forschern im Pharma- 
forschungszentrum West Haven - 
es liegt im High-Tech-Zentrum 
New York-Boston an der ameri- 
kanischen Ostküste - gelungen, 
das für die A4-Protein-Produkti- 
on verantwortliche menschliche 
Gen in Mäuse zu übertragen. Ein 
entscheidendes Experiment mit 
dem Ziel, die Bildung von Amy- 
loid-Plaques im Gehirn von 
„transgenen“ Mäusen zu veran- 
lassen. 


Dr. Unterbeck: „So kann nun erst- 
mals festgestellt werden, ob Mäu- 
se mit Plaques eine verstärkte 
Zerstörung von Nervenzellen mit 
einhergehendem Funktionsverlust 
des Gehirns aufweisen. Diese Ex- 
perimente werden uns also zum 
ersten Male Aufschluß darüber 
geben, ob die Plaque-Bildung 
kausal an der Alzheimerschen 
Krankheit beteiligt ist. Sollte dies 
tatsächlich zum Tod der Nerven- 
zellen führen, dann stellen die 
transgenen Mäuse ein aussage- 
kräftiges und spezifisches Test- 
modell zur Identifizierung und 
Prüfung möglicher neuer Arznei- 
mittel gegen die fürchterliche 
Krankheit dar.“ 


Ohne die Gentechnik wäre es 
auch in Zukunft unmöglich, den 
Erkrankungsprozeß, der im Men- 
schen über viele Jahre abläuft, 
aufzuklären und wirksame Medi- 
kamente zu finden. Dr. Axel Un- 


terbeck: „Die transgenen Tiere 
aber ermöglichen es, den Einfluß 
eines Wirkstoffs auf die Krankheit 
innerhalb weniger Wochen erken- 
nen zu lassen.“ 


Auch im Kampf gegen viele an- 
dere Krankheiten bietet die Gen- 
technik Möglichkeiten, die noch 
vor wenigen Jahrzehnten für uto- 
pisch gehalten wurden. Deshalb 
sieht Bayer im Pharmabereich die 
größten Chancen für ihren wirksa- 
men Einsatz. Die Ziele sind abge- 
steckt. Sie erläutert Dr. Horst 
Meyer, verantwortlich für alle 
weltweiten Forschungs- und Ent- 
wicklungsaktivitäten im Bayer- 
Geschäftsbereich Pharma: „Zum 
einen wollen wir mit Hilfe der 
Gentechnik bisher nicht erklärba- 
ren Krankheitsmechanismen auf 
die Spur kommen. Denn erst 
wenn man die Ursachen einer 
Krankheit kennt, kann man sie 
wirksam therapieren. Zum ande- 
ren wollen wir mit der Gentechnik 
wirksame Testmodelle für das 
Auffinden neuer, origineller Me- 
dikamente entwickeln. Und zum 
dritten geht es uns natürlich auch 
darum, körpereigene Wirkstoffe 
gentechnisch herzustellen, die 
durch konventionelle Synthese 
nicht zu erhalten sind.“ 


Geheimnisse des 
Lebens entschlüsselt 


Vor mehr als hundert Jahren war, 


das ganz anders. Da hieß es: Man 
salbe sich die Stirn mit einer Mi- 
schung aus „dörrem Ziegen-Koth, 
Eßig und Rosen-Ohl“ oder trinke 
„Roßknödelsaft“, das ist die aus 
frischem Pferdemist ausgepreßte 
Flüssigkeit. Mit derlei deftigen 
Empfehlungen wartete die Volks- 
medizin auf, wenn es unsere Vor- 
fahren vor Kopfschmerzen oder 
Bauchgrimmen nicht mehr auf 
den Beinen hielt. Die Mühen, sich 
nach solchen wenig appetitlich 
anmutenden Rezepturen obskure 
Mixturen gegen Migräne oder 
Magenschmerzen selbst zusam- 
menmischen zu müssen, sind vor- 
bei. Wir haben es bequemer: Win- 
zige Tabletten und Kapseln, Dra- 
gees und Zäpfchen enthalten 
geballte Ladungen hochkonzen- 
trierter Wirkstoffe, die den Namen 
auch verdienen. Doch allen Erfol- 
gen zum Trotz: Von den rund 


Gentechnik ermöglicht die Über- 
tragung fremder Gene auf leben- 
de Zellen, zum Beispiel auf Bak- 
terien. 


30 000 uns heute bekannten 
Krankheiten ist bislang nur ein 
Drittel medikamentös zu behan- 
deln - und von diesem Drittel wie- 
derum die meisten nur in ihren 
Symptomen, nicht aber kausal, 
das heißt in ihren Ursachen. Die- 
se Ursachen lagen bisher auch bis 


auf wenige Ausnahmen im dun- 
keln. Erst seitdem es der Wissen- 
schaft - im interdisziplinären Zu- 
sammenspiel von Zell- und Mole- 
kularbiologie, von Chemie und 
Biochemie - gelungen ist, einen 
gewichtigen Teil der Geheimnisse 
unseres Lebens zu entschleiern, 


ist es möglich, den Mechanismen 
vieler Krankheiten auf die Spur zu 
kommen. 


Dabei rückten vor allem bestimm- 
te Substanzen in den Brennpunkt 
des Interesses, die in unserem 
Körper eine Vielzahl von Funk- 
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tionen erfüllen: die Eiweiße oder 
Proteine. Fehlen bestimmte Pro- 
teine oder sind sie fehlerhaft, 
dann ist der Organismus gestört. 
Wir sind krank. Diesen Zusam- 
menhang konnte die Wissenschaft 
bereits bei einer Reihe von Krank- 
heiten aufdecken. So fehlt Blutern 
der lebenswichtige Faktor VIII, 
ein Protein, das bei Verletzungen 
das Blut gerinnen läßt und damit 
die Wunde schließt. Diabetikern 
fehlt das Insulin, den Zwergwüch- 
sigen das Wachstumshormon. 


Fehlen Proteine, 
sind wir krank 


Aber auch ein Zuviel an Proteinen 
führt zu Störungen. So kann eine 
überschüssige Produktion des 
Proteins TNF - Abkürzung für Tu- 
mor-Necrose-Faktor - den lebens- 
bedrohlichen „septischen Schock“ 
auslösen. Was liegt also beim Feh- 
len eines Proteins als Krankheits- 
ursache näher, als es dem Kran- 
ken in ausreichendem Maße zuzu- 
führen. 


Viele Proteine lassen sich jedoch, 
wenn überhaupt, nur sehr schwer 
herstellen. Ein Beispiel ist der - 
allerdings nicht von Bayer herge- 
stellte - sogenannte Gewebeplas- 
minogenaktivator, bekannter unter 
seinem Kürzel TPA (von engl. tis- 
sue plasminogen activator). Die- 
ses Protein - ein sogenanntes Fi- 
brolytikum, das in der Lage ist, 
Gerinnsel in den Blutgefäßen auf- 
zulösen - kommt zwar im 
menschlichen und tierischen Kör- 
per vor, aber nur in kleinsten 
Mengen. Um ein einziges Gramm 
des begehrten Stoffes zu gewin- 
nen, müßten die Herzen von 
40 000 Schweinen verarbeitet 
werden. TPA soll beim akuten 
Herzinfarkt den infarktauslösen- 
den Blutpropfen in den Herz- 
kranzgefäßen schnell und gezielt 
auflösen. Ein weiteres Beispiel 
sind die Interferone, körpereigene 
Regulationsproteine mit virus- 
und zellhemmender Wirkung. Sie 
sind „speziesspezifisch“, das 
heißt, sie wirken nur in dem Orga- 
nismus, von dem sie auch gebildet 
werden. Das aber bedeutet: Für 
die Behandlung - beispielsweise 
von Krebs - müssen menschliche 
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In Rührbehältern werden tierische Zellen oder Mikroorganismen ver- 
mehrt. Sie enthalten die Erbinformation. 


Interferone eingesetzt werden. Sie 
können aber nicht in ausreichen- 


der Menge gewonnen werden. 
Chemisch-synthetisch lassen sich 


Mit Hilfe von Chromatographie- 
Säulen wird das Genprodukt 
Faktor VIII durch einen Trenn- 
prozeß gewonnen. 


Pflanzenschutzforschung in Mon- 
heim: Pflanzen werden auf Schäd- 
lingsfraß untersucht. 


solche Proteine nach dem heuti- 
gen Wissensstand überhaupt noch 
nicht herstellen. Die Gentechnik 
macht es möglich, diese körperei- 
genen Proteine nun auch in größe- 
ren Mengen zu produzieren. 


Bei Miles werden die molekularbiologischen Grundlagen der Virus- 
infektionen durch Rhinoviren erforscht. 


Gentechnisch hergestellte Leucht- 
bakterien, die eine Belastung der 
Kläranlagen anzeigen. 


Weltweit wird derzeit in rund 700 
Firmen an weit mehr als 250 Pro- 
jekten gearbeitet, „menschliche“ 


Arbeiten am Zellsortierer. Unten: Eine Mikropipette implantiert fremde 
Gene in die Zelle. Die DNA-Substanz trifft genau den Kern. 


Eiweiß-Moleküle 


gentechnisch 
oder zellbiologisch herzustellen. 
Erste Produkte sind bereits zuge- 


lassen. Zum Beispiel das Insulin, 
das zur Behandlung der Zucker- 
krankheit verwendet wird. Es 
konnte bislang nur aus Tiergewe- 
be gewonnen werden. Mit dem 
körpereigenen Insulin - es wird 
von Hefezellen produziert - wer- 
den weniger Nebenwirkungen er- 
wartet. 


Körpereigene 
Proteine nun herstellbar 


Auch bei Bayer ist das erste gen- 
technisch hergestellte Produkt in 
Sicht. Spätestens im kommenden 
Jahr wird es auf dem Markt sein. 
Dazu ein Sprung an die San Fran- 
cisco Bay - nach Berkeley/USA. 
Silicon Valley, die Wiege der Mi- 
kroelektronik, liegt gleich um die 
Ecke. Hier haben sich viele der 
amerikanischen Gentechnik-Fir- 
men angesiedelt. So auch Gen- 
tech, das wohl bekannteste und 
bisher erfolgreichste Unterneh- 
men. 


In Berkeley hat das ehemalige Fa- 
milienunternehmen Cutter Labo- 
ratories, das schon seit 1974 zur 
Bayer-Gruppe gehört, seinen Sitz 
- seit 1897. Nach vielen Jahren 
der Impfstoff-Herstellung begann 
Cutter im Jahr 1942 als erstes Un- 
ternehmen der Welt, auf industri- 
ellem Wege Blutplasma zu verar- 
beiten. Heute ist es als Cutter Bio- 
logical der Miles Inc. einer der 
weltgrößten Hersteller hochwerti- 
ger Blutplasma-Fertigpräparate. 
Rund 1,7 Millionen Liter Blut- 
plasma - in Plasma-Zentren in den 
USA aus Spenderblut gewonnen 
und sorgfältig kontrolliert - wer- 
den jährlich in verschiedenen Pro- 
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duktionsstätten verarbeitet. Eines 
der wichtigsten Präparate hilft 
Blutern, ein „normales“ Leben zu 
führen - ohne ständige Angst vor 
dem Verbluten schon bei der 
kleinsten Wunde. Es ist der An- 
tihämophile Faktor (AHF) VIII, 
jener Blutgerinnungsfaktor, der 
Blutern am häufigsten fehlt. Einer 
von 10 000 Männern leidet an 
dieser Erbkrankheit, die aufgrund 
der chromosomalen Unterschiede 
zwischen Mann und Frau fast aus- 
schließlich Männern vorbehalten 
ist. Derzeit sind weltweit nicht 
einmal ein halbes Dutzend Blute- 
rinnen bekannt. 


Hilfe für Bluter in 
aller Welt: Faktor VIII 


Weltweit gibt es nach Schätzun- 
gen derzeit 200 000 Bluter, davon 
6000 in Deutschland und 20 000 
in den USA. Mit Hilfe der Gen- 
technik läßt sich dieses lebens- 
wichtige Protein unabhängig von 
Blutplasma herstellen. Gentech- 
Wissenschaftlern war es gelun- 
gen, das für die Synthese von Fak- 
tor VII zuständige Gen im 
menschlichen Erbgut ausfindig zu 
machen und zu entschlüsseln. Ihre 
Kollegen bei Miles und Bayer ha- 
ben ein wirtschaftliches Produkti- 
onsverfahren für die gentechni- 
sche Herstellung des Proteins ent- 
wickelt. 


Wenn man das entsprechende Gen 
in ihr Erbgut einbaut, stellen Bak- 
terien- und Hefezellen gehorsam 
zusätzlich zu ihren eigenen Stoff- 
wechselprodukten auch das frem- 
de Produkt her - sofern es nicht 
ihre Fähigkeiten übersteigt. So 
kann man von ihnen nur die Pro- 
duktion kleinerer Proteine wie et- 
wa des Insulins erwarten. Dieses 
den Blutzuckerspiegel regulieren- 
de Hormon setzt sich aus nur 51 
Aminosäuren zusammen. 


Faktor VIII dagegen ist eines der 
größten und komplexesten Protei- 
ne, die bislang charakterisiert 
worden sind, aufgebaut aus 2332 
Aminosäuren und Zuckerresten. 
Seine Produktion überfordert je- 
des Bakterium, weil Bakterien 
nicht in der Lage sind, Proteine 
mit Zuckerresten zu verknüpfen. 
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Das Foto zeigt Pilz-Granulate, die auf Wasseragar ausgelegt sind. Auf 
Basis des Pilzes Metarhizium wird ein Präparat als biologisches Insek- 
tizid gegen Schädlinge im Boden geprüft. 


Daher mußten die Bayer-Wissen- 
schaftler die bis dato noch in den 
Kinderschuhen steckende großtech- 
nische Säugetier-Zellkulturtechnik 
aufbauen. Mit Erfolg: Bereits seit 
1988 wird der gentechnisch herge- 
stellte Faktor VIII in zahlreichen 
Ländern der Erde klinisch geprüft. 
Ein neuer Produktionsbetrieb zur 
Herstellung des Medikaments ist be- 
reits gebaut, startklar für den Tag 
eins nach der Zulassung durch die 
Gesundheitsbehörden. In Zukunft 
wird es damit eine gesicherte Ver- 
sorgung von garantiert keimfreiem 
Faktor VIII geben, da er nun unab- 
hängig von Humanplasma herge- 
stellt wird. 


Völlig neue therapeuti- 
sche Möglichkeiten 


In Berkeley und in West Haven 
arbeiten Bayer/Miles-Molekular- 
und- Zellbiologen auch an 
der Entwicklung verschiedener 
monoklonaler Antikörper, die völ- 
lig neue therapeutische und dia- 
gnostische Möglichkeiten eröff- 
nen. Rund um die Uhr sind wir 
von körperfremden Substanzen 
umgeben. Wenn sie es schaffen, in 
unseren Körper einzudringen und 
das Abwehrsystem zu überwälti- 
gen, werden wir krank. Eine be- 
stimmte Gruppe von körperfrem- 
den Substanzen schafft es offen- 


sichtlich immer wieder, alle Bar- 
rieren unserer Abwehrkräfte zu 
überwältigen. 


Zum Beispiel die Rhinoviren 
(griech. rhis, Genitiv rhinos = Na- 
se). Gelingt es ihnen, an bestimm- 
ten Rezeptoren auf der Oberfläche 
jener Zellen anzudocken, die un- 
sere Nasenschleimhäute bilden, 
und auf diese Art ins Zellinnere 
zu gelangen, dann beginnt mit 
ihrem Erfolg unser Leiden: An 
rund 40 Prozent der Erkältungs- 
krankheiten sind Rhinoviren 
schuld. Außerdem können sie 
schwere chronische Asthmaleiden 
auslösen. Miles-Forschern ist es 
kürzlich gelungen, den Rhino- 
virus-Rezeptor zu identifizieren. 
Seitdem sind sie bereits eine 
ganze Reihe von Schritten weiter- 
gekommen: Mit Hilfe der Gen- 
technik können sie heute sowohl 
das gesamte Rezeptor-Molekül als 
auch einzelne Fragmente dieses 
Moleküls herstellen. Sie verfolgen 
nun zwei unterschiedliche Strate- 
gien, damit unsere Nase das Lau- 
fen verlernt. 


Strategie 1: Die gentechnisch her- 
gestellten Rezeptormoleküle wer- 
den selbst als biologische Wirk- 
stoffe eingesetzt. Wenn das Rhi- 
novirus auf ein „empfängliches“ 
Molekül stößt, gibt es sofort sei- 
ner Neigung nach, anzudocken. 
Dann sitzt es fest und kann nicht 
mehr an die „echten“ Rezeptoren 
binden und ins Innere der Nasen- 
schleimhautzellen eindringen. Er- 
ste Experimente in Zellkulturen 
haben gezeigt, daß diese Täu- 
schung gelingt: Die Infektiosität 
der Rhinoviren war um den Faktor 
1000 herabgesetzt. 


Strategie 2: Die gentechnisch her- 
gestellten Rezeptormoleküle wer- 
den in großen Mengen auf die 
Oberfläche von Zellkulturen auf- 
gebracht. Damit bilden diese Zel- 
len ein effektives und schnelles 
Testsystem, um andere Substan- 
zen - natürlichen Ursprungs oder 
aus der Retorte - auf ihre Wirkung 
gegen die gefürchteten Erkäl- 
tungsviren zu testen. Um uns trie- 
fende Nasen und tränende Augen 
in Zukunft zu ersparen, muß - 
darüber sind sich die Wissen- 
schaftler einig - noch viel Grund- 
lagenforschung betrieben werden. 


Gentechnische Grundlagenfor- 
schung wird auch in anderen 
Schwerpunktgebieten der Bayer- 
Pharmaforschung großgeschrie- 
ben. Zwar gibt es gegen viele 
Krankheiten bereits wirksame 


Medikamente. Die meisten von 
ihnen aber kurieren nur die Sym- 
ptome. Nun will man den Ursa- 
chen vieler Erkrankungen auf den 
Grund gehen und die Mechanis- 
men aufklären, die zum Ausbruch 
der Krankheit führen, um später 
dann Medikamente zu finden, die 
mit der Erkrankung ein für alle- 
mal Schluß machen. 


Intensive Ursachenfor- 
schung mit Gentechnik 


Dazu Dr. Wolf-Dieter Busse, Lei- 
ter der Pharmaforschung im älte- 
sten Bayer-Pharmaforschungszen- 
trum in Wuppertal: „In der Ent- 
wicklung der gentechnischen 
Grundlagenforschung sehen wir 
ein großes Potential für die 
Bekämpfung wichtiger Volks- 
krankheiten. Wir konzentrieren 
uns dabei neben der in ihrer Häu- 
figkeit drastisch zunehmenden 
Alzheimer-Krankheit vor allem 
auf die Arteriosklerose und auf 
AIDS.“ 


So haben die Bayer-AIDS-For- 
scher in Wuppertal mit Hilfe der 
Gentechnik einfache und sichere 
Testmodelle entwickelt, mit denen 
sie - gemeinsam mit ihren Wis- 
senschaftskollegen der Hoechst 
AG in Frankfurt, mit denen sie 
auf dem Gebiet der AIDS-For- 
schung zusammenarbeiten - nach 
Wirkstoffen gegen das Enzym 
HIV-Protease suchen. Die HIV- 
Protease spielt eine Schlüsselrolle 
in den Vermehrungsmechanismen 
des teuflischen AIDS-Virus HIV 
(Human Immunodeficiency Vi- 
rus). Ließe sie sich ausschalten, 
könnte sich der Erreger der tödli- 
chen Immunschwäche-Krankheit 
nicht weiter vermehren. 


Busse: „Wir haben in Kooperati- 
on mit unseren Hoechster Kolle- 
gen bereits einige Substanzen 
entdecken können, die in Zellkul- 
turen eine vielversprechende Wir- 
kung zeigen. Bis zu einem Thera- 
peutikum bleibt jedoch noch ein 
weiter Weg.“ 


Arteriosklerose - 
eine Fehlsteuerung? 


Viel mehr Angst als vor AIDS ha- 
ben Millionen Menschen in der 
Welt vor Arteriosklerose oder 
Atherosklerose, im Volksmund re- 
spektlos Arterienverkalkung ge- 
nannt. Dies ist eine unheilvolle 
Verengung unserer Gefäße, die 
bei einem totalen Verschluß den 


gefürchteten Herzinfarkt auslöst. 
Immerhin ist sie in fast allen In- 
dustrieländern Todesursache 
Nummer eins. Jeder Zweite stirbt 
an durch Arteriosklerose ausgelö- 
sten Herz-Kreislauf-Erkrankun- 
gen. 1987 waren dies in der Bun- 
desrepublik Deutschland über 
340 000 Bundesbürger, die Ein- 
wohner einer Großstadt wie Wup- 
pertal (zum Vergleich Krebs: 
166 000 Tote). 


Vor AIDS kann man sich schüt- 
zen - wie aber sollen wir uns vor 
Arteriosklerose schützen? Be- 
kannt ist, daß die Verengung der 
Blutgefäße durch eine Reihe von 
Risikofaktoren begünstigt wird. 
Zwei davon sind unvermeidbar: 
Alter und Geschlecht. Männer 
sind ungleich häufiger gefährdet 
als Frauen. Daneben gibt es ande- 
re, die durchaus vermieden wer- 
den könnten: falsche Ernährung, 
Übergewicht, Bewegungsmangel, 
Streß, Rauchen usw. Die Risiko- 
faktoren erhöhen - der Name sagt 
es - das Risiko der Arteriosklero- 
se. Ausgelöst aber wird sie, so 
vermutet man, durch eine bioche- 
mische Fehlsteuerung. Die Bayer- 
Herz-Kreislauf-Spezialisten im 
deutschen Pharmaforschungszen- 
trum Wuppertal gehen derzeit die- 
sen Vermutungen auf den Grund. 
Mit Hilfe der Gentechnik, so hof- 
fen sie, wird es ihnen gelingen, 
die „innerbetrieblichen‘“ Faktoren 
zu finden, die zu dieser Fehlsteue- 
rung führen. 


Grundlagenforschung steht der- 
zeit auch noch ganz obenan auf 
dem Gebiet des Pflanzenschutzes. 
Denn: „Gegenüber der Gentech- 
nik in Medizin und Pharmafor- 
schung steckt die ‘grüne’ Gen- 
technik geradezu noch in den 
Kinderschuhen“, erklärt Dr. Paul 
Reinecke, Leiter des Instituts für 
Biotechnologie im Pflanzen- 
schutzzentrum Monheim. Den- 
noch aber zeichnen sich schon er- 
ste Erfolge ab. 


Vor allem auf dem Gebiet der 
Entwicklung von Pflanzen mit ei- 
ner verbesserten Widerstands- 
fähigkeit gegen Unkrautbekämp- 
fungsmittel (Herbizide) - Fach- 
ausdruck: Herbizidresistenz - 
beginnen die Bayer-Forscher, der 
neuen Technik die Kinderschuhe 
abzustreifen. In der Entwicklung 
herbizidresistenter Pflanzen sieht 
Dr. Reinecke eine der wesentli- 
chen Zukunftsaufgaben. Denn: 
„Das wäre ein bedeutender Schritt 
zu einem ‘intelligenteren’ Einsatz 
der Chemie.“ 


Gentechnik für den 
Schutz von Nutzpflanzen 


Das Problem heißt Selektivität. 
Herbizide gegen unerwünschten 
Pflanzenwuchs finden in den 
Nutzpflanzen, zu deren Schutz sie 
entwickelt worden sind, eine 
natürliche Resistenz. Das bedeu- 
tet: Sie bekämpfen nur die uner- 
wünschten Schadpflanzen und 
schützen damit zugleich die er- 
wünschte Nutzpflanze. Bei ande- 
ren Nutzpflanzen, die diese Resi- 
stenz nicht besitzen, kann das 
Herbizid nicht oder nur sehr ein- 
geschränkt eingesetzt werden - 
beispielsweise bevor die Saat auf- 
gegangen ist (Fachausdruck: Auf- 
lauf). Es ist dort nicht „selektiv“. 


Die Verbesserung der Selektivität 
mit Hilfe der Gentechnik, also die 
Veränderung der Nutzpflanze zu 
einer höheren Unempfindlichkeit 
gegenüber dem Herbizid, bringt 
eine ganze Reihe von Vorteilen. 
Beim Anbau der Pflanzen kann 
der Landwirt erheblich flexibler in 
seinen Maßnahmen zu ihrem 
Schutz reagieren - besonders 
dann, wenn mangelnde Selekti- 
vität eines Herbizids ihn sonst zu 
zeitlichen Einschränkungen 
zwingt. Sicherlich liegt der Vorteil 
nicht in überhöhten Aufwandmen- 
gen, die der Landwirt ausbringen 
könnte - seine Kosten würden 
dann nur unnötig steigen. „Im Ge- 
genteil“, erläutert Dr. Reinecke. 
„Die Aufwandmengen einer di- 
rekten Schadpflanzen-Behand- 
lung liegen in der Regel niedriger, 
als wenn eine vorsorgliche Be- 
handlung vor dem Auflaufen der 
Saat erfolgen muß. Der Vorteil für 
das Budget des Landwirts ist da- 
mit also gleichzeitig ein Vorteil 
für die Umwelt!“ 


Mit Hilfe der Gentech- 
nik können viele Proble- 
me angegangen werden 


Die Natur hat den Bayer-Pflan- 
zenschützern für dieses Projekt ei- 
nen günstigen Einstieg geboten. 
Es gibt nämlich Tomatensorten, 
die mit Hilfe eines Enzyms das 
Bayer-Herbizid Sencor in kürze- 
ster Zeit abbauen können. So 
kann es in Kulturen mit diesen 
Sorten zur Unkrautbekämpfung 
eingesetzt werden, ohne daß die 
Tomatenpflanzen selbst Schaden 
nehmen. Den Molekularbiologen 
ist es mittlerweile gelungen, die- 
ses Enzym aufzuspüren und aus 
der Pflanze zu isolieren. Nun sind 


sie auf der Suche nach demjeni- 
gen Gen im Erbgut der Tomate, 
das für die Produktion dieses En- 
zyms „zuständig“ ist. 


Dieses Gen soll dann in die So- 
japflanze „eingebaut“ werden, um 
sie gegen Sencor resistent zu ma- 
chen. Damit könnte das Herbizid 
wesentlich effektiver eingesetzt 
werden. Dr. Reinecke: „Heute 
wird Sencor hauptsächlich im 
Vorauflauf eingesetzt - und auch 
dies wegen möglicher Pflanzen- 
schäden nicht in allen Sorten.“ In 
Zusammenarbeit mit einer ameri- 
kanischen Genfirma suchen die 
Pflanzenschützer zudem - auf ei- 
ner „zweiten Schiene“ - in sencor- 
resistenten Mikroorganismen 
nach den Resistenzgenen. „Viel- 
leicht lassen auch sie sich in eine 
Pflanze übertragen“, hofft Dr. 
Paul Reinecke. 


Die Bedeutung der Gentechnik 
wird, davon sind die Bayer-For- 
schungsstrategen überzeugt, in 
den nächsten Jahren weiter zuneh- 
men - trotz aller augenblicklichen 
Vorbehalte in manchen Teilen der 
Öffentlichkeit. Nur mit Hilfe der 
Gentechnik können heute viele 
Probleme angegangen werden, für 
die bisher keinerlei Aussichten 
auf eine Lösung bestanden. Des- 
halb ist sie, richtig angewandt, ei- 
ne unverzichtbare Methode. DI 
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Standort Deutschland 


Gentechnik - 
was ist das 
eigentlich? 


Der Eingriff des Menschen in biologische Prozesse ist fast so alt wie 
die Menschheit selbst. Denn schon in vorgeschichtlicher Zeit mach- 
ten sich unsere Vorfahren die Stoffwechselleistungen von Kleinstle- 
bewesen wie Bakterien, Hefen und Pilzen zunutze, ohne freilich zu 
wissen, wie das im einzelnen funktioniert: etwa bei der Herstellung 
von Käse, Joghurt oder Sauerbrot oder auch beim Bierbrauen. 


Der Gärvorgang beim Bierbrauen 
zum Beispiel ist nichts anderes als 
eine biologische Syntheseleistung 
von Mikroorganismen: Hefe wan- 
delt Zucker in Alkohol um. Mit 
Hilfe der modernen Biotechnik 
gelingt es nun, solche Stoffwech- 
selprozesse großtechnisch ablau- 
fen zu lassen. So hat die Wissen- 
schaft die alten, auf Zufallsent- 
deckungen beruhenden Verfahren 
gezielt weiterentwickelt und auch 
für andere Gebiete erschlossen. 


Heute produzieren Mikroorganis- 
men in großen Fermentationsanla- 
gen Tausende von Tonnen Es- 
sigsäure oder Zitronensäure. Auch 
die Gewinnung der lebensretten- 
den Antibiotika wie Penicilline 
oder Cephalosporine in Tonnen- 
Mengen wurde so möglich. Im- 
merhin aber: Alle diese Verfahren 
mußten über viele Jahrzehnte hin 
entwickelt werden - durch das 
mühevolle Heranzüchten immer 
ergiebigerer „Produzenten“. 

Im Jahre 1953 nun hat die Bio- 
technologie einen ganz entschei- 
denden, neuen Impuls erhalten. In 
diesem Jahr gelang es den beiden 
britischen Wissenschaftlern James 
D. Watson und Francis H. Crick, 
den Aufbau der Erbinformation 
im Kern einer Zelle zu entschlüs- 
seln. Damit wurde es möglich, die 
Träger bestimmter Erbanlagen, 
die sogenannten Gene, zu identi- 
fizieren, sie zu isolieren und - mit 
Hilfe von „Spediteuren“ (Vekto- 
ren) - gezielt auf andere Organis- 
men zu übertragen. Und genau 
das ist Gentechnik. Durch das 
„Einschleusen“ eines fremden 
Gens in ihre eigene Erbinformati- 
on lassen sich Mikroorganismen, 
aber auch Säugetierzellen, dazu 
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bewegen, nicht mehr nur die 
ihrem Stoffwechsel eigenen Sub- 
stanzen, sondern auch fremde 
Stoffe zu produzieren, zum Bei- 
spiel solche, die normalerweise 
nur vom menschlichen Organis- 
mus gebildet werden und deshalb 
nur sehr schwer, zumeist aber gar 
nicht zugänglich sind. Bei ihrer 
Vermehrung vererben die Mikro- 
organismen das fremde Gen auf 
ihre Nachkommen - als ob es ein 
eigenes Gen wäre. 


Das erste 
Produkt war Insulin 


Das erste mit dieser neuen Metho- 
de hergestellte Produkt in der Ge- 
schichte ist das Insulin. Dieser für 
uns lebenswichtige Eiweißstoff, 
der den Blutzuckerspiegel regu- 
liert, wird normalerweise von Zel- 
len der Bauchspeicheldrüse gebil- 
det. Sein Fehlen löst Diabetes 
mellitus („Zuckerkrankheit“) aus. 
Heute wird das Gen für die Syn- 
these des Insulins auf Bakterien 
und Hefezellen übertragen, die 
dann auch prompt das fremde 
Produkt herstellen. Seit 1982 ist 
das gentechnisch hergestellte In- 
sulin auf dem Markt. 

Insulin ist ein relativ einfacher Ei- 
weiß-Stoff. Andere Proteine, die 
man gentechnisch herstellen 
möchte, etwa der Blutgerinnungs- 
faktor VIII, sind sehr viel kompli- 
zierter aufgebaut. Sie können des- 
halb nicht mehr von der einfachen 
Bakterienzelle produziert werden. 
Daher schleust man das für ihre 
Herstellung verantwortliche Gen 
in Säugetierzellen ein, die in für 
ihr Überleben idealen Nährlösun- 
gen gehalten werden. I 


Deutschland 


Fördert 


unser Konsum 
Umweltzer- 
störung und 
Hunger in der 
dritten Welt‘? 


Walter Kreul 


Das Elend in der sogenannten dritten Welt und der Reichtum der 
westlichen Industrieländer werden häufig als zwei Seiten ein und 
derselben Medaille angesehen. Viele Menschen vertreten die These, 
wir würden auf Kosten der Entwicklungsländer leben. Ähnliche 
Ansichten herrschen beim Thema Ressourcenverbrauch und bei der 
Zerstörung der Umwelt. Auch dafür wird weitgehend der indu- 
strialisierte Norden verantwortlich gemacht. Dr. agr. Walter Kreul, 
seit 1980 als Landwirtschaftsexperte in Entwicklungsländern tätig, 
nimmt im folgenden Beitrag zu diesen Vorwürfen Stellung. 


Der augenfälligste und für die Be- 
troffenen gravierendste Ausdruck 
der Not in vielen Entwicklungs- 
ländern ist der Mangel an Nah- 
rungsmitteln. Vor allem auf dem 
afrikanischen Kontinent, aber 
auch in asiatischen Ländern, ster- 
ben jährlich Hunderttausende 
an Hungersnöten und Unter- 
ernährung. Millionen werden 
durch falsche Ernährung, in erster 
Linie durch das Fehlen von hoch- 
wertigem tierischem Eiweiß, in 
ihrer geistigen und körperlichen 
Entwicklung beeinträchtigt. Ins- 
besondere Kinder sind davon be- 
troffen. Hinzu kommt, daß das 
fast ausschließliche Verzehren 
pflanzlicher Lebensmittel zu einer 
einseitigen Ernährung führt - die 
Folgen sind eine Unterversorgung 
mit Eiweiß, Vitaminen und Mine- 
ralstoffen. Die daraus resultieren- 
den Mangelerscheinungen - die 
Eiweißmangelkrankheit Kwashi- 
orkor ist nur ein Beispiel - Könn- 
ten leicht mit regelmäßigen 
Fleischmahlzeiten beseitigt wer- 
den. Gerade Fleisch ist ein wich- 
tiger Lieferant für hochwertiges 


Eiweiß sowie für Vitamine und 
Mineralstoffe. Es sollte daher das 
primäre Ziel sein, diese Länder 
soweit mit Wissen und Technik zu 
unterstützen, daß sie in Zukunft 
sich selbst mit ausreichend Nah- 
rungsmitteln - inklusive eigener 
Fleischproduktion - versorgen 
können. 


Tierhaltung zum Erhalt 
der Kulturlandschaften 


Es gibt vermutlich einen engen 
Zusammenhang zwischen der 
Höhe des Fleischkonsums einer- 
seits und den kulturellen und 
technischen Leistungen einer Ge- 
sellschaft andererseits. Der hohe 
Stand der europäischen und der 
aus ihr hervorgegangenen norda- 
merikanischen Zivilisation ist 
zu einem nicht geringen Teil auf 
die genügende Versorgung der 
Menschen mit Nahrungsmitteln 
tierischen Ursprungs zurückzu- 
führen. Interessant ist in diesem 
Zusammenhang, daß der Fleisch- 
und Fleischwarenverbrauch in 


Deutschland, der 1993 pro Kopf 
der Bevölkerung circa 65 Kilo- 
gramm betrug, schon einmal we- 
sentlich höher war. Nach dem 
Agrarhistoriker Wilhelm Abel soll 
er gegen Ausgang des Mittelalters 
bei über 100 Kilogramm pro Kopf 
und Jahr gelegen haben. 


Den industrialisierten Ländern 
wird häufig vorgeworfen, daß 
durch das Verfüttern pflanzlicher 
Produkte an Tiere Nahrungsmittel 
verschwendet werden. Der Grund: 
Um ein Gramm tierisches Eiweiß 
aufzubauen, muß das Tier unge- 
fähr neun Gramm pflanzliches Ei- 
weiß aufnehmen. Das ist jedoch 
nur eine oberflächliche Betrach- 
tung: Zum einen sind Wiederkäu- 
er wie Rinder mittels ihrer Pan- 
senbakterien in der Lage, hoch- 
wertiges Eiweiß zu produzieren. 
Hierfür müssen sie nicht pflanzli- 
ches Eiweiß über das Futter auf- 
nehmen. Darüber hinaus stehen 
diese vermeintlichen „Verluste“ 
zum großen Teil als Nährstoffe im 
Festmist oder in der Gülle für die 
Düngung unserer Böden wieder 
zur Verfügung. 


Tierhaltung ist deshalb von ganz 
besonders großer Bedeutung für 
den ökologischen Landbau. Bei 
dieser Form der Landwirtschaft 
verzichtet man in der Regel auf 
Stickstoffhandelsdünger - und för- 
dert so den „geschlossenen Nähr- 
stoffkreislauf‘ im landwirtschaft- 
lichen Betrieb. Außerdem kann 
ein Teil der landwirtschaftlichen 
Flächen aus den verschiedensten 
Gründen - zu steil, zu feucht, zu 
trocken, zu steinig oder mit zu ge- 
ringer Bodenauflage versehen - 
nicht für den Ackerbau verwendet 
werden. Diese Flächen sind aus- 
schließlich als „absolutes Grün- 
land“ in Form von Wiesen und 
Weiden über Rinder-, Schaf- oder 
Ziegenhaltung nutzbar. Außerdem 
werden in der Tierernährung Ab- 
fälle verwertet, man denke nur an 
die Abfälle von Brauereien und 
Brennereien sowie die Essensreste 
aus den Gemeinschaftsküchen 
oder der Gastronomie, die sonst 
eine Quelle für Umweltver- 
schmutzung wären. 


Rinder und Schafe sind mit für 
den Erhalt unserer Kulturland- 
schaften unerläßlich. Das in den 
süddeutschen Alpen und Voralpen 
und teilweise in den Mittelgebir- 
gen durch Almwiesen geprägte 
Landschaftsbild ist letztlich nur 
über Weidetiere aufrechtzuerhal- 
ten. Tierhaltung und Fleischkon- 
sum sind kein verwerflicher Lu- 


xus, sondern unter ernährungs- 
physiologischen, ökologischen, 
kulturellen und landschaftspflege- 
rischen Gesichtspunkten notwen- 
dig. 


Falsche 
Argumentationsgrundlage 


Im Zuge der Umweltdiskussion 
sind die Wiederkäuer, vor allem 
die Rinder, als Methanproduzen- 
ten kritisiert worden. Methan 
(CHy4) wird wie Kohlendioxid 
(CO5) zu den sogenannten Treib- 
hausgasen gerechnet. Durch die 
Mikroorganismen ihrer Pansen 
sind Wiederkäuer am jährlichen 
weltweiten Methanaufkommen 
von insgesamt 500 bis 600 Millio- 
nen Tonnen mit etwa 80 Millio- 
nen Tonnen beteiligt. Speziell zu 
den Wiederkäuern kann hierzu 
angemerkt werden, daß die über- 
wiegend extensiv gehaltenen Tie- 
re in den Entwicklungsländern im 
Verhältnis zu ihrer geringen 
Milch- und Fleischleistung relativ 
mehr Methan ausscheiden als die 
Hochleistungstiere der Industrie- 
länder. 


Oft unerwähnt bleibt darüber hin- 
aus folgende Tatsache: Die 
Naßreisfelder - Reis wird zu über 
90 Prozent in Asien erzeugt und 
konsumiert - produzieren jährlich 
bis zu 140 Millionen Tonnen 
Methan. Die Wiederkäuer als 
hauptsächliche Methanproduzen- 
ten zu bezeichnen ist daher eine 
vollkommen falsche Argumentati- 
onsgrundlage. 


Wie verhält es sich nun aber mit 
dem Vorwurf, unsere Fleischpro- 
duktion könne nur durch Futter- 
mittelimporte aus der dritten Welt 
aufrechterhalten werden? Be- 
schreibt der gegen Ende des vori- 
gen Jahrhunderts vermutlich in 
England geprägte Ausspruch 
„Unsere Kühe weiden am La Pla- 
ta“ noch die heutige Situation? 
Leben wir damit bezüglich unse- 
res Fleischkonsums im wahrsten 
Sinne auf Kosten der Menschen in 
der dritten Welt? 


Folgt man den vom Fachverband 
der deutschen Futtermittelindu- 
strie herausgegebenen Daten, so 
trifft dies kaum zu. Vom gesamten 
Futterverbrauch in der Bundesre- 
publik Deutschland stammen nach 
den letztverfügbaren Zahlen 
(Wirtschaftsjahr 1990/91) nur 
13,3 Prozent aus Importen. Der 
Anteil ausländischer Futtermittel, 
der sich 1980/81 auf 21,2 Prozent 


und 1985/86 auf 18,8 Prozent be- 
lief, ist damit seit Jahren rückläu- 
fig. 


Da Futtergetreide bei den Futter- 
mittelimporten nur eine unterge- 
ordnete Rolle spielt, konzentrieren 
sich die Vorwürfe auf die Einfuh- 
ren von Maniok (Tapioka), Soja- 
Erzeugnissen, Maiskleber und 
Maiskeimschrot. Sowohl die bei- 
den Maisprodukte als auch Soja- 
Erzeugnisse kommen zu großen 
Teilen aus den USA, die alles dar- 
an setzen, daß wir eher mehr denn 
weniger von diesen Futterstoffen 
importieren. Bei Maniok mit 
Thailand als Hauptlieferanten 
sieht die Situation ähnlich aus. 
Außerdem werden beträchtliche 
Mengen an Soja-Erzeugnissen 
von deutscher Seite in Brasilien 
und Argentinien eingekauft. Ab- 
gesehen davon, daß es sich bei ei- 
nigen dieser Produkte um Abfälle 
aus der Stärke- oder Ölgewinnung 
handelt, gehören weder die beiden 
letztgenannten Länder nach Thai- 
land zu den Hungerregionen die- 
ser Erde. 


Wenn in diesen Ländern trotzdem 
Menschen keine Nahrung haben, 
dann hat das sehr wenig mit deren 
Futtermittelexporten, aber sehr 
vie] mit der dort herrschenden ex- 
trem ungleichen Einkommensver- 
teilung zu tun. Wie in anderen 
Ländern auch, kann mit den aus 
Exporten erlösten Devisen relativ 
billiges Brotgetreide auf dem 
Weltmarkt erstanden werden. 


Gefährliche 
Augenwischerei über 
die wahren Ursachen 


Die Anschuldigungen, wegen un- 
serer Futtermittelimporte müßten 
aufgrund notwendiger Rodungen 
die tropischen Wälder vollends 
verschwinden, trifft ebenfalls 
nicht zu. Es ist die starke Bevöl- 
kerungszunahme in der dritten 
Welt, die dafür verantwortlich ist. 
Immer mehr Menschen brauchen 
dort immer mehr Land für Nah- 
rungsmittelerzeugung, für Straßen 
und für Wohnraum. Nach einem 
Bericht der Vereinten Nationen 
zur Entwicklung der Menschheit 
wird sich bis zum Jahre 2050 die 
Zahl der Menschen von derzeit 
circa 5,5 Milliarden auf an- 
nähernd 10 Milliarden steigern. 
Der Zuwachs wird zu ungefähr 90 
Prozent in Entwicklungsländern 
stattfinden. 


Unseren Fleischkonsum für die 


Dezimierung der Tropenwälder an 
den Pranger zu stellen ist - milde 
ausgedrückt - gefährliche Augen- 
wischerei und läßt die wahren Ur- 
sachen außer acht. 


Es kann also weder in der dritten 
Welt noch bei uns darum gehen, 
Tierhaltung und Fleischkonsum 
zu verteufeln. Es muß statt dessen 
dafür gesorgt werden, daß die Ef- 
fizienz der tierischen Produktion 
zunimmt. Dies ist unter anderem 
durch Verbesserungen in den Be- 
reichen Gesundheit, Haltung und 
Fütterung der Tiere möglich. Da- 
bei ist es Pflicht des entwickelten 
Nordens, das auf diesem Gebiet 
angesammelte Wissen und techni- 
sche Können den Entwicklungs- 
ländern in sinnvoller Weise zur 
Verfügung zu stellen. Das ist auch 
ein Anliegen der Food and Agri- 
culture Organization (FAO) der 
Vereinten Nationen in Rom. 
Nachdem sich diese für die 
menschliche Ernährung wichtige 
Institution bisher mehr der pflanz- 
lichen Produktion widmete, will 
man in Zukunft mit entsprechen- 
den Programmen die Tierhaltung 
stärken. Das hat unter anderem 
den Hintergrund, daß weltweit 30 
bis 40 Prozent der Nahrungsmittel 
von Tieren stammen. 


Eines wird bei der Analyse des 
Hunger- und Unmweltproblems in 
der sogenannten „dritten Welt“ 
deutlich: Die Ursachen für dieses 
weltweite Problem sind ausge- 
sprochen vielschichtig. Es wäre 
demnach viel zu einfach, aus- 
schließlich den Fleischkonsum 
dafür verantwortlich zu machen. 
Statt dessen sollten die bei diesen 
Diskussionen verbrauchten Ener- 
gien sinnvollerweise in kon- 
struktive Entwicklungshilfe 
umgeleitet werden. Damit 
könnte man sicherlich mehr 
erreichen als mit den pauscha- 
len Schuldzuweisungen an die 
industrialisierten Länder und 
deren Fleischerzeugung. D 
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Chinas Pläne 
für euro- 
asiatische Bahn- 
verbindung 


Der Bau einer kontinentalen Ei- 
senbahnverbindung zwischen Asi- 
en und Europa werde von China 
als „Brücke für den Weltfrieden“, 
als Beitrag für Frieden und Ent- 
wicklung in der Welt angesehen, 
erklärte der chinesische Vizemini- 
ster der staatlichen Wissenschafts- 
und Technologiekommission Hui 
Yongshen in einem Interview. Hui 
berichtete begeistert über die 
„Neue Kontinentale Brücke Asi- 
en-Europa“ (NKBAE), wie das 
Projekt in China genannt wird. Es 
habe 1992 formellen Charakter 
angenommen, als ein wichtiges 
Eisenbahnverbindungsstück in der 
asiatisch-europäischen Anbindung 
zwischen der westlichen chinesi- 
schen Provinz Urumshi und Ka- 
sachstan fertiggestellt wurde. 


Hui nannte die NKBAE eine 
„moderne Seidenstraße‘“ für Chi- 
na, in Anspielung auf die alten 
Handelswege, die vor Jahrhunder- 
ten Europa und Asien miteinander 
verbanden. Nach Darstellungen 
des Vizeministers erforschen die 
chinesischen Planer derzeit inten- 
siv die Möglichkeiten von Hoch- 
geschwindigkeits- und Magnet- 
bahnstrecken. 


„Die Entwicklungsstrategie der 
chinesischen Regierung bezüglich 
des chinesischen Teils der NK- 
BAE besteht darin, einen allmäh- 
lichen Übergang von zweigleisi- 
gen elektrifizierten Strecken zu 
modernen Hochgeschwindigkeits- 
strecken herzustellen. ... China 
braucht vordringlich Hochge- 
schwindigkeitsbahnen. ... Die chi- 
nesische Bevölkerung dringt auf 
die baldmöglichste Eröffnung 
sämtlicher Hochgeschwindig- 
keitsstrecken. Und in den letzten 
Jahren hat die Magnetbahn in den 
zuständigen Behörden große Auf- 
merksamkeit erregt.“ 


Hui begrüßte auch den Vorschlag 
eines „Dreiecks Paris-Berlin- 
Wien“ für die euro-asiatische Ent- 
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wicklung. Zusammen mit dem 
Bahnausbau in China werde ein 
solches Programm in seinen Au- 
gen sicherstellen, daß die Bahn 
„Anfang des kommenden Jahr- 
hunderts sicherlich Asien und Eu- 
ropa, wenn nicht die ganze Welt 
zu einer entwickelten, gemein- 
schaftlichen Union voller Tatkraft 
und Hoffnung zusammen- 
schließen wird“. 


Italien: 
Keine Stabilität 
in Sicht 


Aus der Besetzung wirtschaftli- 
cher Schlüsselpositionen in der 
neuen italienischen Regierung 
Berlusconi wird deutlich, daß die 
vom IWF geforderte „Wirt- 
schaftstherapie“ der Privatisierung 
und Haushaltskürzungen fortge- 
setzt werden soll. Die Regierung 
Berlusconi hat bestenfalls nur ei- 
ne Übergangsfunktion, und ihre 
absehbare harte Sparpolitik wird 
die sozialen Spannungen erhöhen. 
Damit droht der Regierung der 
gleiche schnelle Vertrauensver- 
lust, wie er bereits die alten Par- 
teien getroffen hat. Vor diesem 
Hintergrund erscheint die interna- 
tionale Kampagne gegen die neo- 
faschistischen Minister nur als 
Ablenkungsmanöver von der Frei- 
marktpolitik, die die neue Regie- 
rung betreiben will. 


Sun Yat-sens 
„amerikani- 
sches System“ 
für China 


In seinem Interview erklärte der 
chinesische Vizeminister Hui 
Yongshen, daß der vom chinesi- 
schen Staatsgründer Sun Yat-sen 
entwickelte „allgemeine nationale 
Wiederaufbauplan“ der Bezugs- 
rahmen für die heutigen chinesi- 
schen Eisenbahnprojekte sei. Sun 
Yat-sen, so der Vizeminister, „fer- 
tigte sorgfältig einen herrlichen 
Entwurf an, der bis ins einzelne 
die strategische Idee beschrieb, 
wobei der Bau von Eisenbahnen 
und Häfen in seinem “allgemeinen 
nationalen Wiederaufbauplan’ be- 
sonders betont wurde. Dieser war 
das Ergebnis erfolgreicher Erfah- 
rungen, daß die Vereinigten Staa- 
ten von Amerika aufgrund ihrer 
rapiden wirtschaftlichen Entwick- 
lung England in der zweiten Hälf- 
te des 19. Jahrhunderts überflü- 


gelte. ... Sun regte an, daß in Chi- 
na einhunderttausend Meilen 
Bahnstrecke gebaut werden und 
ein unabhängiges chinesisches 
Netz bilden sollten.“ 


Nach Hui sei der Anschluß der 
verschiedenen Bahnnetze der 
„Neuen Kontinentalen Brücke Asi- 
en-Europa“ die „praktische Ver- 
wirklichung von Suns großer Idee, 
welche die strategische und tech- 
nologische Voraussicht von Suns 
Bahnbauplänen ausdrückt“. m 


Finanzkollaps ist 
unvermeidlich 


In einer Reihe von Erklärungen 
und Interviews hat Lyndon La- 
Rouche in jüngster Zeit mehrfach 
darauf hingewiesen, daß das bis- 
herige Weltfinanzsystem unaus- 
weichlich untergehen werde. Der 
Grund dafür sei die „Ideologie des 
freien Marktes“, wie sie auch vom 
französischen Wirtschaftsnobel- 
preisträger Maurice Allais wieder- 
holt angeprangert wurde. 


„Maurice Allais ist wohl der ein- 
zige mit Verstand, der je einen 
Wirtschaftsnobelpreis erhalten 
hat“, sagte LaRouche. „Was Al- 
lais jedoch nicht erwähnt und was 
heute unbedingt deutlich gemacht 
werden muß, ist, daß der Normal- 
bürger die Augen vor der Realität 
verschließt. Der Zusammenbruch 
könnte noch in diesem Monat er- 
folgen, er könnte im Herbst, er 
könnte im kommenden Jahr ein- 
treten. Aber es wird bald dazu 
kommen. Der völlige Zusammen- 
bruch des gesamten von IWF und 
Federal Reserve beherrschten Fi- 
nanz- und Geldsystems ist unaus- 
weichlich. Nichts kann unternom- 
men werden, um das System vor 
dem Zusammenbruch zu retten, es 
sei denn, wir schaffen es vorher 
ab.“ 


In seinem jüngsten Interview un- 
terstrich LaRouche, worauf es 
jetzt ankommt: „Wenn der Zu- 
sammenbruch kommt - und er 
wird bald kommen -, werden wir 
ganz von vorn anfangen müssen 
und ein neues Währungssystem, 
ein Bankensystem und überhaupt 
ein neues Kreditsystem aufbauen. 
Das läßt sich machen; Regierun- 
gen können das machen. Die Ver- 
einigten Staaten haben einige Er- 
fahrungen damit, angefangen mit 
der ersten Regierung unter Geor- 
ge Washington, als Amerika ein 
bankrottes Bankensystem und ei- 


ne Währung übernahm, die diesen 
Namen nicht verdiente. Doch in- 
nerhalb kurzer Zeit waren wir un- 
ter George Washington und Alex- 
ander Hamilton auf dem Wege zur 
reichsten und mächtigsten Nation 
der Erde. Wir haben es also schon 
einmal gemacht, und wir können 
es wieder schaffen. 


Als erstes muß man dem Bürger 
genau erklären, was es mit dem 
gegenwärtigen System auf sich 
hat und warum es zum baldigen, 
unvermeidlichen Untergang kom- 
men muß. Sobald der Bürger be- 
greift, daß das Schiff, die Titanic, 
sinkt, wird er sich Gedanken dar- 
über machen, wie er schnellst- 
möglich zu den Rettungsbooten 
kommt, anstatt sich um einen 
besseren Kabinenplatz zu küm- 
mern.“ 


Rückgang der 
Weltbevölkerung 
Entgegen den alarmierenden Stel- 
lungnahmen der UN und der 
OECD droht der Welt, vor allem 
den Entwicklungsländern, nicht 
so sehr eine „Bevölkerungsexplo- 
sion“, sondern eher eine „Bevöl- 
kerungsimplosion“. Zu diesem 
Schluß kommen immer mehr De- 
mographen, darunter Frangois 
Geinoz vom Schweizer Institut für 
Bevölkerung und Entwicklung so- 
wie Jan Bourgeoise-Pichat. 

Nach ihren Untersuchungen be- 
ruht die sogenannte „Bevölke- 
rungsexplosion“ in den Schwel- 
len- und Entwicklungsländern 
Afrikas, Asiens und Lateinameri- 
kas in den letzten Jahren nicht auf 
einem Anstieg der Geburtenrate, 
sondern auf Fortschritten im Ge- 
sundheitswesen, was zu einer 
Steigerung der Lebenserwartung 
geführt habe. Tatsächlich sei die 
Lebendgeburtenrate in der dritten 
Welt deutlich zurückgegangen. 
Angesichts des steigenden Ge- 
brauchs von Verhütungsmitteln 
drohen in diesen Gebieten alar- 
mierende Entwicklungen. 


Unter Fortschreibung gegenwärti- 
ger Trends könnte es im Entwick- 
lungssektor zu Beginn des näch- 
sten Jahrhunderts wie gegenwär- 
tig in Westeuropa zu negativen 
Geburtenraten kommen, im Jahre 
2170 etwa um -2 Prozent jährlich. 
Nach einem Bevölkerungshöchst- 
stand von 9,4 Milliarden Men- 
schen im Jahre 2080 wird diesen 
Berechnungen zufolge ein drama- 
tischer Bevölkerungsrückgang 


einsetzen und die Weltbevölkerung 
bis zum Jahr 2300 bis auf 500 Mil- 
lionen absinken. Ein solcher Rück- 
gang sei wirtschaftlich viel schwie- 
riger zu bewältigen als Bevölke- 
rungswachstum, heißt es. oO 


Triumvirat soll 
Weltwirtschaft 
beherrschen 


Angesichts der weltweiten Zusam- 
menbruchskrise ziehen Establish- 
ment-Vertreter immer häufiger 
Parallelen zum römischen Reich. 
So erklärte der frühere Generaldi- 
rektor des GATT, Peter Sutherland, 
kürzlich, ein Triumvirat aus dem 
GATT-Nachfolger WTO, dem In- 
ternationalen Währungsfonds 
(IWF) und der Weltbank solle 
künftig den einzelnen Ländern, 
besonders denen ‘im Süden und 
im Osten’, den richtigen Weg wei- 
sen.“ Das Triumvirat solle die 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 
sämtlicher Nationalstaaten mittels 
Sanktionen und bindender Richtli- 
nien bestimmen. m 


Weitere 
Derivatverluste 


Immer mehr Unternehmen, die 
sich massiv am Handel mit Fi- 
nanzderivaten beteiligt haben, se- 
hen sich jetzt riesigen Verlusten 
gegenüber. Nach Gibsons Gree- 
ting Cards, Procter & Gamble, 
Dell Computer, Cargills Minetan- 
ka Fund mußten jetzt auch Air In- 
dustry und Atlantic Richfield Ver- 
luste beim Zinsswap-Handel mit 
Bankers Trust zugeben. 

Der Vizepräsident der Weltbank für 
Ostasien und den Pazifik, Gautam 
S. Kaji, hat kürzlich erklärt, es droh- 
ten aufgrund hochrisikoreichen 
Derivathandels auf den angespann- 
ten asiatischen Märkten verstärkt 
„Finanzunfälle“, 

Die führende Schweizerische Le- 
bensversicherungs- und Renten- 
anstalt in Zürich mußte Verluste 
in Höhe von 175 Millionen 
Schweizer Franken einstecken. 
Der österreichischen Gewerk- 
schaftsbank Bawag, der viertgröß- 
ten Bank des Landes, steht jetzt 
ein Ermittlungsverfahren der 
Bundesanwaltschaft ins Haus, da 
mit Gewerkschaftseinlagen in 
Höhe von 1,16 Milliarden Dollar 
über karibische Offshore-Finanz- 
häuser auf den internationalen 
Schuldenmärkten spekuliert wor- 
den war. 


Die Nervosität gegenüber Deriva- 
ten breitet sich auch nach Asien 
aus. Die Weltbank äußerte sich 
über den ausufernden Derivathan- 
del in dieser Region besorgt. In 
den vergangenen Tagen mußte die 
malaysische Regierung erhebliche 
Verluste bei Derivaten hinneh- 
men. im) 


Will die 
Finanzwelt 
Schwarzafrika 
abschreiben? 


Berichte über das jüngste Treffen 
der Afrikanischen Entwicklungs- 
bank (AfDB) bestätigen eine all- 
gemeine Tendenz der internatio- 
nalen Finanzwelt, nur noch „das 
nützliche Afrika“ finanziell zu 
unterstützen und die anderen Teile 
des Kontinents praktisch finanzi- 
ell kaltzustellen. Die Entschei- 
dung Frankreichs, den CFA-Franc 
- die Währung der nordafrikani- 
schen Franc-Zone - abzuwerten 
und mit fünf Milliarden Franc nur 
die Schulden bevorzugter afrika- 
nischer Staaten wie Elfenbeinkü- 
ste, Kongo und Gabun gegenüber 
dem IWF zu refinanzieren, schafft 
einen neuen Präzedenzfall, da nur 
diese Länder Zugang zu weiteren 
Krediten des IWF erhalten sollen. 


Im Zentrum der Diskussion auf 
dem Jahrestreffen der AfDB in 
Nairobi standen 700 Millionen 
Dollar bei einem Gesamtkreditvo- 
lumen von 8,4 Milliarden Dollar. 
Die AfDB ist ein Gemeinschafts- 
unternehmen westlicher und afri- 
kanischer Länder, wobei letztere 
66 Prozent der Einlagen halten 
und die Geschäfte der Bank lei- 
ten. Aufgrund der Außenstände 
forderten die Vertreter der westli- 
chen Staaten, die Bank soll eine 
zweigleisige Kreditpolitik ein- 
führen: Staaten mit einem Staats- 
einkommen unterhalb einer be- 
stimmten Schwelle sollten nur 
noch die wenigen Konzessions- 
kredite, aber keine Kredite zu 
Marktzinsen mehr erhalten. 


Die Geldmittel des African Deve- 
lopment Fund, der der Bank ange- 
schlossen ist und über günstige 
Finanzierungsmöglichkeiten ver- 
fügt, werden in diesem Jahr unter 
3,1 Milliarden Dollar liegen. Die 
afrikanischen Staaten widersetzen 
sich dieser Politik, die den größ- 
ten Teil Schwarzafrikas träfe. So 
erklärte der nigerianische Noten- 
bankchef Paul Ogwuma: „Geber- 


länder sollten nicht auf Vorbedin- 
gungen bestehen, die ungewollt 
allen Ländern den Zugang zu den 
Mitteln der Bank verweigern.“ D 


Debatte über 
Glücksspiele 
mit Derivaten 


Die Schlammlawine im weltwei- 
ten Finanzsystem hat nun auch 
zur schwersten Dollarkrise seit 
Mitte der achtziger Jahre geführt, 
die vorübergehend vor allem 
durch die Zinssenkungen der 
Deutschen Bundesbank einge- 
dämmt wurde. Gerüchte über eine 
weitere Zinserhöhung durch die 
Federal Reserve (FED) hielten die 
Anleihemärkte in den USA bei 
der Auktion der US-Regierungs- 
anleihen der letzten Woche weiter 
unter Druck. Am 10. Mai erreich- 
ten langfristige Anleihen 7,63 
Prozent; noch im Oktober lagen 
sie bei 5,78 Prozent. Der treiben- 
de Faktor des gegenwärtigen fi- 
nanziellen „melt-down“ sind zu- 
nehmende Risse in der gewaltigen 
spekulativen Derivatblase. Senator 
Byron Dorgan (D-North Dakota) 
gab am 5. Mai bekannt, er bereite 
ein Gesetz vor, das Banken, die 
sich im Derivatgeschäft exponie- 
ren, von der Bundeseinlagenversi- 
cherung (FDIC) ausschließt: „Wir 
sollten in diesem Lande keine In- 
stitute haben, die mit den bei der 
Bundesregierung und letztlich 
dem Steuerzahler versicherten 
Einlagen an Glücksspielen teil- 
nehmen.“ Auch der Abgeordnete 
Ed Markey (D-Massachusetts) 
äußerte sich am 10. Mai besorgt 
über die mit den Derivaten ver- 
bundenen Gefahren. 


Bei den Anhörungen am 10. Mai 
waren die Vertreter der Banken- 
welt in Konfrontationsstimmung. 
Vor einer Woche hatte die Verei- 
nigung der Wertpapierindustrie 
(SIA) zumindest zugeben müssen, 
daß Derivate „systemische Risi- 
ken“ bergen. Nun wehrten sich 
der frühere Vorsitzende der US- 
Wertpapier- und Börsenkommissi- 
on (SEC) Richard Breeden, der 
frühere Leiter der New Yorker Fe- 
deral Reserve Bank Gerald Corri- 
gan, der jetzt für Goldman Sachs 
arbeitet, und Dennis Weathersto- 
ne, der Vorsitzende der J. P. Mor- 
gan Bank, die bei internationalen 
Derivatgeschäften mit an vorder- 
ster Stelle steht, gegen eine Ver- 
schärfung der Vorschriften. 


Für die kommenden Wochen sind 


weitere Anhörungen geplant, um 
die Derivate auf dem Kapitol zu 
diskutieren, und am 19. Mai wird 
das Allgemeine Rechnungsamt 
(GAO) eine Studie vorstellen, in 
der eine strengere Überwachung 
von Schaltergeschäften mit Deri- 
vaten empfohlen wird. 


Südkorea 
unterzeichnet 
Handelsabkom- 
men mit China 


China und Südkorea einigten sich 
über Pläne für eine gemeinsame 
Produktion von Automobilteilen, 
Flugzeugen und anderen Waren, 
verkündete der südkoreanische 
Handelsminister Kim Chul-su 
nach Gesprächen mit dem chine- 
sischen Minister für Außenhandel 
und wirtschaftliche Kooperation, 
Wu Yi. Er sagte, ein Komitee auf 
Ministerebene werde sein erstes 
Treffen in Seoul noch vor Juli ab- 
halten, um die neuen Produktions- 
projekte noch zu besprechen, und 
er sagte voraus, der bilaterale 
Handel werde bis zum Jahre 1997 
auf 28 Milliarden Dollar steigen 
und sich somit verdreifachen. 


„Ich hoffe, mein Besuch wird ei- 
nen Anstoß liefern, erweiterte und 
aktive Bindungen zwischen China 
und Südkorea zu schaffen“, sagte 
der südkoreanische Präsident Kim 
Young-sam bei seinem Besuch in 
China zu Funktionären. 


Der Handel ist gewachsen, seit 
China und Südkorea im August 
1992 diplomatische Beziehungen 
aufnahmen, und er erreichte im 
vergangenen Jahr 11,5 Milliarden 
Dollar, mehr als das Zehnfache 
als der Handel Chinas mit Nord- 
korea. Die südkoreanischen Inve- 
stitionen in China betrugen im 
vergangenen Jahr 960 Millionen 
Dollar in 1042 Projekten, wobei 
mehr als die Hälfte allein im Jahr 
1993 starteten. Das machte China 
zum Hauptziel für überseeische 
südkoreanische Investitionen. Bei 
vielen Projekten handelt es sich 
um kleine Fabriken, die Textilien, 
Kleider, Metalle, Möbel und Le- 
derwaren herstellen, doch es gibt 
auch Großprojekte, wie ein Ze- 
mentwerk, das von der koreani- 
schen Firma Daewoo mit einer In- 
vestiion von 300 Millionen 
Dollar gebaut wurde, und eine 
Fernsehstation, in die Koreas 
Goldstar 140 Millionen Dollar in- 
vestieren wird. 
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Biotechnologie 


Der 


Aufstieg 
von Amgen 


Amgen (Applied Molecular Genetics) wurde im Januar 1980 im ka- 


lifornischen Thousand Oaks, nahe Los Angeles, gegründet. Die 


Gründer waren ein Team aus Wissenschaftlern und Kapitalgebern. 
Wenige Wochen später begann die Geschäftstätigkeit. Im Herbst 
1980 kam George B. Rathmann zu Amgen, bis dahin Vice-President 
für Forschung und Entwicklung bei dem amerikanischen Phar- 


maunternehmen Abbott Laboratories. Rathmann wurde der erste 
Chief Executive Officer und begann das Unternehmen aufzubauen. 


Ausschlaggebend für die Grün- 
dung von zahlreichen Biotechno- 
logie-Unternehmen zu Beginn der 
achtziger Jahre war eine Entschei- 
dung des amerikanischen Ge- 
richtshofes, die ganz neue Per- 
spektiven eröffnete. Zum ersten 
Mal war es möglich, einen leben- 
den Organismus zu patentieren. 
Ananda Ahakrabarty erhielt das 
Patent auf ein Bakterium, das in 
der Lage war, Öl aufzusaugen. 


Investitionen 
in die Forschung 


George Rathmann hoffte, 15 Mil- 
lionen Dollar Kapital für Amgen 
zu beschaffen. Tatsächlich kamen 
18,9 Millionen Dollar zusammen. 
Das war für lange Zeit der größte 
Betrag, der als Gründungskapital 
für ein Biotechnologie-Unterneh- 
men zur Verfügung stand. 


Etwa zur gleichen Zeit wie Am- 
gen gingen eine ganze Reihe wei- 
terer Biotechnologie-Unterneh- 
men an die Börse, darunter Gene- 
tics Institute, Bio-Technology 
General, Chiron, Genentech und 
Applied Biosystems. 


Am Ende des ersten Geschäftsjah- 
res zählte Amgen bereits 57 Mit- 
arbeiter, vor allem Wissenschaft- 
ler. Es wurde ein gezieltes 
Forschungs- und Entwicklungs- 
programm in Angriff genommen. 
Rathmann ließ alle Forschungsak- 
tivitäten auf wenige, wohl ausge- 
wählte Verbindungen konzentrie- 
ren. Zwei Jahre lang benutzte 
Amgen das Gründungskapital vor 
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langjährigen Erfahrung in der 
Pharmaindustrie, war sich darüber 
im klaren, daß es einige Jahre 
dauern würde, bis Amgen über 
ein erstes Produkt verfügen wür- 
de. Im Gegensatz zu anderen Un- 
ternehmen hegte er keine Illusio- 
nen und versprach nicht, in unrea- 
listisch kurzer Zeit über ein 
marktfähiges Produkt zu verfü- 
gen. 


An der Wall Street herrschte zu 
Beginn der achtziger Jahre große 
Begeisterung für die jungen Un- 
ternehmen der Biotechnologie- 
Branche. Nachdem Biogen im 
Frühjahr 1983 erfolgreich sein 
„public offering“ durchführen 


konnte, sah Rathmann die Stunde 
gekommen, auch für Amgen neu- 
es Aktienkapital zu gewinnen. Im 
Juni 1983 waren für weitere 43 
Millionen Dollar Amgen-Aktien 
gezeichnet. Der Kurs betrug 18 


Gordon M. Binder ist Vorstandsvorsitzender vom Amgen. Unter ihm 
wurde Neupogen auf den Markt gebracht; dieses Medikament ist in- 
zwischen in allen Ländern zugelassen. 


allem, um Forschungseinrichtun- 
gen zu schaffen. Bald stellte sich 
aber heraus, daß das am Anfang 
so gewaltig erscheinende Grün- 
dungskapital von fast 19 Millio- 
nen Dollar nicht lange reichen 
würde. Rathmann, mit seiner 


Dollar pro Anteil. Das entspricht 
heute einem Kurs von gerade drei 
Dollar nach zwei Aktiensplittings. 


Zu Beginn der achtziger Jahre 
rechnete man - so der amerikani- 
sche Pharmaverband - für die 


Entwicklung und Promotion eines 
Medikamentes mit rund 90 Mil- 
lionen Dollar. Dieser Betrag ist in 
den neunziger Jahren auf 300 
Millionen Dollar gestiegen. 


300 Millionen Dollar für 
ein neues Medikament 


Die Kapitalerhöhung versetzte 
Amgen in die Lage, seine For- 
schungen weiterzuführen. Das 
Unternehmen verfügte inzwi- 
schen über zwei vielversprechen- 
de Substanzen, Erythropoetin 
(EPO) und den Granulozyten-Ko- 
lonien stimulierenden Faktor (G- 
CSF, Filgrastim). 1983 hatte der 
Amgen-Wissenschaftler Fu-kuen 
Lin das menschliche Gen für 
Erythropoetin isoliert. EPO, re- 
kombinantes menschliches 
Erythropoetin, wird heute bei der 
Behandlung der Anämie bei Pati- 
enten mit schweren Nierenerkran- 
kungen verwendet. 


1984 wurde ein weiterer Blut- 
Wachstumsfaktor gefunden: G- 
CSF. Er fördert die Bildung und 
Reifung der weißen Blutzellen. 
Den jungen deutschen Wissen- 
schaftlern Karl Welte und Erich 
Platzer war es am Memorial Slo- 
an Kettering Cancer Center in 
New York gelungen, G-CSF auf- 
zureinigen und zu entwickeln. 
Unter der Führung von Larry 
Souza, Wissenschaftler des Am- 
gen-Teams, wurde G-CSF weiter- 
entwickelt. 


Der schwierige 
Weg zum Kapital 


Im Laufe des Jahres 1984 verän- 
derte sich die Stimmung an der 
Wall Street. Die anfängliche Be- 
geisterung für die jungen Bio- 
technologie-Unternehmen, die 
zum Teil in Garagen gegründet 
wurden, ließ nach. Wall Street 
kritisierte, daß all diese Unterneh- 
men an die Börse gingen, ohne 
ein einziges Produkt auf dem 
Markt zu haben. Auch Amgen 
wurde von dieser Mißstimmung 
betroffen. Der Kurs fiel beträcht- 
lich und war im November 1984 
auf einem Tiefstand von 3,75 
Dollar angekommen. 


Die Forschungen bei Amgen wa- 
ren inzwischen weit fortgeschrit- 
ten. Erste Anträge auf klinische 
Studien wurden im Herbst 1984 
bei der amerikanischen Zulas- 
sungsbehörde FDA (Food and 
Drug Administration) gestellt. 


Das Management von Amgen 
mußte wieder einmal die Frage 
nach neuen Finanzierungsmög- 
lichkeiten stellen. Der niedrige 
Aktienkurs machte einen weiteren 
Gang an die Börse wenig aus- 
sichtsreich. Im Gegensatz zu an- 
deren Firmen, wie zum Beispiel 
Chiron, entschloß sich Amgen 
durchzuhalten, keine Produktrech- 
te zu verkaufen und auf seine 
zwei Hoffnungsträger zu setzen. 
Amgen sparte, wo immer es ging. 
Das Unternehmen hielt durch. En- 
de 1985 befanden sich schon fünf 
Produkte in der klinischen Prü- 
fung. 


Im Frühjahr 1986 hatte sich das 
Klima an der New Yorker Börse 
so weit gebessert, daß ein erneu- 
ter Börsengang möglich wurde. 
Rathmann plante wagemutig den 
Bau einer Fabrik zur Herstellung 
von EPO. Die dazu benötigten 20 
Millionen Dollar waren nur zur 
Hälfte vorhanden. Der zweite 
Börsengang im April brachte 43 
Millionen Dollar, damit konnte 
der Fabrikbau in Angriff genom- 
men werden. Der Kurs von Am- 
gen hatte sich wieder erholt und 
mit 15 Dollar seinen alten Höchst- 
stand von 18 Dollar fast erreicht. 


Die Nachrichten aus den For- 
schungslabors klangen weiterhin 
hoffnungsvoll. 1987 hatte G-CSF 
die Phase der klinischen Prüfun- 
gen erreicht, EPO meldete erfolg- 
versprechende Ergebnisse. In 
zwei weiteren Kapitalerhöhungen 
flossen Amgen 150 Millionen 
Dollar zu. Die erste Produktions- 
stätte wurde fertiggestellt. George 
Rathmann konnte feststellen: 
„Zum ersten Mal hatten wir genü- 
gend Geld.“ Die Zukunft erschien 
für das Unternehmen zum ersten 
Mal hoffnungsvoll. 


Schrittmacher bei 
der Gesetzesentwicklung 


Doch auch große Widrigkeiten 
waren zu überwinden. Amgen 
wurde, wie andere junge Biotech- 
nologie-Unternehmen auch, in Li- 
zenz- und Patentschwierigkeiten 
verwickelt, die sich zum Teil über 
Jahre hinzogen. Schließlich konn- 
ten alle Verfahren geschlichtet 
und Amgens Rechte gewahrt wer- 
den. 


Für die Biotechnologie-Industrie 
zeigten sich Ende der achtziger 
Jahre die ersten Erfolge. Es ka- 
men die Wachstumshormone, der 
gentechnisch hergestellte Impf- 
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Die Arzneimittel von Amgen, dem heute weltweit größten unabhängi- 
gen Biotechnologie-Unternehmen. 


stoff gegen Hepatitis B, alpha- 
Interferon, tPA und Amgens 
Erythropoetin auf den Markt. 


Bereits am 24. Oktober 1985 
konnte Amgen ankündigen, daß 
man im 3. Quartal 1985 erstmals 
schwarze Zahlen schrieb. Die ge- 
samten Einnahmen im Jahr 1985 
beliefen sich auf 10,1 Millionen 
Dollar. Bereits 1989 hatte der 
Umsatz 147 Millionen Dollar er- 
reicht. 


Es war ein großer Tag in der Ge- 
schichte von Amgen, als am 1. Ju- 
ni 1989 die FDA die Zulassung 
für Erythropoetin (EPO) erteilte. 
Bei der Zulassung von Epogen 
wählte Amgen einen damals völ- 
lig unüblichen Weg. Da für die 
Biotechnologie-Präparate noch 
keine einheitlichen Zulassungs- 
verordnungen vorlagen, entschied 
sich das Unternehmen für einen 
ungewöhnlichen Schritt: Amgen 
fragte die FDA direkt, welche Un- 
terlagen für die Zulassung 
benötigt würden. Dies hatte für 
das Unternehmen einen immen- 
sen Vorteil. In der Rekordzeit von 
sechs Monaten - normal sind etwa 
12 Monate - wurde von der FDA 
die Zulassung erteilt. Nicht nur 
die schnelle Zulassung brachte 
Vorteile. Amgen übernahm damit 
eine Schrittmacherrolle bei der 
Gesetzesentwicklung. 


Erythropoetin wird unter dem Na- 
men Epogen in den USA von 
Amgen vertrieben. Für Europa 
wurde die Lizenz an die Johnson- 
&-Johnson-Tochter Cilag verge- 
ben und in Japan an den Partner 
Kirin. 


1988 gab es einen Wechsel an der 
Spitze von Amgen. George Rath- 
mann trat zurück und übergab sei- 
nen Posten an Gordon M. Binder. 


Binder war 1982 zu Amgen ge- 
kommen. Bis zur Amtsübergabe 
fungierte er als oberster Finanz- 
chef des Unternehmens. Rath- 
mann wurde Vorstandsvorsitzen- 
der. 1990 übernahm Binder von 
Rathmann auch den Posten des 
Chairman von Amgen. Rathmann 
hat die Entwicklung von Amgen 
maßgeblich bestimmt und große 
Verdienste um den Aufbau des 
Unternehmens erworben. Er be- 
trachtete seine Aufgabe bei Am- 
gen als erfüllt und gründete noch 
einmal ein Biotechnologie-Unter- 
nehmen, ICOS Corporation. In 
dieser Firma ist er noch heute 
tätig. 


Zur Vorbeugung von Infek- 
tionen bei Krebspatienten 


Unter Gordon M. Binder konnte 
Amgen sein zweites großes Pro- 
dukt herausbringen: Neupogen 
(G-CSF). Das Patent wurde im 
März 1989 erteilt. Bereits am 28. 
September 1988 hatte Amgen mit 
dem schweizerischen Pharmakon- 
zern Hoffmann-LaRoche ein Ab- 
kommen geschlossen, Neupogen 
in der Europäischen Gemein- 
schaft gemeinsam weiter zu ent- 
wickeln und zu vertreiben. Im Fe- 
bruar 1991 folgte von der FDA 
die Zulassung von Neupogen. Für 
die Markteinführung in den USA 
hatte Amgen zu diesem Zeitpunkt 
alle Vorbereitungen getroffen. Be- 
reits am Tag nach dem FDA-Be- 
scheid konnte die Auslieferung 
beginnen, innerhalb weniger Stun- 
den erhielten die Abnehmer Neu- 
pogen. Bisher waren immer eini- 
ge Monate zwischen Zulassung 
und Produkteinführung vergan- 
gen. So konnten bereits 1991 in 
den USA 260 Millionen Dollar 
umgesetzt werden. Noch im glei- 
chen Jahr wurde die Europäische 


Zulassung (CPMP) erteilt. Die 
Produkteinführung in Deutsch- 
land erfolgte im Herbst 1991. 


Neupogen ist inzwischen in fast 
allen Ländern zugelassen. Es 
dient der Vorbeugung von Infek- 
tionen bei der Chemotherapie-Be- 
handlung von Krebspatienten. 
Seit kurzem wurde die Zulassung 
auch zur Unterstützung von Kno- 
chenmark-Transplantationen 
(KMT) und zur Behandlung der 
schweren chronischen Neutrope- 
nie (SCN) erteilt. 1992 erhielt 
Neupogen in Europa den „Prix 
Galien“. 


Schwerpunkte sind 
das blutbildende System 


1990 wurde Amgen zehn Jahre 
alt. Die Beschäftigtenzahl war in- 
zwischen weltweit auf 700 gestie- 
gen. 1991 stieg sie nochmal um 
500 an. Inzwischen beschäftigt 
Amgen mehr als 2500 Menschen, 
und in diesem Jahr werden 1000 
Arbeitsplätze hinzukommen. 


1992 überschritt der Umsatz von 
Amgen erstmals eine Milliarde 
Dollar. 1993 betrug der Umsatz 
1,37 Milliarden Dollar. Der Ge- 
winn stieg auf 383 Millionen an. 
In Forschung und Entwicklung 
wurden 255 Millionen investiert. 


Amgens Forschungsschwerpunk- 
te sind das blutbildende System, 
die Neurobiologie und die Be- 
handlung und Regeneration von 
Weichteilgewebe. Amgens viel- 
versprechendste Produkte in der 
klinischen Entwicklung sind Con- 
sensus-Interferon zur Behandlung 
der Hepatitis C und der Stamm- 
zellfaktor zur Begleittherapie von 
Krebserkrankungen. 
Forschungsschwerpunkte befin- 
den sich in den USA und Kanada. 
Das europäische Zentrum für 
Klinische Forschung mit mehr als 
50 Mitarbeitern ist in Cambrid- 
ge/England. 

Amgen, heute weltweit das größ- 
te unabhängige Biotechnologie- 
Unternehmen, ist mit eigenen 
Niederlassungen in allen Erdteilen 
vertreten. Für Europa befindet 
sich die Zentrale in Luzern 
(Schweiz). Die deutsche Tochter 
Amgen GmbH wurde 1989 ge- 
gründet. Das Unternehmen hat 
seinen Sitz in München und be- 
schäftigt derzeit 50 Mitarbeiter. 
Geschäftsführer in Deutschland 
sind Dr. Wilhelm Hellein und 
Aart Brouwer, Vice-President 
Amgen Inc. für Europa. DO 
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Establishment 


Im Hollinger- 
Imperium 
geht die Sonne 
niemals unter 


John Springfield 


Als CNN am 19. Dezember 1993 begann, die „Troopergate“-Ver- 
leumdungskampagne des „American Spectator“ aufzubauen, hatte 
„The Los Angeles Times“ - eine große, angesehene Tageszeitung in 
den USA - eine fast identische Story über die beiden State troopers 
aus Arkansas, die behaupteten, Informationen über Bill Clintons 
eheliche Untreue zu haben, bereits veröffentlicht. Doch CNN 
bauschte die Information der Washingtoner Zeitschrift noch weiter 
auf. Das Ziel von CNN war es ebensosehr, das Magazin herauszu- 
stellen, wie die Sexgeschichten über Clinton zu verbreiten. 


In den Millionen von Dollar für 
die freie Werbung, die CNN mit 
der Berichterstattung zur Verfü- 
gung stellte, geriet „The Ameri- 
can Spectator“ in den Mittelpunkt 
eines neuen „Industriezweigs“, 
der sich damit beschäftigt, eine 
Flut herabsetzender Neuigkeiten 
über die Präsidentenfamilie zu 
verbreiten. 


Die Spur 
führt nach London 


Auch wenn kaum bekannt, so war 
„Ihe American Spectator“ viele 
Jahre lang ein Sprachrohr für die 
Neokonservativen und die briti- 
schen Tories. Sein Gründer und 
Chefredakteur R. Emmett Tyrrell 
jr. ist ein Kolumnist, dessen Arti- 
kel regelmäßig in „The Washing- 
ton Times“ erscheinen. Deren 
Redaktion ist noch mit weiteren 
bekannten Neokonservativen 
bestückt wie ehemaligen Vertre- 
tern der Reagan-Regierung, dar- 
unter Michael Ledeen, einem Be- 
rater des Nationalen Sicherheits- 
rates, und Jeanne Kirkpatrick, der 
amerikanischen Botschafterin bei 
den Vereinten Nationen. Victor 
Gold, ebenfalls Redaktionsmit- 
glied, gehörte zu den geheimen 
Operativen, die in den achtziger 
Jahren intensiv an George Bushs 
Contra-Programm beteiligt waren. 
Gold tauchte später als autorisier- 
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ter Biograph von George Bush 
auf. 


Der Redakteur von „The New Re- 
public“, Fred Barnes, Midge Dec- 
ter, die Frau von Norman Podho- 
retz - Herausgeber des Magazins 
„Commentary“ - und selbst 
führende Zionisten des rechten 
Flügels sowie der Kolumnist 
Robert Novak zieren ebenfalls die 
Redaktion. John Podhoretz, der 
Sohn von Midge Decter und Nor- 
man Podhoretz, und Daniel Wat- 
tenberg, Sohn des neokonservati- 
ven Gurus Ben Wattenberg, sind 
fest angestellte Journalisten und 
schreiben regelmäßig Beiträge. 
Das gilt auch für Richard Brook- 
hiser, den Chefredakteur von Wil- 
liam F. Buckleys Magazin „Natio- 
nal Review“. 


Doch der Schlüssel zum kometen- 
haft inszenierten Aufstieg von 
„Ihe American Spectator“ im Zu- 
sammenhang mit den Angriffen 
auf die Clinton-Präsidentschaft 
liegt außerhalb Washingtons und 
außerhalb der Vereinigten Staaten. 
Die Antwort ist in London zu fin- 
den. 


In der Redaktion und im Mitar- 
beiterstab von „The American 
Spectator“ gibt es einige promi- 
nente britische Staatsbürger, deren 
Verbindungen nach London - ins- 
besondere zur Hollinger Corpora- 


tion - wichtige Aufschlüsse über 
die Akteure und Motive hinter der 
Whitewater-Publicity-Kampagne 
geben. 


Redaktionsmitglieder von „The 
American Spectator“ sind auch 
der britische Autor Paul Johnson 
und Sir Peregrine Worsthorne. 
Johnson schreibt regelmäßig im 
Hollinger-eigenen „Spectator“ in 
England. Im Januar 1993 schrieb 
Johnson einen Artikel für „The 
Spectator“ mit dem Titel: „Wie 
man den guten Namen des Kolo- 
nialismus wieder herstellt“, in 
dem er behauptet, daß die dritte 
Welt, insbesondere Afrika, „eine 
neue Form des Imperialismus 
braucht: Altruistisch, international 
überwacht, effizient und streng“. 


Der Hintergrund 
einer Zeitung 


Der Korrespondent des „Ameri- 
can Spectator“ in Washington ist 
Tom Bethell, ebenfalls ein briti- 
scher Staatsbürger und ein ent- 
fernter Verwandter von Lord 
Nicholas Bethell, einer führenden 
Figur im britischen Geheimdienst, 
und ein Tory des rechten Flügels, 
der in den achtziger Jahren als 
Verbindungsmann zu den Rebel- 
len in Afghanistan fungierte. 
Bethell lebt seit Anfang der sech- 
ziger Jahre in den Vereinigten 
Staaten und war bei Bill Buckleys 
„National Review“ fest angestellt. 
Kurz nach Erscheinen der ersten 
Ausgabe im Jahre 1967 kam er 
zum „American Spectator“. 


Bis zu seinem Tode Anfang 1994 
gehörte Maurice Cranston, ein 
Professor der London School of 
Economics, ebenfalls der Redak- 
tion des „American Spectator“ an. 
Cranston gehörte zu Tyrrells er- 
sten Londoner Kontakten, der den 
Verleger aus Indiana mit führen- 
den Personen des Tory-England 
zusammenbrachte. 


„Ihe American Spectator“, der 
ursprünglich in Bloomington, In- 
diana, unter dem Namen „Alter- 
native“ herausgegeben wurde, 
machte fast schon im ersten Jahr 
seines Erscheinens (1967) Pleite. 
Obwohl Tyrrell es geschafft hatte, 
Milton Friedman dazu zu bringen, 
für die erste Ausgabe einen Arti- 
kel zu schreiben, stand die Cam- 
pus-Zeitung der University of In- 
diana im November 1967 kurz vor 
dem Zusammenbruch, als Ruth 
Lilly, die Erbin des Pharmakon- 
zerns Ely Lilly, einen Scheck über 


3000 Dollar schickte und Tyrrell 
anwies, er solle zur Herausgabe 
des Magazins eine steuerbefreite 
Stiftung gründen, was gut betuch- 
ten Konservativen ermöglichen 
würde, Geld in das Unternehmen 
zu stecken. Zu den führenden 
Neokonservativen, die bald und 
oft für den „American Spectator“ 
in die Tasche griffen, gehört 
Richard Mellon Scaife, der später 
eine führende Rolle im Iran-Con- 
tra-Fiasko spielte und dessen Fa- 
milienstiftungen mindestens 
350 000 Dollar in die Zeitung 
steckten. 


Seltsame Verstrickungen 
der Interessen 


Selbst mit der Unterstützung eini- 
ger konservativer Reicher brachte 
es die Zeitung nicht weit: Die 
Abonnements erreichten mit 
40 000 ihren Höchststand, und die 
Zeitung stand oft genug in den ro- 
ten Zahlen. Doch besonders nach 
ihrem Umzug von Bloomington 
nach Washington im Jahre 1985 
wurde sie eine Art Insider-News- 
letter für das fanatische, pro-briti- 
sche, pro-israelische Lager in der 
und um die Reagan-Regierung 
herum. 


In einer Sammlung von Artikeln 
aus dem „American Spectator“ 
schrieb Tyrrell über die Zeitung: 
„Ende der achtziger Jahre arbeite- 
ten 30 ihrer Partner in hohen Po- 
sitionen in der Reagan-Regie- 
rung, und ein ehemaliger Rechts- 
und Literaturberater von mir - 
William J. Casey - war der Chef 
von Amerikas weltweitem Netz- 
werk von Geheimdienstbeamten.“ 


Zu den Autoren, deren Artikel in 
die Sammlung aufgenommen 
worden waren, gehörten: Michael 
Ledeen; John O’Sullivan, heute 
Chefredakteur des „National Re- 
view“; George Will, Kolumnist 
und Mitglied des Beratungsgre- 
miums der Hollinger Corpora- 
tion; Sidney Hook; Rael Jean 
Isaacs, ADL-Aktivist und Direk- 
tor des „Americans for a Safe Is- 
racl“, die zur ADL gehören; Arch 
Puddington, Direktor der Liga für 
industrielle Demokratie; Elliot 
Abrams, Präsident Reagans stell- 
vertretender Secretary of State für 
interamerikanische Angelegen- 
heiten. 


Tyrrell beschrieb „The American 
Spectator“ auch als Teil des lan- 
desweiten Campus-Netzes antira- 
dikaler Studenten Ende der sech- 


The Sun Never Sets on Hollinger’s Empire 


CANADA 


Edper-Bronfman 
Financial Post 
Canadian Imperial 
Bank of Commerce 
Unimedia 


Reichmann 
International 


UNITED STATES 


Chicago Sun-Times 
80 daily newspapers 
Kissigner Associates 
ADM 


Som 


National Review 
American Spectator 


CAYMAN ISLANDS 


Compass 


HOLLINGER CORP. 


BRITAIN 
London Telegraph 


Chr Daily Eelegraph 


The Spectator 
N.M. Rothschild 
Margaret Thatcher 


J.O. Hambro 
British Air 
Barclay’s Bank 


BARCLAYS BANK GROUP 


Wiedenfeld & Nicholson 
Sir J. Goldsmith 


ITALY 


Fiat 


HONG KONG 
Jardine Matheson 


Li Kai Shing 
(The Red Baron) 


ISRAEL 
THE JERUSALEM 


POST 


Jerusalem Post 


AUSTRALIA 


John Fairfax Holding 
The Age 
Financial Review 


The Sydney 
Morning Herald 


BRESEN, 


| 
na [SODE 27 


Establishment 

Im Hollinger- 
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ziger Jahre mit Kapiteln über den 
Campus der University of Califor- 
nia in Berkeley, der Universität 
von Chicago und Harvard. Was 
eigenartig ist: Zur gleichen Zeit, 
als Tyrrell mit einigen seiner Col- 
lege-Freunde „The American 
Spectator‘“‘ gründete, bekamen 
Rabbi Meir Kahane und sein 
Freund aus Kindertagen, Joseph 
Churba, Geld von zwei ehemali- 
gen Aktivisten der Kommunisti- 
schen Internationale, die zu Spit- 
zen-CIA-Agenten geworden wa- 
ren, um die July Fourth 
Movement (Bewegung vierter Ju- 
li) zu gründen - eine identische, 
antiradikale Campus-Bewegung. 


Die britischen 
Tories in den USA 


Ein weiterer Hinweis auf die 
frühen Fördertätigkeiten von Tyr- 
rells kleiner Zeitung zeigt sich im 
Jahre 1977, als „The American 
Spectator“, immer noch in India- 
na, in New York City den 10. Jah- 
restag ihres Bestehens feierte. Zu 
den wichtigsten Sprechern auf 
dem Bankett gehörten William F. 
Buckley jr. und William Safire, 
ehemaliger Ghostwriter Nixons, 
der neokonservativer Ideologe bei 
der „New York Times‘ wurde. 
Norman Podhoretz, Herausgeber 
der Zeitschrift „Commentary“, 
und Irving Kristol waren bei der 
Feier ebenfalls unter den Gästen. 
Buckley und Safire gehören beide 
zum East Side Conservative Club, 
einer Gruppe, die mit dem ver- 
storbenen Roy Cohn, Senator Joe 
McCarthys Sprachrohr, und einem 
derjenigen in Verbindung stand, 
die die Bemühungen des FBI, der 
ADL, des organisierten Verbre- 
chens und der Neokonservativen 
koordinierten. 


Doch vor allem anderen war „The 
American Spectator“ immer das 
interne Organ der britischen To- 
ries in den USA. 


Sir Peregrine Worsthorne ist der 
leitende politische Analyst für den 
„Sunday Telegraph“, die britische 
Pro-Tory-Tageszeitung, die der 
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Eine Londoner Zeitung bezeichnete den US-Präsidenten Bill Clinton 
als „schlüpfrigen Willy“ und Hillary Clinton als die „Drachen-Lady“. 


Hollinger Corporation gehört. 
Worsthornes Verbindung zum 
„American Spectator“ geht min- 
destens auf das Jahr 1977 zurück, 
als er ein paar Artikel schrieb, in 
denen er die Vorzüge von Groß- 
britanniens Klassenstruktur rühm- 
te. 

Mitte Januar 1994 war Worsthor- 
ne, Stiefsohn des verstorbenen 
Chefs der Bank von England, 
Montagu Norman, Tyrrells Gast- 
geber, als dieser eine Woche lang 
in London weilte. 


Über diesen Besuch schrieb er in 
seiner Kolumne im „Sunday Tele- 
graph“ am 13. Februar 1994 und 
beschwerte sich darin, daß das 
britische Establishment für „Bob“ 
nicht hinreichend den roten Tep- 
pich ausgerollt habe, der nach 
London gekommen war, um an 
der Beerdigung eines anderen Bri- 
ten, Maurice Cranston, teilzuneh- 
men, der auch im Vorstand des 
„American Spectator“ gesessen 
hatte: 


Die Quelle 
der Gehässigkeiten 


„Bob Tyrrell, Herausgeber und 
Besitzer des ‘American Specta- 
tor’, der in der Whitewater-Story 
das Rennen machte, war kürzlich 
‘für das Begräbnis eines der Vor- 
standsmitglieder der Zeitschrift’ 


in London“, berichtete Worsthor- 
ne. „Tyrrell leitet die Kampagne, 
die so aussieht, als würde sie für 
Clinton das bewirken, was “The 
Washington Post’ für Nixon be- 
wirkte. Man hätte meinen können, 
daß die Anwesenheit eines solch 
interessanten Redakteurs in Lon- 
don für die britischen Medien von 
Interesse wäre. ... Die gut recher- 
chierten Stories, die “The Ameri- 
can Spectator’ aufgedeckt hat, 
sind mindestens ebenso drama- 
tisch - und möglicherweise genau- 
so schädlich - wie die von Wood- 
ward und Bernstein in “The Wa- 


“ 


shington Post’. 


In der gleichen Ausgabe des 
„Sunday Telegraph“ vom 13. Fe- 
bruar erschien eine umfangreiche, 
marktschreierische Anpreisung 
von Tyrrells Zeitschrift, mit der 
Bemerkung, daß „es zwischen 
Großbritannien und dem ‘Ameri- 
can Spectator’ immer eine starke 
Verbindung“ gegeben habe. In ei- 
ner weiteren seitenlangen Ge- 
schichte über Whitewater be- 
schrieb der „Sunday Telegraph“ 
den Präsidenten als „schlüpfrigen 
Willy“ und bezeichnete Hillary 
Rodham Clinton als die „Dra- 
chen-Lady‘“ und Clintons politi- 
sche Anhänger als „Dummköpfe“. 


Die Quelle für den Großteil der 
Gehässigkeiten gegen Clinton, die 
auf den Seiten des „Telegraph“ 


abgedruckt wurden, ist der Was- 
hingtoner Korrespondent des 
Blattes, Ambrose Evans-Prit- 
chard. Der Sohn eines anderen 
hohen britischen Geheimdienstbe- 
amten, der im arabischen Büro in 
Nordafrika gearbeitet hat, hat in 
den letzten Monaten die meiste 
Zeit damit verbracht, sich in Ar- 
kansas herumzutreiben und jedes 
Stück Schmutz aufzustöbern, das 
er über die Präsidentenfamilie nur 
finden konnte. In einem Artikel 
auf der Titelseite des „Sunday Te- 
legraph“ vom 23. Januar 1994 
sagte er in aller Öffentlichkeit 
voraus, daß Clinton vor Ablauf 
des Jahres 1994 nicht mehr im 
Amt sein werde. 


Immer mehr Gerüchte 
und Beschuldigungen 


Die inzestuöse Beziehung zwi- 
schen dem „Telegraph‘“ und dem 
„American Spectator“ geht weit 
über Sir Peregrine Worsthornes 
Gegenwart im Vorstand der ame- 
rikanischen Zeitschrift hinaus. 
Emmett Tyrrell jr. unterhält die 
engsten Arbeitsbeziehungen zu 
Evans-Pritchard - eine Tatsache, 
mit der er selbst am 11. Februar, 
zwei Tage bevor „The Sunday Te- 
legraph“ für die Vernichtung des 
Präsidenten die Werbetrommel 
rührte, in der „Washington Post“ 
protzte. 


Tyrrell schrieb: „Wußten Sie, daß 
die letzte Woche für die Clintons 
die schlimmste Skandalwoche 
war, seit sie in das Weiße Haus 
eingezogen sind?“ Das ist die 
Meinung von Ambrose Evans- 
Pritchard, dem Washingtoner Kor- 
respondenten für den Londoner 
„Sunday Telegraph“, in dem er 
diese Meinung auch zum Aus- 
druck gebracht hat. Mehr noch als 
die amerikanischen Medien sind 
die britischen voll von Berichten 
über die Clinton-Skandale, und 
Mr. Evans-Pritchard, der gleicher- 
maßen Wissenschaftler, Journalist 
und Abenteurer ist, war besonders 
unermüdlich in der Untersuchung 
dieser Skandale. Tyrrell schreibt: 
„Es ist geradezu fesselnd, wenn 
man sich die ganzen Skandale an- 
schaut, die unter den Rubriken 
Troopergate und Whitewater zu- 
sammengefaßt werden und die 
jetzt um Bill und Hillary Clinton 
herumschwirren. Ich glaube nicht, 
daß sich auf einen Präsidenten in 
diesem Jahrhundert so viele 
Gerüchte und Beschuldigungen 
auf einmal konzentriert haben.“ 
Doch fügt er hinzu: „Wenn man 


Amerikaner ist und in der Gegend 
von Washington wohnt, liest man 
vielleicht darüber in “The Wa- 
shington Post’. Andernfalls, den- 
ke ich, muß man wohl in London 
sein.“ 

Während die britische Presse 
schon seit Wochen hinter Präsi- 
dent Clintons Skalp her ist - und 
dem Angriff auf den Präsidenten 
haben sich „The London Econo- 
mist“, „The London Guardian“ 
und „The Times of London“ seit 
Anfang März begeistert ange- 
schlossen -, befindet sich das 
Zentrum von Clintongate unzwei- 
felhaft am Hauptsitz der Hollinger 
Corporation. R. Emmett Tyrrell jr. 
und seine Clique beim „American 
Spectator“ sind in jeder Hinsicht 
Handlanger der Hollinger-Grup- 


pe. 


Die Hollinger 
Corporation 


Wer sind also dann die Hauptspie- 
ler in der Hollinger Corporation? 
Wir sieht der Hintergrund hinter 
diesem kaum bekannten, aber 
mächtigen Medienkonzern aus? 


Auch wenn die Hollinger Corpo- 
ration ihren Wohnsitz lange in 
Toronto, Kanada, hatte, befand sie 
sich im Zentrum der Tory-Macht- 
struktur der City of London schon 
lange, bevor sie offiziell in die 
britische Hauptstadt umgesiedelt 
ist. 


Die Hollinger Corporation wird 
heute von ihrem Chef und Vor- 
standsvorsitzenden Conrad M. 
Black beherrscht. Die Firma des 
Kanadiers Black - die ursprüng- 
lich den Namen Argus Corporati- 
on trug - ging direkt aus der im 
Zweiten Weltkrieg existierenden 
British Special Operations Execu- 
tive (SOE) von Edward Plunket 
Taylor, einem britischen Spitzen- 
experten für Wirtschaftskriegs- 
führung, hervor. 


E. P. Taylor war vor allem durch 
den Alkoholschmuggel seines 
Großvaters in der Zeit der Prohi- 
bition vor dem Zweiten Weltkrieg 
als ein Mitglied von Kanadas Fi- 
nanzelite hervorgetreten. E. P. 
Taylor baute die Branding Brewe- 
ries seines Großvaters in Ottawa 
zu einem Bierkonzern, den Cana- 
dian Breweries, aus, der in ganz 
Kanada präsent war. In ihm waren 
30 einzelne Hersteller zusammen- 
gefaßt. George Montegu Black, 
dem Vater von Conrad Black, 
gehörten die Western Breweries in 


Winnipeg, und er war Geschäfts- 
partner Taylors geworden. Der 
Aufstieg der Familien Taylor und 
Black von Schnapsbaronen zur 
Elite Kanadas verlief gleichzeitig 
mit dem Aufstieg der Bronfmans, 
einem kanadischen Clan aus der 
Zeit der Prohibition, die in den 
dreißiger Jahren dann als „respek- 
table“ Geschäftsleute und Poli- 
tikmacher auftraten. Edgar Bronf- 


Times“ es damals beschrieb - 
überwachte. 


Taylor führte diese Aufgabe unter 
dem Deckmantel des Chefs einer 
Privatfirma mit dem Namen War 
Supplies Ltd. aus, die vom Mini- 
sterium gegründet worden war. 
Sein tatsächlicher Titel war Vor- 
sitzender des mächtigen British 
Supply Council, ein Posten, auf 


George Bush, der auf seine Wiederwahl als US-Präsident gehofft hatte, 
weiß um die seltsamen Verstrickungen. 


man, der heutige Sproß der Fami- 
lie, sitzt im Vorstand der Anti-De- 
famations-Liga von B’nai B’rith 
(ADL) und ist Präsident des Jüdi- 
schen Weltkongress. 


Von Spezialeinsätzen in 
Kriegszeiten zu Reichtum 
in der Nachkriegszeit 


Im April 1940 wurde Edward 
Plunket Taylor vom Minister für 
Munitionen und Nachschub, Cla- 
rence Decatur Howe, für den bri- 
tischen Geheimdienst rekrutiert. 
Vielleicht weil er dabei an die 
früheren Erfahrungen der Taylor- 
Familie im Schmuggelgeschäft 
gedacht hat, erhielt E. P. Taylor 
von Howe die Aufgabe, für den 
Fluß der US-Dollar durch das bri- 
tische Empire und für Kriegslie- 
ferungen aus den Vereinigten 
Staaten zu sorgen, auch wenn ei- 
ne solche Kooperation unter dem 
amerikanischen Neutralitätsge- 
setz ausdrücklich verboten war. 
Zu diesem Zweck wurde Taylor 
nach Washington abkomman- 
diert, wo er „eine praktische Ver- 
schmelzung der Volkswirtschaf- 
ten der Vereinigten Staaten und 
Kanadas“ - wie „The New York 


den er von Premierminister Win- 
ston Churchill persönlich berufen 
worden war. Zu seiner offiziellen 
Aufgabe gehörten auch die Vor- 
bereitungen für die Verlagerung 
der Bank of England nach Kana- 
da. 


Taylor führte die War Supplies 
Ltd. zusammen mit George Mon- 
tegu Black und einer Reihe ande- 
rer Leute als kommerzielles Un- 
ternehmen und häufte schließlich 
ein Vermögen an, das auf 1,3 
Milliarden Dollar geschätzt wur- 
de. Bei Kriegsende im Jahre 1945 
gaben Taylor und Black der War 
Supplies Ltd. einen neuen Namen 
und etablierten sie als rein „priva- 
te‘‘ Investmentgesellschaft mit ge- 
schlossenem Anlagefonds. Fortan 
hieß sie Argus Corporation. 


Ein Sproß des 
britischen Geheimdienstes 


Taylor und Black senior führten 
die Argus jahrzehntelang und 
bauten sie schließlich als Medien- 
konzern auf, dem eine Reihe von 
Zeitungen in Großbritannien, Ka- 
nada, den Vereinigten Staaten, in 
der Karibik und in Australien 
gehörte. 


Anfang der siebziger Jahre trat 
Taylor plötzlich als Vorsitzender 
von Argus zurück und zog in die 
Karibik, wo er die Bankgesetze 
für solch künftige Zufluchtsorte 
für heißes Geld wie die Cayman 
Islands und die Bahamas schuf. 


Unter dem anschließenden Vorsitz 
von Conrad Black blieb Argus als 
Sproß des britischen Geheimdien- 
stes ein machtvolles Unterneh- 
men. Zu den Vorstandsmitglie- 
dern gehörte in den siebziger Jah- 
ren Arthur Ross, ein Financier aus 
New York, der nach Augenzeu- 
genberichten aus seiner Familie in 
den fünfziger und sechziger Jah- 
ren der Stationschef des MI-6 ge- 
wesen ist. Ross bekam täglich 
handgeschriebene Instruktionen 
von Lord Beaverbrook, die ihm 
von Kurieren des britischen Kon- 
sulats in sein Penthouse an der 
Upper East Side in Manhattan ge- 
bracht wurden. Der gleiche Lord 
Beaverbrook hatte Taylors Wirt- 
schaftskriegsführung im Krieg 
überwacht. 


Bis zum heutigen Tag ist Arthur 
Ross die Kontaktstelle für Sir 
Fitzroy McLean, den britischen 
SOE-Offizier, der mithalf, den ju- 
goslawischen kommunistischen 
Staat unter General Tito am Ende 
des Zweiten Weltkriegs unter den 
Bedingungen der Verträge von 
Jalta zu konsolidieren und der 
noch heute zu Großbritanniens 
„Balkan-Experten“ gehört. 


Ross und Black haben auch die 
engen Bindungen zum Bronfman- 
Apparat mit Hauptsitz in Montre- 
al geschaffen. 


Die Anwaltskanzlei, die Bronf- 
mans finanzielle Interessen ver- 
tritt - Phillips, Bloomfield, Vine- 
berg und Goodman -, ist ein wich- 
tiger Sammelplatz von britischen 
SOE-Veteranen. Vor allem der 
verstorbene Louis Mortimer 
Bloomfield, ein langjähriger 
wichtiger Partner der Kanzlei, 
diente als SOE-Verbindung zu ]. 
Edgar Hoover und dem FBl - eine 
Beziehung, die Bloomfield auch 
nach dem Krieg noch aufrechter- 
hielt. 

Parallel zur Gründung der Argus 
Corporation nach dem Krieg 
schuf auch Bloomfield in Kanada 
eine Reihe von Firmen, die dem 
Geheimdienst gehörten, so unter 
anderem die British American Ca- 
nadian Corporation und Permin- 
dex (Permanent Industrial Exposi- 
tions). Die Permindex wurde 
sowohl vom französischen Ge- 
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Im Hollinger- 


heimdienst als auch von Jim Gar- 
rison, Staatsanwalt von New Orle- 
ans, dabei erwischt, Gelder an ge- 
heime Überfallkommandos zu 
schleusen, die in die Ermordung 
von Präsident John F. Kennedy 
und in zahlreiche Anschläge auf 
das Leben des französischen 
Staatspräsidenten Charles de 
Gaulle verwickelt waren. Clay 
Shaw, Vorstandsmitglied der Per- 
mindex und Geschäftsmann aus 
New Orleans, war der einzige, der 
jemals wegen mutmaßlicher Be- 
teiligung an der Ermordung John 
F. Kennedys angeklagt und straf- 
rechtlich verfolgt wurde. 


Einpeitscher 
für Thatcher 


Im Jahre 1985 startete die Argus 
Corporation jetzt unter dem Na- 
men Hollinger Corporation und 
mit Conrad Black als Vorstands- 
vorsitzendem einen Vorstoß zur 
Übernahme anderer Medienkon- 
zerne, der das Unternehmen in 
der ganzen englischsprachigen 
Welt an die Spitze stellte. Hollin- 
ger kaufte auf Drängen und mit 
der finanziellen Unterstützung des 
britischen Zweigs der Familie 
Rothschild 83 Prozent der Antei- 
le am „Telegraph“. In einem jüng- 
sten Hollinger-Jahresbericht be- 
schrieb Conrad Black den „Tele- 
graph“ stolz als „die Zeitung mit 
der höchsten Auflage, die in der 
ganzen westlichen Welt von allge- 
meinem Interesse ist.“ 

Unter Hollingers Kontrolle wurde 
der „Telegraph“, der schon pro- 
Tory eingestellt war, zum uner- 
schrockenen Sprachrohr für die 
Regierung Thatcher und den 
Thatcherismus. Das gleiche galt 
für jedes andere Presseerzeugnis, 
das unter die Kontrolle Hollingers 
geriet. „The Spectator“, eine Zeit- 
schrift des englischen Establish- 
ment, die seit dem Jahre 1828 un- 
unterbrochen verlegt wurde, wur- 
de von Hollinger kurz nach der 
Übernahme des „Telegraph“ ge- 
kauft. 


Am 9. Juli 1990 brachte der 
„Spectator“ einen spektakulären 
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Lord Peter Carrington, ehemaliger britischer Verteidigungsminister, 
gehört zu den Beratern der Hollinger Corporation. 


Artikel von einem engen Verbün- 
deten in Premierminister That- 
chers Kabinett, dem Industrie- 
und Handelsminister Nicholas 
Ridley. Ridley griff den deutschen 
Bundeskanzler Kohl an, setzte ihn 
mit Adolf Hitler gleich und er- 
klärte Großbritanniens entschie- 
denen Widerstand gegen eine 
deutsche Wiedervereinigung. Sein 
Artikel verursachte eine solche 
Kontroverse, daß er kurz danach 
zum Rücktritt gezwungen wurde. 
In ihren Memoiren hat Margaret 
Thatcher jedoch später zugege- 
ben, daß es britische Politik war, 
alles nur Mögliche zu tun, um ei- 
ne deutsche Wiedervereinigung 
und die Entwicklung Deutsch- 
lands zu einer wirtschaftlichen 
und politischen Macht in Mittel- 
europa zu verhindern, auch wenn 
dies die Unterstützung der Exi- 
stenz des sowjetischen Imperiums 
bedeutet hätte. 


Geld aus 
Hongkong 


Hollingers Kauforgie ging weiter 
mit dem Ankauf der American 
Publishing Company, Unimedia 
(Canada), Sterling Newspapers, 
Ltd., „Saturday Night Magazine“, 
Valley Cable TV Inc. und Kana- 
das erster Finanztageszeitung 
„Ihe Financial Post“. Im Jahre 
1990 gehörten Hollinger 80 Ta- 
geszeitungen und 151 Wochenzei- 


tungen in den Vereinigten Staaten, 
Kanada, Großbritannien und in 
der Karibik, was einer Tagesaufla- 
ge von 1,9 Millionen und einer 
Wochenauflage von 2,9 Millionen 
Blatt entspricht. In Australien 
kaufte Hollinger 17 Prozent des 
stimmberechtigten Aktienkapitals 
an den John Fairfax Holdings, den 
Eigentümern von „The Age“, der 
größten Tageszeitung des Landes, 
und einer Reihe von Finanzpubli- 
kationen. Anfang des Jahres 1994 
kaufte Hollinger „The Chicago 
Sun-Times“. 

Das Kapital für diese Übernahme 
von Medienkonzernen entstamm- 
te der Veräußerung vieler Anteile 
des Gesellschaftsvermögens von 
Argus durch Black, darunter auch 
einiger bekannter und lukrativer 
Fabrikationsunternehmen. Spätere 
Einkäufe wurden über den Hong- 
konger Milliardär Li Kai Shing 
finanziert, der in dem Hongkon- 
ger Opiumhandel eine führende 
Rolle spielen soll. 


Im Frühjahr 1989 kaufte Hollin- 
ger 98,9 Prozent der Anteile an 
der „Jerusalem Post“. Einst inter- 
national bekannt als die angesehe- 
ne Zeitung für Israel und Stimme 
des gemäßigten Flügels der La- 
bour-Partei, wurde die „Jerusalem 
Post“ über Nacht in ein Sprach- 
rohr für die fanatischsten Greater- 
Israel-Elemente in der Likud ver- 
wandelt, die von General Ariel 
Scharon angeführt werden. Scha- 


ron war der intellektuelle Urheber, 
wenn nicht gar der direkte Kon- 
trolleur, des Massakers von He- 
bron vom 25. Februar 1994. 


Der Jahresbericht der Hollinger 
Corporation vom April 1990 ent- 
hielt eine Beschreibung der Säu- 
berung bei der „Jerusalem Post“: 
„Da die ‘Post’ zuvor einem La- 
bour-Komplott gehört hatte und 
personell weit überbesetzt war, 
dachten wir, daß ein erhebliches 
Potential für drastisch verbesserte 
betriebliche Leistungsfähigkeit 
existierte. Bis heute wurde Perso- 
nal abgebaut. Die Veränderungen 
.. wurden nicht so stillschwei- 
gend durchgeführt, wie wir ge- 
hofft hätten. Der Redakteur trat 
zurück, nachdem seine einzige 
Fähigkeit, die Zeitung unwider- 
ruflich an Dinge von höchster na- 
tionaler Bedeutung für Israel zu 
binden, leicht beschnitten worden 
war. ... Der Chefredakteur ging 
und mit ihm ungefähr 20 weitere 
Redaktionsmitglieder. Das war 
insgesamt eine nicht unwillkom- 
mene Entwicklung.“ 


Namen des internatio- 
nalen Vorstandes 


Im Juli 1990 verkündete Conrad 
Black die Erweiterung des Vor- 
stands der Hollinger Corporation 
und seiner hundertprozentigen 
Töchter „The Telegraph‘“ und der 
„Jerusalem Post Publications Li- 
mited“. Die neuen Vorstandsmit- 
glieder, die die neu eingekaufte 
Medienmacht des Zeitungskon- 
zerns reflektieren, waren: 


Lord Peter Carrington, ehemaliger 
Verteidigungsminister, NATO-Ge- 
neralsekretär und Außenminister, 
damals Direktor der Kissinger As- 
sociates, Inc. 


Sir Evelyn de Rothschild, Vorsit- 
zender von N. M. Rothschild and 
Sons, Ltd. 


Henry N. L. Keswick, Vorsitzen- 
der von Matheson & Co., Ltd. 
und von Jardine Matheson Hol- 
dings, Ltd. Jardine Matheson und 
die Hongkong und Shanghai Ban- 
king Corporation sind Synonyme 
für die britischen Opiumkriege 
gegen China, und Mitglieder der 
Familie Keswick haben J&M ge- 
führt und sitzen seit 150 Jahren 
im Vorstand der HongShang 
Bank. 


Lord King of Wartnaby, Vorsit- 
zender von British Airways. 


Sir James Goldsmith, ein wichti- 
ger Aktionär eines anderen mäch- 
tigen britischen Medienkonzerns, 
United Newspapers - denen so 
einflußreiche Blätter gehören wie 
„Ihe Daily Express“ -, und Spit- 
zenfinancier von „The American 
Spectator“. 


Heute gehören dem Vorstand der 
Hollinger Corporation und deren 
Tochtergesellschaften viele ande- 
re mächtige Persönlichkeiten vom 
Thatcher-Flügel des britischen 
Establishments an. Es gehören 
auch einige wichtige Personen aus 
Nordamerika dazu, die die briti- 
sche Bande mit dem neokonserva- 
tiven Apparat und dem harten 
Kern der zionistischen Lobby ver- 
binden. 


Verbindungen zu 
Geheimdiensten spielen 
eine Rolle 


Peter Bronfman, Cousin des Sea- 
grams-Corporation-Chefs Edgar 
Bronfman und Boß von Edper 
Enterprises, Ltd. - dem Immobili- 
enkonzern der Familie -, sitzt im 
Vorstand der Hollinger Corporati- 
on. Drei andere prominente Kana- 
dier mit engen Beziehungen zur 
Familie Bronfman gehören ihm 
ebenfalls an: 

R. Donald Fullerton, Vorsitzender 
des geschäftsführenden Vorstands 
der Canadian Imperial Bank of 
Commerce. Dies ist die britisch- 
kanadische Bank, die in den Zen- 
tren der Karibik tätig ist, in denen 
heiße Gelder verschoben werden. 
Diese Geldzentren wurden mög- 
lich, nachdem der Argus-Gründer 
E. P. Taylor karibisches Banken- 
recht umgeschrieben hatte. 

Allan E. Gottlieb, ehemaliger ka- 
nadischer Botschafter in den Ver- 
einigten Staaten und jetzt Chef 
von Burson-Marsteller, ist ein gu- 
ter Freund der Familie Bronfman 
und sitzt im Hollinger-Vorstand. 


Der Kreis der Kissinger - 
Freunde wird immer größer 


Paul Reichmann, Vorstandsvorsit- 
zender von Reichmann Internatio- 
nal, vormals Chef von Olympia 
and York, einer der weltweit größ- 
ten Immobilienholdings, ist eben- 
falls Hollinger-Vorstandsmitglied. 
Nach einer Reihe von Immobili- 
enpleiten in New York City und 
London mußte Olympia and York 
vor einigen Jahren Konkurs an- 
melden. Canary Wharf, ein Lon- 
doner Immobilienmakler, dessen 


Henry Kissinger (links) und William F. Buckley, Gründer von „Natio- 
nal Review“, sind ebenfalls Berater der internationalen Hollinger Cor- 
poration. 


Zusammenbruch den Fall von 
Olympia and York beschleunigt 
hat, ist dabei, sich wieder aufzu- 
rappeln - teilweise infolge der 
Eingliederung des „Telegraph“ in 
den Komplex. Reichmann managt 
jetzt auch den Immoblienbestand 
des Spekulanten George Soros. 


Im Vorstand des „Telegraph“ sitzt 
auch Rupert N. Hambro, Ge- 
schäftsführer von J. ©. Hambro & 
Company, einer der mächtigsten 
Banken der City of London. Ham- 
bro war die SOE-Bank im Zwei- 
ten Weltkrieg, und ihre Verbin- 
dungen zur Geheimdienst-Unter- 
welt brachten die Bank Anfang 
der achtziger Jahre gewaltig in 
Verlegenheit, als sie mit dem 
Skandal der Propaganda-Zwei- 
(P2) Freimaurerloge in Verbin- 
dung gebracht wurde. Die Jerusa- 
lem Post Publications Limited 
nahm vor kurzem weitere Perso- 
nen in ihren Vorstand auf, so un- 
ter anderem Richard N. Perle, den 
stellvertretenden Verteidigungs- 
minister für internationale Sicher- 
heitspolitik in der Regierung Rea- 
gan, der schon seit langem ver- 
dächtigt wird, Verbindungen zum 
israelischen Geheimdienst Mos- 
sad zu haben. Perles Karriere bei 
der Regierung wurde von Albert 
Wohlstetter gefördert, der eben- 
falls seit langem als Spion für Is- 
rael verdächtigt wird und in die 
Affäre Jonathan Jay Pollard ver- 
wickelt ist. 


Perles Karriere kreuzte sich mit 
der von Rabbi Meir Kahane, dem 
verstorbenen Gründer der JDL, 
und er ist eine Zentralfigur im 
amerikanischen neokonservativen 
Milieu. Perle und Jeanne Kirkpa- 


trick wurden in einer Ausgabe des 
„American Spectator‘“ des Jahres 
1984 von Fred Barnes als Neo- 
konservative hoch gepriesen, die 
den Übertritt von der demokrati- 
schen zur republikanischen Partei 
erfolgreich geschafft hatten. 


Seit der Übernahme durch Hollin- 
ger kam bei der „Jerusalem Post“ 
noch ein weiterer Direktor, Lord 
Wiedenfeld, hinzu. Er ist Chef 
von Wiedenfeld and Nicolson 
Ltd., einem großen britischen Ver- 
lagshaus, und ein enger Freund 
Henry Kissingers. 


Die internationalen 
Berater 


Nichts macht jedoch die Position 
der Hollinger Corporation im 
anglo-amerikanischen Apparat 
deutlicher als das internationale 
Beratungsgremium der Firma. 


Nach dem letzten Hollinger-Jah- 
resbericht ist der leitende interna- 
tionale Ehrenberater kein anderer 
als Baronin Thatcher of Kesteven, 
die in dem Bericht als „Premier- 
ministerin von Großbritannien 
und Nordirland, 1979-1991“ auf- 
geführt wird. Mrs. Thatcher hat 
vor kurzem den Posten als Kanz- 
ler des William and Mary College 
in Williamsburg, Virginia, ange- 
nommen - eine Position, die sie 
angeblich nutzt, um enge Bindun- 
gen zu führenden Republikanern 
in den USA zu knüpfen. Quellen 
zufolge, die der Gruppe naheste- 
hen, sind die Thatcher-Anhänger 
davon überzeugt, daß ihre Rück- 
kehr an die Macht in Großbritan- 
nien durch einen Sieg der Repu- 


blikaner bei den nächsten ameri- 
kanischen Präsidentschaftswahlen 
beschleunigt werden würde. Die 
beiden führenden internationalen 
Berater der Hollinger Corporation 
sind: Lord Carrington und Henry 
A. Kissinger. 


Das internationale Beratungsgre- 
mium besteht aus: 


Gianni Agnelli, Chef der Fiat 
S.p-A.; 


Dwayne O. Andreas, Chef der Ar- 
cher Daniels Midland Company, 
eines der führenden Getreidekar- 
telle in Amerika und der größte 
einzelne Geldsponsor der ADL. 
Andreas ist eng befreundet mit 
dem ehemaligen sowjetischen 
Präsidenten Michail Gorbat- 
schow; 


David Brinkley, führender Nach- 
richtenkommentator bei ABC 
News; 


Zbigniew Brzezinsky, ehemaliger 
nationaler Sicherheitsberater von 
Präsident Jimmy Carter; 


William F. Buckley jr., Gründer 
und Herausgeber von „National 
Review“, einer weiteren neokon- 
servativen Zeitschrift, die kürzlich 
im Mittelpunkt von Clintongate 
stand. Vor kurzem trat Buckley als 
Chefredakteur des „National Re- 
view“ zurück und ernannte Wil- 
liam O’Sullivan zu seinem Nach- 
folger. O’Sullivan ist britischer 
Staatsbürger, selbsterklärter Ho- 
mosexueller und Kolumnist der 
„London Times“, der zum Ghost- 
writer von Margaret Thatcher 
wurde. 

Ferner Sir James Goldsmith; Al- 
lan Gottlieb; Richard Perle; Lord 
Rothschild, Chef der J. Rothschild 
Holdings; Paul Volcker, ehemali- 
ger Chef von James D. Wolfen- 
sohn, Inc., einem New Yorker 
Brokerage House; und George F. 
Will, Kolumnist der „Washington 
Post“ und freier Mitarbeiter bei 
der Zeitschrift „Newsweek“. 


Es ist der britische Apparat, der es 
darauf abgesehen hat, den ameri- 
kanischen Präsidenten zu stürzen. 
Im Augenblick benutzen sie ihren 
Einfluß innerhalb der amerikani- 
schen Medien und in der republi- 
kanischen Partei über ihre neokon- 
servativen Stützen, um die Trom- 
mel für eine tiefe Regierungskrise 
in Washington zu rühren. Doch 
wichtiges Faktum hier ist die aus- 
ländische Urheberschaft bei den 
Whitewatergate-Angriffen. oO 
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Establishment 


Wem gehört 


He 


Kissinger? 


John Springfield 


Am 10. Mai 1982 hielt der frühere amerikanische Außenminister 
Henry Kissinger eine Rede vor dem Royal Institute of International 
Affairs im Chatham House in London. In dieser Rede sprach Kis- 
singer davon, daß er schon immer britischer Einflußagent gewesen 
sei. Er sagte: „In meiner Zeit im Weißen Haus - als Nationaler Si- 
cherheitsberater (NSC) des Präsidenten - hielt ich das britische 
Außenministerium besser informiert als das amerikanische.“ 


Kissinger behauptete, daß seine 
Beziehung zu den Briten seit dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges - 
als „die Briten zu einem Grad Teil 
der amerikanischen Überlegungen 
wurden, wie das wahrscheinlich 
nie zuvor zwischen souveränen 
Staaten der Fall gewesen ist“ - 
vorbildlich sei. Er meinte: „Unse- 
re diplomatische Geschichte der 
Nachkriegszeit ist voll von anglo- 
amerikanischen ‘Arrangements’ 
und Verständigungen - manchmal 
über wichtige Themen -, die nie- 
mals in offizielle Dokumente auf- 
genommen worden sind.“ 


Die Kunden 
von Henry Kissinger 


Im gleichen Jahr gründete Kissin- 
ger die Kissinger Associates, nach 
seiner eigenen Beschreibung eine 
Beratungsfirma, die einige der 
weltweit mächtigsten Firmen und 
Regierungen über Politik berät. 
Ebenfalls im Jahre 1982 tat sich 
Kissinger mit Lord Harlech (Da- 
vid Ormsby-Gore) und Ariel 
Scharon zusammen, um das West- 
jordanland durch Gewalt seitens 
der Siedler zu ruinieren und dabei 
gleichzeitig Land billig aufzukau- 
fen. Eine Untersuchung der Part- 
ner und Kunden Kissingers bei 
der Firma bestätigt seine Behaup- 
tung, er sei ein britischer Ein- 
flußagent gewesen. Seine anhal- 
tenden Bemühungen, zusammen 
mit der Hollinger Corporation den 
Friedensvertrag zu zerstören, zei- 
gen die gleiche fortdauernde bri- 
tische Patronage. 
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Kissinger Associates wurde mit 
Hilfe von Darlehen gegründet, die 
von den New Yorker Anlagebera- 
tungsfirmen Warburg, Pincus und 
Goldman, Sachs zur Verfügung 
gestellt worden waren. Die Haupt- 
förderer und Kontrolleure waren 
die Warburg-Bankinteressen, mit 
dem S.-G.-Warburg-Vorsitzenden 
Lord Roll, einem Partner der Fir- 
ma, und Lord Carrington, dem 
ehemaligen NATO-Generalse- 
kretär und Vorstandsmitglied der 
Hollinger Corporation, der auch 
im Vorstand von Kissinger Asso- 
ciates sitzt. 


Kissingers Partner in der Firma 
spielten zentrale Rollen bei der 
Festlegung der amerikanischen 
Außenpolitik unter der Regierung 
Bush. Ein Partner, Lawrence Eag- 
leburger, war Unterstaatssekretär 
und dann amerikanischer Außen- 
minister; ein anderer, Brent Sco- 
wcroft, war nationaler Sicher- 


.heitsberater, der Mann, der den 


Nationalen Sicherheitsrat leitet. 


Die Jobs 
des Henry Kissinger 


Zusätzlich zu seinen Posten bei 
Kissinger Associates und der Hol- 
linger Corporation hat Kissinger 
eine Reihe anderer Posten inne, 
über die er die Politik lenkt und 
auch protektioniert wird. Er ist 
Berater der Chase Manhattan 
Bank, Vorsitzender des internatio- 
nalen Beratungsgremiums der 
American International Group 
und ein Geldgeber der Zeitschrift 


„Ihe American Spectator“. Er ist 
auch Mitglied des Vorstands von 
American Express, Union Pacific 
und Continental Grain und Be- 
vollmächtigter des Rockefeller 
Brother Fund, des Metropolitan 
Museum of Art, des Zentrums für 
Strategische und Internationale 
Studien und des Aspen-Instituts. 
Er ist Direktor des International 
Rescue Committee - gegründet 
vom Führer der Neokonservativen 
Leo Cherne - und ehemaliger Vor- 
sitzender und Bevollmächtigter 
der Trilateralen Kommission und 
des New York Council on Foreign 
Relations. Er war auch Berater bei 
Goldman Sachs, NBC, ABC und 
CBS sowie Vorstandsmitglied bei 
der Twentieth Century Fox. 


Lawrence Sidney Eagleburger: 
Bis zu seiner Ernennung zum Un- 
terstaatssekretär und später zum 
Außenminister in der Regierung 
Bush war Eagleburger Präsident 
von Kissinger Associates. Er war 
Direktor von ITT, der LBS Bank 
of New York - mit Sitz im ehema- 
ligen Jugoslawien - und von Glo- 
bal Motors U. S., der Tochterge- 
sellschaft des jugoslawischen 
Herstellers des Yugo. Der letztere 
Posten spiegelt seine langjährige 
Bindung zur serbischen Elite wi- 
der, die er als Außenminister pro- 
tektionierte. 


Eagleburger trat im Jahr 1957 in 
den auswärtigen Dienst und dien- 
te unter anderem in Jugoslawien. 
Von 1969 bis 1977 arbeitete er als 
Top-Berater Kissingers auf einer 
Vielzahl von Posten, unter ande- 
rem als Kissingers Assistent bei 
NSC und als stellvertretender Un- 
terstaatssekretär für Management. 


Ein Unterstützer 
der Serben 


In der Carter-Zeit war Eaglebur- 
ger amerikanischer Botschafter in 
Jugoslawien. Nach der Wahl Ro- 
nald Reagans wurde er stellvertre- 
tender Unterstaatssekretär für eu- 
ropäische Angelegenheiten im 
Außenministerium und später - im 
Jahre 1982 - Unterstaatssekretär 
für politische Angelegenheiten im 
Außenministerium. Als er im Jah- 
re 1984 die Regierung verließ, 
wurde er Präsident der Kissinger 
Associates. Im Jahre 1988 kehrte 
Eagleburger in die Regierung 
zurück und wurde Unterstaatsse- 
kretär im Außenministerium. Im 
Jahre 1991 überwachte er als 
stellvertretender Außenminister 
für die US-Regierung die Durch- 


setzung der britischen Politik, die 
darin bestand, die serbische Inva- 
sion von Kroatien und Bosnien zu 
unterstützen. 


Generalleutnant Brent Scowcroft: 
Bis zu seiner Ernennung als Präsi- 
dent Bushs nationaler Sicherheits- 
berater führte Scowcroft das Wa- 
shingtoner Büro von Kissinger As- 
sociates. Während seiner ganzen 
Militärkarriere hatte er entweder 
Lehrposten oder eine Reihe von 
Planungs-, Operations- und Ge- 
heimdienstpositionen beim Gene- 
ralstab in Washington inne. 


Scowcroft kam erstmals im Jahre 
1969 mit Kissinger zusammen, 
als er beim Joint Chiefs of Staff 
mit nationalen Sicherheitsangele- 
genheiten beauftragt wurde. 
Scowcroft arbeitet direkt unter 
Kissinger als sein stellvertreten- 
der Assistent beim NSC. Er trat 
im Jahre 1975 an die Stelle Kis- 
singers als nationaler Sicherheits- 
berater und schied im Jahre 1977 
zusammen mit ihm aus der Re- 
gierung aus. 


Die Spuren führen immer 
wieder nach London 


Scoweroft trat als Gründungsmit- 
glied in die Kissinger Associates 
ein und führte deren Büro in Wa- 
shington. Als Bushs nationaler Si- 
cherheitsberater arbeitete er bei 
der Überwachung britischer Poli- 
tik wie zum Beispiel während des 
Golfkriegs und des Balkankriegs 
eng mit Eagleburger zusammen. 


Zu Kissingers Partnern in der Fir- 
ma gehören: 


Robert O. Anderson: Anderson ist 
der ehemalige Chef von Atlantic 
Richfield und Vorsitzender des 
Aspen Institute. Ihm wird nach- 
gesagt, der größte private Land- 
besitzer der Vereinigten Staaten 
zu sein, und er machte die Atlan- 
tic Richfield zu der größten Ölge- 
sellschaft der USA. Derzeit ist er 
ein Partner von „Tiny“ Rowland, 
dem Vorsitzenden von Lonrho - 
Eigentum des britischen Geheim- 
dienstes - in deren Ölfirma Hon- 
do in Texas. Er soll der Förderer 
von Terry Reisenhoover - Ölma- 
gnat aus Oklahoma und Führer 
der Christian Evangelical Ameri- 
can Temple Mount Foundation - 
gewesen sein; diese Stiftung hat 
Anfang der achtziger Jahre schät- 
zungsweise acht Millionen Dollar 
zu Kahanes Partnern nach Israel 
geschleust. 


Henry Kissinger (rechts) mit sei- 
nem großen Mentor David 
Rockefeller, den er bei seinen 
weltweiten Geschäften berät. 


Lord Carrington: Peter Carrington 
verließ den Vorstand von Kissin- 
ger Associates offiziell, als er im 
Jahre 1984 NATO-Generalse- 
kretär wurde, während er doch 
fortfuhr, die gleiche Politik zu be- 
fürworten, für die die Firma ge- 
gründet worden war. Der irische 
Baron diente als Chancellor of the 
Order of St. Michael and St. Ge- 
orge, dem auswärtigen Dienst und 
Spionageorden der Queen, und er 
hatte eine Reihe von Posten inne, 
die mit dem Königlichen Haushalt 
in Verbindung standen. 


Von 1959 bis 1963 war er First 
Lord of the Admiralty, von 1970 
bis 1974 Verteidigungsminister, 
1974 Energieminister, was sich 
mit der Kissinger-Zeit überschnitt. 
In den Jahren 1979 bis 1982 war 
er Außenminister und Minister für 
Angelegenheiten des Common- 
wealth. 


Von 1983 bis 1984 war Carring- 
ton Vorsitzender der General EI- 


ectric Company of U. K., die noch 
immer Kunde von Kissinger As- 
sociates ist. Zu Carringtons ande- 
ren finanziellen Interessen 
gehören die Australia and New 
Zealand Bank, ein Familienkon- 
zern, in dem er den Vorsitz führte, 
sowie Direktorenposten bei der 
Barclays Bank, Rio Tinto Zinc, 
Hambros Bank und der British 
Metal Corporation. 


Namen, die 
Politik bedeuten 


Im Jahre 1992 vertrat Carrington 
die Europäische Gemeinschaft im 
Zusammenhang mit dem Krieg 
auf dem Balkan. In dieser Eigen- 
schaft half er mit, den Völker- 
mord an Bosniern und Kroaten 
durch die Serben zu überwachen. 


Pehr Gyllenhammer: Gyllenham- 
mer war seit 1983 Chef von Vol- 
vo - wo er vor kurzem ausschied - 
und Vorstandsvorsitzender der 
Tochtergesellschaften seit 1971. 
Außerdem hatte er Schlüsselposi- 
tionen bei der Swedish Ships 
Mortgage Bank und bei Skandia 
Insurance inne. Im internationalen 
Beratungsgremium der Chase 


Manhattan saß er seit 1962; später 
übernahm Kissinger den Vorsitz 
bei diesem Gremium. 


Sir Y. K. Kan: Kan lebt in Hong- 
kong und war von 1963 bis 1983 
Vorsitzender der Bank of East 
Asia sowie Vorsitzender des 
Hongkong Trade Development 
Council von 1979 bis 1983. Die 
Bank of East Asia wurde 1918 ge- 
gründet und ist ein Partner von S. 
G. Warburg bei der East Asia 
Warburg Ltd. 


Wirtschaftsinteressen 
als Außenpolitik 


William Dill Rogers: Mit Unter- 
brechungen war Rogers seit 1953 
ein Mitglied der Anwaltskanzlei 
Arnold und Porter und von 1974 
bis 1976 stellvertretender Staats- 
sekretär für interamerikanische 
Angelegenheiten. Von 1976 bis 
1977 war er Staatssekretär für 
Wirtschaftsangelegenheiten. In 
dieser Zeit war Kissinger Außen- 
minister. Derzeit ist Rogers so- 
wohl Kissingers persönlicher An- 
walt als auch Berater der Kissin- 
ger Associates. Zu Rogers 
anderen Kunden gehören: die Re- 


gierungen von Venezuela, Israel, 
Nicaragua, Brasilien und der 
Schweiz sowie die Weltbank. Er 
vertrat „The London Sunday Ti- 
mes“, als diese von Argentinien 
beschuldigt wurde, während des 
Falkland-Krieges für Großbritan- 
nien spioniert zu haben. 


Lord Roll of Ipsden: Als Vorsit- 
zender der mächtigen S. G. War- 
burg seit dem Jahre 1973 und spä- 
ter Präsident von Mercury Securi- 
ties seit 1974 gehört Roll zu den 
wichtigsten Bankiers in England. 
Er war von 1968 bis 1977 Direk- 
tor der Bank von England, was 
sich mit der Kissinger-Zeit in der 
US-Regierung überschnitt. 


Roll gehörte von 1939 bis 1941 
der Rockefeller Foundation in den 
Vereinigten Staaten an, wo er sich 
erstmals mit der amerikanischen 
Seite der internationalen Gruppie- 
rung verband, die Kissinger spon- 
serte. Roll leitete von 1941 bis 
1946 die britische Lebensmittel- 
mission in Nordamerika und hat- 
te später eine Reihe von Schlüs- 
selpositionen inne wie stellvertre- 
tender Leiter der britischen 
Delegation bei der NATO; Staats- 
sekretär und später stellvertreten- 
der Leiter der Verhandlungen mit 
der Europäischen Wirtschafts- 
kommission; und von 1964 bis 
1966 permanenter Staatssekretär 
für wirtschaftliche Angelegenhei- 
ten, als er die Regierung offiziell 
verließ. 


William E. Simon: Von 1973 bis 
1974 war er stellvertretender Se- 
kretär im amerikanischen Finanz- 
ministerium, von 1974 bis 1977 
Finanzminister und spielte bei 


Henry Kissingers Ölkrisen- 
Streich im Jahre 1973 eine 
Schlüsselrolle. 


Simon war langjähriger Senior- 
partner der New Yorker Anlage- 
beratungsfirma Salomon Brothers 
und ist derzeit Vorsitzender der 
William E. Simon and Sons. Er 
hatte solche Schlüsselpositionen 
inne wie US-Gouverneur des In- 
ternationalen Währungsfonds; 
Gouverneur der Inter-American 
Development Bank und Gouver- 
neur der Asian Development 
Bank. Er saß auch in den Vorstän- 
den solcher Denkfabriken wie des 
Atlantischen Rats und der Hoover 
Institution. DO 
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Algerien 


IWF bereitet 
Rekolonisie- 
rung vor 


April Turner 


Eine Welle islamisch-fundamentalistischer Destabilisierungen und 
Bürgerkriege, die durch Großbritannien angestachelt wurden, ge- 
folgt von Militärcoups, scheint gegen verschiedene strategisch wich- 
tige Länder in Nordafrika und in Nahost geplant zu sein. Solche 
Entwicklungen bahnen den Weg für die Art von UNO-geführter Re- 
kolonisierung, die in Afrika südlich der Sahara bereits weiter fort- 
geschritten ist. Dem Internationalen Währungsfonds (IWF) kommt 
eine zentrale Rolle in diesem Prozeß zu. Der Fall Algeriens, eines 
Landes, das einst die Möglichkeit hatte, das „Japan Afrikas“ zu 


werden, ist typisch. 


Am 10. April 1994 unterzeichnete 
die algerische Regierung eine Ab- 
sichtserklärung mit dem IWF und 
akzeptierte die Abwertung ihrer 
Währung um 40 Prozent; gleich- 
zeitig stimmte sie der Beseitigung 
sämtlicher Importschranken, der 
Entlassung „überschüssiger Ar- 
beitskräfte‘“ in den staatlichen In- 
dustrien und einer erheblichen 
Steigerung der Zinssätze zu, an- 
geblich um die Inflation zu 
bekämpfen, die jetzt bei 30 Pro- 
zent liegt. Dem folgen zwei Jahre 
ähnlich brutaler, vom IWF aufer- 
legter Maßnahmen. 


Das übliche 
Spiel des IWF 


Die Regierung behauptet, diese 
Maßnahmen seien für ein „gesun- 
des Management der Wirtschaft“ 
erforderlich. Im Austausch dafür 
wird der IWF 800 Millionen 
Dollar an Krediten lockermachen, 
während die Weltbank, die Exim- 
bank und die Bank der Europäi- 
schen Union gemeinsam 500 Mil- 
lionen Dollar gewähren werden. 
Doch natürlich findet der Kredit 
in Form von Schuldendienstzah- 
lungen sofort seinen Weg zurück 
in den IWF. 


Algerien braucht acht bis neun 
Milliarden Dollar - nur um seine 
Schulden in diesem Jahr zurück- 
zuzahlen. Das derzeitige Schul- 
dendienstverhältnis _Algeriens 
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liegt bei weit über 90 Prozent; es 
ist wahrscheinlich das höchste auf 
der ganzen Welt. 


Algeriens Fabriken laufen man- 
gels harter Währung bereits nur 
auf 50 Prozent Auslastung, weil 
keine Rohstoffe mehr eingekauft 
werden können, während die Ar- 
beitslosigkeit, die offiziell bei 20 
Prozent liegt, in Wirklichkeit 
weitaus höher ist. 


Mitte März hat die Regierung die 
Preise für neun Grundnahrungs- 
mittel, darunter Mehl, Milch und 
Brot, um 25 bis 100 Prozent er- 
höht. Ähnlich hohe Preissteige- 
rungen gab es für Benzin und 
Haushaltsbrennstoffe. Selbst das 
Regierungsblatt „Achaab“ sagte 
über das Geschäft mit dem IWE, 
die Kaufkraft der Bevölkerung 
würde „erheblich geschwächt, be- 
sonders wenn ein Programm zur 
Hilfe der Betroffenen fehlt.“ 


Nicht allein 
Diebstahl 


Kurz gesagt, Algerien wird vom 
IWF systematisch zerstört. Aber 
warum? Das Land wird nicht nur 
einfach ausgeplündert, sondern 
man will es auch der Islamischen 
Heilsfront (FIS) erleichtern, das 
Land zu übernehmen oder es in 
einen regelrechten Bürgerkrieg zu 
stürzen, wie in der amerikani- 
schen und britischen Presse jetzt 


schadenfroh vorhergesagt wird. 


„Algerien steht vor dem Zusam- 
menbruch“ war die Schlagzeile 
auf der Titelseite der „New York 
Times“ im April, während die 
Londoner „Financial Times“ von 
einer „schleichenden Afghanista- 
nisierung“ sprach. In den letzten 
beiden Jahren wurden ca. 4000 
Algerier in dem sich entwickeln- 
den Bürgerkrieg getötet. Der Tod 
von 34 Ausländern hat auch die 
Entschuldigung dafür geliefert, 
die ausländische Bevölkerung ab- 
zuziehen, was die Wirtschaft in 
ein noch größeres Chaos gestürzt 
hat. 


Wie vorherzusehen war, hat der 
IWF-Direktor Michel Camdessus 
die selbstmörderischen Finanz- 
maßnahmen der Regierung als 
„mutig und weitreichend“ und 
„der Unterstützung der internatio- 
nalen Gemeinde wert“ gepriesen. 
„Mit seiner Absichtserklärung hat 
uns Algerien gezeigt, daß es sehr 
gut weiß, was es tun muß“, sagte 
er im algerischen Fernsehen. „Es 
geht seinen eigenen Weg, auf je- 
den Fall keinen leichten Weg, aber 
einen, mit dem es international 
gleichzieht.“ 


Die künftige 
legitime Macht 


Frankreich, Algeriens größter 
Kreditgeber und ehemaliger Kolo- 
nialherr, hat die Maßnahmen 
ebenfalls gepriesen. „Frankreich 
hat immer gesagt, es sei bereit, 
seine Rolle bei der Hilfestellung 
für das algerische Volk zu spielen, 
und wir werden in dieser Rich- 
tung weitermachen“, sagte das 
Außenministerium. 


Daß die populistische Islamische 
Heilsfront von der Kapitulation 
der Regierung vor dem IWF di- 
rekt profitieren wird, ist etwas, 
das Camdessus, Frankreich und 
Großbritannien wissen. Zunächst 
einmal ist die FIS die einzige Par- 
tei, die ihre Einwände gegen die 
Maßnahmen laut zum Ausdruck 
bringt. Am 12. April verurteilte 
sie die Abwertung des Dinar und 
sagte, wenn sie an die Macht kä- 
me, würde sie sich an keine Ver- 
einbarung mit dem IWF nach 
1992 gebunden fühlen - und wi- 
dersprach damit ihren früheren 
Behauptungen, sie würde die 
Schulden noch intensiver abzah- 
len, sobald sie an der Macht sei. 


„Die künftige legitime Macht in 


Algerien wird sich nicht an Ver- 
einbarungen, Verträge und Kon- 
ventionen gebunden fühlen, die 
mit der Diktatur getroffen wur- 
den, die seit dem 11. Januar 1992 
an der Macht ist“, hieß es in der 
FIS-Erklärung. 


Das Ende 
der Unabhängigkeit 


Die Erfahrungen zeigen, daß die 
„stabilisierungspläne“ des IWF 
in den Entwicklungsländern zu 
einem Rückgang des Wachstums, 
der Investitionen und der Reallöh- 
ne und einem Anstieg der Ar- 
beitslosigkeit und der sozialen 
Ungerechtigkeit geführt haben, 
fügte sie hinzu. Die FIS sagt, sie 
sei für bilaterale Verhandlungen 
mit Algeriens Partnern über 
Schuldennachlaß, und fordert Ge- 
spräche über die Rückführung 
von - wie sie sagt - riesigen Geld- 
mengen, die von „den Machtha- 
bern des Militärregimes“ auf 
Schweizer Konten angelegt wur- 
den. An anderer Stelle behaupte- 
te die FIS, ihr Verbot durch die 
Regierung und der Tod vieler ih- 
rer Kader bei den folgenden Raz- 
zien seien Teil eines Planes, „dem 
Land zu helfen den IWF-Plan zur 
Verarmung der Massen zu 
schlucken“. 


Was hat also der von den Briten 
gelenkte IWF erreicht? Als Folge 
davon, daß man die algerische 
Regierung gezwungen hat, IWF- 
Forderungen zu erfüllen, haben 
die Briten das bereits unpopuläre 
Regime weiter in Mißkredit ge- 
bracht. Ein knallharter Bürger- 
krieg, ein pro- oder antifunda- 
mentalistischer Militärcoup und 
dergleichen werden jetzt am Ho- 
rizont sichtbar, ebenso wie eine 
eventuelle Intervention der NA- 
TO, die durch die „islamische fun- 
damentalistische Gefahr“ gerecht- 
fertigt wird, gefolgt von einer de 
facto UNO-Treuhandverwaltung, 
die Algeriens in 30 Jahren hart er- 
arbeitete Unabhängigkeit beenden 
wird. m 


, 


Hongkong 


Die Geschäfte 
von Dope Inc. 
gehen weiter 


Peter Blackwood 


Jardine Matheson Holdings Ltd., das „Noble House“ von Hong- 
kong, das von den ursprünglichen Opiumhändlern im Dienste des 
britischen Empire gegründet wurde, hat angekündigt, daß es seine 
Aktien nicht mehr an der Hongkonger Börse notieren werde. 


Jardine hat seinen offiziellen 
Hauptsitz nach dem Abkommen 
des Jahres 1984 zwischen London 
und Peking, Hongkong im Jahre 
1997 wieder chinesischer Herr- 
schaft zu übergeben, auf die briti- 
schen Bermudainseln verlegt und 
seine Aktien im Jahre 1992 erst- 
mals an der Londoner Börse no- 
tiert. Als sie jedoch beantragten, 
daß die Hongkong Securities and 
Futures Commission (SFC) sie 
von den Bestimmungen über lo- 
kale Übernahmen und Fusionen 
befreit, wurde dieser Antrag abge- 
wiesen - dies spiegelt die Tatsache 
wider, daß die Regierungsinstitu- 
tionen Hongkongs anfangen müs- 
sen, angesichts der zunehmenden 
Rolle, die Peking in Hongkonger 
Angelegenheiten spielen wird, so- 
bald sich das Jahr 1997 nähert, 
zumindest den Anschein einer 
Unabhängigkeit von den Banken 
und Handelshäusern zu zeigen, 
die sie aufgebaut haben und 
führen. 


Das Recht 
auf freien Handel 


Jardine, der historische Gegenstand 
der widerlichen Verherrlichung in 
James Clavells Romanen ‚„Taipan“, 
„King Rat“ und „Noble House“ und 
deren Hollywood-Verfilmungen, ist 
heute die größte Unternehmens- 
struktur in Hongkong, die über ein 
ausgedehntes Netzwerk von 
Holdings im Immobiliengeschäft, 
Frachtgeschäft und Hotelbereich ge- 
führt wird. Jardines fünf Hauptfir- 
men machen sieben Prozent des ge- 
samten Kapitalisierungsmarkts 
Hongkongs aus und sind der größte 
private Arbeitgeber. 


Ab der Zeit, als Jardine die briti- 
sche Flotte rief, um in den vierzi- 
ger Jahren des 19. Jahrhunderts 
Krieg gegen China zu führen, um 
ihr „Recht“ auf „freien Handel“ 
mit dem britischen Opium von In- 
dien nach China durchzusetzen, 
hing ihr Reichtum immer von 
dem gesetzlosen „Rechtsgrund- 
satz‘‘ der Kolonie ab, der nach den 
Launen der „Hongs“, der von Jar- 
dine Matheson und seinen Banken 
geführten Handelshäuser, ge- 
schrieben und überarbeitet wurde. 
Dieses libertäre Paradies, das von 
Milton Friedman und seiner Cli- 
que marktschreierischer Ökono- 
me, die für Drogen und für Frei- 
handel waren, als Modellstaat 
proklamiert wurde, floriert nur 
wegen der „Freiheit“, Drogengel- 
der zu waschen, Schmuggel zu 
betreiben und hemmungslos zu 
spekulieren - während Geheim- 
bücher ausdrücklich erlaubt sind. 


Nach dem Abkommen aus dem 
Jahre 1984 fingen die Kolonialfir- 
men an, ihren Sitz - aber nicht ih- 
re Firmentätigkeiten - an andere, 
von den Briten kontrollierte, Orte 
zu verlegen. Die „Far Eastern 
Economic Review“ vom 7. April 
1994 berichtet, daß 215 der 477 in 
Hongkong registrierten Firmen 
jetzt auf den Bermudas registriert 
sind. Jardine bestätigte sogar, daß 
die „Regierung“ des britischen 
Steuerparadieses Gesetze erlasse, 
die nur für Jardine-Firmen gelten! 


Wie das Geschäft 
gemacht wurde 


Das Abkommen aus dem Jahre 
1984, demzufolge Hongkong wie- 


der an China zurückfällt, war we- 
der ein großmütiger Akt seitens 
der Briten, noch war es die Folge 
von Den Xiaopings Androhungen 
militärischer Schritte, die die Bri- 
ten haben erzittern lassen, wie 
von einigen berichtet wird. An- 
fang der achtziger Jahre beobach- 
tete Peking mit Schrecken, wie 
die Hongs in Hongkong - ange- 
führt von Lee Ka-shing - anfin- 
gen, Milliarden aus der Kolonie 
zu Spekulationszwecken nach 
Amerika, Kanada und anderswo- 
hin zu transferieren. Das „Fen- 
ster“ Chinas zum Westen, das 
selbst in den dunkelsten Tagen der 
Kulturrevolution offengeblieben 
war, war durch eine derartige Ka- 
pitalflucht gefährdet. 


In dem Abkommen des Jahres 
1984 mit der britischen Premier- 
ministerin Margaret Thatcher 
wurde vereinbart, daß die Briten 
im Austausch gegen Pekings Sou- 
veränität über Hongkong viele 
neue „Hongkongs“ auf dem Mut- 
terland schaffen dürfen. China 
wurde der erste Ort für die „ 
Globalisierung“ der westlichen 
Industrie - den Transfer von Indu- 
strien, die von der Depression rui- 
niert worden waren, in die Special 
Economic Zones, um sich die 
brutal kontrollierte und praktisch 
kostenlose Arbeitskraft der Kulis 
zunutze zu machen. 


Das Ergebnis ist die chinesische 
Version des „Aufschwungs“ der 
achtziger Jahre in den USA, wo 
der durch Spekulation angehäufte 
Reichtum den Zusammenbruch 
der geplünderten Infrastruktur im 
ganzen Land und das wachsende 
Elend der Bevölkerung - wie es 
sich in den 150 bis 200 Millionen 
arbeitslosen Bauern zeigt, die 
durch die Ausbeutungsbetriebe in 
den Freihandelszonen geschleust 
werden - verdeckt. 


Übernahme Südchinas 
durch Hongkong 


Während Jardine sich an der 
nachfolgenden „China bubble“ 
beteiligt hat, die natürlich primär 
über Hongkong führt, waren sie 
weit weniger bereit, ihre eigene 
Zukunft in die Hände Pekings zu 
legen. Peregrine Brokerage zufol- 
ge hat Jardine seit 1989 Vermö- 
genswerte in Höhe von über eine 
Milliarde Dollar im Bereich 
Hongkong-China verkauft, während 
sie anderswo weitaus mehr wieder 
investiert haben. Sie boten dem 
Hongkonger Gouverneur Chris 


Patten auch öffentliche Unterstüt- 
zung bei den „demokratischen 
Reformen“ der Hongkonger Le- 
gislative - relativ bedeutungslose 
Reformen, die bei den Verhand- 
lungen für die Machtübergabe im 
Jahre 1997 als Provokation ge- 
genüber Peking verfolgt worden 
waren. 


In der Folge hat sich Peking die 
Jardine-Gruppe als einzelne Ziel- 
scheibe für einen öffentlichen An- 
griff ausgesucht. Solche Angriffe 
sind leicht zu konstruieren: Jardi- 
nes Kontrolleure in London - die 
Brüder Henry und Simon Kes- 
wick - stammen direkt von Wil- 
liam Jardine, dem Gründer der 
Opiumhandelsfirma, ab. Diese 
Firma arrangierte den ursprüngli- 
chen Opiumkrieg und die Über- 
nahme von Victoria Island und 
Kowloon durch die Briten im Jah- 
re 1841, und sie waren fortan die 
wichtigsten Agenten für die ver- 
schiedenen Kriege, Reparationen 
und Verträge Lord Palmerstons, 
die den Chinesen auferlegt wur- 
den. 


Während Jardine Matheson bei 
den Plänen für das Jahr 1997 - 
was einige eher als die Übernah- 
me Südchinas durch Hongkong 
als die Übernahme Hongkongs 
durch die Chinesen ansehen - eine 
zentrale Rolle gespielt hat, ist die 
Firma vielleicht nicht so bereit zu- 
zusehen, wie ihre „außerhalb der 
Bücher“ stattfindenden Operatio- 
nen von chinesischen Interessen 
übernommen werden, und deshalb 
möchte sie wohl in der warmen 
Umarmung britischer Kolonialge- 
setze bleiben. & 
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Europa- 


Journal 


Hurd spendet 
Kissinger Beifall 


Führende britische Kreise rühmen 
Henry Kissingers jüngstes Buch 
„Diplomacy“ als ein Musterbei- 
spiel geopolitischen Denkens in 
den Kategorien des Mächtegleich- 
gewichts. Dieser laute Beifall, be- 
sonders aus dem Munde des briti- 
schen Außenministers Douglas 
Hurd, bestätigen nur die Äußerun- 
gen, die Kissinger selbst im Mai 
1982 vor dem britischen Royal In- 
stitute for International Affairs ge- 
macht hat: Als US-Außenminister 
habe er in erster Linie Loyalität 
gegenüber dem britischen Foreign 
Office empfunden. 


Hurd bemerkte im Daily Tele- 
graph am 9. Mai, Kissinger teile 
die Auffassung des früheren bri- 
tischen Außenministers Lord 
Castlereagh, daß der Naturzu- 
stand der Welt Chaos und sogar 
Grausamkeit sei. Kissingers neu- 
es Buch, so Hurd, solle Pflicht- 
lektüre für angehende Diploma- 
ten und Politiker werden, da es ei- 
ne Analyse des Gleichgewichts 
der Mächte über Jahrhunderte 
darstelle. Kissinger verhehle dar- 
in nicht seine Bewunderung für 
diese Doktrin in ihrer Blütezeit 
im 19. Jahrhundert unter Castle- 
reagh und später Metternich, die 
beide an soziale Ordnung glaub- 
ten und gewaltsame Veränderun- 
gen ablehnten. In Anlehnung an 
Kissinger erklärte Hurd weiter, 
die derzeitige britische Balkanpo- 
litik sei keinesfalls gescheitert, 
sondern sei eine Mischung reali- 
stischer Maßnahmen. 


Auch der einflußreiche britische 
Kolumnist Malcolm Rutherford 
äußerte sich in der „Financial Ti- 
mes“ vom 14. Mai lobend über 
Kissingers Bemerkung, die USA 
sollten sich an die Spitze der Poli- 
tik des Mächtegleichgewichts set- 
zen, um ein Gegengewicht zur 
„eurasischen Landmasse“ zu 
schaffen, deren Bevölkerungszahl 
und Ressourcen die der USA bei 
weitem übertreffe. 


Diese Äußerungen zu Kissinger 
passen in die britische Strategie, 
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den 80. Jahrestag des Ausbruchs 
des Ersten Weltkrieges im August 
diesen Jahres zu nutzen, um 
Deutschland propagandistisch die 
Alleinschuld am Weltkrieg zuzu- 
schieben. 


Nach Ansicht Kissingers hätten 
Bismarck und Kaiser Wilhelm 1. 
das Mächtegleichgewicht zer- 
stört, das 1815 durch den Wiener 
Kongreß errichtet worden sei. In 
diesem Zusammenhang ist auch 
das neue Buch des britischen Hi- 
storikers Peter Hopkirk „On 
Secret Service East of Constanti- 
nople“ erwähnenswert. Hierin be- 
hauptet Hopkirk, deutsche impe- 
rialistische Bestrebungen hätten 
um 1840 im Zusammenhang mit 
dem Projekt der Bagdadbahn be- 
gonnen. Den deutschen Ökono- 
men Friedrich List bezeichnete er 
als „den ersten deutschen Impe- 
rialisten“, da dieser in den Jahren 
des 19. Jahrhunderts ein deut- 
sches Eisenbahnnetz vorgeschla- 
gen habe. oO 


Papst verurteilt 
erhütungs 
imperialismus“ 


Nach der scharfen Kritik des Pap- 
stes an der UN-Bevölkerungskon- 
ferenz, der sich auch die latein 
amerikanische Bischofskonferenz 
angeschlossen hatte, hat jetzt der 
Päpstliche Rat für die Familie der 
lateinamerikanischen Bischofs- 
konferenz (CELAM) unter Lei- 
tung von Kardinal Trujillo eine 
70seitige Studie mit dem Titel 
„Demographische Evolution: Eth- 
nische und Pastorale Dimensio- 
nen“ veröffentlicht, den die italie- 
nische Tageszeitung „La Repub- 
blica“ als „weitere Verschärfung 
des vatikanischen Kampfes gegen 
die Vereinten Nationen“ bezeich- 
nete. 


In dem Dokument heißt es: „Kei- 
ne öffentliche internationale Insti- 
tution hat das Recht, auf Staaten 
oder nationale Gemeinwesen 
Druck auszuüben, um diesen eine 
Politik aufzuzwingen, die mit der 
Achtung des Menschen, der Fami- 
lie und nationaler Unabhängigkeit 
unvereinbar ist.“ 


Den Vereinten Nationen wird vor- 
geworfen, gegen ihren ursprüngli- 
chen Auftrag zu arbeiten. So heißt 
es: „Die Institution wurde mit 
dem Ziel geschaffen, die Anstren- 
gungen aller Länder in die Rich- 
tung einer gerechten Gesellschaft 


in Freiheit zu vereinigen. Daher 
müssen sie die legitime Souverä- 
nität der Nationen ebenso wie die 
gerechte und angemessene Auto- 
nomie des Ehepaares, von Mann 
und Frau, gleich achten.“ 


Die UN oder mit ihr verbundene 
supranationale Organisationen 
überschritten ihre Kompetenz, 
wenn sie Staaten drängten, eine von 
ihnen diktierte Bevölkerungspolitik 
umzusetzen, heißt es weiter. DO 


Kroatische 
Wirtschaft muß 
angekurbelt 
werden 


Die kroatischen Geschäftsleute 
forderten auf einem Treffen mit 
Premierminister Nikica Valentic 
in Zagreb, daß Schritte unternom- 
men werden müßten, um die Wirt- 
schaft wieder anzukurbeln. „Wir 
können das nicht länger dulden!“ 
sagten sie. 


Sie behaupten, daß sich die Wirt- 
schaft mit der Stabilisierung des 
kroatischen Dinar allein nicht er- 
holt. Die meisten Verluste resul- 
tierten aus Geschäften mit dem 
Ausland, weil der Dinar überbe- 
wertet ist. Um erfolgreich zu sein, 
muß der Wert einer Deutschen 
Mark mindestens 4000 Dinar be- 
tragen und nicht 3600, wie das 
jetzt der Fall ist. Manche Schla- 
gen sogar 5000 Dinar für eine 
Deutsche Mark vor, um mit der 
Inflation fertigzuwerden und die 
Produktion anzukurbeln. 


Die kroatischen Wirtschaftswis- 
senschaftler beschuldigten die Re- 
gierung, eine künstliche Verknap- 
pung an Dinar zu schaffen, was 
seinen Wert beeinträchtigt. Eine 
Folge davon ist, daß es unmöglich 
ist, klar zu erkennen, wie groß die 
kroatischen Geldreserven sind. 


Ein anderes Problem ist die Aus- 
breitung des Schwarzmarktes, der 
von der Finanzpolizei toleriert 
wird. Dies führt dazu, daß die 
Wirtschaft Kroatiens zu einer spe- 
kulativen Wirtschaft wird. Im Jah- 
re 1993 fiel die tatsächliche Pro- 
duktion in Kroatien im Vergleich 
zum Vorjahr um 5,9 Prozent, doch 
allein im Dezember 1993 fiel sie 
um 11 Prozent. Premierminister 
Valentic meinte, „das größte Licht 
der Hoffnung für die Wirtschaft 
Kroatiens kommt von internatio- 
nalen Geldinstituten“. Mi 


Die Fundis in 
der Regierung 
Berlusconi 


Das „Wirtschaftsteam“ der Regie- 
rung Berlusconi setzt sich aus radi- 
kalen Freimarkt-Anhängern zusam- 
men. Schatzminister Lamberto Di- 
ni war bis 1993 IWF-Beauftragter 
für Italien, danach wechselte er in 
den Vorstand der italienischen No- 
tenbank, wo man ihn als Gegenpol 
zu Notenbankchef Mario Fazio be- 
zeichnete. 


Haushaltsminister Giancarlo Pa- 
glierini von der Lega Nord fordert 
die Privatisierung des Gesund- 
heitswesens, der Schulen und der 
Gefängnisse. Er hat bereits er- 
klärt, er werde umgehend mit der 
Privatisierung der Rentenversi- 
cherung beginnen. Dazu solle die 
staatliche Rentenversicherung 
INPS aufgelöst und in Renten- 
fonds umgewandelt werden, die 
dann auf den Finanzmärkten ge- 
handelt werden könnten. 


In einem Interview sagte er, sollte 
es dabei zu Zahlungsverzögerun- 
gen an die derzeit sechs Millionen 
Rentner kommen, so sei das ihre 
Sache, schließlich hätten sie bis- 
her für die Christdemokraten oder 
die Kommunisten gestimmt. 


Neuer Innenminister ist der frühe- 
re Fraktionsvorsitzende der Lega 
Nord Roberto Maroni, der nun 
die Polizei und Teile der Geheim- 
dienste sowie die Bezirksverwal- 
tungen (Präfekturen) kontrolliert. 
Es ist zu befürchten, daß mit der 
Vergabe dieses sensitiven Mini- 
steriums, das bisher immer von 
einem Christdemokraten geleitet 
wurde, an die separatistische Le- 
ga Nord eine weitere Auflösung 
staatlicher Strukturen einherge- 
hen wird. 


Der neue Außenminister Antonio 
Martino kommt aus der Forza Ita- 
lia. Sein Vater Gaetano hatte in 
den fünfziger Jahren dieses Amt 
ebenfalls inne und hintertrieb En- 
rico Matteis Versuche einer unab- 
hängigen Außenpolitik. Martino 
stammt aus Sizilien und studierte 
an der Chicago School of Econo- 
mics. 

Als Außenminister wird er aufs 
engste mit seinem Cousin Ferdin- 
ando Salleo di Sinagra zusam- 
menarbeiten, der Generalsekretär 
des Außenministeriums ist. Gae- 
tano Martino war Mitglied der 
Geheimloge P2, mit der auch sein 
Sohn sympathisierte. Nach Auf- 


fassung außenpolitischer Experten 
wird sich Martino für eine probri- 
tische Politik gegen die deutsch- 
französische Zusammenarbeit ein- 
setzen. 


Krawtschuk 


strebt Notstands- 
regierung an 

Wie zu hören ist, will der ukraini- 
sche Präsident Leonid Krawt- 
schuk die für den 26. Juni ange- 
setzten Präsidentschaftswahlen 
absagen, die er wahrscheinlich 
verlieren würde. Es ist damit zu 
rechnen, daß Krawtschuk noch im 
Mai eine Art Notstandsregierung 
ausrufen wird. Ein Anzeichen 
dafür war eine Erklärung vom 28. 
April, als er von „chaotischen po- 
litischen Zuständen“ sprach, die 
den Wahltermin am 26. Juni un- 
angebracht erscheinen ließen. For- 
mal wird er sich eine „letzte Ent- 
scheidung“ bis Mitte Mai vorbe- 
halten, wenn das neugewählte 
Parlament zusammentritt. 


Das politische Vakuum in Kiew 
nach den Parlamentswahlen kann 
jederzeit zu einer erneuten Zuspit- 
zung des russisch-ukrainischen 
Konflikts führen, was dann Krawt- 
schuks Notstandsplänen noch in 
die Hände spielte. Keiner der strit- 
tigen Punkte - die Schwarzmeer- 
flotte, die Krim sowie die von 
Rußland gesteuerten separatisti- 
schen Bewegungen in der Süd- 
und Ostukraine - konnten berei- 
nigt werden. Jelzin hat statt dessen 
mit der Ablehnung des von Krawt- 
schuk vorgeschlagenen russisch- 
ukrainischen Gipfeltreffens signa- 
lisiert, daß ihm an einer Auswei- 
tung der Krise gelegen ist. Jelzin 
erklärte, er werde nur dann nach 
Kiew kommen, wenn die Ukraine 
der russischen Forderung nach 
ständigen Militärstützpunkten auf 
ukrainischem Territorium und 
nach einer russisch-ukrainischen 
Währungsunion entspreche. 


Rußland 
verschärft _ 
Spannungen im 
nahen Ausland 


Die Entscheidung Rußlands, ins- 
gesamt 30 Militärbasen in den 
nichtrussischen GUS-Staaten ein- 
zurichten, leitet eine neue Phase 
der Moskauer Bemühungen ein, 
das sogenannte „nahe Ausland“ 


wieder der direkten russischen 
Kontrolle zu unterstellen. Der 
Stützpunktplan wurde schon vor 
mehreren Monaten vom General- 
stab entworfen. Generalstabschef 
Michail Kolesnikow gab ihn be- 
kannt, und Präsident Jelzin erließ 
ihn sofort als Dekret. 


In gewisser Weise verändert der 
Plan wenig, denn russische Streit- 
kräfte sind bereits in allen GUS- 
Republiken präsent. Jetzt wird 
Rußland jedoch darauf drängen, 
noch in diesem Jahr Verträge mit 
möglichst vielen GUS-Mitglie- 
dern abzuschließen, um den dort 
stationierten Truppen einen recht- 
lichen Dauerstatus zu verleihen. 


Vorbild dafür ist der georgisch- 
russische Freundschafts- und Ko- 
operationsvertrag, mit dem Geor- 
gien praktisch zu einem Militär- 
protektorat Rußlands wird. Seit 
Februar drängt Moskau die trans- 
kaukasischen Republiken Ar- 
menien und Aserbaidschan, dem 
georgischen Vorbild zu folgen. 
Auch gegenüber Belarus und der 
Ukraine sowie gegenüber Zen- 
tralasien werden in diesem Jahr 
Vorstöße zur Einrichtung dauer- 
hafter Stützpunkte erwartet. Bela- 
rus, wo bereits 25 000 russische 
Soldaten stationiert sind, hat be- 
reits Zustimmung signalisiert. Be- 
züglich der baltischen Staaten ist 
die einzige russische Basis, die 
Moskau behalten will, die Radar- 
anlage von Skrunda in Lettland, 
dem die lettische Regierung be- 
reits zugestimmt hat. In den letz- 
ten beiden Jahren hat die Konzen- 
tration russischer Truppen in der 
Gegend um Kaliningrad an der 
Ostsee und dem Leningrader Mi- 
litärdistrikt in unmittelbarer Nähe 
zum Baltikum massiv zugenom- 
men, und die im Baltikum selbst 
verbleibenden Truppen dienen 
ausschließlich zur politischen 
Druckausübung. OD 


Jemen: 
Deutsch-französi- 
sche Initiativen 


Der Bürgerkrieg im Jemen hat 
nicht nur regionale Bedeutung, 
sondern eine sehr bedeutsame in- 
ternational-strategische Dimensi- 
on. Ein vereinigter Jemen mit ei- 
ner großen Bevölkerung, beträcht- 
lichen Ölreserven und einer 
günstigen geographischen Lage 
am Zugang zum Roten Meer hätte 
gute Aussichten, sich wirtschaft- 
lich zu entwickeln. 


Frankreich und Deutschland ha- 
ben das Entwicklungspotential 
des Jemen erkannt. 1993 stattete 
Präsident Mitterrand in Beglei- 
tung einer großen Delegation 
wirtschaftlicher und außenpoliti- 
scher Fachleute der jemeniti- 
schen Hauptstadt Saana einen 
seiner seltenen Auslandsbesuche 
ab. Wegen ihres kontrollierenden 
Einflusses in Dschibuti direkt an 
der gegenüberliegenden Küste 
würden die Franzosen lieber mit 
dem Jemen als mit den Saudis 
zusammengehen. 


Anschließend hielt sich auch ei- 
ne hochrangige deutsche Delega- 
tion im Jemen auf, und später rei- 
ste eine jemenitische Delegation 
nach Bonn, um ein Wirtschafts- 
abkommen zu unterzeichnen. 
Der saudischen und britischen 
Regierung sind diese Aktivitäten 
natürlich nicht entgangen, die sie 
als Übergriff auf ihre Einfluß- 
sphäre auf der Südarabischen 
Halbinsel und am Horn von 
Afrika ansahen. 


In der Folge destabilisierten sau- 
dische und britische Geheim- 
dienstkreise den Jemen, indem 
sie die Stammesführer aus dem 
Norden und Süden gegeneinan- 
der ausspielten. Gleichzeitig ge- 
rieten Jordanien, Oman und der 
Irak ins Fadenkreuz, die die Ver- 
einigung der beiden Jemen als 
Gegengewicht zum saudischen 
Einfluß unterstützten. Doch an- 
gesichts der labilen innenpoliti- 
schen Lage in Saudi-Arabien 
könnte die provozierte Krise in 
Jemen auf Saudi-Arabien selbst 
zurückwirken. OD 


Conrad Black 
und die 
Sexualmoral 


Die kanadische Hollinger Corpo- 
ration hat systematisch die Serie 
von „Sexskandalen“ um den ame- 
rikanischen Präsidenten Bill Clin- 
ton in Szene gesetzt. Insbesondere 
der US-Korrespondent von Hol- 
lingers Londoner „Sunday Tele- 
graph“, Ambrose Evans-Pritchard, 
hat sich in dieser Frage hervorge- 
tan. Inzwischen wird jedoch im- 
mer deutlicher, daß der Hang zu 
überzogener Berichterstattung 
über Clintons „sexuelle Eskapa- 
den“ eher etwas mit psychologi- 
scher Projektion eigener sexueller 
Manie des Hollinger-Chefs Con- 
rad Black als mit der Realität zu 
tun hat. 


In seinen Memoiren, die kürzlich 
in Kanada und Australien er- 
schienen sind und demnächst in 
überarbeiteter Form auch in 
Großbritannien auf den Markt 
kommen sollen, berichtet Black 
von seinen obsessiven sexuellen 
Phantasien über die „übernatür- 
lich erotische“ Journalistin Bar- 
bara Amiel, die später seine Frau 
wurde. Mit sich selbst über Amiel 
uneins suchte Black einen Psy- 
chiater an der Londoner Tavi- 
stock-Klinik, dem bekannten in- 
ternationalen Zentrum für psycho- 
sexuelle Manipulationstechniken, 
auf. 


Der Tavistock-Arzt versicherte 
Black, daß sein „Denken und 
Verhalten nicht außergewöhnlich“ 
seien. Black ergeht sich dann 
über die „Permissivität und Pro- 
miskuität“ der heutigen Welt und 
wie er häufig von Frauen „ag- 
gressiv als Sexualpartner ausge- 
sucht wurde“. Zur gleichen Zeit 
werfen die Zeitungen der Hollin- 
ger-Kette Clinton sexuelle Unmo- 
ral vor und führen dies als Haupt- 
grund dafür an, daß er nicht ame- 
rikanischer Präsident bleiben 
könne. m 


Medien „russifi- 
zieren“ die 
Namen der 
GUS-Staaten 


Zur Wiederherstellung des russi- 
schen Imperiums gehört eine 
Rückkehr zu den russischen Na- 
men. Die wichtigsten russischen 
Medien haben damit begonnen, die 
nationalen geographischen und an- 
dere Begriffe der nicht russischen 
Republiken der Gemeinschaft Un- 
abhängiger Staaten (GUS) durch 
die russische Terminologie von der 
Zeit vor 1992 zu ersetzen. 


Andrej Matkowski, der Presse- 
attach& der Moskauer Botschaft in 
Moldawien, soll Presseberichten 
zufolge gesagt haben, „die Rück- 
kehr zu den alten Namen gehört zu 
der jetzigen Welle des großrussi- 
schen Chauvinismus“. 


Wladimir Stepanjuk, Chef der 
Moskauer Fernsehstation Ostanki- 
no, die in den ganzen GUS-Staaten 
in russischer Sprache sendet, ant- 
wortete darauf: „Hier geht es um 
die Integrität der russischen Spra- 
che. ... Keine andere Sprache darf 
der russischen Sprache ihre Bedin- 
gungen diktieren.“ @ 
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Italien 


Mafia - 
eine britische 
Schöpfung 


Joe Bronstein 


Die Mafia ist weder ein „sizilianisches Phänomen“ noch ursprüng- 
lich „Made in Sicily“ und dann in die Vereinigten Staaten exportiert 
worden. Sowohl die Mafia italienischen Ursprungs als auch die iri- 
sche, amerikanische und schließlich die chinesische Mafia sind 
nichts als Verzweigungen und verteilte Kontingente der britischen 
Geheimdienste, und dies schon mindestens seit der Zeit des briti- 
schen Admirals Horatio Nelson. Auch die korsische Mafia fällt nicht 
aus dem Rahmen, auch sie steht unter der Kontrolle des britischen 


Secret Intelligence Service. 


Wir sind uns darüber im klaren, 
daß diese Realität bei nicht ausrei- 
chend informierten Lesern eine 
psychologische Schwierigkeit auf- 
kommen läßt, die man gemeinhin 
als „Skeptizismus“ kennt. „Glau- 
ben Sie nicht, daß Sie nicht doch 
ein bißchen übertreiben? Wie sol- 
len diese britischen Geheimdien- 
ste denn alles kontrollieren kön- 
nen?“ 


Das weltweit 
organisierte Verbrechen 


Die britischen Geheimdienste 
kontrollieren nicht alles, aber man 
kann gut und gerne sagen, daß sie 
bei jedem Übel, das die heutige 
Welt heimsucht, ihre Finger im 
Spiel haben. Nun nützt es aber 
wenig, auf der Straße den nächst- 
besten Mafioso anzusprechen und 
ihn zu fragen, ob er irgendwelche 
Briten kennt. So einfach sind die 
Verbindungen nicht, aber sie exi- 
stieren. 


Mit den Büchern und Dossiers, 
die über die Mafia und das orga- 
nisierte Verbrechen geschrieben 
wurden, lassen sich Regale füllen. 
Kein einziges davon kommt der 
Realität nahe. An dieser Stelle 
soll es genügen, einen kurzen hi- 
storischen Abriß des Phänomens 
Mafia als Produkt der Geheim- 
dienste ihrer Majestät zu geben. 


Um mit all diesen Märchen über 
die Mafia aufzuräumen, muß man 
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zunächst einmal feststellen, was 
sie nicht ist. Das weltweite orga- 
nisierte Verbrechen, wie wir es 
heute kennen, ist kein Auswuchs 
der feudal-ländlichen Rückstän- 
digkeit Siziliens. Sicherlich wird 
es in jedem Teil der Welt, wo die 


„Idiotie des Landlebens“ herrscht, 
Zusammenschlüsse geben, die 
diese Rückständigkeit reflektie- 
ren. Diese Organisationen reflek- 
tieren und institutionalisieren die 
in der Bevölkerung allgemein vor- 
handene Neurose. Dieses Phäno- 
men ist weiter verbreitet; man fin- 
det es in allen Vereinigungen mit 
Stammescharakter, die für Armut 
und Rückständigkeit typisch sind. 
Das gilt für Korsika und Sizilien 
genauso wie für Irland und die 
unterentwickelten Regionen 
Frankreichs und Spaniens, ganz 
zu schweigen von der „dritten 
Welt“. Erfüllt nicht der Hokuspo- 
kus der Wilden vom Amazonas 
annäherend die gleiche Funktion, 
den gleichen magischen Zweck 
wie ein sizilianischer „Pate“? 


Syndikat mit 
Milliarden-Umsatz 


Diese Frage muß bejaht werden, 
aber damit ist die Mafia noch lan- 
ge nicht erklärt. 


Genausowenig kann man die be- 
sonders in Italien von anglophilen 
Kreisen der „Linken“ verbreitete 
Lüge hinnehmen, die Mafia sei 
ein Ausdruck ‚„christdemokrati- 
scher Herrschaft“. Einige Fraktio- 


Mafia-Gründer Giuseppe Mazzini brachte das organisierte Verbrechen 
Siziliens in die Vereinigten Staaten. 


nen der Democrazia Cristiana und 
besonders diejenigen des wichtig- 
sten Werkzeuges des Oligarchen- 
tums, Amintore Fanfani, stecken 
zwar tatsächlich mit der Mafia 
unter einer Decke, aber nicht die 
Partei im allgemeinen. Im Gegen- 
teil, ein anderer Teil der Christde- 
mokratie wurde das Opfer einer 
britischen Mafia-Verschwörung, 
wie der Fall Aldo Moro zeigt. 


Kriminelle Vereinigungen mit lo- 
kalistischem Charakter ent- 
wickeln sich nicht automatisch zu 
so ausgeklügelten internationalen 
Apparaten, wie es das Netz der 
Mafia heute darstellt. Einige klei- 
ne Schurken, und seien sie auch 
noch so verbrecherisch, wären 
niemals fähig, aus dem Nichts 
heraus ein kriminelles „Syndikat“ 
mit einem Umsatz von Milliarden 
Dollar pro Jahr aufzubauen. 


Einige historische Hinweise auf 
die Ursprünge des heutigen orga- 
nisierten Verbrechens mögen je- 
den Zweifel ausräumen. Die Ma- 
fia wurde in Sizilien während der 
Erhebungen von 1821, 1831 und 
1836 gegen die Bourbonen-Herr- 
schaft bekannt. Hinter diesen Auf- 
ständen steckte England, das seit 
der Zeit des Admirals Horatio 
Nelson und der blutigen Nieder- 
werfung der Republik Neapel 
(1799) im Mezzogiorno einen un- 
heilvollen Einfluß ausübte. Die si- 
zilianische Mafia war nichts ande- 
res als die „ortsangepaßte‘“ Form 
britischer Organisationen wie der 
Freimaurer und Carbonari. 


Die sowjetische Zeitschrift 
„Ogonjok“ bestätigte vor kurzem 
diese Analyse: „Die Mafia ent- 
stand Mitte des letzten Jahrhun- 
derts und stand mit dem Anführer 
Mazzini in Verbindung. Es beglei- 
tete sie der Slogan: Mazzini Auto- 
rizza Furti Incenti Avelenamenti 
(Mazzini befiehlt Diebstähle, 
Brandstiftungen und Giftmorde - 
Mafia)“. 


Die Mafia entstand als eines der 
wesentlichsten Nebenprodukte 
britischer Subversion des Vatikans 
und der führenden Unternehmer- 
kreise der „Gründerzeit“. 


Mafiosi sprechen 
Englisch 


Mazzini selbst war für einen 
großen Teil dessen verantwortlich, 
was in jener Zeit als schlecht, als 
mafioso galt. Er trug das organi- 
sierte Verbrechen Siziliens in die 


Vereinigten Staaten, natürlich 
aber im Rahmen eines britisch- 
imperialistischen Gesamtplanes. 
Als der britische Premier Lord 
Palmerston, der berüchtigte „Opi- 
umlord“, 1866 starb, begann Maz- 
zini auf Geheiß der britischen Ge- 
heimdienste und Strategen mit der 
Umstrukturierung eines der wich- 
tigsten Instrumente des britischen 
Empire, der Freimaurerei des 
schottischen Ritus. 


Zusammen mit dem amerikani- 
schen Südstaaten-General Albert 
Pike, der unter anderem den Ku 
Klux Klan schuf, rief Mazzini den 
„neuen und reformierten Palladia- 
nischen Ritus“ des schottischen 
Ritus ins Leben. Lady Queens- 
borough schrieb dazu in ihrem 
Buch „Occult Theocracy“: „Die 
Existenz dieses Ritus sollte streng 
geheim gehalten werden und in 
den Logen und inneren Schreinen 
anderer Riten nicht erwähnt wer- 
den. Zu Beginn mußten sie (Maz- 
zini und Pike) sich hauptsächlich 
auf jene Eingeweihten der alten 
und akzeptierten Schotten verlas- 
sen, die dem Okkultismus schon 
verfallen waren.“ 


Diese Operation Mazzinis und Pi- 
kes stand ganz bewußt in der Tra- 
dition des Isis-Kultes in der Frei- 
maurerei. „Palladianismus“ ist in 
Wahrheit ein „luziferischer Ri- 
tus“, der auf einen manichäischen, 
neognostischen Glauben zurück- 
geht, der die „Dualität der Gott- 
heit“ postuliert, das heißt die 
„Gleichberechtigung“ von Gut 
und Böse. Mazzinis Operation 
stand in engem Zusammenhang 
mit der Schaffung der B’nai B’rith 
(Unabhängiger Orden der Söhne 
des Gelobten Landes) durch Roth- 
schild und Disraeli und der Schaf- 
fung des Ku Klux Klan. Beide Or- 
ganisationen übernahmen die 
Struktur und die Mitglieder der 
Knights ofthe Golden Circle (Rit- 
ter des Goldenen Kreises), einer 
britisch liierten amerikanischen 
Geheimgesellschaft, die unter an- 
derem für die Ermordung des Prä- 
sidenten Abraham Lincoln verant- 
wortlich war. Der Ku Klux Klan 
übernahm neben der Symbolik 
des Isis-Kults auch den Namen 
von den Rittern des Goldenen 
Kreises: „kyklos‘“. 


Auf der Gehaltsliste der Roth- 
schilds standen unter anderem 
auch die Anarchisten Bakuin und 
Herzen, die zusammen mit der an- 
deren Richtung der schottischen 
Freimaurerei zu den Anomina as- 
sassini gehörten, einer internatio- 


nalen britischen Organisation, die 
Attentate auf ausländische Staats- 
oberhäupter und politische Feinde 
Englands verübte: Lincoln wurde 
umgebracht, der russische Zar 
Alexander II. wurde 1881 Opfer 
dieses Komplotts, während die zu 
selbständig gewordene britische 
Marionette Napoleon III. nach 
dem fehlgeschlagenen Attentat ei- 
nes Mazzini-Agenten, des Anar- 
chisten Orsini, sich wieder fest in 
britische Hand begab. 


Hauptorganisator 
der Opiumkriege 


Wenn man betrachtet, welche 
Zentren Mazzini und Pike sich für 
ihr „paladianisches“ Terrornetz- 
werk aussuchten - Washington für 
Nordamerika, Montevideo für La- 
teinamerika, Neapel für Europa, 
Kalkutta für den indischen Sub- 
kontinent und Port Louis (Maure- 
tanien) für den südatlantischen 
Raum - sind dahinter leicht die 
Umrisse der britischen-imperialen 
Pläne zu erkennen. 


Bevor man zur „Reinkarnation“ 
dieser Operation des britischen 
Geheimdiensts im organisierten 
Verbrechen und dem internationa- 
len Terrorismus des 20. Jahrhun- 
derts, insbesondere zur Wiederge- 
burt der Mafia während der ame- 
rikanischen Prohibition, kommt, 
steht ein Problem an, das, obwohl 
es den Fernen Osten betrifft, in 
engem Zusammenhang mit den 
bisher dargestellten Fragen steht. 
Etwa zur gleichen Zeit, als Admi- 
ral Nelson Süditalien verwüstete, 
kamen britische Strategen zu dem 
Schluß, daß ihr Empire „neue 
Märkte“ zum Plündern und eine 
breitgefächerte Palette von Pro- 
dukten brauchte, um den Konkurs 
der bereits bankrotten britischen 
Wirtschaft zu vermeiden. Hier be- 
ginnt die Geschichte des heutigen 
illegalen Heroingeschäfts. 


Hauptorganisator der Opiumkrie- 
ge und der Versklavung der chine- 
sischen Bevölkerung war die bri- 
tische Ostindien-Kompanie. Sie 
gründete bereits 1729 einen Stütz- 
punkt in Kanton, doch erst in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhun- 
derts knöpfte sie die ersten bedeu- 
tenden Geschäftsbeziehungen mit 
den Chinesen an. 


Die Kompanie importierte Seide 
und Tee aus China und mußte 
dafür mit Silber zahlen, dem ein- 
zigen Zahlungsmittel, das die Chi- 
nesen akzeptierten. Darüber hin- 


aus gaben chinesische Kaufleute 
dem höherwertigen spanischen 
Silber vor dem britischen den 
Vorzug. Dann fanden die Strate- 
gen der Kompanie in London, die 
seit ihrer Gründung mehr oder 
weniger identisch mit den briti- 
schen Geheimdiensten und der 
Regierung Ihrer Majestät waren, 
die Lösung des Problems: Bezah- 
lung mit Opium. 


Die Ostindien-Kompanie hatte in 
Bengalen das Monopol über den 
Opiumanbau und begann damit, 
chinesische Seide und Tee zu be- 
zahlen. Die Chinesen kannten das 
Opium seit langem; in vergange- 
nen Jahrhunderten hatten mehrere 
Kaiser versucht, die Sucht nach 
diesem mörderischen Gift auszu- 
rotten. Die Briten selbst kannten 
das Opium bestens; sie importier- 
ten es auch für den Eigenbedarf. 
So schrieb der Historiker Jack 
Beeching: 


„Es dauerte im 19. Jahrhundert 
nicht lange, bis die Opiumsucht 
sich von einer gebildeten Minder- 
heit auf die breite Masse ausge- 
weitet hatte. Wer im industriellen 
Norden unter schrecklichen Be- 
dingungen lebte und harte Ar- 
beitsstunden verbrachte, fand das 
Opium billiger als Bier; es bekam 


_“ 


den Spitznamen ‘Erhebung’. 


Briten als 
die roten Barbaren 


Da die Londoner Bankiers und 
die Strategen der Ostindien-Kom- 
panie schon keine Skrupel hatten, 
ihre eigene Arbeiterbevölkerung 
zu vergiften, zögerten sie erst 
recht nicht mit dem Entschluß, 
China mit bengalischem Opium 
zu überschwemmen. Der chinesi- 
sche Hof reagierte mit dem kai- 
serlichen Edikt von 1799, das den 
Schmuggel und Konsum des 
Rauschgifts noch schärfer verur- 
teilte und die Bewegungsfreiheit 
der Briten, der „roten Barbaren“, 
wie sie genannt wurden, auf die 
Küstengebiete beschränkte. 


Das Edikt konnte freilich die Bri- 
ten und die Strategie, „die Gelben 
zu zermürben“, nicht aufhalten. 
1828 wurde die berüchtigte Firma 
Jardine und Matheson gegründet, 
die sich ausdrücklich mit dem 
Opiumhandel beschäftigte. So 
wurde der Opiumhandel trotz der 
chinesischen Bemühungen in den 
zwanziger Jahren des 19. Jahrhun- 
derts das damals größte Geschäft 
der Welt mit einem einzelnen Pro- 


dukt. Das kann vom Rauschgift- 
geschäft auch heute noch gesagt 
werden. Mit einem Jahresumsatz 
von rund 200 bis 300 Milliarden 
Dollar stellt es den Opec-Umsatz 
weit in den Schatten. 


Die Lage verschlimmerte sich, als 
Lord Palmerston und ein getreuer 
Freund, Lord John Russell, 
Großvater des Lord Bertrand Rus- 
sell, die britische Regierung über- 
nahm. Palmerston nutzte einen 
Aufstand der chinesischen Tria- 
den gegen den Kaiser aus, um den 
Chinesen harte und provozierende 
Bedingungen aufzuzwingen. 


Im ersten Opiumkrieg (1839 bis 
1843) mußte sich der chinesische 
Kaiser schließlich der britischen 
Militärmacht beugen. Palmerston 
und Russell wiederholten die 
Operation im größeren Maßstab 
im zweiten Opiumkrieg (1857 bis 
1860), wobei ihnen ihre wiederge- 
wonnene Marionette Napoleon 
III. behilflich war. 


Würde man der künstlichen maoi- 
stischen Mythologie von heute 
Glauben schenken, dann wäre der 
Grund für die gegenwärtige feind- 
selige Haltung Chinas gegenüber 
dem Westen in der Niederlage zu 
suchen, die ihnen die „fremden 
Teufel“ im 19. Jahrhundert bei- 
brachten. Wie soll man sich dann 
aber die Tatsache erklären, daß 
die Chinesen bis vor wenigen 
Jahren gerade mit ihrem Unter- 
drücker im 19. Jahrhundert, Groß- 
britannien, gegen alle anderen 
Staaten einschließlich der Sowjet- 
union verbündet waren? Sogar die 
Namen der britischen Giftmischer 
sind heute dieselben wie damals: 
Jardine, Matheson, Keswick, In- 
chcape, Sassoon, Swire. 


So wie die Namen dieselben ge- 
blieben sind, blieb auch Großbri- 
tanniens Gesamtkontrolle über 
den Opium- und sonstigen 
Rauschgifthandel im 20. Jahrhun- 
dert unangetastet. Nur die offenen 
Methoden des 19. Jahrhunderts 
mußten scheinbarer Distanzierung 
vom Rauschgiftgeschäft Platz ma- 
chen: es ging in den „Unter- 
grund“. 


Das Regierungsmonopol 
im Morphiumgeschäft 


Diese heuchlerische Haltung zeigt 
sich sehr deutlich auf der Haager 
Konferenz über Rauschgift im 
Jahr 1911. Großbritannien brach 
sein Wort, kein Opium nach Chi- 


nee [ODE 39 


Italien 


Mafia - 
eine britische 
Schöpfung 


na zu schicken, indem das Opium 
einfach in die britische Niederlas- 
sung Hongkong und Schanghai 
gebracht wurde. Von 1911 bis 
1914 wuchs das Opiumlager in 
Schanghai fast um das Zehnfache. 


Peinlich wurde es für die Briten 
erneut, als sie auf der Völker- 
bund-Konferenz über das Rausch- 
giftproblem treu und brav versi- 
cherten, sie hätten nicht ein 
Gramm Morphium nach Japan 
exportiert, während die offiziellen 
Japanischen Statistiken Riesenim- 
porte aus Großbritannien aufführ- 
ten. Auf frischer Tat ertappt, hat- 
ten die Briten keine andere Ant- 
wort, als ein Regierungsmonopol 
im Morphiumgeschäft zu fordern. 


Die Krone spielte angesichts der 
Aufdeckung solcher statistischer 
„Wunder“ den Reuigen und Über- 
raschten, fuhr aber ungerührt mit 
ihren blutigen Methoden fort, wo 
immer es die Situation erlaubte. 
Als Indira Gandhis Vater 1921 ge- 
gen den Opiumanbau in Indien 
die Menschen zu organisieren be- 
gann, ließen die Briten ihre 
scheinheilige Maske fallen: 


Nehrus Anhänger wurden unter 
der Beschuldigung, „die Staats- 
einkünfte zu untergraben“, verhaf- 
tet. Den Briten lag so wenig an 
der Meinung des Völkerbundes, 
daß der Bericht einer Kommission 
unter Lord Inchcape (dessen Fa- 
milie seit jeher im Opium- und 
Rauschgifthandel tätig war) nach 
der Untersuchung der indischen 
Finanzen im Jahre 1923 zwar an- 
erkannte, daß die Opiumprodukti- 
on erneut eingeschränkt werden 
müsse, wenn die Preise fielen, 
dann aber gleichzeitig vor einer 
Verringerung des Anbaugebietes 
warnte, aus der Notwendigkeit, 
„diese äußerst wichtige Einnah- 
mequelle“ zu erhalten. 


Prohibition 
und Cosa Nostra 


Kurz nach Beginn der Prohibition 
(1920) wandte sich Rothstein eine 
Zeitlang dem Alkoholschmuggel 
zu und war derjenige, der Waxey 
Gordon auf seinen Weg brachte. 
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„Was Arnold (Rothstein) machte, 
war wirklich sehr schlau. Jeder- 
mann weiß, daß die in Schottland 
sehr knickerig sind und auf dem 
Geld sitzen, also machte Rothstein 
mit ihnen echte Verträge und lei- 
stete große Anzahlungen, damit 
die Lieferung garantiert war. Dann 
ging er zu Waxey Gordon, um die 
Verteilung zu arrangieren. Viel 
wurde in Kanada von Leuten wie 
Samuel Bronfman gekauft, der 
später Chef der Seagrams Corpo- 
ration war, ein Mann, der - wie 
Luciano meinte - genug Whisky 
über die kanadische Grenze 


schmuggelte, um den Erie-See auf 
das Doppelte zu vergrößern.“ 


Dieses Zitat umfaßt in aller Kür- 
ze die ganze Prohibitionszeit und 
die Jahre danach bis nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Das „Gehirn“, 
wie sein Spitzname lautete, war 
Arnold Rothstein, der zusammen 
mit Gordon - alias Irving Wexler 
- das heutige organisierte Verbre- 
chen ins Leben rief. Rothstein, 
Gordon und später Meyer Lansky 
waren als „Mafia“ bekannt. Roth- 
stein und nach seiner Ermordung 
im Jahr 1928 Lansky schufen die 
Grundlage und kontrollierten je- 
den Aspekt dessen, was man spä- 
ter das „Verbrechersyndikat“ oder 
im Italienischen die Cosa Nostra 
nennen würde. 


Anfang der dreißiger Jahre war Lu- 
ciano formell der Boß des Syndi- 
kats; wirklich aber wurde es von 
Lansky beherrscht. Tatsächlich war 
diese Gruppe von Verbrechern ita- 
lienischer Abstammung völlig un- 
gebildet und bestenfalls zu Mord 
und Totschlag zu gebrauchen. So 


war es mit Al Capone, Johnny Tor- 
rio, Giuseppe Masseria und Salva- 
tore Maranzano, und auch unter 
dem Psychotiker Anastasia oder 
Luciano wurde es nicht anders. 
Nur die ungezählten Bücher, die 
vom britischen Geheimdienst von 
Lansky selbst, der jahrzehntelang 
daran arbeitete, angeregt wurden, 
konnten das Märchen von der italie- 
nischen Mafia aufrechterhalten. Die 
echte Bewunderung für Rothstein, 
die man aus dem vorigen Zitat von 
Luciano entnehmen kann, spricht 
für sich. Um jeden Zweifel 
auszuräumen, wollen wir dieses ita- 
lienische Verbrechergenie nochmals 
zu Wort kommen lassen: 


„Er brachte mir bei, wie ich mich 
kleiden muß, keine grellen Sa- 
chen zu tragen, sondern einen 
guten Geschmack zu haben, er 
brachte mir den Umgang mit 
Messer und Gabel und ähnlichen 
Dingen bei. Wie man einem 
Mädchen die Tür aufhält. Wenn 
Arnold etwas länger gelebt hätte, 
hätte er mich ganz schön elegant 
machen können. Rothstein gab 
mir ein ganz neues Image, und 
das hatte eine Menge Einfluß auf 
mich.“ 


Der letzte Wille 
von Lucky Luciano 


Rothstein war neben Samuel Bronf- 
man der erste, der vom Alkohol- 
schmuggel auf den Rauschgifthan- 
del überwechselte, und die ganze 
Unterwelt, insbesondere Lucky Lu- 
ciano, trat in seine Fußstapfen. Im 
britischen Märchen wurde Luciano 
zum „Rauschgiftkönig“. 


In Wirklichkeit war die Prohibiti- 
on nichts anderes als der erfolg- 
reiche Konzentrationsprozeß des 
organisierten Verbrechens. Die 
Schmuggel-Organisation, das ge- 
heime Verteilernetz, die politi- 
schen Verbindungen, die Infiltra- 
tion der Polizei und der Gerichte, 
der Erpresser- und Killer-Apparat, 
kurz alles, was von Rothstein und 
Lansky in der Prohibitionszeit 
aufgebaut wurde, diente danach 
der Verbrecherorganisation dazu, 
Rauschgift in die Vereinigten 
Staaten zu schmuggeln. Ebenso 
wird mit der Einführung des Ma- 
rihuanas vorgegangen: Wenn die 
organisatorische Struktur für die- 


Das Urbild, das Vorbild der be- 
denkenlosen Gangsterchefs ist 
auch heute noch Al Capone, der 
allen Mordanklagen auswich. 


se Droge aufgebaut und konsoli- 
diert ist, wird der noch profit- 
trächtigere, noch zersetzendere 
Heroinmarkt eingeführt. 


Mit dem Ende der Prohibitions- 
zeit setzte in der britisch-kanadi- 
schen Mafia Arbeitsteilung ein. 
Lansky kontrollierte weiterhin 
das gesamte organisierte Verbre- 
chen, allerdings eher aus der Di- 
stanz. Die öffentlichen Positionen 
überließ er vorsichtigerweise 
Strohmännern wie Luciano, die 
dann je nachdem ins Gefängnis 
wanderten oder umgebracht wer- 
den konnten. 

Besonders nach dem Zweiten 
Weltkrieg eröffnete Lansky dann 
neue Kanäle und Märkte, so das 
Spielerparadies Las Vegas und 


Stützpunkte außer Landes, wie 
Kuba unter dem Diktator Battista. 
Auf diese Weise wurde für die 
„Legalisierung“ illegaler Einkünf- 
te aus Drogenhandel, Glücksspiel, 
Prostitution, Entführungen und 
Erpressungen der Boden bereitet. 


Der andere Teil der Gruppe unter- 
zog sich einer Schönheitsoperati- 
on, um „legal“ zu werden; ihre 
geschäftliche Aktivität verlegte 
sich zum Teil auf andere Gebiete. 
Zu diesem Kreis zählten unter an- 
derem Winston Churchill, das 
Oberhaupt des Familienclans Jo- 
seph Kennedy, die Familie Bronf- 
man, die dem kanadischen Johan- 
niter-Orden verschrieben ist, die 
Familie Jacobs, die die amerikani- 
sche „Sport-Mafia“ in der Hand 
hat (zuerst unter dem Namen 
„Emprise Company“, dann aber 
nach einem Strafurteil wegen Ver- 
wicklung in Mafia-Aktivitäten 
zum „Sports Service“ umbe- 
nannt). Dazu gehört auch Max 
Fisher aus Detroit, der die Firma 
United Brand, früher United 
Fruits kontrolliert. Ein Teil dieses 
Unternehmens gehörte dem be- 
rüchtigten Mafia-Boß von New 
Orleans, Carlos Marcello. 


Diese Schönheitsoperationen wur- 
den zum größten Teil während des 
Krieges in Kanada und den Verei- 
nigten Staaten durch die Aktivitä- 
ten des britischen Geheimdienst- 
chefs Sir William Stephenson, 
Oberst der Special Operations 
Executive, bewerkstelligt. 


Die alliierte 
Landung in Sizilien 


Die sizilianische Mafia vermoch- 
te den Faschismus zu überleben. 
Die wortreiche Propaganda des 
Mussolini-Regimes, sie habe das 
Mafia-Problem „ausgerottet“, traf 
in Wirklichkeit nur für den Unter- 
bau zu, die sogenannte „Unter- 
Mafia“ - und dies auch nur dank 
der Hinweise und Kollaboration 
der „Hoch-Mafia“. So konnte 
Mussolini den Leichtgläubigen 
den Sieg über die Mafia vorspie- 
geln. Die wirkliche Mafia-Spitze, 
das britische Oberkommando, 
blieb intakt. Es hatte ja schließlich 
Mussolini an die Macht gebracht 
und zog noch bis 1940 die Fäden. 


Eine interessante Mitteilung über 
die Beziehung zwischen Mafia 
und Faschismus macht uns Lucia- 
no selbst, der in seiner Darstel- 
lung der Flucht des italoamerika- 
nischen Mafia-Bosses Vito Geno- 


vese nach Italien von dessen Be- 
ziehung zu Mussolinis Außenmi- 
nister Ciano berichtet: „Er (Geno- 
vese) fand heraus, daß Mussolinis 
Schwiegersohn Kokain nahm, und 
das war alles, was Vito zu wissen 
brauchte. Von dem Zeitpunkt an 
war er Cianos persönlicher Liefe- 
rant.“ 


Ciano, der geheime Kontakte zu 
den britischen Geheimdiensten 
unterhielt, unternahm im Sommer 
1943 einen gescheiterten Putsch- 
versuch gegen Mussolini und 
wurde später hingerichtet. 


Mit dem Sturz des Faschismus 
wurde Sizilien zum strategisch 
wichtigen Gebiet. Zu den traditio- 
nellen geopolitischen Erwägun- 
gen der Briten, die immer die zen- 
trale Lage Siziliens im Mittel- 
meerraum im Auge hatten, 
kommt nun die Rolle als Um- 
schlagplatz für den nah- und 
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fernöstlichen Rauschgifthandel. 
„Ogonjok“ schreibt, daß es zu 
diesem Zeitpunkt notwendig er- 
schien, „Sizilien in einen Umla- 
de-Stützpunkt für den Rausch- 
gifthandel auf der Route China, 
Naher Osten, Europa, USA um- 
zuwandeln.“ 


Hinter der Invasion Siziliens 
durch die Alliierten im Juli 1943 
und der Unterstützungsarbeit, die 
dabei von der Mafia mit dem so- 
genannten „Luciano-Projekt“ ge- 
leistet wurde, standen diese briti- 
schen Überlegungen. Luciano 
wurde nicht, wie es immer wieder 
heißt, vom Office of Strategic 
Services (OSS), dem Vorläufer 
des CIA, aus dem Gefängnis be- 
freit und nach Italien geschickt. 
Diese Entscheidung fiel in Wirk- 
lichkeit auf besonderes „Anraten“ 
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von Stephensons SOE (Special 
Operations Executive) im Office 
of Naval Intelligence (ONI), dem 
US-Marinegeheimdienst, der tra- 
ditionell mit am stärksten britisch 
verseucht und infiltriert war. Die 
Invasion wurde vom US-Ober- 
kommando nicht gewünscht; es 
hatte die sofortige Konzentration 
der Kräfte auf die Invasion Frank- 
reichs vorgezogen. Den Briten ge- 
lang es, ihre Vorstellungen durch- 
zusetzen. Sie verbanden damit die 
Hoffnung, bald Churchills alten 
Traum wahr machen zu können 
und den Balkan zu besetzen. 


Servadio schreibt über die Lan- 
dung: „Mehr noch als der Kriegs- 
minister hatte der britische Ge- 
heimdienst immer schon auf Sizi- 
lien als idealen Landungsplatz 
hingewiesen. Sardinien wäre ein 
besserer Stützpunkt zur Bombar- 
dierung des italienischen Festlan- 
des und zur Deckung anderer 
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Landungsoperationen gewesen, 
aber Sizilien bot andere Vorteile. 
Diese waren mehr politischer und 
psychologischer als strategischer 
Natur. Die britische Abteilung für 
Psychologische Kriegsführung 
hatte im Zweiten Weltkrieg eine 
äußerst bedeutende Rolle. Außer- 
dem stellte Stephensons SOE 
fest, daß viele ‘gute geschäftliche 
und politische Verbindungen seit 
der Zeit Nelsons bestanden und 
viele sizilianische Adlige briti- 
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sche Frauen geheiratet hatten’. 


In einem amerikanischen Zeit- 
schrifteninterview beschrieb ein 
hoher Beamter der amerikani- 
schen Rauschgiftbehörde (DEA), 
der im Krieg im Federal Bureau 
of Narcotics gedient hatte, das 
„Luciano-Projekt“ folgender- 
maßen: 


Die Mordwelle 
der Nachkriegszeit 


„Das ist nicht unsere Sache, das 
ist die britische Linie, ihr Projekt. 
Sie haben diesen Official Secrets 
Act (anders als in den übrigen In- 
dustriestaaten gibt es in England 
dieses Gesetz, das die Geheim- 
dienste jeglicher Kontrolle durch 
ein gewähltes Gremium entzieht; 
sie sind direkt der Krone unter- 
stellt), und sie verstecken sich da- 
hinter. Sie haben alles getan, um 
es uns aufzuhalsen. Man muß ver- 
stehen, daß es in jener Zeit zwei 
Seiten der Medaille gab; auf der 
einen Seite hatte OAS-Chef Do- 
novan eine Schwäche für Anwäl- 
te und ähnliche Leute und machte 
den Fehler, sich mit seinen Kolle- 
gen zu umgeben, mit Leuten von 
der Wall Street, Bankiers und ähn- 
lichen Leuten, aber das dürfen Sie 
nicht mit unseren Männern ver- 
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Das Begräbnis des „unvergeßli- 
chen“ Lucky Luciano, Mitbe- 
gründer der modernen Großorga- 
nisation der Mafia. 


wechseln; wir sind Profis und hät- 
ten diesen Fehler nie gemacht.“ 
Um sich Sizilien und den Mittel- 
meerraum zu sichern, hatten die 
britischen Strategen für das italie- 
nische Festland einen Bürgerkrieg 
geplant, um eine massierte Rück- 
kehr von Besatzungstruppen und 
die bleibende Besetzung Siziliens 
zu rechtfertigen. Bis 1947/48 
hatte Churchill die Absicht, zu- 
mindest teilweise einen Vier- 
Punkte-Plan des SID durchzuset- 
zen, der bereits während des Krie- 
ges erarbeitet worden war: 
bedingungslose Kapitulation Itali- 
ens, Förderung des sizilianischen 
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Italien 


Mafia - 
eine britische 
Schöpfung 


und sardinischen Separatismus, 
Übernahme großer Teile der itali- 
enischen Industrie und Benutzung 
terroristischer Banden verschiede- 
ner Couleur. Nur der ausdrückli- 
che Widerstand der Amerikaner, 
italienischer Kräfte und des Vati- 
kans vereitelte diese britische Ver- 
schwörung; ihre Nebenprodukte 
sind jedoch noch bis heute in Ita- 
lien spürbar. 


Bei den Ermittlungen im Mordfall 
Aldo Moro drängte sich eine Hy- 
pothese auf, die sich schließlich 
bewahrheitete: Zwischen allen At- 
tentaten auf führende Politiker in 
der Nachkriegszeit besteht eine 
Verbindung - von der Ermordung 
des ENI-Direktors Enrico Mattei, 
den zahlreichen versuchten Mord- 
anschlägen auf General de Gaul- 
le, der Ermordung von John und 
Robert Kennedy und Martin Lu- 
ther King bis zur Ermordung Al- 
do Moros im Mai 1978. 


Kein Polizeiinspektor hatte diese 
Verbindungen zunächst entdeckt, 
einfach weil ihm die politischen 
Hintergründe fehlen. Angesichts 
der zahlreichen Morde an westli- 
chen Politikern und Wirtschafts- 
führern haben wir, wie auch der 
Polizeiinspektor, die erste Frage 
gestellt: „Wem nützt es?“ 


Bevor man zu Spuren, Einzelhei- 
ten, Indizien, Beweisen, Augen- 
zeugen kommt, und um sie über- 
haupt zu finden, muß man sich 
erst einmal ein Bild vom Feind 
machen. Steckt etwa ein anderer 
Feind dahinter? Nur völlige 
Dummheit und naiver Glaube an 
gezielt in Umlauf gebrachte Lü- 
gen könnten zu diesem Schluß 
führen. Alle genannten Opfer des 
Terrors öffneten sich einer erwei- 
terten Zusammenarbeit mit der 
damaligen Sowjetunion. Mattei 
war ein Vorreiter des Osthandels, 
ebenso de Gaulle. John F. Kenne- 
dy wurde umgebracht, als er von 
der Konfrontationspolitik der Ku- 
ba-Krise abging und sich der Ent- 
spannung zuwandte. Der Bankier 
Jürgen Ponto setzte sich für eine 
multilaterale Erweiterung des 
Welthandels ein, die mit an erster 
Stelle die sozialistischen Staaten 
umfassen sollte. Aldo Moro 
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schließlich hatte seit dem Sommer 
1977 wesentlich daran mitge- 
wirkt, daß die Kommunistische 
Partei in das Regierungslager 
Andreotti aufgenommen wurde. 


Beim Studium des Rauschgifthan- 
dels dürfte auch der vorsichtigste 
Kriminalbeamte versucht sein, zu 
sagen, daß die britischen Spuren 
nicht zu verfehlen sind. Aber 
dann macht er sofort einen Rück- 
zieher: Der Feind sei „zu groß“, 
„ein NATO-Verbündeter“. 


Der Feind ist zu groß 
und NATO-Verbündeter 


Die bloße Analyse reicht nicht 
aus; die moralische Stärke muß 
hinzukommen, um vor den politi- 
schen Konsequenzen der Analyse 
nicht zurückzuschrecken. Diese 
Kompromißlosigkeit ermöglicht 
es, die Hypothesen zu bestätigen 
und zur Wurzel des Problems zu 
kommen. 


Betrachten wir als Beispiel, was 
das Centro Mondiale Commercia- 
le (Internationales Handelszen- 
trum) und seine Zwillingsorgani- 
sation Permindex tut. 


Diese beiden Organisationen bil- 
deten den logistischen und finan- 
ziellen Unterbau für die erwähn- 
ten Terror-Morde. Sie wurden En- 
de der fünfziger Jahre unter dem 
Schein von Handelsfirmen ge- 
gründet, um Gelder weiterzu- 
schleusen, die von der Bank of 
Montreal - die der bekannten Fa- 
milie Bronfman gehört - und einer 
weiteren Außenstelle der Lobby, 
der Seligman-Bank, kamen. 


Das Centro Mondiale’ Commer- 
ciale (CMC) hatte seinen Sitz in 
Rom, die Permindex in Genf. Die 
Namensliste der Vorsitzenden und 
Aufsichtsratsmitglieder ist ein 
„Who is Who“ britischer und ad- 
liger Hinterleute des Terrors und 
des organisierten Verbrechens. 


Einige der Verbindungen mögen 
hier genügen. Chef des CMC war 
der ehemalige OSS-Major Louis 
Bloomfield, ein kanadischer Jo- 
hanniter-Ritter und einer der 
Strohmänner der Bronfmans. Ein 
Geldgeber der CMC war Clay 
Shaw, gegen den Staatsanwalt 
Garrison im Zusammenhang mit 
der Ermordung John F. Kennedys 
ermittelte. 


Bloomfield und Shaw standen 
eng mit einem gewissen David 


Ferrie aus New Orleans in Verbin- 
dung, gegen den ebenfalls im Zu- 
sammenhang mit der Ermordung 
John F. Kennedys ermittelt wurde. 
David Ferrie arbeitete für die Fir- 
ma United Air Taxis, die zum Teil 
dem Mafia-Boß von New Orle- 
ans, Carlos Marcello, gehört. 
Marcello unterhielt solide Ge- 
schäftsbeziehungen zu dem „an- 
gesehenen Anwalt“ Max Fisher. 


Ende 1978 veröffentlichte die be- 
reits erwähnte sowjetische Zeit- 
schrift „Ogonjok“ eine vierteilige 
Serie über die Mafia und die Ken- 
nedy-Ermordung, die dieser Ana- 
lyse nahekommt. Obwohl „Ogon- 
jok“ die britischen Geheimdienste 
nicht erwähnt, sind die beschrie- 
benen Tatsachen und Verbindun- 
gen, soweit sie gehen, richtig und 
zeigen zum ersten Mal auch die 
erwiesene Verbindung zwischen 
der Ermordung Matteis und Ken- 
nedys auf. 


„Ogonjok“ berichtet über ein Ge- 
spräch zwischen Vito Guarrasi, 
einem „angesehenen siziliani- 
schen Geschäftsmann“ (Mitglied 
der „Hoch-Mafia“) und Lucky 
Luciano. Mattei hatte Guarrasi 
gerade aus dem von ihm geleite- 
ten ENI-Konzern hinausgeworfen, 
weil seine Mafia-Verbindungen 
ruchbar geworden waren. 


Und so schließt 
sich der Kreis 


„Ogonjok“ zitiert Guarrasi: 
„Lucky, ich habe den folgenden 
Vorschlag: Erstens ist es möglich, 
einen Verrückten zu finden, der 
ihn erschießen wird. Mattei ist ein 
Feind der OAS. Er spielte eine 
wesentliche Rolle für den Sieg der 
Algerier. Ich bin überzeugt, daß es 
Verrückte und Fanatiker in der 
OAS geben wird, die zu allem be- 
reit sind. Italien soll dann die 
Franzosen verantwortlich machen, 
die Verantwortung soll der OAS 
zugeschoben werden, und wir 
bleiben draußen.“ 


„Guter Vorschlag. Und der zwei- 
te?“ 


„Man muß einen verrückten Kerl 
unter den jungen Linken finden. 
Wir wollen ihm erklären, daß 
Mattei ein Ausbeuter ist, daß er 
sich nur ein sanftes Mäntelchen 
umhängt und die unglücklichen 
Arbeiter trotzdem hart behandelt.“ 


„Ogonjok“ fährt fort: „Mattei 
starb bei einem Flugzeugabsturz. 


„Das ist einfach, da die Mafia die 
Mehrheit der Flughäfen kontrol- 
liert. Guarrasi wurde wenige Wo- 
chen nach Matteis Tod wieder 
ENI-Berater.“ 


„Ogonjok“ liefert auch eine sehr 
interessante Verbindung zwischen 
Luciano und Vertretern der Oli- 
garchie: „Luciano ging nach Ca- 
pri und bewohnte eine Villa mit 
einem herrlichen Blick auf den 
Vesuv. Anfangs brachte niemand 
seine Ankunft auf der Insel mit 
den Besuchen des ehemaligen 
ägyptischen König Faruks in Ver- 
bindung. Luciano pflegte promi- 
nente Leute auf seine Partys ein- 
zuladen, wie zum Beispiel den 
Enkel Mussolinis und die Enkelin 
Vittorio Emanuele (Haus Savoy- 
en). König Faruk erlaubte Lucia- 
no dann, sein Bankkonto zu be- 
nutzen, und von dieser Zeit an 
konnten peinlich genaue Steuer- 
prüfer Luciano nicht mehr gefähr- 
lich werden.“ 


An diesem Punkt läßt sich durch 
Hinzufügung einiger Einzelheiten 
der britische Kreis schließen. Er- 
stens hatte Guarrasi seit dem 
Zweiten Weltkrieg für den briti- 
schen Geheimdienst gearbeitet, 
als er auf der Konferenz über den 
Waffenstillstand in Italien Lucia- 
no traf. Guarrasi selbst enthüllt 
dies gegenüber Gaia Servadio, 
wie sie in ihrem Buch „Mafioso, 
History of the Mafia from the 
Origins to our Days“ berichtet. 


Darüber hinaus haben König 
Faruk und das ehemalige italieni- 
sche Königshaus Savoyen erwie- 
senermaßen Verbindungen zum 
Centro Mondiale Commerciale, 
und die Insel Capri ist seit der 
vom britischen SOE organisierten 
Flucht ihres Einflußagenten Bene- 
detto Croce 1943 auf die Insel ein 
spezielles Zentrum des britischen 
Geheimdienstes. DO 


Rußland 


Der KGB 


verrät seine 
Geheimnisse 


Warren Hough 


Terror, Mord und Verrat waren den vor kurzem in den sowjetischen 
Archiven aufgedeckten Geheimnissen zufolge die Schlüsselelemente 
der Moskauer Politik in Palästina. 


Jüngst aufgedeckten Dokumenten 
zufolge hat die internationale 
Zionistenbewegung in einem 
Großversuch, in den dreißiger 
und Mitte der vierziger Jahre für 
die israelische Souveränität die 
Unterstützung der Sowjets zu be- 
kommen, insgeheim viele Under- 
cover-Agenten und Einrichtungen 
für die von Josef Stalin gelenkten 
weltweiten Terror-, Mord- und 
Atomspionageoperationen gelie- 
fert. 


Ein unmoralisches 
Geschäft 


Stalin hat im Gegenzug dafür zu- 
gestimmt, die Gründung eines 
selbständigen zionistischen Staa- 
tes zu erleichtern - zunächst auf 
der Krim, und als dieser Plan 
scheiterte, in Palästina -, so wird 
von sowjetischen Geheimdienst- 
quellen berichtet. „Es war das un- 
moralische Geschäft zweier Un- 
redlicher“, sagt der Historiker 
Frederick Witte von der Univer- 
sität von New York, ein Experte 
für Studien des Zweiten Welt- 
kriegs. „Doch solange es bestand, 
profitierten beide Seiten davon.“ 
Wie ein ehemaliger Sowjetspion 
vor kurzem bestätigte, überzeug- 
ten die Sowjets mit Hilfe zionisti- 
scher Agenten wichtige amerika- 
nische Wissenschaftler, die der 
Bewegung freundlich gegenüber- 
standen, den Mechanismus der er- 
sten Atombombe zu enthüllen - 
und zwar zu einer Zeit, als dies 
noch das am besten gehütete Ge- 
heimnis der US-Regierung war. 


„Die wichtigsten Informationen, 
die für die Entwicklung der ersten 
Atombombe der Sowjets nötig 


Moskauer Regime verdiene deren 
Unterstützung, weil „es dort kei- 
nen Antisemitismus“ gebe, 
schreiben die amerikanischen 
Autoren Thomas B. Allen und 
Norman Polmar in ihrem gut re- 
cherchierten Buch „Merchants of 
Treason“, das im Jahre 1988 er- 
schien. 


Wissenschaftler 
plauderten 


Um solche „naiven Meinungen“ 
zu untermauern, wurde „Stalins 
Unterstützung zur Gründung ei- 
nes zionistischen Staates“ durch 
die Sowjetpropaganda vor und 
während des Zweiten Weltkrieges 
„hochgespielt“, so berichteten die 
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Enrico Fermi war einer der Wissenschaftler, die die amerikanische 
Atombombe entwickelten und bauten. 


waren, kamen von Wissenschaft- 
lern, die die amerikanische 
Atombombe in Los Alamos, New 
Mexico, bauten - nämlich Robert 
Oppenheimer, Enrico Fermi und 
Leo Szilard“, verriet General Pa- 
wel A. Sudoplatow, der im Zwei- 
ten Weltkrieg Chef des sowjeti- 
schen Geheimdienstbüros für ato- 
mare Probleme war. 


Es ist seit langem bekannt, daß 
der sowjetische Geheimdienst 
KGB häufig Amerikaner rekru- 
tierte, indem er behauptete, das 


gleichen Spionageexperten. 


In Übereinstimmung mit dieser 
Strategie wurde ein Team zioni- 
stischer Geheimdienstler - darun- 
ter Capt. Elisabeth Zarubina, eine 
KGB-Offizierin - im Jahre 1942 
von Moskau in die USA ge- 
schickt, um in die abgeschirmten 
Forschungszentren der Atomwaf- 
fentechnologie einzudringen, be- 
richtet General Pawel Sudoplatow 
in seinen Memoiren, die im April 
dieses Jahres veröffentlicht wur- 
den. 


Bei Oppenheimer und Szilard 
handelte es sich nicht nur um 
führende Atomphysiker, sie hat- 
ten auch die Leitung für die Ent- 
wicklung der amerikanischen 
Atombombe inne, ein Projekt, das 
damals nur einigen wenigen Ein- 
geweihten als das streng geheime 
Manhattan-Projekt bekannt war. 


Die KGB-Agenten, die wußten, 
wie sie mit Fermi, Szilard und 
Oppenheimer „eine Gemeinsam- 
keit“ finden konnten, stellten bald 
fest, daß den pro-israelischen 
westlichen Wissenschaftlern eine 
tiefe Furcht gemeinsam war: 
„Daß es den Nazis gelingen könn- 
te, Atomwaffen zu bauen, noch 
bevor die Alliierten sie haben“, 
schrieb Sudoplatow. 


Äußerst wertvolle 
Informationen 


Indem sie bei den wichtigsten 
Wissenschaftlern des Manhattan- 
Projekts die Ängste schürten und 
die Sympathien für die Zionisten 
anheizten, bekamen Sudoplatow 
und seine Spione „äußerst wert- 
volle Informationen aus diesen 
Quellen in den USA, die es uns 
ermöglichten, unser eigenes 
Atomprogramm zu entwicklen“, 
erzählte der ehemalige KGB-Ge- 
neral. 


Das Bündnis zum gegenseitigen 
Nutzen zwischen dem internatio- 
nalen Zionismus und der Sowjet- 
regierung wurde rasch schwächer, 
sobald Israel im Jahre 1948 ein 
Staat wurde. „Danach machten 
sich die Spione, Saboteure, 
Desinformanten, Kidnapper und 
Überfallkommandos, die die 
schmutzige Arbeit für das Stalin- 
Regime taten, für ihre eigene Re- 
gierung an die Arbeit und wurden 
die Kader des Mossad, des israe- 
lischen Geheimdienstes“, erläu- 
tert Professor Witte. DO 
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Serbien 


Die blutige 
Geschichte 
des Balkans 


Vivian Bird 


Viele Weisen der Establishment-Medien sagen uns, was auf dem 
Balkan getan werden sollte. Doch niemand von ihnen sagt uns die 
Wahrheit darüber, wie die Probleme auf dem Balkan begannen. 


Die gegenwärtige Feuersbrunst 
auf dem Balkan - traditionell ein 
Pulverfaß für europäische Kriege 
- ist weitgehend das Ergebnis bri- 
tischer Politik in der Region seit 
dem letzten Jahrhundert. 


Bis zur sogenannten Entente cor- 
diale mit Frankreich im Jahre 
1906 hat die britische Politik die 
Expansionsziele der Serben in 
Südosteuropa mit Argwohn be- 
trachtet, weil man die intriganten 
Absichten des imperialen russi- 
schen Pan-Slawismus dahinter 
vermutete. 


Unkontrollierbarer Haß 
gegen Kaiser Wilhelm 


Seit der Zeit der großen Spaltung, 
als sich Serbien mit Moskau ge- 
gen Kroatien und Rom zusam- 
menschloß, sind Serbien und 
Rußland große Verbündete. Die 
Westmächte glaubten, daß das im- 
periale Rußland einfach versu- 
chen würde, das Territorium bzw. 
die Länder, die sie sich nicht ein- 
verleiben konnten, über Surrogate 
zu beeinflussen. Ein solcher Ein- 
flußbereich - so meinte man - 
könnte für die imperialistischen 
Ansichten der Briten eine Gefahr 
sein. 


Der Balkan wurde im allgemeinen 
als gefährliches Pulverfaß angese- 
hen, das sich jederzeit entzünden 
konnte. Doch ab dem Zeitpunkt 
der britischen Entente mit Frank- 
reich begannen die Dinge sich 
bald zu ändern. Frankreich war 
mit Rußland eng verbunden mit 
dem Ziel, Deutschland in Vorbe- 
reitung eines künftigen Krieges 
mit feindlichen Mächten einzu- 
kreisen. Das sollte auch die Rache 
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Frankreichs für seine Niederlage 
gegenüber den Deutschen im Jah- 
re 1871 sein. 


Der britische König Edward VII., 
der enthusiastische Frankophile, 
der von unkontrolliertem Haß ge- 
gen seinen deutschen Neffen Kai- 
ser Wilhelm getrieben wurde, 
wurde bald davon überzeugt, sich 
dieser Politik der Einkreisung 
Deutschlands anzuschließen, auch 
wenn der Kaiser es ablehnte zu 
akzeptieren, daß Großbritannien 
für Deutschland eine Gefahr be- 
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deutet, und er nur gute Beziehun- 
gen zu dem Land seiner innig ge- 
liebten Großmutter Königin Vic- 
toria wollte, die in seinen Armen 
gestorben war, nachdem er an ihr 
Bett geeilt war. 


Noch nicht einmal die beiden blu- 
tigen Balkankriege von 1912 bis 
1913, in die Serbien, Montenegro, 
Griechenland und schließlich 
Rumänien in einem Bündnis ge- 
gen die moslemische Türkei ver- 
wickelt waren - und aus dem Ser- 
bien als der Hauptgewinner an 
Territorium und Einfluß hervor- 
ging -, konnten die Dinge ändern, 
trotz der offensichtlich pan-slawi- 
stischen Bestrebungen der Serben, 
die von dem kaiserlichen Rußland 
angestachelt wurden. Das letzt- 
endlich slawische Ziel bestand 
darin, daß Serbien das öster- 
reichisch-ungarische Reich ganz 
vom Balkan vertreiben sollte. 


Als die Balkankriege beendet wa- 
ren, waren die pan-slawistischen 
Intrigen und Machenschaften des- 
halb gegen die Österreicher und 
deren Protektorat Bosnien gerich- 
tet, das die Serben in Besitz neh- 
men wollten. Im Juni 1914 wurde 
dann Erzherzog Franz Ferdinand 
von Österreich und seine Frau, ei- 
ne Tschechin, auf Betreiben des 
russischen Geheimdienstes von 


Marschall Josip Broz Tito 1944 in seinem Hauptquartier in den Ber- 


gen nahe Drvar. 


einem jungen Bosnier - einem po- 
litischen Fanatiker namens Prin- 
cip - in Sarajevo ermordet. 


Aus irgendeinem Grund wurde 
Princip - ein willenloses Werk- 
zeug der Russen und kriegslüster- 
nen Serben - von den Österrei- 
chern nicht exekutiert, sondern er 
starb später im Gefängnis. Nach 
diesem höchst provokativen Er- 
eignis beschuldigte Österreich die 
Serben, diesen Plan mit Unter- 
stützung der Russen ausgeführt 
zu haben, und machte prompt ge- 
gen beide mobil. Nachdem die 
Serben es abgelehnt hatten, eine 
Wiedergutmachung für die Er- 
mordung des Erzherzogs und des- 
sen Frau anzubieten, erklärte 
Österreich am 28. Juli 1914 ge- 
gen Serbien den Krieg. Der Erste 
Weltkrieg hatte begonnen. 


Deutschland | 
unterstützte Österreich 


Deutschland war an seinen Bünd- 
nisschwur gebunden und eilte 
Österreich zu Hilfe, und so eska- 
lierten die Ereignisse, bis alle 
Großmächte Europas darin ver- 
wickelt waren: Die Briten 
blockierten schadenfroh Deutsch- 
lands Forderung nach Kolonien, 
die Franzosen sannen nach Rache 
für die Niederlage von 1870/71, 
und die Russen wünschten eine 
slawische Vorherrschaft in Osteu- 
ropa und darüber hinaus, mit Zu- 
gang zum Mittelmeer. Serbien 
hatte das Zündholz geliefert, um 
die ganze Feuersbrunst in Gang 
zu setzen. 


Der Pan-Slawismus war immer 
der Kernpunkt des politischen 
und religiösen Lebens der Serben, 
wie sich bei zahllosen Gelegen- 
heiten in Vergangenheit und Ge- 
genwart gezeigt hat. Die Serben 
behaupten, historisch die ersten 
Verfechter des christlichen Glau- 
bens gegen die eindringende mos- 
lemische Welt zu sein, doch diese 
Behauptung wird durch die Tatsa- 
che gemildert, daß das serbische 
„Christentum“ in seinem Kern 
auch pan-slawisch und eng verbun- 
den ist mit seiner geheiligten Mis- 
sion, die Länder Westeuropas gei- 
stig und physisch zu kolonisieren. 


Heute gibt es sichtbare Zeichen 
für das Wiederaufleben dieses 
Glaubens an eine pan-slawische 
Mission, und russische Freiwilli- 
ge kämpfen schwer bewaffnet 
Seite an Seite mit den serbischen 
Aggressoren. Nichts hat sich also 


Harold Macmillan (links) ließ als britischer Premierminister nicht die geringsten Anzeichen von Reue über den Massenmord an den jugoslawi- 
schen Antikommunisten aufkommen. Kim Philby (Mitte) und Donald McLean (rechts) gehörten zum Ring sowjetischer Agenten im britischen 
Außenministerium. 


wirklich geändert auf dem Bal- 
kan: Er ist der Schauplatz blutiger 
Konflikte geblieben. 


Sobald der Krieg ausgebrochen 
war, wurden die Serben - die von 
den vorstoßenden Österreichern 
bald zurückgedrängt wurden - in 
den britischen Medien als die mu- 
tigen Verteidiger eines weiteren 
armen, kleinen unterdrückten 
Landes dargestellt, das gegen die 
Vorherrschaft und Expansion der 
Deutschen kämpft. In einer Flut 
von Publikationen, die über den 
tapferen Kampf der Serben auf 
Bestellung geschrieben wurden, 
wurde ihre unerschütterliche Tap- 
ferkeit und ihr mutiger und vor- 
trefflicher König beschrieben. 
Imaginäre serbische Tugenden - 
bisher in Großbritannien unbe- 
kannt - wurden hervorgehoben 
und bis in den Himmel gelobt, 
und großmütige alte Jungfern aus 
Großbritannien machten sich auf 
den Weg nach Serbien, um hand- 
gestrickte Kleider und Suppen an 
jene zu verteilen, die vor den 
„österreichischen Horden“ flohen, 
und um ihre Wunden zu pflegen. 


Doch Österreich besetzte bald den 
größten Teil Serbiens. Dies blieb 
so bis zum Zusammenbruch des 
österreichisch-ungarischen Reichs 
im Jahre 1918, als der schwerfäl- 
lige und wackelige jugoslawische 
Staatenbund - in den Serbien ein- 
gegliedert wurde - ins Leben ge- 
rufen wurde. Doch Fehden und 
Haß unter den Völkergruppen 
hielten an, wobei der Pan-Slawis- 
mus immer sehr lebendig war. 


Im Zweiten Weltkrieg entschied 
sich die britische Politik wieder 
für die Serben, die den Hauptwi- 
derstand gegen die Deutschen und 
Italiener bildeten, während die 
Kroaten die Deutschen im allge- 
meinen als die Befreier von der 
serbischen Unterdrückung ansa- 
hen. Draza (oder Dragoljiub) 
Mikhailowich - ein jugoslawi- 
scher General, der von der im Exil 
befindlichen jugoslawischen Re- 
gierung, die vor den vorstoßenden 
Deutschen in die Bergen geflohen 
war und ihnen mit britischer Un- 
terstützung weiterhin Widerstand 
leistete, später zum Kriegsmini- 
ster ernannt wurde - stellte bald 
fest, daß er gegen die von den So- 
wjets angestachelten Partisanen 
unter dem Kommunisten Josip 
Broz Tito kämpfen mußte. Mik- 
hailowich wurde zunächst von der 
jugoslawischen Exilregierung in 
London unterstützt, die gegen Tito 
war, doch unter britischem Druck 
wurde sie bald gezwungen, ihn 
fallenzulassen. 


Churchill - von dem Ring sowjeti- 
scher Agenten im britischen 
Außenministerium, den ein- 
flußreichen Homosexuellen der 
Upper class wie Kim Philby, 
Anthony Burgess und Donald 
McLean, dazu überredet - wandte 
sich gegen Mikhailowich und gab 
fortan „Marschall“ Tito seine Un- 
terstützung. Die Briten begannen 
dann, die wilden Partisanengrup- 
pen Titos aus der Luft und von 
der See aus massiv zu unterstüt- 
zen, und schließlich wurde Mik- 
hailowich nach seiner Gefangen- 


nahme von den Kommunisten er- 
mordet. 


Als die Deutschen am 24. Mai 
1944 einen Großangriff aus der 
Luft, mit Panzern und mit Infan- 
terie gegen Titos Hauptquartier in 
den Bergen nahe Drvar, 120 Mei- 
len nördlich von Split, führten, 
wurde Tito von einem britischen 
Flugzeug gerettet und nach Vis, 
einer Insel südlich von Split, ge- 
bracht. Diese Insel diente als 
Stützpunkt, von dem aus britische 
und amerikanische Flugzeuge 
aufbrachen, um den kommunisti- 
schen Streitkräften zu helfen, in- 
dem sie die vorrückenden Deut- 
schen angriffen. Ihre Intervention 
war entscheidend dafür, daß Titos 
Versteck und das seiner Partisa- 
nen in den Bergen nicht zerstört 
und er selbst nicht gefangenge- 
nommen wurde. 


Die Serben bildeten den harten 
Kern der kommunistischen Partisa- 
nen, die für viele abscheuliche 
Greueltaten gegen andere Jugosla- 
wen verantwortlich waren: Sie ver- 
brannten sie oder trieben sie in 
Höhlen zusammen, deren Eingänge 
von Tonnen von Gestein blockiert 
wurden. Den Briten waren diese 
Greueltaten bekannt, doch sie ha- 
ben nie dagegen protestiert. 


Als der Krieg im Jahre 1945 en- 
dete, verübten die britischen 
Streitkräfte in Österreich einen 
weiteren gräßlichen Verrat, als sie 
Hunderttausende von jugoslawi- 
schen Antikommunisten - die 
meisten von ihnen Kroaten, aber 


auch einige bosnische Moslems - 
mit ihren Frauen, Kindern und al- 
ten Menschen den mörderischen 
Partisanen Titos übergaben, was 
dokumentiert und bewiesen ist. 
Fast ohne Ausnahme wurden die- 
se armen wehrlosen Menschen in 
Hörweite der britischen Armee, 
von der sie verraten worden wa- 
ren, ermordet. Dies wird jetzt all- 
gemein als eine der schimpflich- 
sten und schmachvollsten Episo- 
den der britischen Geschichte 
angesehen. 

Doch weder Churchill, sein Außen- 
minister Anthony Eden noch der zy- 
nische Harold Macmillan zeigten je 
auch nur die geringsten Anzeichen 
von Reue. In seinen Memoiren be- 
merkt Macmillan nur lakonisch: „Es 
war nötig.“ 


Nach Lage der Dinge war und 
bleibt also das britische Außenmi- 
nisterium mit seiner pro-slawi- 
schen, pro-serbischen Haltung und 
Fragwürdigkeit der Bösewicht im 
ganzen jugoslawischen Inferno. 
Auch wenn viele die direkte Akti- 
on - auch sofortige Luftangriffe - 
gegen die serbischen Aggressoren 
von dem Moment an befürworte- 
ten, als der jetzige Bürgerkrieg in 
Jugoslawien begann, vermied das 
britische Außenministerium solche 
Aktionen, mit der Konsequenz, 
daß - welch unechte Friedensver- 
träge auch immer geschlossen wer- 
den mögen - die Aussicht auf ein 
Großserbien - aufgebaut auf dem 
Blut und den Gebeinen seiner 
Nachbarn - das Wiederaufleben 
des Pan-Slawismus näherrücken 
läßt. oO 
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Ukraine 


Das Vakuum 
nach dem 


Ausgang der 
Wahlen 


John Springfield 


Der ukrainische Präsident Leonid Krawtschuk hat in der zweiten 
Runde der Parlamentswahlen am 10. April 1994, die zu einer star- 
ken Abwendung der Wähler von der „Partei an der Macht“, wie die 
Ukrainer sie bezeichnen, führte, eine vernichtende Niederlage erlit- 
ten. Die abgegebenen Stimmen verteilen sich auf eine Vielzahl von 
Parteien und bilden somit keine Basis für eine dauerhafte Koaliti- 
on im neuen Parlament. Dieses Vakuum wird in einer bereits sehr 
gefährlichen Situation eine noch größere politische Instabilität 
schaffen. Moskau setzt alles daran, die Krise noch zu verschärfen, 
wie sich in einer Provokation in der ukrainischen Hafenstadt Odes- 
sa am Vorabend der Wahlen gezeigt hat. 


Die Wahlen fanden vor dem Hin- 
tergrund einer Wirtschaftskrise 
statt, die sogar noch schlimmer ist 
als die in Rußland. Offiziellen 
Schätzungen zufolge leben 80 
Prozent der Ukrainer unter der 
Armutsgrenze. Dies hat zu einer 
hoch politisierten Bürgerschaft 
geführt. Im Gegensatz zu den 
Wahlen im vergangenen Jahr in 
den beiden Nachbarländern der 
Ukraine - Polen und Rußland - 
hatte die Wahl in der Ukraine ei- 
ne hohe Wahlbeteiligung; 75 Pro- 
zent der Wähler beteiligten sich 
an der ersten Runde am 27. März 
und immerhin noch 66 Prozent an 
der zweiten Runde am 10. April. 
Nur eine Minderheit der Abgeord- 
neten des alten Parlaments wagte 
es, sich nochmals als Kandidaten 
aufstellen zu lassen. Die „Partei 
an der Macht“ wird in der einen 
oder anderen Form weit über hun- 
dert Sitze im neuen Parlament be- 
kommen, doch ihre Kandidaten 
konnten nur gewinnen, indem sie 
sich als „Unabhängige“ aufstellen 
ließen. 


Es ist nun fast sicher, daß Kraw- 
tschuk am 26. Juni Präsident- 
schaftswahlen abhalten muß - et- 
was, gegen das er sich verzweifelt 
gesträubt hat. 

Die beiden größten Gruppen im 
neuen Parlament sind der Block 
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der Kommunisten und Sozialisten 
und die Agrar-Partei mit minde- 
stens 120 Sitzen, gefolgt von min- 
destens 65 Sitzen für den 
gemäßigten patriotischen natio- 
naldemokratischen Block, deren 
Kern die Ruch-Partei ist. Hinzu 
kommen noch zehn weitere Sitze 
für die extremeren ukrainischen 
Nationalisten, womit die Nationa- 
listen insgesamt 75 Sitze haben. 


Der Zusammenbruch 
der Stimmen 


Die westlichen Medien haben ver- 
sucht, die Wahlergebnisse als Be- 
weis für eine politische „Ost- 
West“-Polarisierung in der Ukrai- 
ne darzustellen, die auf eine 
bevorstehende Teilung des Landes 
hinweist. Nach dieser These sind 
die Nationalisten in der westli- 
chen Ukraine vorherrschend und 
die Kommunisten im Osten und 
Süden, wo die Bevölkerung vor- 
wiegend russisch ist. 


Die Wähler wählten 
aus Verzweiflung 


Die Kommunisten haben in der 
Bergbau- und Industrieregion von 
Donetsk und Lugansk in der 
Ostukraine tatsächlich alle Stim- 


men bekommen, indem sie einer 
engen wirtschaftlichen Integration 
mit Rußland das Wort redeten; in 
Referenden, die in diesen Gebie- 
ten durchgeführt wurden, haben 
sich die Wähler für eine doppelte 
ukrainische und russische Staats- 
bürgerschaft ausgesprochen. 


Die Kommunisten haben im 
Osten gewonnen, weil sie verspra- 
chen, daß eine Wirtschaftsunion 
mit Rußland die verzweifelte wirt- 
schaftliche Notlage der Bevölke- 
rung lösen werde. Die Wähler 
wählten aus einer wirtschaftlichen 
Verzweiflung heraus, nicht aus 
ethnischen Gründen, „pro-rus- 
sisch“. Es war die gleiche russi- 
sche Bevölkerungsgruppe, die im 
Dezember 1991 mit 84 Prozent 
der Stimmen für die Unabhängig- 
keit der Ukraine stimmte - in der 
Hoffnung, daß eine unabhängige 
Ukraine in wirtschaftlicher und 
sozialer Hinsicht ein besserer 
Platz zum Leben wäre als Ruß- 
land. Die Forderung nach einer 
doppelten Staatsbürgerschaft hat 
auch wirtschaftliche Gründe, weil 
man als russischer Staatsbürger 
die Grenze überschreiten und in 
Rußland arbeiten und dabei dop- 
pelt so viel verdienen kann wie in 
der Ukraine. 


Die Nationalisten bekamen viele 
Stimmen in der Westukraine, aber 
auch im Zentrum des Landes wie 
auch in der Hauptstadt Kiew. 


In Kiew und Umgebung gibt es 
23 Wahlbezirke. Bisher sind drei 
Kandidaten - alle von der Ruch- 
Partei - gewählt worden. In den 
anderen 20 Wahlbezirken lag die 
Wahlbeteiligung unter 50 Prozent, 
was einen neuen Durchgang er- 
forderlich machte. In den meisten 
dieser Bezirke handelt es sich bei 
den derzeit führenden Kandidaten 
entweder um Nationalisten oder 
um Unabhängige. Die „niedrige 
Wahlbeteiligung“ ergab sich da- 
durch, daß viele Stimmzettel für 
ungültig erklärt wurden. Wegen 
Unregelmäßigkeiten bei der 
Stimmabgabe in Kiew und ande- 
ren zentralen Regionen geben die 
offiziellen Ergebnisse nicht genau 
wieder, wie gut die gemäßigten 
Nationalisten mit der Ruch-Partei 
als ihrem Kern abgeschnitten ha- 
ben. In einem Stadtbezirk von 
Kiew beispielsweise blieb dem 
Kandidaten der Ruch - dem ehe- 
maligen Verteidigungsminister 
General Konstantin Morosow - 
der Sieg aufgrund von Wahlmani- 
pulationen versagt: So wurde bei- 
spielsweise das Wahlergebnis sei- 


nes Gegners durch Stimmen aus 
dem örtlichen Gefängnis und der 
örtlichen Nervenheilanstalt aufge- 
bessert. 


Die größte einzelne Gruppe im 
neuen Parlament sind die „Unab- 
hängigen“ mit insgesamt über 
hundert Sitzen. Dem Chef 
der Ruch-Partei, Wjatscheslaw 
Tschornowil, zufolge „sind die 
Unabhängigen ein Sumpf, in dem 
die beiden Flügel des Parlaments 
- Nationalisten und Kommunisten 
- nach Unterstützung angeln wer- 
den“. Ungefähr 60 Mitglieder 
dieser Gruppe scheinen wirklich 
unabhängig zu sein oder wider- 
setzen sich zumindest einer strik- 
ten Klassifikation. Bei dem Rest 
handelt es sich um Typen der 
„Partei an der Macht“, entweder 
Direktoren von Staatsbetrieben, 
Chefs von lokalen Verwaltungen 
oder kollektiven landwirtschaftli- 
chen Betrieben. Mindestens 20 
Direktoren von Industriebetrieben 
und 22 Leiter kollektiver land- 
wirtschaftlicher Betriebe wurden 
gewählt - im letzteren Fall durch 
liberale Lebensmittelverteilung 
vor den Wahlen. 


Die Provokation 
von Odessa 


Die jüngste Krise in den russisch- 
ukrainischen Beziehungen be- 
gann mit einer Provokation, die 
sich am 8. April ereignete, als 
sich ein Schiff der Schwarzmeer- 
flotte, die „Cheleken“, das in der 
ukrainischen Marinebasis von 
Odessa stationiert war, den ukrai- 
nischen Behörden widersetzte 
und auf Befehl des russischen 
Marinestabs in Moskau illegal 
vom Hafen Odessa wegfuhr, um 
sich dem Hauptteil der Schwarz- 
meerflotte de facto unter russi- 
scher Kontrolle auf der Marineba- 
sis Sebastopol auf der Krim anzu- 
schließen. Die „Cheleken“ war 
vollbeladen mit Navigationsgerät 
aus ukrainischen Vorräten vom 
Reserve-Marinelager in Odessa. 
Als das Schiff sich davonmachte, 
feuerte es Leuchtspurgeschosse 
auf das kleine ukrainische Verfol- 
gungsschiff ab. Die Ukrainer bra- 
chen die Jagd jedoch ab, um Mo- 
skau keinen Vorwand für eine mi- 
litärische Eskalation zu liefern. 


Die Aktion war dazu gedacht, ei- 
ne starke Reaktion der Ukrainer 
hervorzurufen, was dann auch ge- 
schah. Am 10. April, dem Wahl- 
tag, nahmen 120 ukrainische Fall- 
schirmjäger das Reserve-Marine- 


lager in Odessa in Besitz. Entge- 
gen der Version, die vom Presse- 
dienst der Schwarzmeerflotte und 
von Moskau absichtlich in Um- 
lauf gebracht wurde, kam es zu 
keinerlei Gewaltaktionen. Die drei 
russischen Offiziere, die verhaftet 
und inhaftiert worden sein sollen, 
wurden nur zur Befragung mitge- 
nommen und sodann wieder frei- 
gelassen, wie Oberst Wjatsches- 
law Woronkow, Pressesprecher für 
den ukrainischen Militärdistrikt in 
Odessa, bestätigte. 


Das ukrainische Verteidigungsmi- 
nisterium bezeichnete die russi- 
schen Anschuldigungen am 11. 
April als eine „Lüge“, mit der 
„ein bewaffneter Konflikt zwi- 
schen den Angehörigen der 
Schwarzmeerflotte, Hafenvertre- 
tern von Odessa, Grenzwachen 
und der ukrainischen Marine pro- 
voziert werden sollte“. 


In der Erklärung des Ministeriums 
wurde betont: „Es wurde keine 
Gewalt angewendet, es kam zu 
keinerlei Schießereien, nieman- 
dem wurden Handschellen ange- 
legt - nichts. Das Pressezentrum 
der Schwarzmeerflotte schafft 
vorsätzlich eine Instabilität zwi- 
schen Rußland und der Ukraine.“ 


Die Rolle der Schwarzmeerflotte 
bei der Provokation von Spannun- 
gen zeigt, daß solche scheinbar 
lokalen Vorkommnisse in Wirk- 
lichkeit vom russischen General- 
stab inszeniert werden. Die Ukrai- 
ne hat Moskauer Berichte demen- 
tiert, wonach vierzig Ukrainer 
eine weitere Marineeinrichtung in 
Odessa „umzingelt‘“ hätten. Das 
ukrainische Verteidigungsministe- 
rium betonte, daß die Krise mit 
der Beschlagnahme des Schiffes 
durch die Russen begonnen hätte, 
was sie als „einen Akt der Pirate- 
rie“ bezeichneten und was „einen 
Präzedenzfall scharfer Eskalation 
an Spannungen geschaffen hat, 
die zu schwerwiegenden Konse- 
quenzen hätten führen können“. 


Den Separatismus 
anheizen 


Nicht nur das, was geschah, hat 
den Vorfall von Odessa so bedeut- 
sam gemacht, sondern auch wo es 
geschah. Bis jetzt beschränkten 
sich bedeutende Provokationen 
der russischen Schwarzmeerflotte 
auf die Haupt-Flottenstützpunkte 
der Krim und standen mit der rus- 
sischen Separatistenbewegung 
dort in Verbindung, die die Kon- 


Boris Jelzin besteht darauf, daß die Ukraine ihren Anteil an der 
Schwarzmeerflotte und den Stützpunkt an Rußland verkauft. 


trolle über die Region erzielt hat, 
und droht, sie von der Ukraine 
loszulösen. Der Vorfall von Odes- 
sa hat gezeigt, daß Moskau die 
geographische Expansion seiner 
separatistischen Operationen ge- 
gen die Ukraine von der Halbinsel 
Krim auf das ukrainische „Mut- 
terland“ verlagert. 


Daß diese militärische Provokati- 
on zeitlich mit den ukrainischen 
Wahlen zusammenfiel, war kein 
Zufall, besonders wenn man sich 
die Wahllandschaft anschaut. Die 
Siege der Kommunisten konzen- 
trierten sich auf Gebiete mit ho- 
hem russischen Bevölkerungsan- 
teil: die östliche Ukraine, die 
Krim und den Süden an der 
Schwarzmeerküste einschließlich 
der Region um Odessa. In den 
östlichsten Gebieten von Donetsk 
und Lugansk - den Gebieten des 
Bergbaus und der Schwerindustrie 
- erhielten die Kommunisten alle 
Sitze, ebenfalls im Gebiet um 
Cherson, das an die Krim an- 
grenzt, die die ursprüngliche und 
stärkste Bastion des von Moskau 
gelenkten russischen Separatis- 


mus ist. Im Gebiet um Odessa 
teilten sich die Kommunisten und 
deren Verbündete meistens den 
Sieg mit den Kandidaten der loka- 
len „Partei an der Macht“. 


Diese Wahlergebnisse haben 
Moskau erstmals die Möglichkeit 
gegeben, in Teilen des ukraini- 
schen „Mutterlandes“ die Art von 
separatistischen Operationen zu 
wiederholen, die sie auf der Krim 
schon fast vollständig verwirkli- 
chen konnten. 


Erpressung 
und Zugeständnisse 


Das Ergebnis des Treffens der 
GUS-Staatschefs in Moskau am 
15. April war entscheidend für die 
nächsten Schritte, die Moskau un- 
ternehmen wird. Jelzin wird ver- 
langen, daß die Ukraine das 
durchführt, was er und Kraw- 
tschuk „im Prinzip“ Ende Sep- 
tember 1993 vereinbart hatten, 
nämlich daß die Ukraine ihren 
Anteil an der Schwarzmeerflotte 
und den Stützpunkten an Rußland 


verkauft; im Austausch dafür wird 
Moskau den größten Teil der 
Schulden abschreiben, die die 
Ukraine für Gaslieferungen aus 
Moskau schuldet. Die offensicht- 
liche Drohung besteht darin, daß 
eine ukrainische Ablehnung zu ei- 
ner erneuten Einstellung russi- 
scher Gaslieferungen führen wird, 
und ohne russisches Gas kann die 
Ukraine nicht überleben. 


Andernfalls wird Rußland die 
Ukraine stark drängen, sich dem 
anzuschließen, dem sie im Juli 
1993 im Prinzip zugestimmt hat- 
ten, nämlich der von Rußland ge- 
führten Wirtschaftsunion beste- 
hend aus Rußland, Weißrußland 
und der Ukraine. An dieser Front 
hat Moskau seine politische Kon- 
trolle über Weißrußland ausgeübt 
und kurz vor dem GUS-Gipfel ei- 
nen Coup gelandet, der den 
Druck auf die Ukraine noch er- 
höhte. 


Am 12. April unterzeichneten die 
Premierminister Weißrußlands 
und Rußlands - Wjatscheslaw Ke- 
bitsch und Viktor Tschernomyr- 
din - einen Vertrag über eine 
Währungsunion zwischen den 
beiden Ländern. Der Vertrag sieht 
vor, daß im Juli eine Währungs- 
union in Kraft treten wird, in der 
der russische Rubel die Währung 
für beide Länder sein wird, und 
die ganze Währungs- und Kredit- 
politik wird in den Händen der 
russischen Zentralbank liegen. 
Kurz gesagt, Weißrußland wird 
auf dem Papier zwar „unabhän- 
gig“ bleiben, doch in Wirklichkeit 
wird es die letzten Spuren seiner 
Souveränität verlieren. 


Ein solcher Coup läßt sich ge- 
genüber der Ukraine nicht wieder- 
holen. Doch Moskau wird den 
ukrainischen Widerstand gegen 
einen Beitritt zur Wirtschaftsuni- 
on zu russischen Bedingungen da- 
zu benutzen, aus den Proteststim- 
men, die den Sieg der Kommuni- 
sten in der Ostukraine verursacht 
haben, eine politische Separati- 
stenbewegung zu formen. 


Die Krise wird sich verschlim- 
mern, solange die Ukraine der 
wirtschaftlichen Erpressung durch 
Rußland und der Gleichgültigkeit 
des Westens ausgesetzt bleibt. 
Wenn sich der Westen auf eine 
Politik festlegen würde, in der 
sich sowohl Rußland als auch die 
Ukraine zu souveränen Nachbar- 
ländern entwickeln können, dann 
könnte sich die russische Politik 
ändern. oO 
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Peter Blackwood 


„Hier spricht Sifat Cibo. Ich bin der Chefarzt des Krankenhauses 
von Gorazde. Serbische Panzer sind nur noch 500 m vom Kranken- 
haus entfernt. Immer näher schlagen Granaten ein. ... Wir operie- 
ren ohne Narkose, die Instrumente können nicht sterilisiert werden. 
Verwundete strömen in Unmengen herein. Uns gehen die Lebens- 
mittel und das Wasser aus. Helft uns! Um die Stadt herum stehen 
alle Dörfer in Brand. Das ist das Ende. Aber wir werden uns nie- 


mals ergeben.“ 


Diese Nachricht wurde am 16. 
April 1994 vom Korrespondenten 
der Pariser Tageszeitung „Le Fi- 
garo“ in Sarajevo, Xavier Gautier, 
aufgefangen. Seither wurde das 
Krankenhaus auch schon direkt 
getroffen. Patienten wurden getö- 
tet oder verwundet, und das Dach 
des Krankenhauses wurde von 
den Granaten weggerissen. Wir 
haben die Nachricht hier abge- 
druckt, weil die Presseberichte 
über die entsetzlichen Ereignisse 
in Gorazde, einem „sicheren 
UNO-Zufluchtsort“, absichtlich 
so spärlich gehalten wurden, daß 
sich weder die europäische noch 
die amerikanische Öffentlichkeit 
eine Vorstellung davon machen 
kann, was dort wirklich passierte, 
es sei denn, man hätte die Zeit, 
sich Berichte aus 10 oder 15 Ta- 
geszeitungen zusammenzusuchen. 


Chronik des 
serbischen Angriffs 


Bis zu 30 000 Serben - Tausende 
davon Berufssoldaten der jugosla- 
wischen Nationalarmee - haben 
die Stadt umzingelt. Sie verfügen 
über mindestens 130 Teile schwe- 
rer Artillerie, Boden-Luft-Rake- 
tenwerfer, 25 moderne Panzer und 
einen unbegrenzten Munitions- 
vorrat. 


Wie bei jeder anderen Belage- 
rungsaktion haben die Serben wo- 
chenlang in den Bergen gelegen, 
gegessen und getrunken und end- 
lose Salven auf die Verteidigungs- 
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linien und die Stadt abgeschossen; 
sobald sie das Rückgrat der Ver- 
teidigung mit überwältigender 
Feuerkraft gebrochen haben, rol- 
len sie mit ihren Panzern in die 
Stadt hinein, machen sie dem Erd- 
boden gleich und treiben alle 
Überlebenden in die wartenden 
Arme ihrer Freunde bei der UNO. 


Dies sind die Tagebucheinträge 
für den 17. April von zwei Ärzten 
der französischen Organisation 
„Doctors Without Borders“, die 
sich noch in Gorazde befinden. 
Sie wurden in der dänischen Ta- 
geszeitung „Politiken“ veröffent- 
licht. „Im Morgengrauen hörten 
wir Kanonendonner, begleitet von 
Maschinengewehr- und Granat- 
werferfeuer. Es war wie an jedem 
anderen Tag in Gorazde, doch die 
Explosionen waren näher, die Ma- 
schinengewehrsalven waren län- 
ger und die Zerstörungskraft der 
Kanonen war größer.“ 


„An diesem Nachmittag rücken 
die Belagerungstruppen eindeutig 
vorwärts. ... Sie sind jetzt oben in 
den Bergen und schauen auf die 
leidenden Bürger herab. Es ist ein 
langerwarteter Augenblick, und 
sie genießen es. Im Krankenhaus 
- Chaos. ... Die Fenster auf jeder 
Station sind durch Gewehrkugeln 
zersplittert, Granaten schlagen im 
Garten vor dem Krankenhaus ein, 
und diese sogenannte ‘neutrale 
Bastion’ wird von endlosen Deto- 
nationen erschüttert. Die Notauf- 
nahme ist voll von Verwundeten 
und Toten - Zivilisten wie Solda- 


ten. Wir hören ihr Schreien und 
Weinen über dem Pfeifen der Ge- 
wehrkugeln und der Maschinen- 
gewehrsalven und dem herzzer- 
reißenden Kanonenaufschlag. Das 
Blut der Verwundeten mischt sich 
mit den Tränen der Helfer. 


Der Westen 
schaute tatenlos zu 


„Hier im Krankenhaus bereiten 
wir uns auf den Ansturm vor. 
Schulter an Schulter werden Ärzte 
und Soldaten die Waffen nehmen 
und das Krankenhaus und die Pa- 
tienten verteidigen. Das Gebäude 
ist fast schon ein Bunker. Leider 
wird es auch ein Hauptangriffsziel 
sein. Nur wenige Kugeln aus den 
Kanonen der Belagerer werden 
60 000 Menschen ihrer einzigen 
Hoffnung auf medizinische Ver- 
sorgung berauben. Die Panzer 
sind schon in der Stadt. ... Die 
Menschen müssen aus dem Nord- 
ostteil der Stadt in Richtung über- 
fülltes Zentrum fliehen. Heute 
Nacht werden Frauen und Kinder 
in Treppenhäusern und in Fluren 
schlafen müssen. ... Wir glauben, 
daß sämtliche Stadtteile am rech- 
ten Ufer der Drina - wo auch das 
Krankenhaus steht - in die Hände 
der bosnischen Serben fallen wer- 
den. Bald werden die Panzer vom 
Nordosten in das Zentrum rollen. 
Ein Ultimatum - ein unechtes Ul- 
timatum - hat sie heute nachmit- 
tag dazu veranlaßt, sich ein wenig 
zurückzuziehen, doch die Infante- 
rie ist geblieben. Täglich beein- 
druckt mich der Mut der Bürger 
immer mehr. Jeder weiß, daß die 
Stadt verloren ist. Diese Men- 
schen sind von der Außenwelt im 
Stich gelassen worden. ... Nie- 
mand wird mich dazu bringen, 
daß ich mein Gesicht angesichts 
der Massaker an Frauen und Kin- 
dern abwende, und in diesem Fall 
geschieht das alles mit Moslems.“ 


Berichten zufolge wurden minde- 
stens 1200 und nicht 200 Men- 
schen in der zehntägigen Offensi- 
ve der Serben getötet. Die Leichen 
liegen verstreut in den Straßen von 
Gorazde und können wegen des 
anhaltenden Beschusses durch 
Heckenschützen nicht wegge- 
bracht werden. In den Straßen 
macht sich der Geruch von Verwe- 
sung breit. Das gesamte Sanitärsy- 
stem ist zusammengebrochen. 
Hunderte liegen in einem Kran- 
kenhaus, das eigentlich nur 35 
Menschen aufnehmen kann. An 
die UNO-Lebensmittelvorräte 
kann man nicht herankommen, 


weil sich die Heckenschützen je- 
den vornehmen, der durch die 
Straßen läuft. Es sind schon Gra- 
naten im Abstand von 20 Stück 
pro Sekunde eingeschlagen. 


Die Dokumentation 
eines Verbrechens 


Die Landschaft um Gorazde her- 
um wurde verbrannt und verwü- 
stet. Mehr als 38 Dörfer sind 
dem Erdboden gleichgemacht 
worden. 


Am 16. April hat der bosnische 
Präsident Alija Izetbegovic an 
Gorazde die Botschaft ausgege- 
ben, sich nicht zu ergeben, keine 
Panik aufkommen zu lassen und 
sich darauf vorzubereiten, die 
Stadt Zoll um Zoll zu verteidigen. 
Seine Befehle wurden buchsta- 
bengetreu ausgeführt: Zurückge- 
drängt von jedem strategischen 
Punkt, greift die bosnische Armee 
zusammen mit Miliz aus der 
Stadt die jugoslawische Natio- 
nalarmee in den Vororten und 
Straße um Straße im Zentrum an; 
sie haben fast keine Munition 
mehr und feuern mit Hand- und 
Jagdgewehren. Weil es keine ande- 
re Möglichkeit mehr gab, sind 
schon Männer aus den mit Grana- 
ten beschossenen Häusern gelaufen 
und haben die serbischen Panzer 
mit Molotowcocktails beworfen. 


Zu dem Zeitpunkt, als dieser Be- 
richt geschrieben wird - dem 21. 
April 1994 -, haben die bosnische 
Armee und die Miliz die Stadt 
noch nicht ausgeliefert, obwohl 
sie durch den letzten serbischen 
Vorstoß von den Bergen im Nord- 
osten abgeschnitten wurden. Sie 
kämpfen nun praktisch Haus um 
Haus. 


Auch wenn nur wenige zu registrie- 
ren scheinen, was wirklich passiert, 
werden die bosnischen Verteidiger 
als eine der größten und heldenhaf- 
testen Widerstandsbewegungen, die 
es jemals gegeben hat, in die Ge- 
schichte eingehen. 


Der Plan 
der Serben 


Der Plan der Serben ist einfach: 
Nach den Worten von Eve-Ann 
Prentice von der Londoner 
„Times“ - sie wurde übrigens im 
vergangenen Jahr aus dem Pres- 
se-Pool der UNO in Genf hinaus- 
geworfen, weil sie Material veröf- 
fentlicht hatte, das für den 


„Vermittler“ der Europäischen 
Gemeinschaft, David Owen, nicht 
schmeichelhaft war - „hört Gene- 
ral Mladic jetzt vielleicht damit 
auf, die Stadt zu beschießen, und 
überläßt der UNO unter dem 
Deckmantel, die Evakuierung 
der Belagerten zuzulassen, die 
Schmutzarbeit und läßt die Men- 
schen herausholen. Wenn das 
nicht funktioniert, schickt er seine 
Panzer vielleicht wieder ins Zen- 
trum von Gorazde.‘ Prentice ist 
der Meinung, daß die „von der 
UNO unterstützten Evakuierun- 
gen“ von Zepa und Srebrenica - 
den anderen Enklaven in Ostbos- 
nien, die von den Serben einge- 
schlossen sind - in naher Zukunft 
möglich sind. 


Gorazde ist für ein Großserbien 
strategisch wichtig: Es liegt neben 
der Strecke von Belgrad zum 
Meer und war der Knotenpunkt 
für die bosnische Gegenoffensive 
gegen die Serben in alle Richtun- 
gen. Es ist auch der Standort für 
eine große Waffenfabrik, die die 
Bosnier im ganzen östlichen Lan- 
desteil mit Waffen versorgt. 
Natürlich ist diese jetzt vernichtet. 


Da durch amerikanische „Inakti- 
on“ - wenn man das so nennen 
kann - die Serben ihr Spielzeug 
und ihre Spiele an die nächste 
Kampffront bringen konnten, sag- 
te ein euphorischer General Mani- 
lo Milovanovic, Führer der Rado- 
van-Karadzic-Streitkräfte in Bos- 
nien, der Presse am 19. April: 
„Wir haben beschlossen, unsere 
Kräfte zu konzentrieren und serbi- 
sches Territorium zwischen Brceko 
und Doboj zu verteidigen.“ Das 
ist eine schmale Stelle entlang 
dem Korridor um Breko an der 
Sava, die Serbien mit seinen er- 
oberten Gebieten in Westbosnien 
und Kroatien verbindet. 


Die Serben hätten 
gestoppt werden können 


Nun wissen Sie, was die Serben 
tun, und Sie wissen, was die Bos- 
nier tun, um die Serben zu stop- 
pen. Die Frage ist, warum wurde 
die serbische Offensive gegen Go- 
razde nicht gestoppt, als es für die 
Vereinigten Staaten ein Kinder- 
spiel gewesen wäre, dies zu tun? 


Am 10. und 11. April haben die 
Vereinigten Staaten - de facto ein- 
seitig - Bombenangriffe gegen 
serbische Positionen um Gorazde 
durchgeführt, ohne den Russen 
dies vorher zu sagen. Ein paar 


Panzer und ein Zelt wurden ge- 
troffen, doch nichtsdestotrotz wa- 
ren die Angriffe Vorboten für das, 
was noch kommen könnte. Für ei- 
nige Stunden haben die Serben ih- 
re Angriffe eingestellt. Am 12. 
April schrien die Russen Mord 
und Totschlag, aber sie taten 
nichts. Am 14. April wurden - 
kaum faßbar - zwei amerikanische 
Blackhawk-Helikopter unter per- 
fekten Sichtbedingungen über 
Kurdistan abgeschossen; die F- 
15C Piloten waren zuvor über die 
Helikopter-Bewegungen infor- 
miert worden. Zu dem Zeitpunkt 
befand sich der britische Verteidi- 
gungsminister Malcolm Rifkind 


ende vom 16. April - begann die 
amerikanische Regierung Er- 
klärungen dahin gehend abzuge- 
ben, daß es keine weiteren Luftan- 
griffe geben werde, daß die Verei- 
nigten Staaten sogar in Erwägung 
ziehen könnten, die wirtschaftli- 
chen Sanktionen gegen Serbien 
aufzuheben, daß in Zukunft die 
russische Zustimmung für jeden 
Schritt der USA eingeholt werde 
und so weiter. Der Rückzieher der 
Regierung war so erschreckend, 
daß im Kongreß der Tumult aus- 
brach. Wie die „Washington Post“ 
schrieb: „Indem er sich selbst als 
Schachfigur einer internationalen 
Maschine mit Eigenantrieb posi- 


Der UN-Sicherheitsrat duldet, daß vor den Augen der Weltöffentlich- 
keit auf dem Balkan Völkermord betrieben wird. 


im US-Verteidigungsministerium. 


Dieser Akt war eine unverhüllte 
Drohung gegen Präsident Clinton, 
die Luftangriffe gegen Serbien 
einzustellen, die von einem Ver- 
dächtigen ausging, „der die briti- 
sche Nationalflagge auf seinem 
nackten Hintern eintätowiert hat- 
te.“ Die Briten kontrollieren die 
UNO-Truppen in Bosnien. Die 
Operation der UNO wird von Ge- 
neral Michael Rose, einem briti- 
schen Kommandeur, angeführt. 
Seltsamerweise hat jemand zur 
gleichen Zeit über dem Irak das 
Unmögliche geschehen lassen. 
Das ist unmöglich, wenn die Re- 
geln befolgt werden. Deshalb 
muß jemand aus dem UNO-Kom- 
mando im Nordirak, das unter 
britischem Einfluß steht, dies ins- 
zeniert haben. Dann haben wir 
hier das gleiche britische Kom- 
mando, einschließlich Malcolm 
Rifkind, der die Vereinigten Staa- 
ten wegen ihrer Ausnutzung der 
Vormachtstellung in der Luft in 
Bosnien angreift. 

An diesem Punkt - dem Wochen- 


tioniert hat, hat Mr. Clinton auf 
das verzichtet, was die ernsten 
Bemühungen einer Großmacht, 
zu gewinnen, sein sollten“. 


Der UNO die 
Maske abgerissen 


Bei dem Treffen der Außenmini- 
ster der Europäischen Union in 
Luxemburg am 18. April, das mit 
dem „einstimmigen“ Beschluß 
endete, absolut nichts zu tun, sag- 
ten britische Diplomaten dem 
Korrespondenten des „Daily Te- 
legraph“: „Wir können das, was 
wir erreichen wollen, nicht mit 
roher Gewalt erreichen. Bei jeder 
Lösung des Problems von Goraz- 
de müssen die Russen mit einbe- 
zogen werden. Wir müssen bezüg- 
lich diplomatischer Bemühungen 
auf die Russen schauen, und wir 
müssen versuchen, von den Ame- 
rikanern mehr Geld für mehr 
UNO-Truppen zu bekommen.“ 
Die gleichen Vertreter fügten hin- 
zu, daß die Reaktion der Russen 
auf die Luftangriffe der Grund 


war, warum die Strategie so rasch 
wieder aufgegeben wurde. 


Ermutigt durch den süßen Geruch 
des Blutes gaben die Briten Un- 
profor und den Serben prompt 
grünes Licht dafür, in die nächste 
Phase in der vorübergehend 
steckengebliebenen Offensive zu 
gehen. Obwohl 150 Unprofor-Sol- 
daten und UNO-Vertreter, die 
nach den amerikanischen Luftan- 
griffen vom 11. April von bosni- 
schen Serben gekidnappt wurden, 
noch immer gefangengehalten 
werden, ging der Sprecher von 
General Rose mit der Bemerkung, 
es handele sich um eine „admini- 
strative Angelegenheit“, darüber 
hinweg. 


Am 14. April wurde das dänische 
Unprofor-Bataillon am Flughafen 
von Tuzla von serbischen Streit- 
kräften beschossen - eine Tatsa- 
che, die erst am 20. April und nur 
von der dänischen Zeitung „Jyl- 
lands Posten“ publik gemacht 
wurde. Die Dänen baten über 
Funk um Unterstützung. Sie wur- 
de ihnen vom UNO-Kommando 
verweigert. 


Am 19. April stürmten 150 serbi- 
sche Soldaten ein UNO-Waffen- 
depot nördlich Sarajevos und hol- 
ten sich 18 ihrer beschlagnahmten 
Luftabwehrwaffen zurück. UNO- 
Quellen sagten der „International 
Herald Tribune“, daß französische 
Soldaten, die das Depot bewach- 
ten, „zwar Widerstand leisten 
wollten“, doch sie hätten „den Be- 
fehl erhalten, sich zurückzuhal- 
ten“, 


Andere UNO-Quellen äußerten 
gegenüber der britischen Presse: 
„Es wurde beschlossen, nicht zu 
schießen, um ein Blutbad zu ver- 
meiden“! 


Ebenfalls am 19. April wurden 
UNO-Waffendepots in der Ge- 
gend von Baranja im besetzten 
Kroatien von Serben angegriffen, 
die sich ihre beschlagnahmten 
schweren Waffen wieder zurück- 
holten. Ein belgischer Unprofor- 
Sprecher meinte gelassen: „Ein 
paar Waffen sind aus ein paar De- 
pots geholt worden. ... Es geschah 
ohne Gewalt.“ Am 21. April hat- 
ten die Serben begonnen Pakrac 
zu beschießen. 


Nun tritt Lord David Owen mit 
seinem Kumpan Thorvald Stol- 
tenberg auf den Plan, der durch 
die diplomatischen Bemühungen 
der USA seit Monaten auf ein Ab- 
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stellgleis gedrängt wurde, obwohl 
Owen die „Financial Times‘ die 
ganze Zeit „mit dem Serbenführer 
Slobodan Milosevic in engem 
Kontakt gehalten hatte“. Als der 
russische Gesandte Vitali Churkin 
die serbische Hochburg Pale ver- 
ließ und unsinnig darüber mur- 
melte, wie gemein die Serben zu 
den Bosniern in Gorazde seien, 
trafen Owen und Stoltenberg ein - 
scheinbar, um Karadzic zu „be- 
schwichtigen“. 


Zum Zeitpunkt dieses Berichts 
befinden sie sich in Moskau - was 
streng geheimgehalten wird. Man 
weiß nur, daß Jelzin, nachdem er 
mit ihnen verhandelt hatte, sich zu 
einer Versammlung des russi- 
schen nationalen Sicherheitsrats 
begab - Owen tauchte auf und 
äußerte der Presse gegenüber et- 
was von „alle müssen aus dem 
gleichen Gesangbuch singen“ - 
und danach sagte, Rußland werde 
weitere US-Angriffe gegen die 
Serben ohne Zustimmung des 
UNO-Sicherheitsrats „nicht ak- 
zeptieren“. Er verlangte ein weite- 
res Gipfeltreffen zwischen Ruß- 
land, den Vereinigten Staaten und 
der Europäischen Union - mit an- 
deren Worten endlose Palaver, bis 
Bosnien tot und begraben ist und 
der Krieg in Kosovo und Mazedo- 
nien weitergehen kann. 


Am gleichen Tag, dem 20. April, 
brach das wöchentliche Treffen 
der NATO-Botschafter in Brüssel 
- scheinbar, um über die Luftan- 
griffe gegen die Serben zu „disku- 
tieren“ - im Chaos zusammen. 
Während britische Diplomaten 
nicht damit aufhörten, an die Ver- 
einigten Staaten zu appellieren, 
mehr Geld für Unprofor und die 
amerikanischen Bodentruppen 
rauszurücken - das britische Re- 
zept für das Chaos -, sagten NA- 
TO-Vertreter, daß Pläne für Luft- 
angriffe „mehrere Tage“ dauern 
würden, daß „mehr Treffen“ nötig 
seien und daß auf jeden Fall Ruß- 
land konsultiert werden müsse. 


Nicht jeder allerdings sieht zuver- 
sichtlich einem dritten Weltkrieg 
entgegen. Am 19. April schrieb 
Misha Glenny in der Londoner 
„Times“: „In diesen zehn Tagen 
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hat die Welt gebebt. Wenn der 
Konflikt auf dem Balkan weiter 
anhält, ist ein Krieg, der über die 
Grenzen des ehemaligen Jugosla- 
wien hinausgeht, äußerst wahr- 
scheinlich.“ 


In einem Interview mit dem Lon- 
doner „Observer“ vom 17. April 
sagte Warren Zimmermann, der 
ehemalige amerikanische Bot- 
schafter in Belgrad: „Was in Go- 
razde passiert, ist der wichtigste 
Test, den der Westen im ganzen 
bosnischen Krieg zu konfrontie- 
ren hatte. Werden wir klein beige- 
ben, oder werden wir tun, was wir 
immer hätten tun müssen: die 
Luftangriffe stufenweise verschär- 
fen, bis die Serben verstehen, daß 
wir es ernst meinen? Wenn wir zu 
einer Verschärfung nicht bereit 
sind, sagen wir der Welt damit, 
daß uns der Entschluß fehlt, die 
grundlegenden westlichen Werte 
zu verteidigen, selbst wenn sie auf 
die direkteste Art angegriffen 
werden.“ 

Und der frühere französische Mi- 
nister Jean-Frangois Deniau 
schrieb: „Es gibt mindestens ei- 
nen Mann, der weiß, wieviel Tote 
auf seinem Gewissen lasten: der 
amerikanische Verteidigungsmini- 
ster. Als er vor wenigen Tagen 
verkündete, daß Gorazde - ob- 
wohl ein ‘sicherer UNO-Zu- 
fluchtsort’ - nicht von den USA 
geschützt werden werde, war es 
genauso, als ob er selbst den Be- 
fehl für die serbische Offensive 
und den Beschuß der Stadt gege- 
ben hätte.“ 


Angriffe werden laut gegen die 
Existenz der UNO selbst, sogar 
aus normalerweise so gefügigen 
Ecken wie Dänemark, einschließ- 
lich des früheren Außenministers 
Elleman-Jensen, des neuen Chefs 
der konservativen Partei Däne- 
marks Hans Engell sowie Offizie- 
ren der dänischen Militärschule. 
Am 20. April berichteten das bel- 
gische und dänische Fernsehen 
dann von 200 belgischen Fall- 
schirmjägern, die die Nacht zuvor 
aus Kigali in Ruanda evakuiert 
worden waren. Die 200 stiegen 
aus dem Flugzeug, nahmen ihre 
blauen UNO-Helme aus den Ta- 
schen und zerschnitten sie vor den 
Kameras mit dem Messer. Ein 19 
Jahre alter Soldat weinte, als er 
von den Ereignissen in Kigali be- 
richtete. „Sie sollen mich vor das 
Kriegsgericht stellen. Aber ich 
werde diesen UNO-Helm nie wie- 
der tragen. Ich lehne es ab, mich 
an Völkermord zu beteiligen“, 
sagte er. 


USA 


Was ist aus 
Amerika 
geworden? 


Richard Blackburn Lanier 


Was ist aus dem Amerika geworden, in dem der Vater gearbeitet 
hat, die Mutter zu Hause bei den Kindern geblieben ist und die Mit- 
telklasse den „American dream“ erreichen konnte? 


Neulich habe ich das Haus in 
Maryland besucht, in dem ich 
aufgewachsen bin. Zwei kleine 
Kinder spielten im Hof unter den 
wachsamen Augen ihres Kinder- 
mädchens. Ich frage das Kinder- 
mädchen, wo die Eltern seien. 
Bei der Arbeit, sagte sie. Der Va- 
ter ist Wirtschaftsprüfer, die Mut- 
ter Anwältin. Das Kinder- 
mädchen sagte, sie komme von 
St. Lucia, einer Insel in der Kari- 
bik. 


Als ich das alles hier so beobach- 
tete, verspürte ich einen Anflug 
von Traurigkeit. Nicht weil ich 
mich wehmütig an längst vergan- 
gene, glückliche Tage erinnerte. 
Es war eine Traurigkeit verbun- 
den mit dem Wissen, daß meine 
beiden Schwestern und ich - alle 
Freiberufler um die Dreißig - zu- 
sammen nicht in der Lage wären, 
dieses Haus zu kaufen, in dem 
ich aufgewachsen bin. 


Die neuen 
Realitäten 


Als ich noch ein kleiner Junge 
war, arbeitete mein Vater jeden 
Tag, und meine Mutter war zu 
Hause, zog uns Kinder groß und 
führte den Haushalt. Das war da- 
mals in den sechziger Jahren 
nichts Ungewöhnliches. Wir wa- 
ren niemals reich, aber wir hatten 
auch nie finanzielle Probleme. 
Vater kam jeden Abend um fünf 
Uhr nach Hause, und die Familie 
nahm zusammen das Abendessen 
ein. Ein paar Mal im Jahr mach- 
ten wir in bescheidenem Rahmen 
Ferien. 


Was ist falsch an diesem Bild? 


Richard Blackburn Lanier, Ar- 
chitekt, analysiert, was aus dem 
„Amerikanischen Traum“ heute 
geworden ist. 


Scheinbar eine ganze Menge. Die 
Politiker unseres Landes fügen 
sich in „neue wirtschaftliche Rea- 
litäten“, als ob es sich um unver- 
meidliche Phänomene außerhalb 
des Bereichs menschlicher Ver- 
antwortung handeln würde, und 
scheinen eifrig darauf bedacht zu 
sein, diese Vision der Vergangen- 
heit als eine historische Aberrati- 
on abzutun und zu begraben. 


Im ganzen Land arbeiten die 
Menschen länger, nehmen Neben- 
jobs an und stehen ständig unter 
Streß, weil sie fürchten, ihren Ar- 
beitsplatz zu verlieren - wenn sie 
noch einen haben. Die Kinder se- 
hen ihre Eltern kaum noch, weil 
diese immer weg sind, um Geld 
zu verdienen, damit man zurecht- 
kommt. Die Kommentatoren spre- 


chen von „strukturellen Verände- 
rungen“ in der Wirtschaft, was be- 
deutet, daß die Rezession - ob- 
wohl zwar offiziell vorüber - nicht 
so recht enden will, wie das bei 
den anderen der Fall war. 


Von führenden Geschäftsleuten 
und Politikern werden solche 
Schlagworte wie „Freihandel“ 
und „Weltwirtschaft“ immer wie- 
der ins Rennen geworfen, und sie 
stellen die Amerikaner in Wettbe- 
werb zu ausländischen Arbeitern, 
die mit weit weniger auskommen 
können als wir. 


Ich habe eine Botschaft für diese 
Führer: Amerikaner können hart 
arbeiten. Doch sie können nicht 
von einem Dollar pro Tag leben. 
Ich stelle übrigens fest, daß dieje- 
nigen, die die Politik machen - vor 
allem Anwälte, die Kongreßabge- 
ordnete geworden sind -, und die 
Meinungsführer - Verleger und 
Fernsehnachrichtenmacher - nicht 
der Gefahr ausgesetzt sind, mit 
Mexikanern und Malaysiern kon- 
kurrieren zu müssen. 


Unterdessen wundere ich mich 
über vieles. Warum sollte Ameri- 
ka langsam, aber sicher auf die 
Stufe der ärmsten Länder der Welt 
absinken? Warum genau sollten 
wir länger arbeiten für weniger 
Geld als unsere Eltern? Warum 
sollte der Arbeitsplatz noch stres- 
siger werden, wo nur die Haie 
überleben? Und schließlich - 
wenn die Technologie so großar- 
tig ist - warum wurde vor dem 
Zweiten Weltkrieg alles aus so 
viel besserer Qualität gebaut als 
seither? Wo steht es geschrieben, 
daß die Dinge so sein sollten? 


Geschäft 
ist Geschäft 


Natürlich sind die Geschäftsinter- 
essen auf schnellen Profit ausge- 
richtet. Selbstverständlich will 
man die Kosten auf jede nur er- 
denkliche Art senken. Und die 
Führer zeigen weder den Verei- 
nigten Staaten noch irgendeinem 
anderen Land gegenüber Loya- 
lität. 


Doch es ist traditionell - die Auf- 
gabe unserer gewählten Volksver- 
treter, sich um die Bürger zu küm- 
mern, stimmt’s? Sie sollen als 
Puffer zwischen den herzlosen In- 
dustriellen und den gewöhnlichen 
Arbeitern wirken, die ihre Famili- 
en ernähren müssen, nicht wahr? 
Doch leider scheinen diese Volks- 


vertreter von den gleichen Geldin- 
teressen eingesetzt worden zu 
sein, die auch die verzweifelten 
Arbeiter ausbeuten. 


Auch wenn das Big business kei- 
ne Jobs exportieren konnte, so 
kann es doch Arbeiter importie- 
ren. Unter dem Schutz des senti- 
mentalen Hangs der Amerikaner 
zur Immigration spricht sich die 
Industrie laut und deutlich für of- 
fene Tore an den Landesgrenzen 
aus. Und solange die Bedingun- 
gen in Amerika besser sind als in 
den meisten verarmten Ländern 
der dritten Welt, werden immer 
mehr Menschen hierherkommen. 
Die Zeitungsente: „Sie machen 
nur die Jobs, die die Amerikaner 
sowieso nicht machen wollen“ ist 
immer wieder zu hören. Bei mei- 
ner Beratungstätigkeit im Gebiet 
von New York City komme ich 
mit den Chefs großer Enginee- 
ring-Firmen hier in Kontakt. Sie 
sagen mir unverfroren, daß sie lie- 
ber eingewanderte Akademiker 
einstellen, die für weitaus weniger 
Geld länger arbeiten, ohne sich 
dabei zu beklagen. 


Eins soll klar sein: Ich habe nichts 
gegen arme Ausländer, die versu- 
chen nach Amerika zu kommen. 
Ich würde an ihrer Stelle viel- 
leicht das gleiche tun. Und wir 
wissen auch alle, daß manche ver- 
suchen, die Immigranten als Sün- 
denböcke darzustellen. Doch an 
irgendeinem Punkt werden wir 
uns fragen müssen, wie viele 
Menschen wir aufnehmen kön- 
nen. Alle? Es sind Milliarden. In 
Amerika wohnen allein über 250 
Millionen Amerikaner, und das 
Land leidet bereits unter starken 
Umweltschäden, die Straßen, 
Parks und Klassenzimmer sind 
überfüllt und natürlich fehlen 
auch Wohnungen zu einem er- 
schwinglichen Preis. Jetzt schon. 


Die Prioritäten sind 
durcheinandergeraten 


Japan ist inzwischen sehr gut dar- 
in geworden, seinen eigenen Le- 
bensstandard zu bewahren. Soll- 
ten unsere eigenen Bemühungen 
sich nicht eher darauf konzentrie- 
ren, die Menschen in die Lage zu 
versetzen, in ihrem eigenen Land 
zu überleben und zu Wohlstand zu 
gelangen, anstatt sie mit zweifel- 
haftem Entgelt in unsere überfüll- 
ten Städte zu locken? 


Ich hätte jedenfalls nichts dage- 
gen, wenn mir jemand sagen 


könnte, was die Amerikaner tun 
sollten. Wir können doch nicht al- 
le Rechtsanwälte oder Wertpa- 
pierexperten werden, oder? 


Die Amerikaner brauchen angeb- 
lich eine bessere Ausbildung. 
Doch eine zunehmende Zahl von 
College-Absolventen findet sich 
heute in Jobs wieder, die über- 
haupt keinen College-Abschluß 
erfordern. Ich weiß, daß Burger 
King und McDonald’s Leute ein- 
stellen, doch tun sie das vielleicht 
nur wegen ihrer hohen Umsätze 
und nicht weil sie wirklich Millio- 
nen von Arbeitskräften brauchen? 


Die einfache Tatsache ist, daß die 
Amerikaner, die einst in gelernte 
und ungelernte Arbeitskräfte ein- 
geteilt waren, jetzt in zwei neue 
Klassen eingeteilt sind: diejeni- 
gen, die der Konkurrenz durch 
Ausländer ausgesetzt sind, und 
diejenigen, die nicht der Konkur- 
renz durch Ausländer ausgesetzt 
sind. Und es wird deutlich, daß 
die zweite Gruppe nur allzu bereit 
sein wird, die erste zu „verkau- 
fen“. 


Ich möchte darauf hinweisen, daß 
es meistens die erste Gruppe ist, 
die nützliche Dinge herstellt: Au- 
tos, Kleidung, Möbel, Haushalts- 
geräte und Lebensmittel. Die 
zweite Gruppe kommt mit Arbi- 
trage, Schrottpapieren, Aktienbe- 
zugsrechten und Steuergesetzen 
daher. 


Immer mehr 
Amerikaner leben von 
Lebensmittelmarken 


Ich bin nicht ganz sicher, zu wel- 
cher Art von Gesellschaft wir uns 
entwickeln werden, aber ich weiß, 
daß es nicht die Art von Gesell- 
schaft ist, die unsere Founding Fa- 
thers (Gründerväter) im Sinn ge- 
habt haben. Mit ihren zunehmen- 
den Ungleichheiten ist es eher die 
Art von Gesellschaft, gegen die 
sie eine Revolution veranstaltet 
haben. 


Während immer mehr Amerika- 
ner von Lebensmittelmarken le- 
ben, schießt der Umsatz von 
300 000-Dollar-Bentleys in die 
Höhe. Die Architekten, mit denen 
ich zusammenarbeite, überleben 
nur mit dem neuen Haufen an 
Multimillionären als Kunden. 


Für mich läuft das alles auf fol- 
gendes hinaus: Warum sind die 
Leute nicht wütend? Trotz der 


vielen heftigen Reaktionen bei 
Meinungsumfragen wird die 
Mehrheit der Mitglieder des Kon- 
gresses Jahr um Jahr wiederge- 
wählt. Die Geldverschwendung 
der Regierung ist legendär. Hun- 
derte von Milliarden gehen auf 
skandalöse Weise im Zusammen- 
hang mit Kreditdebakeln und weil 
man die Leute um ihre Ersparnis- 
se bringt, verloren. Die Aktien- 
märkte des Landes sind den Insi- 
de traders verpflichtet. Die Pen- 
sionskassen werden von reichen 
Financiers geplündert, so daß die 
Rentner nichts mehr zu essen ha- 
ben. 


Die Kinder, die heute aufwachsen 
- im Ghetto oder anderswo - ha- 
ben weniger Chancen als je zuvor, 
eine einträgliche oder gar eine 
sinnvolle Tätigkeit zu finden. Und 
wir ringen höchstens die Hände. 
Meinungsumfragen zeigten, daß 
selbst so eine schlüpfrige Affäre 
wie Whitewater kaum die Auf- 
merksamkeit einer Nation gewin- 
nen konnte, die von Tonya und 
Nancy gefesselt ist. 


Warum genau sind die Amerika- 
ner so selbstgefällig bei der Aus- 
sicht auf wirtschaftliche Sklav- 
erei? Die Massen siechen dahin 
und verlieren sogar den Boden 
unter den Füßen, während die 
oberen zwei Prozent ihren Reich- 
tum wahnsinnig vergrößert haben. 


Es ist nicht amerikanisch, Pop- 
corn zu mampfen, während raub- 
gierige Geldsäcke unser ganzes 
Finanzsystem ausplündern, nicht 
wahr? Es ist nicht amerikanisch, 
sich mit Pizza und Bier zurückzu- 
lehnen und sich seine Lieblings- 
fernsehsendung anzuschauen, 
während die Reichen immer rei- 
cher werden, oder? Es ist nicht 
amerikanisch, jede Chance, die 
Dinge in unserem Land zum Bes- 
seren zu wenden, zu vertun und 
statt dessen alles auf ein Los der 
Wochenlotterie zu setzen, oder? 
Es ist nicht amerikanisch, einfach 
aufzugeben. Oder? = 
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Hintergrund- 


Journal 


Clintons wehren 
sich gegen 
Hexenjagd _ 
mächtiger Kreise 


Auf einer öffentlichen Veranstal- 
tung in Rhode Island unternahm 
Präsident Bill Clinton am 9. Mai 
seinen bisher energischsten Ge- 
genangriff gegen die Versuche der 
um Großbritannien gruppierten 
Skandalschläger, das Präsidenten- 
amt zu unterminieren. „Ich denke, 
daß ich mehr Angriffen ausgesetzt 
bin als irgendein Präsident vor 
mir. ... Es gibt mächtige Kräfte in 
diesem Land, denen das Ergebnis 
der letzten Wahlen nicht gefällt. 
Jetzt versuchen sie, es rückgängig 
zu machen und so zu tun, als hät- 
ten die Wahlen nie stattgefunden. 
... Ich glaube, daß diese Politik 
des ständigen Ablenkens, Spaltens 
und Zerstörens Amerika schadet.“ 
Damit zielt Clinton unmißver- 
ständlich gegen George Bush, der 
1992 die Wahlen verlor. 


Hillary Clinton gab dem Maga- 
zin „Vanity Fair“ ein Exklusivin- 
terview, in dem sie beklagt, sie 
und ihr Ehemann seien Opfer ei- 
ner „Hexenjagd rechter Paranoi- 
ker“, deren „geheimes Haupt- 
quartier sich der Vernichtung Bill 
und Hillary Clintons widmet“. 
Liberale Journalisten verhielten 
sich dabei wie „Kampfhunde“ 
und „Lakaien‘“ der amerikani- 
schen Rechten. 


Am 6. Mai reichte Paula Corbin 
Jones eine Klage gegen Bill Clin- 
ton wegen „sexueller Belästi- 
gung“ ein. Sie wird von dem An- 
walt Cliff Jackson vertreten, der 
einen wütenden Rachefeldzug ge- 
gen Clinton führt, seit Clinton und 
er in den sechziger Jahren in Ox- 
ford studierten. Ihm werden Ver- 
bindungen zum britischen Ge- 
heimdienst nachgesagt. Ambrose 
Evans-Pritchard vom Londoner 
„Daily Telegraph“ prahlte, er ha- 
be sich mehrmals mit Jones unter- 
halten. 


Inzwischen spricht sogar eine der 
angeblich an Präsident Clintons 
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sexuellen Eskapaden beteiligten 
Frauen, Gennifer Flowers, von ei- 
ner konservativen Verschwörung 
gegen den Präsidenten. Sie sagte 
am 10. Mai gegenüber den New 
Yorker „Daily News“, ein hoher 
Funktionär der republikanischen 
Partei habe ihr kürzlich für weite- 
re Geschichten über sexuelle Af- 
fären mit Präsident Clinton 
50 000 Dollar und einen gut be- 
zahlten Arbeitsplatz angeboten. 
Dies habe sie verärgert zurückge- 
wiesen. Charlotte Brown, die 
Schwester von Paula Jones, sagte 
in einem Fernsehinterview, sie 
glaube nicht an eine „sexuelle 
Belästigung“. Ihre Schwester sei 
in Wirklichkeit an „Geld“ interes- 
siert. 


Parallel zum Fall Jones arbeiten 
die britischen Medien an einem 
weiteren „Skandal“ über eine an- 
gebliche Verbindung Clintons zu 
der Wertpapierhändlerfirma Lasa- 
ter & Co. in Little Rock, Arkan- 
sas. Auch diese neueste Skandal- 
variante ging von Evans-Pritchard 
von der Hollinger Corporation 
aus, der Stephen Love, einen ehe- 
maligen Beschäftigten von Lasa- 
ter & Co., interviewte. Gegen 
Love wird gegenwärtig wegen an- 
derer Betrügereien ermittelt. So- 
wohl der Londoner „Economist“ 
als auch Lord William Rees- 
Mosg von der Londoner „Times“ 
griffen Evans-Pritchards Love- 
Story auf. mi 


Das US-Außen- 
ministerium 
und das 
Bevölkerungs- 
wachstum 


In den vergangenen Jahren gab es 
beachtliche Kontroversen über das 
1974 vom damaligen US-Außen- 
minister Henry Kissinger unter- 
zeichnete, früher geheime Memo- 
randum zur Nationalen Sicherheit 
200-(NSSM 200). In NSSM 200 
wurde behauptet, das Bevölke- 
rungswachstum in den Entwick- 
lungsländern sei eine große Be- 
drohung für die Sicherheit der 
Vereinigten Staaten. Angesichts 
der für September 1994 geplanten 
„Entvölkerungs“-Konferenz der 
Vereinten Nationen haben jetzt 
Beamte des US-Außenministeri- 
ums, des Pentagon und anderer 
Behörden der US-Regierung die- 
se strategische Perspektive auf 
den neuesten Stand gebracht. 

Im Oktober 1993 wies das 


Außenministerium in einem Fern- 
schreiben alle diplomatischen 
Vertretungen der Vereinigten 
Staaten an, „sich an den Vorberei- 
tungen für die Internationale Kon- 
ferenz über Bevölkerung und Ent- 
wicklung (ICPD), die im Septem- 
ber 1994 in Kairo stattfinden 
wird, zu beteiligen ... [und] einen 
Beamten für Aktivitäten in Bevöl- 
kerungsfragen einzuteilen, der re- 
gelmäßig über die politischen 
Entwicklungen berichtet. ... Als 
Teil dieses neuen außenpoliti- 
schen Schwerpunkts auf globalen 
Fragen räumt die Regierung Clin- 
ton der erneuten Führungsrolle 
der USA in der internationalen 
Bevölkerungspolitik hohe Prio- 
rität ein.“ 


In dem Dokument des US-Außen- 
ministeriums für die jüngsten 
Treffen des Vorbereitungsaus- 
schusses für die Kairoer Konfe- 
renz heißt es: „Für die USA 
gehören Familienplanung und ... 
die Möglichkeit sicherer Abtrei- 
bungen ... zu den obersten Prio- 
ritäten. [Das] Ministerium 
möchte unterstreichen, daß die 
Regierung Clinton die Internatio- 
nale Bevölkerungspolitik als ein 
wichtiges Thema der Außenpoli- 
tik betrachtet. Deshalb werden di- 
plomatische Interventionen auf 
hoher Ebene erforderlich sein, um 
die politischen Interessen der 
USA zu fördern.“ 


Der frühere Senator aus Colorado 
Timothy E. Wirth wurde zum 
„Staatssekretär für globale Ange- 
legenheiten“ ernannt, der für 
„weltweite Programme für Men- 
schenrechte, Umwelt, Bevölke- 
rungskontrolle und Drogen- 
bekämpfung“ zuständig ist. Er 
wird neben Vizepräsident Albert 
Gore die Delegation der US-Re- 
gierung nach Kairo leiten. Wirth 
hatte früher enge Verbindungen 
zu Michael Milken, dem vorbe- 
straften „König der Müllanleihen“ 
der zusammengebrochenen In- 
vestmentfirma Drexel, Burnham, 
Lambert. 


Parallel wurde vom Pentagon ein 
Apparat für malthusianische Poli- 
tik unter der Unterstaatssekretärin 
für Umweltsicherheit im Verteidi- 
gungsministerium Shelley Was- 
serman Gordon aufgebaut. Ihre 
Dienststelle wird in Bevölke- 
rungsfragen von dem fanatischen 
britischen Malthusianer Dr. Nor- 
man Myers von der Universität 
Oxford beraten, der auch das 
Weiße Haus und das Außenmini- 
sterium berät. 


Der Führer von 
„Peace Now“ 
sieht Komplott 
gegen Rabin 


Der israelische Führer von „Peace 
Now“, Abie Nathan, schrieb in ei- 
nem Brief an die „New York Ti- 
mes“, er habe bei einem Besuch 
in den Vereinigten Staaten festge- 
stellt, daß einige amerikanische 
Juden nicht nur gegen Israels 
Friedensvereinbarungen mit der 
Palästinensischen Befreiungsorga- 
nisation und eine künftige Eini- 
gung mit Syrien seien, sondern 
daß sie auch versuchen würden, 
die israelische Regierung von 
Yitzhak Rabin zu stürzen, um die 
Vereinbarungen kaputtzumachen. 


„Ich war schockiert und bestürzt, 
jüdische Stimmen in den Verei- 
nigten Staaten zu hören - auch 
wenn ich glaube, daß es sich da- 
bei um eine Minderheit handelt -, 
die den Sturz der derzeitigen isra- 
elischen Regierung verlangen“, 
schrieb er. „Solchen Stimmen sa- 
ge ich: Achtung! Wir haben für 
ein demokratisches Regierungssy- 
stem in Israel einen hohen Preis 
gezahlt. Wir werden niemals zu- 
lassen, daß Ihr unser Recht, zu re- 
gieren und von denen regiert zu 
werden, die wir - als diejenigen, 
die in Israel leben - für richtig hal- 
ten, gefährden lassen, und wir 
werden niemanden tolerieren, der 
dies tut. Es gibt nur einen Weg, 
Regierungen zu wechseln, und der 
führt über die Wahlurne. Kommt 
nach Israel, teilt die Verantwor- 
tung, das Land zu verteidigen, 
und nutzt Euer Recht, für einen 
Wechsel zu stimmen. ... Wir Israe- 
lis brauchen und begrüßen Euer 
Engagement, und wir können 
noch viel von Euch lernen. Doch 
wir, die wir in Israel leben, haben 
ein Recht darauf zu entscheiden, 
wer uns regieren soll.“ 


Katholische 
Bischöfe gegen 
die Kairoer 
Konferenz 


Eine grundlegende Erklärung ge- 
gen die malthusianische Perspek- 
tive der Kairoer Konferenz gab 
die lateinamerikanische Bischofs- 
konferenz (CELAM) der katholi- 
schen Kirche ab. Sie schickte Mit- 
te März einen Brief an die Leite- 
rin des UN-Bervölkerungsfonds 


(UNFPA) und Generalsekretärin 
der Kairoer Konferenz Nafis Sa- 
dik, in dem sie die politischen Do- 
kumente der Kairoer Konferenz 
verurteilt, wie sie eine „markante 
Mißachtung für das grundlegend- 
ste Menschenrecht zeigen: das 
Recht auf Leben. ... Diese Doku- 
mente enthüllen die unbestreitbare 
Absicht, - in weltweitem Maßstab 
- jedes denkbare Mittel bekannt- 
zumachen, zu propagieren, einzu- 
führen und aufzuzwingen, um das 
Bevölkerungswachstum zu be- 
schränken. Im Namen der „trag- 
baren Entwicklung werden be- 
achtliche Summen für Kampa- 
gnen bereitgestellt, wodurch die 
Weltbevölkerung stabilisiert wer- 
den ‘muß’. ... Der Mensch wird 
zunehmend als eine von vielen 
Waren hingestellt, die Quoten und 
sogar Selektionskriterien unter- 
worfen sind.“ 


Der Brief der CELAM geht den 
„falschen Annahmen“ des Mal- 
thusianismus auf den Grund: „Die 
Erde sei “überbevölkert’, ihre 
Ressourcen ‘begrenzt’ und ihre 
‘Tragfähigkeit’ überschritten. Wir 
glauben, eine minimale Ernsthaf- 
tigkeit verlangt, daß die wissen- 
schaftlichen Arbeiten, die diesen 
Pseudobeweisen widersprechen, 
berücksichtigt werden. Diese Be- 
griffe oder Annahmen sind alle 
relativ. Auf der einen Seite bezie- 
hen sie sich auf die Fähigkeit des 
Menschen, seine Versorgungspro- 
bleme zu lösen, und auf der ande- 
ren Seite auf sein Genie, mit dem 
er die Elemente der Erde in 
Reichtümer verwandelt. Wind, Öl, 
Titan, Sand, Sonne und andere 
Elemente wurden durch mensch- 
liche Eingriffe umgewandelt. An- 
gesichts der wahren demographi- 
schen Probleme gibt es zwei 
Möglichkeiten: drastische Gebur- 
tenkontrolle oder ‘wirtschaftliche 
Entwicklung und sozialen Fort- 
schritt in Solidarität’. Bei letzte- 
rem ist das Ziel, die Produktion in 
dem Maße zu steigern, wie die 
Bevölkerung wächst, und den 
neuen Reichtum gleichmäßig un- 
ter der Weltbevölkerung zu vertei- 
len. Einfach ausgedrückt: Die 
Idee ist, die Nahrungsmittel zu 
vermehren und besser zu vertei- 
len, anstatt die Zahl der Konsu- 
menten zu reduzieren.“ 


Dann kommt die CELAM auf den 
entscheidenden Punkt zu spre- 
chen, der nur selten öffentlich 
diskutiert wird: Diese Offensive 
gegen die Bevölkerung erfolgt zu 
einer Zeit, in der die „Fruchtbar- 
keitsraten unserer Länder fast 


überall zurückgehen und die Be- 
völkerung - wenn man die Kin- 
dersterblichkeit und die Lebenser- 
wartung nach einem Lebensjahr 
berücksichtigt - altert und sich nur 
mit Schwierigkeiten erneuern 
kann. Die Lage in Ländern wie 
Bolivien, Kolumbien, der Domi- 
nikanischen Republik, Honduras, 
Brasilien und Mexiko sind beson- 
ders besorgniserregend, und der 
Prozentsatz der sterilisierten Frau- 
en, besonders unter den Armen, 
alarmierend. ... Jeder Mann und 
jede Frau haben das unveräußerli- 
che Recht auf körperliche Unver- 
sehrtheit, und es ist die Pflicht der 
Gesetzgeber jedes Landes, dieses 
Recht gegen jeden zu verteidigen, 
der es verletzen will, einschließ- 
lich internationaler Einrichtungen, 
staatlicher und bilateraler Hilfsor- 
ganisationen und Nichtregie- 
rungsorganisationen. ... Wir Kön- 
nen genausowenig die Verletzung 
der Rechte unserer Staaten zulas- 
sen, um so weniger, als diese Ver- 
letzung das Werk ausländischer 
Behörden ist. ... Wir können daher 
angesichts dieser Tatsachen nicht 
schweigen, erst recht nicht, wenn 
wir erfahren, daß Kredite an unse- 
re Nationen manchmal an die Be- 
dingung geknüpft werden, daß die 
Staaten, die diese “Wohltat’ emp- 
fangen, Programme zur Bevölke- 
rungskontrolle hinnehmen.“ Die 
CELAM warnt vor Programmen, 
die als Teil einer generellen Stra- 
tegie des „Verhütungsimperialis- 
mus“ gegenüber den Entwick- 
lungsländern „von angesehenen 
internationalen Banken und über 
die International Planned Parent- 
hood finanziert werden“. Sie 
schließt ihren Brief, indem sie 
Pläne „von Institutionen und 
Mächten“ verurteilt, „die uns 
fremd sind und die uns in einen 
demographischen Winter stoßen 
wollen, der in vielen reichen Län- 
dern schon begonnen hat“. 

D 


Die Vertuschung 
des Anschlags 
von Lockerbie 


Mehr als fünf Jahre nach dem 
Bombenanschlag auf den PanAm- 
Flug 103 über dem schottischen 
Lockerbie werden die terroristi- 
schen Täter und ihre Unterstützer 
immer noch durch eine monu- 
mentale Vertuschung geschützt. 
Verschiedene Agenturen der briti- 
schen und der amerikanischen Re- 
gierung sind weiter entschlossen, 
das Bekanntwerden der wahren 
Verantwortlichen für den An- 


schlag zu verhindern, während die 
offizielle anglo-amerikanische Li- 
nie, nach der Libyen verantwort- 
lich sein soll, zunehmend an 
Glaubwürdigkeit verliert. Es häu- 
fen sich Hinweise, daß eine 
Fraktion der amerikanischen Ge- 
heimdienste um Oliver Norths 
Iran-contra-Apparat in Zusam- 
menarbeit mit Elementen des sy- 
rischen Geheimdienstes und 
Rauschgifthändlern Umstände 
schuf, wodurch der Anschlag 
möglich wurde. 


Wie wir schon berichteten, steht 
vieles darüber in dem Buch „Trail 
ofthe Octopus“ des britischen Au- 
tors Donald Goddard. Es beruht 
auf Berichten Lester Colemans, 
der früher für die Defense Intelli- 
gence Agency (DIA) arbeitete und 
Zugang zu sensitiven Informatio- 
nen über die Netzwerke von Terro- 
risten und Drogenhändlern im 
Nahen Osten hatte. Colemans Be- 
richte stimmen mit den Feststellun- 
gen des israelischen Ermittlers J 
uval Aviv und des PanAm-An- 
walts James O’Shaughnessy voll- 
kommen überein. 


Coleman war Opfer einer viel- 
schichtigen Hexenjagd mehrerer 
US-Behörden und mußte nach 
Schweden fliehen, um einer Straf- 
verfolgung wegen „Paßfälschung“ 
aus dem Weg zu gehen. Nur weni- 
ge Tage vor Erscheinen des Bu- 
ches in Großbritannien wurde 
Goddard am 22. September 1993 
in New York wegen Meineids an- 
geklagt. Colemans Bericht und 
den sie stützenden Hinweisen zu- 
folge ist bekannt, daß mehrere 
Agenten der amerikanischen 
Nachrichtendienste dazu einge- 
setzt wurden, Colemans, Avivs 
und O’Shaughnessys Darstellung 
dessen, was wirklich mit der 
PanAm 103 geschah, zu diskredi- 
tieren. Ihr unmittelbares Ziel sei, 
die Ausstrahlung eines Films des 
französischen Regisseurs Alan 
Francovitch in Europa zu verhin- 
dern. Der Film konzentriert sich 
auf die „syrische Spur“ des 
Lockerbie-Anschlags. In den 
USA wurde ein Netzwerk mit 
dem Regierungsapparat verbunde- 
ner Journalisten aktiviert, um die 
Vertuschung fortzusetzen: 


Christopher Byron, der vor kur- 
zem vom Magazin „New York“ 
entlassen wurde, hat Verbindungen 
zur Drogenbekämpfungsbehörde 
(DEA) und zur Steuerfahndung 
(IRS). Er hängt mit den Kreisen 
des New Yorker Bankiers John 
Train zusammen. 


Stephen Emerson, früher Sonder- 
berichterstatter für CNN. Emerson 
ist auf Schmutzarbeiten zum 
Schutz heimlicher Aktivitäten der 
US-Regierung spezialisiert, nicht 
nur in bezug auf Lockerbie, son- 
dern auch im Fall der October 
Surprise, bei der es um amerika- 
nische Waffenverkäufe an den 
Iran ging, die 1980-81 vom Über- 
gangsteam der Regierung Reagan 
und Bush ausgehandelt wurden. 


Linda Mack, früher beim Londo- 
ner Büro von „ABC News“. Cole- 
man zufolge ist Mack „dafür be- 
kannt, sich fälschlich als An- 
gehörige eines an Bord des Fluges 
103 getöteten Passagiers ausgege- 
ben zu haben“. Frau Mack ist ein 
„agent provocateur“. 


Vincent Cannistraro, der von hoch- 
rangigen nachrichtendienstlichen 
Quellen verdächtigt wird, nicht nur 
an der Vertuschung im Fall 
Lockerbie beteiligt zu sein, son- 
dern auch 1986 Desinformation 
und falsche Spuren im Falle der 
Ermordung des schwedischen Mi- 
nisterpräsidenten Olof Palme ver- 
breitet zu haben. Cannistraro arbei- 
tete angeblich mit dem Doppel- 
agenten Aldrich Ames zusammen, 
als dieser in der Zeit von 1986 bis 
1989 in Rom stationiert war. 


Unsere Quellen berichten über ei- 
nen intensiven Kampf um Locker- 
bie am zweiten Berufungsgericht 
in New York City. Wenn dort die 
Berufung der PanAm doch zuge- 
lassen wird, werden Anwälte der 
PanAm die Möglichkeit bekom- 
men, das Material von Coleman, 
Aviv und O’Shaughnessy vorzule- 
gen und die „libysche Spur“ zu 
widerlegen. 
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Katharine Graham 


Katharine Graham, Vorsitzende des Exekutivausschusses der „Wa- 
shington Post“, hielt die folgende Rede anläßlich der Jahresver- 
sammlung der Trilateralen Kommission in Tokio am 9. April 1994. 
Es ist eine knappe und unserer Meinung nach korrekte Beurteilung 
von US-Präsident Bill Clinton und seiner Politik. Die Tatsache, daß 
eine so einflußreiche Amerikanerin wie Miss Graham diese Infor- 
mationen einer internationalen Eliteorganisation liefert, macht dies 
um so bedeutungsvoller für die Leser von CODE. 


Guten Tag! Es ist mir eine Ehre, 
vor dieser bemerkenswerten 
Gruppe zu sprechen, doch ich 
muß gestehen: Als Paul Volcker 
mich bat, über die Veränderungen 
in Washington seit dem Amtsan- 
tritt der Regierung Clinton zu 
sprechen, wollte ich dies eigent- 
lich gar nicht tun. Ich gehöre we- 
der zu den Weisen, noch bin ich 
eine politische Reporterin, und 
ich bin auch kein Experte für in- 
nenpolitische, geschweige denn 
außenpolitische Angelegenheiten. 


Die Amerikaner 
wollten Veränderung 


Doch ich habe einige unserer be- 
sten politischen Beobachter um 
ihre Meinung gefragt. Ich hatte ei- 
nige recht lange Unterhaltungen 
mit Präsident Clinton seit seiner 
Wahl, doch ich möchte deshalb 
nicht behaupten, ihn gut zu ken- 
nen. Ich besitze den Themen ge- 
genüber eine gewisse Objektivität 
- und natürlich habe ich lange in 
Washington gelebt. Ich könnte 
fast aus erster Hand beschreiben, 
wie Bill Clinton sich von Abra- 
ham Lincoln unterscheidet. Doch 
lassen Sie mich nun zum Thema 
kommen. 


Heute möchte ich darüber spre- 
chen, wie sich die Regierung 
Clinton von der Regierung Ro- 
nald Reagan und besonders von 
der George Bush unterscheidet. 
Ich werde darüber sprechen, wie 
die stattfindenden Änderungen 
meiner Meinung nach die Rolle 
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der Vereinigten Staaten in der 
Welt beeinflussen, und ich werde 
zum Schluß ein paar Dinge er- 
wähnen, die sich nicht geändert 
haben, und mit einem Kommentar 
über Whitewater abschließen. 


Das amerikanische Volk hat Geor- 
ge Bush als den letzten Präsidenten 
des Kalten Krieges anerkannt und 
geschätzt. Doch nachdem die Berli- 
ner Mauer 1989 fiel und der Coup 
der Kommunisten des harten Kur- 
ses gegen Gorbatschow 1991 schei- 
terte, wußten die Amerikaner, daß 
der Kalte Krieg vorüber ist. 


Unsere Beschäftigung mit auslän- 
dischen Angelegenheiten - und 
die permanente Sorge um die 
Konfrontation der Supermächte - 
wich innenpolitischen Problemen, 
besonders der Sorge um die Ar- 
beitsplätze und die Wirtschaft, die 
in der Regierungszeit George 
Bush zurückgetreten waren. Die 
Amerikaner wollten Veränderung, 
eine neue Agenda und einen neu- 
en Führer. 


Schließlich fanden sie Bill Clin- 
ton. Das ist ein wichtiger Punkt: 
Die meisten Amerikaner haben 
Bill Clinton nicht sofort als die 
beherrschende Figur oder als ei- 
nen natürlichen Führer - einen Ei- 
senhower, Franklin Roosevelt 
oder gar einen John F. Kennedy - 
begrüßt. Viele Wähler kamen 
langsam zu Clinton und mit ech- 
ten Fragen über seinen Charakter 
und seine Erfahrungen. 


Doch Clinton versprach, neue 


Wege einzuschlagen - und er 
sprach die Menschen, die sich um 
ihre Arbeitsplätze und ihre Zu- 
kunft Sorgen machten, auf emo- 
tionaler Ebene an. Nach einer har- 
ten Kampagne und einer Wahl, 
bei der er weniger als die Hälfte 
der abgegebenen Stimmen erhielt, 
trat Clinton als ein Agent und 
Symbol der Veränderung sein 
Amt an. In seiner Antrittsrede 
kam das Wort „Veränderung“ al- 
lein elfmal vor. Es besteht kein 
Zweifel daran: Clinton unterschei- 
det sich auf verschiedene grundle- 
gende Weise von seinen Vorgän- 
gern. 


Die Clintons 
sind ein Team 


Zunächst stellte Clinton eine Ver- 
änderung vom Generationen- 
standpunkt dar: Er ist jung, erst 47 
Jahre alt. Er verfügt über keine 
Erfahrungen aus der Zeit der 
Großen Depression. Er ist erst 
nach dem Zweiten Weltkrieg ge- 
boren. Der Unterschied zwischen 
Bush, einem Helden des Zweiten 
Weltkriegs, und Clinton, einem 
Demonstranten gegen den Viet- 
nam-Krieg, könnte nicht größer 
sein. 


Andererseits ist Clinton der erste 
amerikanische Präsident, der im 
Zeitalter des Fernsehens und 
Computer aufgewachsen ist, und 
der erste, der durch die sexuelle, 
feministische und die Bürger- 
rechtsrevolution geformt wurde. 
Er ist auch der erste Präsident seit 
John F. Kennedy, der länger als 
zwei Jahre in Übersee gelebt hat. 


Eine zweite, fundamentale Verän- 
derung, die Clinton ins Weiße 
Haus brachte, ist Hillary. Die 
Clintons sind in jeder Hinsicht ein 
Team. Wenn man Bill Clinton 
wählt, bekommt man beide - ohne 
Entschuldigungen oder Ausflüch- 
te. Hillary ist hartnäckig und 
überzeugend - hinsichtlich Men- 
schen, hinsichtlich der Politik und 
der politischen Strategie. Sie hat 
wirkliche Macht. Sie entscheidet, 
wo sie sich engagiert und in wel- 
chem Umfang. Das Thema der 
Gesundheitsfürsorge ist ihr Ver- 
antwortungsbereich. Doch anders 
als der Präsident - und der Rest 
des offiziellen Washington - ist 
Hillary offiziell niemandem Re- 
chenschaft schuldig. Das beunru- 
higt mich, obwohl ich sie bewun- 
dere. 


Die dritte Veränderung, die durch 


Clinton kam, ist die wichtigste: 
Präsident Clinton glaubt, daß eine 
aktive Regierung die wirtschaftli- 
chen und sozialen Probleme des 
Landes lösen kann. 


Reagans Ziel war es, die Rolle der 
Regierung zu schmälern. Bush 
konnte sich nie vorstellen, wie die 
Regierung an innenpolitischen 
Problemen etwas ändern könnte. 
Sein Stabschef sagte einmal, der 
Kongreß könnte genausogut zwei 
Jahre lang nach Hause gehen, 
denn Bush habe keine wichtigen 
Gesetzesinitiativen, denen sie sich 
widmen müßten. 


Die Regierung hat etwas 
Evangelisches an sich 


Clinton dagegen glaubt - leiden- 
schaftlich -, daß die Regierung 
helfen kann, die innerpolitischen 
Probleme des Landes zu lösen. 
Man konzentriert sich nun auf 
diese innenpolitischen Themen. 
Und da sowohl das Weiße Haus 
als auch der Kongreß jetzt von 
den Demokraten kontrolliert wird, 
findet nun eine Diskussion über 
eine Unmenge innenpolitischer 
Themen statt, die unter den Repu- 
blikanern keinerlei Chance auf 
Lösung hatten. 


Ein Regierungsbeamter meinte, 
die Debatte in Washington habe 
sich von „ob“ nach „wie“ ver- 
schoben - und das ist eine unge- 
heure Veränderung. 


Die Clintons kamen in Washing- 
ton mit einer so intensiven Agen- 
da an, daß man von einer wahren 
Mission sprechen kann. Ich finde, 
ihre Regierung hat nahezu etwas 
Evangelisches an sich. 


Um diese Tagesordnung auf ihren 
einfachsten Nenner zu bringen: 
Clinton will eine gute Ausbildung, 
gute Arbeitsplätze und eine gute 
Gesundheitsfürsorge für alle Ame- 
rikaner und ein liberaleres gesell- 
schaftliches Umfeld. Um dies zu 
verwirklichen, sind Maßnahmen 
an drei Fronten erforderlich. 


Zunächst einmal stießen Clintons 
ehrgeizige Pläne auf die harten 
wirtschaftlichen Realitäten. Die 
Steuerpolitik der Reagan- und 
Bush-Zeit hatte die Regierung in 
eine ernste Notlage gebracht. 
Clintons oberste Priorität mußte 
es sein, die Wirtschaft des Landes 
wieder in Ordnung zu bringen, 
wobei er mit dem Defizit im Bun- 
deshaushalt anfangen mußte. 


US-Präsident Bill Clinton und sei- 
ne Regierung steht im Kreuzfeuer 
der Kritik. Wird er Erfolg haben, 
oder muß er zurücktreten? 


Für sein wichtiges Defizitreduzie- 
rungs-Programm verdient Clinton 
hohe Anerkennung. Auch wenn 
es nicht so viel war, wie er wollte 
- und das Defizit wird 1996 ver- 
mutlich wieder steigen -, wird 
dies das erste Mal seit Truman 
sein, daß die USA drei Jahre lang 
hintereinander Defizitsenkungen 
haben werden. 


Außerdem profitiert Clinton von 
einem generellen Aufschwung in 
der Wirtschaft, steigenden Be- 
schäftigungszahlen und den Divi- 
denden aus den massiven Um- 
strukturierungs- und Verkleine- 
rungsmaßnahmen der letzten 
Jahre, die jetzt geerntet werden 
können. Und Clinton hat im all- 
gemeinen das Geschäftsleben un- 
terstützt. 


Das Endergebnis ist ein solideres 
Fundament, auf dem die Regie- 
rung aufbauen kann, und Glaub- 
würdigkeit für Clinton auf den in- 
ländischen und internationalen Fi- 


nanzmärkten - zumindest bis in 
den letzten Wochen, als das Ver- 
trauen wieder untergraben wurde. 


Clinton 
ist Pragmatiker 


Die zweite Front, an der Clinton 
tätig wird, ist die Sozialpolitik 
und die sozialpolitischen Pro- 
gramme. Hier sind Clintons Ziele 
ungeheuer groß - zumindest ver- 
gleichbar mit Lyndon Johnsons 
„Great Society“. Und seine 
Kenntnis der Themen ist - bis ins 
kleinste Detail - ungeheuerlich. 
Clinton ist sehr klug. 


Das wichtigste Thema ist die Ge- 
sundheitsfürsorge, die die Clin- 
tons an die erste Stelle der innen- 
politischen Tagesordnung gesetzt 
haben. Man muß sagen, daß Hil- 
lary Clintons Gesundheitsfürsor- 
ge-Team, das die Pläne der Regie- 
rung formulieren sollte, ein Fehl- 
schlag war. Fünfhundert Leute 
haben ein Jahr lang an einem Do- 
kument gearbeitet, das unverdau- 
lich ist. Nur wenige Amerikaner 
verstehen den Clinton-Plan und 
was er für sie bewirken würde, 
und die Unterstützung des Plans 


durch die Öffentlichkeit schwin- 
det immer mehr. Doch Clinton 
hat die Parameter für die Debatte 
festgelegt, und eine gewisse Form 
der Gesundheitsfürsorge wird 
wahrscheinlich durchkommen, 
weil die Öffentlichkeit Maßnah- 
men zu diesem Thema erwartet 
und auch haben will. Ob es ihm 
gelingen wird, seine Pläne durch 
den Kongreß zu bekommen, wird 
ein erster Test für seine Präsident- 
schaft sein. 


Doch die Gesundheitsfürsorge ist 
nur eines von vielen Problemen, 
die die Clintons in Angriff neh- 
men wollen. Sie haben sich auch 
eine Reform der Sozialhilfepro- 
gramme vorgenommen, denen 
sich vielleicht Hillary widmen 
wird. Ein Gesetzentwurf über die 
Ausbildung wurde bereits verab- 
schiedet. Schulungsprogramme 
werden derzeit ausgearbeitet. Auch 
der Wehrdienst ist ein weiterer 
Punkt auf der Clinton-Agenda. 


All diese Gesetzesinitiativen 
stecken noch in den Kinderschu- 
hen. Wegen der finanziellen 
Zwänge wird der größte Teil von 
Clintons Agenda als Pilotpro- 
gramme vorgestellt, die später er- 


weitert werden, sobald finanziel- 
le Mittel zur Verfügung stehen - 
und wenn sich die Programme als 
erfolgreich erweisen. Clinton ist 
Pragmatiker. Wenn ein Programm 
nicht funktioniert, wird er zu ei- 
nem anderen übergehen. Er hat 
einmal gesagt, wenn er stolpere, 
dann nur, weil er vorwärts gehe. 


Die dritte Front, die Clinton an- 
greift, ist das soziale Umfeld im 
Land. Hier möchte er zwölf Jahre 
republikanischen Konservatismus 
beheben. 


Konsequent bei der 
Verbrechensbekämpfung 


Das Thema von Homosexuellen 
in der Armee hat sich als explosiv 
erwiesen und die Regierung in 
den ersten Monaten in Aufruhr 
gestürzt. Andererseits hat sie 
beim Abtreibungsrecht und bei 
der Embryonenforschung Gewin- 
ne erzielt. Es wurde das erste 
Waffenkontrollgesetz seit fünf- 
zehn Jahren verabschiedet - und 
Clinton will mehr Frauen und 
Minderheiten in Ämtern in Regie- 
rung und bei den Gerichten se- 
hen. 


Gleichzeitig beschäftigt er sich 
auch mit einem traditionellen re- 
publikanischen Thema: der Ver- 
brechensbekämpfung. Dieses 
Thema steht bei den Sorgen der 
Bevölkerung an oberster Stelle. 
Der Präsident ist entschlossen, 
daß „niemand beim Thema Ver- 
brechen härter sein wird“ als er. 
Er unterstützt die Todesstrafe so- 
wie einen umstrittenen Gesetzent- 
wurf, der vorsieht, daß jemand le- 
benslänglich ins Gefängnis muß, 
wenn er drei Gewaltverbrechen 
begangen hat. Der Kongreß wird 
in diesem Jahr ein umfangreiches 
Gesetzespaket zu diesem Thema 
verabschieden. 


Clintons Bereitschaft, kritische 
Themen anzugehen, und sein Er- 
folg an der Wirtschaftsfront ha- 
ben eine große Veränderung in 
der öffentlichen Meinung hervor- 
gerufen. 


Zum ersten Mal zeigten Mei- 
nungsumfragen, daß die Ameri- 
kaner glauben, daß die Demokra- 
ten das Land besser regieren kön- 
nen als die Republikaner, daß sie 
die Wirtschaft besser im Griff ha- 
ben, daß sie das Defizit reduzie- 
ren, die Verbrechen besser 
bekämpfen und die Mittelklasse 
unterstützen. Nur bezüglich Steu- 
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ern und Außenpolitik stehen die 


Republikaner noch immer an der 
Spitze. 


Damit komme ich zu den interna- 
tionalen Beziehungen. Präsident 
Clinton wird in der amerikani- 
schen Außenpolitik eine zentrale 
Rolle spielen, obwohl - ja weil - er 
sich nicht darauf konzentriert. 


Ein Verfechter 
des Freihandels 


Clinton bringt den traditionellen 
internationalen Beziehungen nicht 
das gleiche Vertrauen, Interesse 
oder die gleiche Hingabe entge- 
gen. Er ist mehr der Student, der 
seine Tests besteht, als der Exper- 
te, der er auf innenpolitischem 
Gebiet ist. Dies zeigt, daß eine 
weitere tiefe Veränderung stattfin- 
det. 


Seit dem Zweiten Weltkrieg war 
die nationale Sicherheit der Kern- 
punkt der amerikanischen Außen- 
politik. Da der Kalte Krieg nun 
vorüber ist, ist dies nicht mehr der 
Fall. Clinton möchte die nationale 
Sicherheit im Herzen der ameri- 
kanischen Politik durch die Wirt- 
schaft ersetzen sowie durch das, 
was er als die „wirklichen“ außen- 
politischen Themen der neunziger 
Jahre ansieht: Handel und Tech- 
nologie. Clinton ist ein Präsident, 
für den die NAFTA (North Ame- 
rican Free Trade Agreement) 
wichtiger ist als die NATO. 


Clinton ist der Überzeugung, daß 
ein intensiver internationaler Han- 
del der einzige Weg zu anhalten- 
dem Wirtschaftswachstum und 
Arbeitsplätzen ist. Er hat gesagt: 
Kein Land kann seine Arbeitslo- 
sigkeit mehr innerhalb seiner ei- 
genen Grenzen lösen. Dies ist ei- 
ne außergewöhnliche Aussage für 
einen amerikanischen Präsiden- 
ten, aber eine korrekte. 


Deshalb hat Clinton hart um Han- 
delsvereinbarungen gekämpft und 
sich gegen die Gewerkschaften 
durchgesetzt, damit sie genehmigt 
werden: eine wahrhaft mutige Tat 
für einen demokratischen Präsi- 
denten. Und er hat einige wichti- 
ge Erfolge dabei erzielt. 
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US-Außenminister Warren M. Christopher schafft es nicht, der Außen- 
politik Perspektiven und Konturen zu geben. 


Auch wenn er bis zum letzten Au- 
genblick damit gewartet hat, so ist 
sein Sieg bei der NAFTA ebenso 
wie das jüngste GATT-Abkom- 
men von großer Bedeutung. 
Durch diese Maßnahmen hat sich 
Clinton als Verfechter des Frei- 
handels und als Internationalist 
etabliert. Er hat auch seinen Leu- 
mund als neuer Demokrat ge- 
stärkt, indem er sich gegen die 
traditionellen Kräfte des Protek- 
tionismus in der demokratischen 
Partei durchgesetzt hat. 


Eine harte Haltung 
gegenüber Japan 


Gleichzeitig geben allerdings die 
Beziehungen der USA zu Asien 
Anlaß zur Sorge. Clinton erkennt, 
daß Asien der dynamischste und 
am schnellsten sich verändernde 
Teil der Welt ist - und das ist für 
die Vereinigten Staaten von fun- 
damentaler Bedeutung. 


Doch im Augenblick halten die 
USA mit den Veränderungen in 
Asien nicht gut Schritt. Die Re- 
gierung ist in der ungewöhnlichen 
Position, mit China und Japan 


gleichzeitig gespannte Verhältnis- 
se zu haben. 


Clintons populistische, harte Hal- 
tung gegenüber Japan wird von 
der amerikanischen Öffentlichkeit 
unterstützt. Und seine Absicht ist 
es zweifellos, die langfristigen 
strategischen Interessen beider 
Länder zu festigen. Es ist unerläß- 
lich, daß Japan Möglichkeiten fin- 
det, seinen ungeheuren Handels- 
überschuß mit den USA zu redu- 
zieren. 


Die Konfrontationshaltung des 
Präsidenten und sein Beharren auf 
objektiven Kriterien beim Messen 
des Fortschritts ist allerdings der- 
zeit vielleicht nicht unbedingt die 
ergiebigste Haltung, wo Japan ei- 
ne schwere Rezession erlebt und 
versucht, sich auf progressive, 
neue politische Führung einzu- 
stellen - und jetzt natürlich auch 
noch mit den gegenwärtigen Un- 
ruhen fertigwerden muß. 


Die Beziehungen zwischen China 
und den USA sind ebenfalls ange- 
spannt. Präsident Clinton wurde 
kritisiert, weil er die Menschen- 
rechte und den Handelsstatus mit 


der „am meisten favorisierten Na- 
tion“ für China miteinander in 
Verbindung gebracht hat. Ich den- 
ke, daß diese Themen langfristig 
getrennt behandelt werden müs- 
sen. Wir müssen die Auswahl neu 
definieren, um sowohl den Frei- 
handel als auch die Menschen- 
rechte zu fördern. Wir müssen 
den alljährlichen Kampf mit Chi- 
na vermeiden. Wir müssen auch 
erkennen, daß unsere Fähigkeiten, 
die Ereignisse innerhalb Chinas 
zu beeinflussen, begrenzt sind, 
obwohl wir die Menschenrechte 
weiterhin stark unterstützen müs- 
sen. Das ist das, wofür unser Land 
immer gestanden hat. 


Die Situation in Korea ist gerade 
jetzt besonders gefährlich und 
sensibel. Die Regierung muß be- 
sonders geschickt sein, wenn sie 
Nordkorea daran hindern will, 
Atomwaffen zu besitzen, ohne 
daß es dabei zu einer Konfrontati- 
on kommt. 


Das ist eine mehr traditionelle als 
außenpolitische Herausforderung. 
Die Welt braucht die Führung der 
USA, um diese regionalen Krisen 
zu lösen und eine stabilere inter- 
nationale Ordnung zu etablieren. 
Doch diese Führung war unter 
Clinton bisher nicht so stark, wie 
sie hätte sein sollen. 


Ein Grund dafür ist, daß die Pro- 
bleme so komplex sind. Präsident 
Clinton trat sein Amt auch nicht 
mit einer bestimmten Agenda für 
die nationale Sicherheit oder mit 
einer eigenen Strategie an. Er 
glaubte, die nationale Sicherheit 
der USA würde im nächsten Jahr- 
zehnt nicht ernsthaft bedroht wer- 
den. Er erkennt auch, daß die Ver- 
einigten Staaten weniger den 
Wunsch haben, Weltpolizist zu 
spielen. Das amerikanische Volk 
ist verständlicherweise nicht be- 
reit, die Art von internationalen 
Engagements zu unterstützen, die 
durch den Kalten Krieg gerecht- 
fertigt waren. 


Noch keine Alternativen, 
um Krisen zu verhindern 


In dem wichtigen Fall, wo Clinton 
eine US-Bodentruppe unterstützte 
- Somalia -, wurden die Ziele all- 
zu ehrgeizig, vielleicht wegen der 
Unaufmerksamkeit der Regierung. 
Was unter Bush als eine erfolgrei- 
che Mission begonnen hatte, um 
die Hungersnot der Bevölkerung 
zu lindern, wurde unter Clinton 
zur Großfahndung nach Aidid und 


zum Ziel des Staatenaufbaus mit 
UNO-Engagement. Somalia wur- 
de ein Beispiel dafür, wie der 
Multilateralismus in der Neuen 
Weltordnung funktionieren sollte. 
Dieser Aspekt der Mission schei- 
terte, und die USA haben ihre 
Truppen zurückgezogen. Präsident 
Clinton wollte die politischen Ri- 
siken nicht eingehen oder das po- 
litische Kapital nicht ausgeben, 
das erforderlich ist, um Unterstüt- 
zung für eine anhaltende US-Inter- 
vention zu bekommen. Auch woll- 
te er die Aufmerksamkeit und die 
Ressourcen nicht von seiner in- 
nenpolitischen Agenda abzweigen. 


Die Wahrheit ist, daß die Regie- 
rung an Orten wie Somalia - und 
Bosnien - noch keine neuen Defi- 
nitionen nationalen Interesses aus- 
gearbeitet hat, die den Einsatz 
amerikanischer Macht rechtferti- 
gen würden. Und in Abwesenheit 
von amerikanischer Macht hat die 
Regierung keine gültige Alterna- 
tive entwickelt, um Krisenpunkte 
zu verhindern oder zu entschär- 
fen, wo Konzepte wie der Multila- 
teralismus gescheitert sind. 


Schließlich ist es der Regierung 
noch nicht gelungen, nach dem 
Kalten Krieg ein neues Arrange- 
ment auszuarbeiten, das die 
Großmächte daran hindern würde, 
in Krisen und Konflikte unterein- 
ander hineingezogen zu werden, 
auch wenn die Rußlandpolitik der 
Regierung bisher konsequent war. 


Kurz gesagt, was die Außenpoli- 
tik im traditionellen Sinn angeht, 
macht sich die Regierung mehr 
Gedanken darüber, was sie nicht 
tun sollte, als darüber, was sie tun 
sollte. Und sie „führt“ eher nach 
Krisen als nach Strategie. Das ist 
normalerweise keine Formel für 
langfristige Effektivität. 


Damit komme ich zu meinem 
letzten Thema: Was sich in Wa- 
shington unter der neuen Regie- 
rung nicht geändert hat. 


Wie die meisten Präsidenten hätte 
Clinton es auch lieber, nach sei- 
nen Zielen beurteilt zu werden. 
Doch die Geschichte beurteilt 
Präsidenten nach ihren Leistun- 
gen, nach dem, was sie erreicht 
haben. Sowohl in der Außen- wie 
auch in der Innenpolitik war die 
Regierung Clinton nicht so erfol- 
greich, wie sie erhofft hatte. 


Der Grund liegt teilweise darin, 
daß es außerordentlich schwer ist, 
Veränderungen zu bewirken. 


Während der Wunsch nach Verän- 
derung Clintons Freund war bei 
der Wahl, ist die natürliche Furcht 
der Leute vor Veränderung sein 
Feind jetzt, wo er an der Macht 
ist. Die Versäumnisse und Fehler 
der Regierung haben auch eine 
Menge mit einigen grundlegenden 
Lebenstatsachen über das Regie- 
ren in unserem Land zu tun. Un- 
geachtet der Partei, Politik oder 
Agenda - um erfolgreich zu sein, 
muß die Regierung gut geführt 
werden. Doch fast vom ersten Tag 
an wurden in der Regierung Feh- 
ler gemacht. Das kommt von der 
Unerfahrenheit und in geringerem 
Ausmaß von der Jugend. Schädli- 
cher ist der persönliche Stil des 
Präsidenten, der nicht einfach nur 
informell ist, sondern so undiszi- 
pliniert, daß er einem die Energi- 
en entzieht. Die Entscheidungs- 
findung ist überzentralisiert. 
Nichts bewegt sich ohne Clintons 
Beteiligung. Das Ernennungsver- 
fahren trägt zu dem Tumult eben- 
falls bei. Nach über einem Jahr 
sind ungefähr 130 Spitzenpositio- 
nen immer noch unbesetzt. 


Schädlich ist Clintons 
persönlicher Stil 


Doch was am wichtigsten ist: Die 
Clintons haben ihre Wahlkampa- 
gnenmentalität - und ihren Ar- 
beitsstil - nicht durch eine Regie- 
rungsmentalität und den damit 
verbundenen Arbeitsstil ersetzt. 


Folglich trifft die Regierung Ent- 
scheidungen im Vorbeigehen. Und 
manchmal nimmt sie ihren Oppo- 
nenten gegenüber eine äußerst 
gegnerische Haltung ein, was un- 
ergiebig ist, anstatt sich vermit- 
telnd zu verhalten, um Dinge erle- 
digt zu bekommen. Damit komme 
ich auf eine zweite Lebenstatsache 
zu sprechen: Präsidenten müssen 
eng mit dem Kongreß zusammen- 
arbeiten, um ihre Programme 
durchzukriegen. Clinton besaß nur 
eine sehr geringe politische Unter- 
stützung, als er ins Amt kam. Sei- 
ne umfassende politische Agenda 
mit dieser schmalen Basis in Ein- 
klang zu bringen erweist sich als 
zunehmend schwierig. Obwohl 
der Kongreß von den Demokraten 
beherrscht wird, muß Clinton 
praktisch für jedes Programm eine 
andere Koalition aufbauen. Nur 78 
(von 435) Mitgliedern des Reprä- 
sentantenhauses stimmten bisher 
beispielsweise mit ihm für die 
NAFTA und den Haushalt. Das 
hat den Präsidenten selbst ge- 
zwungen, sich zu ändern. 


Clinton führt eine Kampagne ge- 
gen „business as usual“ in Wa- 
shington, und er begann damit zu 
versuchen, seine republikanischen 
Gegner zu ignorieren. Doch er hat 
festgestellt, daß er nach der altbe- 
währten Methode vorgehen muß. 


Der Haushalt und die NAFTA ka- 
men durch, weil der Präsident Ab- 
machungen getroffen hat, Zusa- 
gen machte und politisches Kapi- 
tal auf beiden Seiten ausgab. Der 
Unterschied ist, daß die Clintons 
ihr eigenes politisches Kapital 
sind. Sie versprachen Seminare 
und Bürgerversammlungen mit 
den Gesetzesmachern abzuhalten, 
die für sie stimmen würden. 


Clintons Geschick 
mit der Presse 


Die letzte, unveränderliche Tatsa- 
che in Washington ist die Presse. 
Clinton dachte zuerst, er könnte 
die traditionellen Medien umge- 
hen und seine Botschaft durch die 
neuen Medien - Bürgerversamm- 
lungen sowie Fernseh- und Radio- 
Talkshows - direkt an das Volk 
bringen. Das hat während des 
Wahlkampfs funktioniert, und 
Clinton dachte, es würde in Wa- 
shington funktionieren. Er mußte 
sich eines Besseren belehren las- 
sen, und dies war eine harte Lekti- 
on. 


Frühere Präsidenten und Regie- 
rungsvertreter sagen, daß es keine 
Möglichkeit gibt, sich auf die In- 
tensität der Berichterstattung und 
der Kritik durch die Washingtoner 
Presse vorzubereiten. Gleichzeitig 
sind in unserer Gesellschaft - vor 
allem durch die gedruckte Presse 
- die politischen Optionen vorge- 
stellt, debattiert und oft gelöst 
worden. 


Clinton fängt jetzt erst an, mit ei- 
nem gewissen Geschick mit der 
Presse umzugehen. Die Regierung 
hat die Kunst des erfolgreichen 
Durchsickerns gelernt, und sie 
verstärkt ihre Bindungen zu den 
Reportern. Doch das Verhältnis 
zur Presse bleibt stürmisch: Das 
ist die unvermeidliche Konse- 
quenz einer gegnerischen freien 
Presse in unserer Art von Demo- 
kratie. Die Probleme der Clintons 
mit der Presse und dem Kongreß 
und ihr Führungsstil gipfeln alle- 
samt in der Whitewater-Affäre. 
Dies düstere Gebräu besteht aus 
einem Wirrwarr an Zutaten, die 
immer schwieriger auszusortieren 
sind. 


Die Hauptpunkte sind, ob eine 
Spar- oder Kreditbank in Arkan- 
sas, die einem Partner Clintons 
gehörte, in der Zeit, als Clinton 
Gouverneur war, eine Sonderbe- 
handlung genoß und ob einige ih- 
rer Gelder fälschlicherweise in 
Clintons Wahlkampagne flossen. 
Außerdem geht es noch um mög- 
liche Bemühungen des Weißen 
Hauses, die Untersuchungen in 
dieser Sache zu verhindern. 


Whitewater wird nicht 
einfach verschwinden 


Es ist noch zu früh, um sagen zu 
können, ob Whitewater im Begriff 
ist, eine wahre Tragödie zu wer- 
den oder ob es schließlich als un- 
bedeutend angesehen werden 
wird. Die Presse wurde mit einer 
gewissen Berechtigung kritisiert, 
einige Geschichten unverhältnis- 
mäßig groß aufzubauschen. 


Soviel ist sicher: Whitewater wird 
nicht einfach so verschwinden; die 
offenen Fragen müssen beantwortet 
werden. Die Sache fordert ihren 
Tribut vom Weißen Haus, nimmt 
Aufmerksamkeit, Zeit und Ressour- 
cen von der Agenda des Präsiden- 
ten - und sie beeinträchtigt Clintons 
Ansehen in der Öffentlichkeit und 
könnte seine Führungsfähigkeiten 
beeinträchtigen. 


Wenn man davon ausgeht, daß 
keine kriminellen Handlungen da- 
mit verbunden sind - und davon 
gehe ich aus - so ist das bedauer- 
lich. Unser Land muß kritische 
Probleme angehen. Und trotz sei- 
ner Fehler - und welcher Führer 
ist schon perfekt? - besitzt Präsi- 
dent Clinton Qualitäten, die ihm 
und dem amerikanischen Volk 
gute Dienste leisten können. 


Präsident Clinton lernt aus seinen 
Fehlern. Er ist fast unverwüstlich, 
und er hat eine klare und überzeu- 
gende Vorstellung von der Zu- 
kunft der Vereinigten Staaten. Er 
besitzt die Fähigkeit, Leute dazu 
zu bringen, die Probleme anzuge- 
hen. Und ich denke, er ist auch in- 
telligent genug, um zu lernen, wie 
man richtige Außenpolitik be- 
treibt. 


Sein letztendlicher Erfolg wird 
von vielen Faktoren abhängen, 
auch von einigen, die er nicht 
kontrollieren kann. Doch wenn 
das, was er erreicht hat, seinen 
Zielen nahekommt, könnte er 
wirklich ein sehr großer Präsident 
werden. 
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CIA 


Ein Verräter 
sagt vor 
Gericht aus 


Im folgenden wird die Aussage von Robert Aldrich Ames abge- 
druckt, dem CIA-Agenten, der gestanden hat, ein Spion des russi- 
schen KGB gewesen zu sein, und der für über zwei Millionen Dollar 
fast jedes Geheimnis verriet, das ihm je unterkam. 

Auch wenn dieser Mann sein Land verraten hat und die Informa- 
tionen, die er enthüllte, zur Exekution einer Reihe sowjetischer 
Doppelagenten führte, so handelt es sich bei seinen Aussagen über 
das Geheimdienst-“Spiel“ und darüber, wie dies keineswegs den 
amerikanischen Interessen dient, um eine der korrektesten Beurtei- 


lungen, die wir je gehört haben. 


Ames machte diese Aussagen am 28. April 1994 im Gerichtssaal, be- 
vor er sich schuldig bekannte und im Gegenzug für seine Koopera- 
tion und ein mildes Strafmaß für seine Frau eine lebenslange 


Haftstrafe akzeptierte. 


Nachdem ich mein Bedauern und 
meinen Zorn zum Ausdruck ge- 
bracht habe, möchte ich auch, daß 
dieses Gericht versteht, wie ich 
die kriminellen Anschuldigungen, 
zu denen ich mich schuldig be- 
kannt habe, beurteile. Indem ich 
die Gesetze verletzt habe, habe 
ich ein großes Vertrauen 
mißbraucht, so wie ein Regie- 
rungsbeamter, der sich bestechen 
läßt, oder ein Börsenspekulant, 
der Insider-Informationen benutzt. 
Ich bedaure dies sehr und schäme 
mich für diesen Vertrauens- 
mißbrauch. 


Ein Weg, um 
Schulden zu bezahlen 


Doch getrieben von dem Wunsch, 
diesem Gericht und der Öffent- 
lichkeit gegenüber ehrlich zu sein, 
möchte ich versichern, daß ich als 
Geheimdienstbeamter mit über 
30jähriger Erfahrung nicht glau- 
be, daß die Interessen unseres 
Landes durch meine Handlungen 
spürbar geschädigt wurden oder 
daß meine Handlungen der So- 
wjetunion oder Rußland beson- 
ders geholfen haben. 


Auf der Suche nach einem Weg, 
um Schulden zu bezahlen, dachte 
ich mir im April 1985 ein Spiel 
mit dem KGB aus. Für 50 000 
Dollar nannte ich dem KGB die 
Namen einiger Sowjetbürger, die 
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innerhalb der Sowjetunion mit 
dem CIA zu kooperieren schie- 
nen. Ich hatte den Verdacht, daß 
diese Kooperation nicht echt war 
und daß sie in Wahrheit dem 
KGB gegenüber loyal waren; des- 
halb konnte ich ihnen keinen 
Schaden zufügen. 


Ein paar Monate später tat ich 
dann etwas, was mir immer noch 
nicht ganz erklärlich ist: Ohne ei- 
ne Vorbedingung oder eine Zah- 
lungsforderung gab ich dem KGB 
die Namen praktisch aller Sowje- 
tagenten des CIA und anderer 
amerikanischer und ausländischer 
Dienste, die mir bekannt waren. 
Zu meiner Überraschung antwor- 
tete der KGB, daß er als Dank für 
die Informationen zwei Millionen 
Dollar vorgesehen hätte. ... Zwei 
Faktoren trugen ... zu meinem 
plötzlichen Entschluß bei. 


Zunächst einmal stimmte ich mit 
der Verschiebung nach rechts in 
unserem politischen Spektrum 
und mit unserer nationalen Si- 
cherheitspolitik und der Außenpo- 
litik nicht mehr überein. Zweitens 
war ich zu der Überzeugung ge- 
langt, daß das Spionagegeschäft, 
so wie es vom CIA und einigen 
anderen amerikanischen Behör- 
den durchgeführt wird, ein Büro- 
kratenschwindel ist, bei dem jeder 
nur in seine eigene Tasche arbei- 
tet, und es ist gelungen, mehrere 
Generationen amerikanischer Po- 


litiker sowohl über die Notwen- 
digkeit als auch über den Wert 
dieser Arbeit zu täuschen. 


Die Informationen 
sind unbedeutend 


Es gibt und gab nie eine vernünf- 
tige Notwendigkeit dafür, daß 
Tausende von Offizieren und 
Zehntausende von Agenten in der 
ganzen Welt und primär in und 
gegen befreundete Länder arbei- 
ten. 


Die Informationen, die unser rie- 
siges Spionagenetz gegen hohe 
menschliche und ethische Kosten 
erwirbt, sind im allgemeinen für 
unsere Politiker unbedeutend oder 
irrelevant. 


Unsere Spionageeinrichtungen 
unterscheiden sich kaum von vie- 
len anderen Bundesbehörden, die 
sich in eine Interessengruppe ver- 
wandelt haben, die vorwiegend 
sich selbst dient; der Mantel der 
Verschwiegenheit hilft hier in die- 
sem Bereich noch besonders. 


Jetzt, wo der Kalte Krieg vorüber 
ist und die kommunistischen Ge- 
waltherrschaften weitestgehend 
erledigt, wartet unser Land immer 
noch auf eine echte nationale De- 
batte über die Mittel und Wege - 
und die Kosten - für unsere natio- 
nale Sicherheitspolitik. So, wie 
wir fragen müssen, warum wir 
zwölf Carrier battle groups, neue 
Generationen von Kampfflugzeu- 
gen und Bombern und Tausenden 
von ICBMs und SCBMLCs brau- 
chen, müssen wir - so wie es nur 
wenige getan haben - fragen, ob 
wir die Geheimdienstinformatio- 
nen und die ganzen höchst su- 
spekten Mittel der Spionage wirk- 
lich brauchen. Wenn die öffentli- 
che Diskussion meines Falles von 
der durch die Regierung veranlaß- 
ten Heuchelei und Hysterie weg- 
käme und wenn auch nur indirekt 
dazu beitragen würde, eine solche 
Debatte anzuheizen, so werde ich 
dies begrüßen und unterstützen. 


Die Hysterie 
zu diesem Thema 


In einem interessanten Kontrast 
zu einem fast globalen Schweigen 
über die Mängel unserer Spiona- 
geprogramme werden die ver- 
meintlichen Aufs und Abs der 
„Spionagekriege“ oder Gegen- 
spionageaktivitäten von Regie- 
rungsvertretern, der Presse und 


der Öffentlichkeit eifrig diskutiert. 
Das ist besonders bezeichnend, 
weil unsere Gegenspionage- 
bemühungen seit Mitte der fünfzi- 
ger Jahre dramatische Erfolge zu 
verzeichnen hatten. Trotz jahr- 
zehntelanger Panikmache durch 
Bürokraten, die es besser wissen, 
haben die amerikanische Gegen- 
spionage, der CIA, das FBI und 
die militärischen Geheimdienste 
die Geheimdienste der Sowjets 
und des Warschauer Pakts in ho- 
hem Maße durchdrungen und ma- 
nipuliert. 


Auch wenn es als wichtig angese- 
hen wurde, den Umfang unserer 
Erfolge vor der anderen Seite zu 
verbergen, haben unsere Bosse 
der Gegenspionage regelmäßig 
der Wahrheit zuwidergehandelt 
und es vorgezogen, Hysterie zu 
diesem Thema zu verbreiten. Die- 
se Spionagekriege sind offen ge- 
standen nur eine Nebensache, die 
im Laufe der Jahre keinerlei wich- 
tige Auswirkungen auf unsere 
wichtigen Sicherheitsinteressen 
hatten. Die Anklage der Regie- 
rung gegen mich, wie sie im Tat- 
bestand dargestellt wird, spiegelt 
diesen grundlegenden Unter- 
schied zwischen Spionage und 
Gegenspionage wider. Die Regie- 
rung konzentriert sich auf die Ge- 
genspionage-Kompromisse und 
ignoriert die riesige Menge an In- 
formationen über die Außen-, 
Verteidigungs- und Sicherheitspo- 
litik der Vereinigten Staaten, die 
ich der UdSSR und Rußland ge- 
liefert habe. 


Ich hoffe ernstlich, daß sich aus 
einer wirklichen Debatte über die- 
se Themen eine verständliche 
Sicht der wahren und fortdauern- 
den Sicherheitsinteressen unseres 
Landes ergeben kann. Sowohl der 
Kongreß als auch die Öffentlich- 
keit haben genügend Informatio- 
nen, um eine solche Diskussion 
zu beginnen. Viele ehemalige und 
jetzige Regierungsbeamte besit- 
zen eine realistische Vorstellung 
davon. Der Geheimdienst und die 
Spionage sind ein zu wichtiges 
und kostspieliges Unternehmen, 
als daß man sie weiterhin denjeni- 
gen überlassen sollte, die nur sich 
selbst damit dienen wollen. Oo 


USA 


Roosevelts 
Kriegspolitik 


Curtis B. Dall 


Oberst Dall stammt aus einer alten amerikanischen Familie. Seine 
Eltern gehörten den ersten Gesellschaftskreisen an. Dementspre- 
chend wurde er erzogen und promovierte an der Ivy-League Prin- 
ceton-Universität. Er war in beiden Weltkriegen Offizier, und eben- 
falls war er Mitglied an der New Yorker Börse. 1926 heiratete er 
Anne Roosevelt und erlebte als Schwiegersohn, wie ihr Vater Gou- 
verneur von New York und dann Präsident der Vereinigten Staaten 
wurde. Er mochte sowohl Roosevelt wie auch dessen Frau Eleanor 
gern, am meisten aber schätzte er Roosevelts Mutter Sarah Delano. 
Dall erbringt in seinem Buch „Amerikas Kriegspolitik“ den Nach- 
weis, daß Roosevelt, um Präsident zu werden, sich den internatio- 
nalen Finanzmächten verpflichtete. 


Mein Gespräch beim Mittagessen 
mit dem früheren Gouverneur Ge- 
orge Earle war erschütternd, denn 
was er mir da erzählte, war fast 
unglaublich. Mein Freund Edard 
W. Shober aus Philadelphia hatte 
das Zusammentreffen mit seinem 
Onkel George Earle veranlaßt. 
Wir trafen uns im Rittenhouse- 
Club in Philadelphia, einem der 
führenden gesellschaftlichen 
Clubs. 


Was die Amerikaner 
wissen müssen 


Bei mehreren früheren Gelegen- 
heiten hatte ich mit Ed über vieles 
gesprochen, was unser Land ge- 
gen den Wunsch und Willen der 
meisten Amerikaner in den Zwei- 
ten Weltkrieg getrieben hatte. Un- 
sere darauffolgenden Verluste an 
Menschenleben, Material und 
Vorräten schienen nur ein Mittel 
für den im voraus geplanten Sieg 
der Sowjets gewesen zu sein. 


Ebenso hatten wir im einzelnen 
darüber gesprochen, wie wir 
durch Wilson mit Hilfe von Bun- 
desrichter Brandeis und anderen 
geschickt in den Ersten Weltkrieg 
hineinmanövriert worden waren. 
Auch in diesem Krieg hatten wir 
am Schluß nichts anderes als 
große Verluste an Menschen und 
Material zu beklagen. 

„Curtis, kennst du meinen Onkel 
George Earle?“ fragte er mich. 
„Nein, das heißt doch. Ich habe 
viel von ihm gelesen und gehört, 
warum?“ 


„Ja“, sagte er, „er könnte dir eine 
merkwürdige Geschichte erzählen 
über deinen früheren Schwieger- 
vater Roosevelt und über sich 
selbst, so daß dir deine Haare zu 
Berge stehen würden. Er müßte 
diese Geschichte dir eigentlich 
selbst erzählen, und das amerika- 
nische Volk müßte sie auch wis- 
sen.“ 


Kriegsmaterial 
für die Feinde der USA 


„Worum handelt es sich denn, 
Ed?“ 

„Nun, es handelt sich um ein 
deutsches Friedensangebot zur 
Beendigung des Zweiten Welt- 
krieges, das uns durch die höch- 
sten Autoritäten unterbreitet wur- 
de, sowie.um andere sehr wertvol- 
le Informationen, die er 1943 in 
Istanbul bekam. Die Sowjets taten 
damals so, als ob sie unsere Ver- 
bündeten wären, aber in Wirklich- 
keit hatten sie es sehr eilig, sich in 
Europa als unsere potentiellen 
Feinde festzusetzen. Sie wurden 
damals von uns weitgehend durch 
militärische Hilfe und mit Kriegs- 
material unterstützt. Du wirst dich 
noch erinnern, daß Präsident Roo- 
sevelt meinen Onkel zu seinem 
persönlichen Marineattache im 
neutralen Istanbul ernannte, um 
sichere Informationen darüber zu 
bekommen, was denn eigentlich 
auf dem Balkan und in Deutsch- 
land vor sich ging. In diesem Sin- 
ne arbeitete er aber offenbar viel 
zu gut, als es den Politikern in 
New York und Washington, die 


den Krieg wohl wollten, recht war.“ 
George Earle war einer der ersten 
„Idealisten“, die das New Deal 
unterstützten. Er bewunderte Roo- 
sevelt und dessen politische Philo- 
sophie. Zur rechten Zeit warf er 
einen fünfstelligen Scheck in den 
Klingelbeutel der Demokratischen 
Partei. Natürlich wurde diese Ge- 
ste seinerseits von dem Finanzko- 
mitee gebührend anerkannt. 


Obgleich ich mit vielen von Geor- 
ge Earles politischen Ansichten 
nicht übereinstimmte, war ich 
doch durch Eds Bemerkungen 
neugierig geworden und sagte 
ihm, daß ich seinen Onkel sehr 
gerne treffen möchte. Er erzählte 
mir noch, daß Roosevelt und des- 
sen Regierung seinen Onkel sehr 
herumgestoßen hätten, so daß ich 
noch neugieriger wurde und die 
Begegnung kaum abwarten konn- 
te. Trotzdem war ich in keiner 
Weise auf so furchtbare Schläge 
vorbereitet, wie sie mir George 
Earles in ruhiger Weise vorgetra- 
gene Darstellung zwei Wochen 
später beim Mittagessen versetzte. 


Wie ich mir so Eds Onkel am 
Mittagstisch ansah, hatte ich einen 
Mann von mittlerer Größe vor 
mir, dessen ganzes Interesse nur 
dem Wohl und der Zukunft seines 
Landes galt. Nach meinem Emp- 
finden war er von keinerlei Res- 
sentiments mehr erfüllt, sondern 
nur noch von einer tiefen Enttäu- 
schung über die Vereitelung jener 
Pläne, die im Interesse seines 
Landes im Zweiten Weltkrieg ge- 
macht worden waren. Weder loka- 
le noch nationale Politik wurden 
vom Gouverneur erwähnt. Im 
Hinblick auf die Bedeutung des 
vorliegenden Themas wären diese 
auch nur „Kinkerlitzchen“ gewe- 
sen. Sein wertvoller und rechtzei- 
tig gegebener Rat wurde unver- 
schämterweise ignoriert. Durch 
die „Palast-Garde“ des Weißen 
Hauses, vielleicht aber sogar 
durch seinen alten Freund Roose- 
velt, der ganz unter ihrem Einfluß 
stand, wurde er behutsam auf ein 
totes Gleis geschoben. Und Geor- 
ge Earle hatte viele Vertrauenspo- 
sten innegehabt. Daher hatten sei- 
ne Worte auch Gewicht. 


Roosevelt 
durfte nicht reagieren 


Im Ersten Weltkrieg war er Mari- 
neoffizier, kommandierte einen 
U-Boot-Jäger und wurde seiner 
Tapferkeit wegen ausgezeichnet; 
1933 bis 1934 war er amerikani- 


scher Botschafter in Österreich; 
1935 bis 1939 Gouverneur von 
Pennsylvanien und von 1940 bis 
1942 Botschafter in Bulgarien; im 
Jahre 1942 ging er wieder als Fre- 
gattenkapitän in den aktiven 
Dienst der Marine und war Erster 
Artillerie-Offizier auf dem Trans- 
porter „Hermitage“, der den 
großen amerikanischen General 
George S. Patton und dessen 
Truppen nach Nordafrika brachte. 


Kurz bevor sich Roosevelt und 
Churchill 1943 in Casablanca tra- 
fen, um die kurzsichtige Politik 
der „bedingungslosen Kapitulati- 
on“ Deutschland gegenüber zu 
verkünden, ernannte Roosevelt 
den Kapitän Earle zu seinem per- 
sönlichen Marineattache in der 
Türkei. Roosevelt schickte seinen 
Freund George Earle dorthin, weil 
es sich um eine sehr delikate Mis- 
sion handelte. Zu Beginn unseres 
Essens erzählte ich Gouverneur 
Earle, daß ich auch in den beiden 
Kriegen in der Marine, der Armee 
und bei der Luftwaffe gedient hät- 
te und daß ich 1956 zu gegebener 
Zeit in die „Mottenkugel-Bri- 
gade“ der Luftwaffe versetzt wor- 
den sei. 


Ich redete ihn mit „Gouverneur“ 
an, was ihm lieber zu sein schien 
als „Kapitän“. Der Gouverneur 
eröffnete das Gespräch, wie es 
sich für einen Marineartillerie-Of- 
fizier gehört, mit einer vollen 
Breitseite. Er sagte: „Dall, als ich 
Roosevelts Marineattache in 
Istanbul war, erzählte ich Ihrem 
früheren Schwiegervater, wie 
schnell wir den Zweiten Weltkrieg 
hätten beenden können, das heißt 
innerhalb von etwa zwei Jahren. 
Er wollte nicht auf mich hören, 
oder soll ich besser sagen, er durf- 
te nicht auf mich hören. Können 
Sie sich das vorstellen?“ Ich zuck- 
te mit den Wimpern und erwider- 
te: „Inwiefern, Herr Gouver- 
neur?“ - „Nun“, sagte er, „haben 
Sie vielleicht zufällig gelesen, 
was ich Fowler von dem Human 
Events in Washington erzählt ha- 
be, und was er über diese Sache 
geschrieben hat?“ 


„Gelesen habe ich es noch nicht“, 
erwiderte ich, „aber ich habe da- 
von durch einen Freund gehört.“ 


Der Gouverneur erzählte mir dann 
in allen Einzelheiten eine erschüt- 
ternde Geschichte, so daß ich das 
Essen vor mir auf dem Tisch 
gänzlich vergaß. 


Im Frühjahr 1943 kam er nach 
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Istanbul. Anscheinend wurde der 
Gouverneur kurze Zeit vorher in 
einem ganz bekannten Restaurant 
in Bulgarien mit einigen wichti- 
gen Nazis in einen Krach ver- 
wickelt. Die Nazis hatten von 
dem Orchester im Restaurant ver- 
langt, „Deutschland über alles“ zu 
spielen, was auch geschah. Geor- 
ge Earle begegnete dann dieser 
musikalischen Aufführung da- 
durch, daß er dem Dirigenten des 
Orchesters eine brandneue Bank- 
note hinschickte mit der Bitte, 


60 [SJODE 14 


„Jipperary“ zu spielen, was er 
auch tat. In dem darauf folgenden 
Handgemenge soll Kapitän Earle 
mit einer Flasche auf einen der 
Deutschen eingeschlagen haben. 
Dieses Ereignis hat in der interna- 
tionalen Öffentlichkeit viel Aufse- 
hen erregt, vor allem aber soll es 
mit großer Genugtuung in Wa- 
shington von den dem Weißen 
Haus nahestehenden politischen 
Kreisen aufgenommen worden 
sein. Aus diesem Vorfall ent- 
wickelte sich später ein bemer- 
kenswertes Echo in wichtigen An- 
tinazi-Kreisen, das dann in Istan- 
bul seinen Widerhall fand. 


Der Gouverneur erzählte mir, daß 
eines Morgens jemand an seine 
Hotelzimmertür klopfte. Er öffne- 


te und sah einen breitschultrigen, 
mittelgroßen Mann in Zivil vor 
sich, der um ein persönliches Ge- 
spräch bat. Er stellte sich als Ad- 
miral Canaris vor, Leiter des deut- 
schen Geheimdienstes. 


Zusammenkunft 
mit Franz von Papen 


Der Kern dieser Unterhaltung mit 
Canaris war, daß es viele vernünf- 
tige Deutsche gebe, die ihr Vater- 
land liebten, aber gegen Adolf 
Hitler eine Abneigung hätten, 
weil sie das Gefühl hätten, daß 
Hitler die deutsche Nation in den 
Abgrund bringe. Er führte dann 
weiter aus, daß die kürzlich von 
Roosevelt und Churchill in Casa- 
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blanca verkündete „bedingungslo- 
se Kapitulation“ bei den deut- 
schen Generälen niemals Wider- 
hall finden würde. Sollte aller- 
dings Präsident Roosevelt auch 
nur andeuten, daß er eine ehren- 
volle Übergabe von der deutschen 
Armee annehmen würde, dann 
könnte der wirkliche Feind der 
westlichen Zivilisation, die So- 
wjets, aufgehalten werden. Die 
deutsche Armee würde dann ge- 
gen die östliche Front marschie- 
ren, um den zermalmenden An- 
prall der durch Roosevelts Pacht- 
und Leihlieferungen stark ge- 
machten, gut ernährten und be- 
waffneten Sowjetarmee gegen den 
Westen aufzuhalten. 


Die Sowjets hätten das Ziel, sich 
als die führende Macht in Europa 
festzusetzen, und betrögen, unter- 
stützt durch viele hohe Agenten in 
den Vereinigten Staaten, das ame- 
rikanische Volk. 


Der Gouverneur führte aus, daß er 
zuerst erschrocken gewesen sei, 
aber dann vorsichtig dem Admiral 
und seinen überragenden Vor- 
schlägen gegenüber reagiert habe. 


Hierauf erfolgte eine Zusammen- 
kunft mit dem deutschen Bot- 
schafter Franz von Papen, einem 
gläubigen Katholiken, der gegen 
Hitler war. 


Hitler an die 
Amerikaner ausliefern 


Eine geheime Zusammenkunft 
sollte dann mitten in der Nacht an 
einem einsamen Platz unter Bäu- 
men, fünf oder sechs Meilen 
außerhalb Istanbuls, stattfinden, 
wo sich der Gouverneur und der 
deutsche Botschafter mehrere 
Stunden lang hätten unterhalten 
sollen. 


Der Gouverneur erzählte mir dann 
weiter, daß er sehr bald von der 
Aufrichtigkeit des Angebotes der 
Antinazi-Deutschen überzeugt 
worden sei. Als er dann noch wei- 
ter über die geheimen Pläne der 
sowjetrussischen Streitkräfte un- 
terrichtet worden war, schickte er 
sofort ein Geheimtelegramm auf 


Franklin Delano Roosevelt, 1933 
bis 1945 Präsident der Vereinig- 
ten Staaten, war ein Gefangener 
seiner Berater und Hintermän- 
ner. Er war den internationalen 
Bankern verpflichtet, die nur ein 
Ziel kannten: Profit durch Krieg. 


diplomatischem Wege an Roose- 
velt in Washington, in dem er Be- 
richt erstattete. Dann wartete er 
auf die gewünschte Antwort. 
Doch keine kam! Wie vereinbart, 
rief ihn Admiral Canaris nach 
dreißig Tagen telefonisch an und 
fragte: „Haben Sie irgendwelche 
Nachrichten?“ 


Der Gouverneur erwiderte: „Ich 
warte auf Nachrichten. Habe aber 
bis jetzt keine.“ Der Admiral sag- 
te: „Das tut mir wirklich sehr 
leid.“ Darauf sei Stille gewesen. 


Kurz darauf entwickelte sich die 
Angelegenheit weiter. In einer pri- 
vaten Unterhaltung in Istanbul 
hörte dann der Gouverneur von 
der Gattin des deutschen Bot- 
schafters, der Baronin von Papen, 
einige gegen Hitler gerichtete Be- 
merkungen. Darauf traf er den 
Baron Kurt von Lersner, der die 
Orientgesellschaft, eine deutsche 
kulturelle Organisation, leitete. 
Letzterer erzählte Earle, daß er 
über ihn in der Presse gelesen hat- 
te und auch seine Ansichten über 
die Nazis kenne, daher habe er 
das Gefühl, daß sie über gewisse 
Dinge derselben Meinung seien. 
Ein Zusammentreffen der beiden 
an demselben entlegenen Platz, 
spät in der Nacht, wurde schnell 
verabredet. Das Gespräch dauerte 
mehrere Stunden. 


Dort stellte Baron von Lersner 
dieselbe Frage an Earle. Es han- 
delte sich darum, ob, falls die An- 
tinazi-Kräfte in Deutschland die 
deutsche Armee an die amerikani- 
schen Streitkräfte ausliefern wür- 
den, sie dann mit einer Mitarbeit 
der Alliierten rechnen könnten, 
um die Sowjets aus Mitteleuropa 
herauszuhalten. Von Lersner sag- 
te weiter, wenn Roosevelt einer 
„ehrenvollen Übergabe“ zustim- 
men würde, würden sie Hitler, 
falls er von seinen eigenen Leuten 
nicht vorher umgebracht sein soll- 
te, an die Amerikaner ausliefern. 
Weiterhin würde die Sowjetarmee 
in Schach gehalten und an den 
Grenzen abgeriegelt werden. 


Nochmals erklärte der Gouverneur, 
er würde ein dringendes verschlüs- 
seltes Telegramm an das Weiße 
Haus schicken, um Präsident Roo- 
sevelt zu bitten, das Angebot der 
Antinazis zu prüfen. Aber es kam 
immer noch keine Antwort. 


Darauf folgte ein zweites Zusam- 
mentreffen mit von Lersner, der 
als neuen Plan vorschlug, Hitlers 
abgelegenes östliches Hauptquar- 


tier zu umzingeln und dann die 
deutsche Armee an die Ostfront 
zu schicken, bis ein Waffenstill- 
stand abgeschlossen werden 
könnte. Gouverneur Earle erzähl- 
te, daß er ferner eine äußerst drin- 
gende Botschaft vorbereiten und 
an Präsident Roosevelt in Was- 
hington schicken würde, diesmal 
aber nicht mit der diplomatischen 
Post, sondern durch die Armee 
und Marine, um ganz sicher zu 
gehen, daß diese wichtige Bot- 
schaft auch Roosevelt erreichen 
würde. Er sagte, er habe das Ge- 
fühl, daß Roosevelt und dessen 
Hauptberater unter dem bezau- 
bernden Einfluß Stalins stünden, 
oder daß Roosevelt irrtümlicher- 
weise meinte, er könne Stalin „be- 
zaubern“, überdies sei das Weiße 
Haus wirklich nicht der richtige 
Ort, die Verhältnisse in Sowjet- 
rußland angemessen zu überprü- 
fen und zu enthüllen. Bei dieser 
aufschreckenden Bemerkung des 
Gouverneurs zuckte ich wieder 
mit den Augen und schwieg. 


Dann fuhr er fort und sagte, er ha- 
be das sichere Gefühl, daß ein star- 
ker „Einfluß“ aus dem Weißen 
Haus den Präsident beherrscht ha- 
be, der den festen Willen erkennen 
lasse, das ganze deutsche Volk aus- 
zumerzen, ohne Rücksicht darauf, 
wie viele amerikanische Soldaten 
auf dem Schlachtfeld, zur See und 
in der Luft ihr Leben opfern müß- 
ten, nur um dieses abscheuliche 
Ziel zu erreichen. 


In Istanbul waren Pläne ausgear- 
beitet worden, nach denen der 
Gouverneur nach der erhofften 
günstigen Antwort von Roosevelt 
hinsichtlich einer ehrenvollen 
Übergabe zu einem geheimen Ort 
in Deutschland fliegen sollte, um 
dort von Hitlers Feinden weitere 
Einzelheiten über die Übergabe- 
bedingungen zu bekommen, die 
dann sofort an das Weiße Haus 
zwecks weiterer Aktionen geleitet 
werden sollten. Ein Flugzeug in 
der Nähe von Istanbul wartete. Es 
wartete und wartete vergebens. 


Als aus Washington auf diese 
dringenden Botschaften immer 
noch keine Antwort kam, wurde 
der Gouverneur immer enttäusch- 
ter und immer mehr entmutigt. 
Endlich kam tatsächlich eine Art 
Antwort an. Sie besagte, daß er 
mit dem Oberkommandierenden 
in Europa Vorschläge für einen 
auszuhandelnden Frieden ausar- 
beiten sollte. Hätte man sich ein 
undurchführbareres oder tragi- 
scheres Vorgehen denken können? 


Vollkommen erschüttert bemerkte 
ich, daß es sicherlich für ihn eine 
herzzerbrechende „Abfuhr“ gewe- 
sen sein mußte. Ich hatte das be- 
stimmte Gefühl, daß es so gewe- 
sen war. 


Warten auf 
die Sowjetarmee 


Blitzschnell erinnerte ich mich an 
General Eisenhowers abwegigen 
Entschluß, daß unsere amerikani- 
schen Truppen weder Berlin noch 
Prag einnehmen sollten, obwohl 
die Bevölkerung inbrünstig darum 
gebeten hatte, sich den Amerika- 
nern ergeben zu dürfen. Man be- 
hauptet, dieser Entschluß Eisen- 
howers sei ein offenkundiger Feh- 
ler gewesen; das stimmte indessen 
nicht. Er selbst hat nämlich die 
Entscheidung getroffen und den 
Befehl gegeben, den Vormarsch 
der amerikanischen Truppen auf- 
zuhalten, um die Ankunft der So- 
wjetarmee abzuwarten, wodurch 
dieser die Möglichkeit gegeben 
wurde, als „erste“ einzutreffen. 
Auf diese Weise wurde einer 
feindlichen Macht ein großer Ab- 
schnitt der westlichen Zivilisation 
in die Hände gegeben. Das Bild, 
daß man sich von General Eisen- 
howers Gedankengängen zu jener 
Zeit machen will, ist - wenn man 
es so beschreiben soll - leicht zu 
erklären. Es ist kein Wunder, daß 
Stalin seinerzeit so viel Lob an 
ihn verschwendete. Diese Erwei- 
terung der Ziele der auf weite 
Sicht arbeitenden Weltfinanz lag 
jedoch nicht im Interesse zahllo- 
ser guter Amerikaner in Uniform, 
die ihrem Vaterland das höchste 
Opfer brachten. 


Nun mußte die westliche Zivilisa- 
tion jahrzehntelang für diese und 
auch für andere sorgfältig geplan- 
ten „Irrtümer“ bezahlen. In Wirk- 
lichkeit waren es jedoch keine Irr- 
tümer, sondern sie spiegelten das 
auf weite Sicht geplante Ziel von 
Baruchistan wider, das General 
Eisenhower nur allzugut bekannt 
war. Welche Aussichten hatte da 
noch George Earle, um an Roose- 
velt heranzukommen? 


Ganz benommen saß ich am Mit- 
tagstisch und erinnerte mich, daß 
die Invasion in der Normandie erst 
ein ganzes Jahr später erfolgte. 
Unsere Unterhaltung näherte sich 
dem Ende. Ich fragte den Gouver- 
neur: „Was geschah dann?“ 


Er antwortete: „Ich war erschüt- 
tert, voller Enttäuschung und fühl- 


te, daß ich nicht mehr von Nutzen 
sein konnte. Daher ging ich in die 
Staaten zurück nach Hause. Der 
Zweite Weltkrieg nahm weiter sei- 
nen geplanten Verlauf, bis die So- 
wjets sich über Europa ausgebrei- 
tet hatten.“ 


Dann fügte er hinzu: „Nach eini- 
ger Zeit jedoch entschloß ich 
mich, meine Ansichten und Beob- 
achtungen über unsere sogenann- 
ten Alliierten, die Sowjets, be- 
kanntzugeben, um das amerikani- 
sche Volk aufzurütteln. Es sollte 
erfahren, was in Wirklichkeit ge- 
schah. 


Ich setzte mich mit dem Präsiden- 
ten in Verbindung, um ihn über 
mein Vorhaben zu unterrichten. 
Er reagierte indessen vollkommen 
ablehnend und verbot mir streng, 
meine Ansichten zu veröffentli- 
chen. Als ich dann darum bat, 
wieder aktiven Dienst in der Ma- 
rine tun zu dürfen, wurde ich nach 
dem weit im südlichen Pazifik lie- 
genden Samoa geschickt. Dort 
würden meine großen Erfahrun- 
gen mit den zweigesichtigen So- 
wjets und unsere verpaßte Gele- 
genheit, nutzloses Gemetzel auf- 
zuhalten und den großen Sieg der 
Sowjets in Europa zu verhindern, 
keinen Eindruck auf die friedli- 
chen Samoaner machen.“ 


Der Krieg hätte 1943 
beendet werden können 


Ich fand keine passenden Worte 
der Erwiderung. Es kam mir vor, 
als ob ich nicht einer New-Deal- 
politischen Persönlichkeit, einem 
früheren Gouverneur von Penn- 
sylvanien gegenübersaß, sondern 
einem sehr tapferen Marineoffi- 
zier. 


Seit jenem unvergeßlichen Essen 
sind Jahre verflossen. Kürzlich 
sprach ich wieder mit dem Gou- 
verneur und erzählte ihm, daß ich 
an diesem Buch schriebe. Ich bat 
ihn um seine Erlaubnis, die sei- 
nerzeit beim Essen besprochenen 
Einzelheiten zu verwerten. Er war 
mir gegenüber sehr zuvorkom- 
mend und ging sogar so weit, mir 
den Vorschlag zu machen, durch 
seinen Neffen Verbindung mit sei- 
nem Freund B. Norris Williams, 
dem Direktor der Historischen 
Gesellschaft von Pennsylvanien, 
aufzunehmen. Ich sollte ihn dann 
bitten, die Sammlung seiner per- 
sönlichen Briefe, die dort bei den 
Akten lagen, zu lesen und zu prü- 
fen. Diese vorher genannten Ge- 
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orge-Earle-Briefe sind von über- 
aus weitreichender Bedeutung. 
Gott allein weiß, wieviel Men- 
schenleben hätten gerettet werden 
können, wenn Roosevelt den 
Wunsch und die Möglichkeit ge- 
habt hätte zu kabeln: 


„George, sag ja, schicke nähere 
Einzelheiten, FDR.“ 


In der Historischen Gesellschaft 
von Pennsylvanien wurde ich von 
Herrn Williams freundlich emp- 
fangen und erhielt sogar die Er- 
laubnis, die Earle-Briefe einzuse- 
hen. Nachdem ich sie durchgese- 
hen und über alles nachgedacht 
hatte, ging ich einige Stunden 
später tief erschüttert fort. 


Man wird sich erinnern, daß Ear- 
les Bestrebungen achtzehn Mona- 
te, bevor es zu diesem zweideuti- 
gen und alles zermalmenden 
Schluß des Zweiten Weltkrieges 
kam, erfolgten. So hat es den An- 
schein, als ob die „vom Tode ge- 
zeichneten“ Amerikaner von Roo- 
sevelts Beratern für diesen Zweck 
für gut genug gehalten wurden. 
Wäre mit dem Krieg im Jahre 
1943 Schluß gemacht worden, 
was durchaus möglich gewesen 
wäre, dann hätte es Millionen we- 
niger Tote gegeben sowie weniger 
Schulden, kein Geschrei, keine 
Sowjets in Europa und kein 
„Ost“- und „West“-Berlin. 


Es hätte auch keine Überschwem- 
mung mit russischem Militärgeld 
gegeben, das nachher wieder in 
die Staaten einsickerte, um in 
großem Maße die wenigen Ein- 
Welt-Eingeweihten zu bereichern. 
Und es hätte keine Berliner Mauer 
gegeben. Die eigentliche Mauer, 
um das amerikanische Volk zu be- 
trügen, ist jedoch jetzt in wichti- 
gen Kreisen in Washington errich- 
tet worden, und sie funktioniert in 
vollem Maße. 


Die Kulisse 
des bösen Spiels 


Kann man sich heute auch nur ei- 
nigermaßen vorstellen, daß das 
deutsche Volk über den Comman- 
der Earle durch einen Frontgene- 
ral einen äußerst vertrauenswürdi- 
gen Vorschlag für eine „Friedens- 
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verhandlung“ unterbreiten lassen 
würde? Ich bezweifle es. Jeden- 
falls war die dem Commander 
Earle in Istanbul schließlich zuge- 
gangene geheime Antwort aus 
dem Büro des Präsidenten ausge- 
sprochen zynisch, grausam und 
ausweichend. 


General Patton wußte, was ge- 
spielt wurde. Aber er starb eines 
„frühen“ Todes. Der Sekretär Ja- 
mes Forrestal erkannte es eben- 
falls. Auch er starb eines „frühen“ 
Todes. Sicherlich hat es auch Ge- 
neral Douglas MacArthur gewußt, 
Harry Truman jedoch anschei- 
nend nicht; aber vielleicht wollte 
er es auch nicht wissen. Eine Ko- 
pie seines Briefes vom 28. Febru- 
ar 1947 an Gouverneur Earle fand 
ich; der Inhalt lautet: 


„sehr geehrter Herr Gouverneur! 


Ich empfing dankend Ihr ge- 
schätztes Schreiben vom 26. 
Februar und danke Ihnen gleich- 
zeitig, daß Sie mich über Ihren 
Entschluß bezüglich der amerika- 
nischen antikommunistischen 
Verbindung unterrichtet haben. 


Die Menschen sind über die kom- 
munistischen “Tumulte’ sehr auf- 
gebracht, meiner Ansicht nach je- 
doch ist das Land, was den Kom- 
munismus anbetrifft, vollkommen 
sicher. Bei uns sind die Menschen 
viel zu vernünftig. Unsere Regie- 
rung dient der Wohlfahrt des 
Volkes, ich glaube nicht, daß je- 
mals die Zeit kommen wird, daß 
irgend jemand den Willen hat, al- 
les umzustürzen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Harry Truman“ 


Augenscheinlich hatte Comman- 
der Earle über seine Tochter Anna 
dem Präsidenten Roosevelt ein 
persönliches Geschenk zugehen 
lassen. Der Umschlag trug den 
Stempel 21 Uhr, Washington 
D.C. Bei der Durchsicht des Brie- 
fes erkennt man, daß George Ear- 
le den Plänen unserer „Alliierten“, 
den Sowjets gegenüber, 
mißtrauisch geworden war. Aus 
diesem Grunde wurde er aber 
auch von den Beauftragten des 
Council on Foreign Relations - 
des heißt von einigen ihrer 
führenden Männer, die jene Di- 
plomatie des Zweiten Weltkrieges 
begünstigten, die dem amerikani- 
schen Volk aufgezwungen worden 
war - als äußerst gefährlich ange- 
sehen. Abgesehen von den beiden 
letzten Zeilen des Briefes, ist für 
mich selbstverständlich, daß eini- 


ge der am linken Flügel stehenden 
Geheimagenten im Weißen Haus, 
die sich für derartige Aufgaben 
stets bereithielten, Annas Unter- 
schrift sorgfältig geübt hatten. 
Der Brief von Anna Roosevelt 
Boettiger an Commander George 
H. Earle vom 24. März 1945, 21 
Uhr, hat folgenden Wortlaut: 


„sehr geehrter Commander! 


Ihr Schreiben vom 21. März hat 
mich ganz aus der Fassung ge- 
bracht. Es scheint mir einfach un- 
möglich, zu glauben, daß Sie ein 
Programm durchführen wollen, 
das - wenn es in dem von Ihnen 
beabsichtigten Sinne geschieht - 
dem Feinde jegliche Hilfe und 
Unterstützung gewähren würde. 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß 
auch nur ein amerikanischer Bür- 
ger dies wünschen würde. 

Da wir uns jetzt dem kritischen 
Stadium im Krieg gegen Deutsch- 
land nähern, ist es wohl selbstver- 
ständlich, daß jede Handlungswei- 
se, die unsere freundschaftlichen 
Beziehungen zu unseren Verbün- 
deten stört, nur dem Feinde helfen 
wird und uns deshalb vielleicht 
noch Tausende von Menschenle- 
ben kosten kann. Deswegen bin 
ich davon überzeugt, daß mein 
Vater es nicht wünschen wird, daß 
Sie Ihr Programm durchführen. 
Ihr sehr interessantes Geschenk 
für meinen Vater ist eingetroffen. 
Ich werde es ihm heute abend ge- 
ben. 

Hochachtungsvoll 

Anna Roosevelt Boettiger“ 


Wer übte tatsächlich 
Landesverrat? 


Schon beim Lesen des ersten Ab- 
satzes zeigt sich an dem Hinweis, 
daß er im Falle der Durchführung 
seines vorgesehenen Programms, 
das sowjetische Verhalten der Öf- 
fentlichkeit zugänglich zu machen 
und zu kritisieren, des Landesver- 
rats für schuldig erklärt werden 
könne, die sorgfältig in Worte ge- 
kleidete Falle für Commander Ear- 
le. Kein Rechtsanwalt hätte wohl 
eine strengere und gefährlichere 
Ausdrucksweise finden können als 
die, die in diesem Brief steht. 


Selbstverständlich wußten nur 
wenige Menschen, daß George 
Earle 1943 aufgrund zuverlässiger 
Zusagen in Istanbul die ersten 
notwendigen Schritte für Frie- 
densverhandlungen mit Deutsch- 
land hätte tun können, wenn Roo- 
sevelt seine Weisung dazu gege- 


ben und nicht geschwiegen hätte. 


Der zweite Absatz fängt dann mit 
den überraschenden Worten an: 
„Da wir uns jetzt dem kritischen 
Stadium des Krieges gegen 
Deutschland nähern“ und „kostet 
uns vielleicht Tausende von Men- 
schen“. Im Hinblick auf Earles 
tapfere Bemühungen im Jahre 
1943 war dies in der Tat sehr ge- 
schmacklos, so daß ich beim Le- 
sen dieses Briefes wirklich nur 
Bestürzung empfinden konnte. 


Ich bin überzeugt, daß Roosevelt 
Earles bereits erwähntes Geschenk 
bekommen hatte, aber er wollte 
beim Schreiben nicht so weit ge- 
hen, als habe er ihm dafür zu dan- 
ken - einem Freunde in demselben 
Brief zu danken, in dem er aber 
auch nahe daran war, die Glaub- 
würdigkeit und Verwendungsfähig- 
keit des Commanders als eines 
tüchtigen amerikanischen Marine- 
offiziers in Frage zu stellen. 


Angst, die Sowjets beim 
Namen zu nennen 


Beim Lesen des zweiten Roose- 
velt-Briefes vom 24. März 1945 
an Commander Earle in der glei- 
chen Angelegenheit merkt man 
deutlich, daß, wer auch immer 
diesen Brief für Roosevelts Unter- 
schrift vorbereitet haben mochte, 
Angst davor hatte, die Sowjets 
auch nur mit Namen zu nennen, ja 
auch nur die etwas unklare Be- 
zeichnung Russen zu gebrauchen. 
Offenbar hat der betreffende Be- 
rater diese Situation als besonders 
delikat angesehen. Auch wollte 
man wohl nicht, daß irgend je- 
mand den Brief zu jener Zeit le- 
sen oder sehen sollte aus Angst, 
„die Katze könnte aus dem Sack 
schlüpfen“. 


Dieser Brief vom 24. März 1945 
hatte folgenden Inhalt: 


„Lieber George! Ihren Brief vom 
21. März an meine Tochter Anna 
habe ich gelesen und mit großer 
Unruhe von Ihrem Plan Kenntnis 
genommen, Ihre ungünstige Mei- 
nung über einen unserer Verbün- 
deten zu einer Zeit zu veröffentli- 
chen, als eine derartige Veröffent- 
lichung eines meiner ehemaligen 
Botschafter uns einen nie wieder- 
gutzumachenden, unermeßlichen 
Schaden zufügen kann. Wie Sie 
sagen, haben Sie wichtige Ver- 
trauensposten während Ihrer Ver- 
waltung innegehabt. Die in sol- 
chen Stellungen erworbenen In- 


formationen zu veröffentlichen, 
ohne einen direkten Auftrag zu 
haben, würde einen um so größe- 
ren Landesverrat bedeuten. Sie 
schreiben, Sie wollen an die Öf- 
fentlichkeit treten, sofern Sie 
nicht vor dem 28. März die An- 
weisung haben, daß ich dies nicht 
wünsche. Ich wünsche es nicht 
nur nicht, sondern verbiete Ihnen, 
irgendeine Information oder Mei- 
nung über einen Verbündeten zu 
veröffentlichen, die Sie im Amt 
oder während Ihrer Tätigkeit in 
der amerikanischen Marine erhal- 
ten haben. Im Hinblick auf Ihren 
Wunsch, weiter im aktiven Dienst 
tätig zu sein, werde ich alle frühe- 
ren Abmachungen über Ihren 
Dienst als Botschafter rückgängig 
machen und der Marine-Dienst- 
stelle Anweisung geben, Sie wei- 
terhin dort zu verwenden, wo sie 
Ihre Dienste am besten gebrau- 
chen kann. 


Es tut mir leid, daß dringende An- 
gelegenheiten mich daran hin- 
dern, Sie am Montag zu sehen. 
Ich schätze unsere alten Bezie- 
hungen und hoffe, daß Zeit und 
Umstände eines Tages eine Er- 
neuerung unseres guten Einver- 
nehmens erlauben. 

Mit freundlichen Grüßen 
Franklin D. Roosevelt“ 


In dem Brief steht das Wort „Lan- 
desverrat“. Das ist ein starkes und 
häßliches Wort, vor allem, wenn 
es in Verbindung mit jemandem 
gebraucht wird, der als tapferer 
Offizier sein Leben zusammen 
mit vielen anderen eingesetzt hat 
und seinem Oberbefehlshaber ge- 
naue, lebenswichtige und scharf- 
sinnige Nachrichten zukommen 
ließ, Nachrichten über eine Orga- 
nisation, die in Wirklichkeit nicht 
unser Verbündeter war, sondern 
selbst damals nur daran dachte, 
uns zur Ader zu lassen und zu 
vernichten, um ihren gottlosen 
Kult allen europäischen Nationen 
aufzuzwingen. 


Ein Sieg 
der Roosevelt-Berater 


Man kann sich wirklich nur fra- 
gen, wo erfolgte dann nun der 
tatsächliche „Landesverrat‘“? 
Selbstverständlich hatte Roosevelt 
als Oberbefehlshaber das Recht, 
die Veröffentlichung von be- 
stimmten Äußerungen seitens ir- 
gendeiner Persönlichkeit in den 
amerikanischen Streitkräften zu 
verhindern, bis sie ordnungs- 
gemäß genehmigt waren. 


Doch wovor fürchtete sich Roose- 
velt denn so sehr, daß er sich zu 
derart extremen Maßnahmen hin- 
reißen ließ? Warum diese überra- 
schende Behandlung gegenüber 
Commander Earle? Warum muß- 
ten die vielen Millionen Men- 
schen noch sterben? Wozu noch 
achtzehn Monate länger ein Ge- 
metzel? Warum? Ungefähr drei 
Wochen nachdem Roosevelt die- 
sen Brief an Commander Earle 
geschrieben hatte, starb er in 
Warm Springs in Georgia. Com- 
mander Earle aber befand sich in 
Samoa im südlichen Pazifik. Gut 
unterstützt durch unsere Waffen, 
wälzte sich die Sowjetarmee wei- 
ter gegen Westen nach Europa. 


Zweifellos war an jenem 24. März 
1945 die Gesundheit des Präsi- 
denten sehr angegriffen. Offenbar 
hatten seine Berater schon damit 
gerechnet. Es ist also durchaus 
möglich, daß Roosevelt so etwas 
wie ein politischer Gefangener 
geworden war. Immerhin gab es 
aber auch noch Personen, die ihm 
näherstanden und die gar keinen 
Grund hatten, sich weiter so sorg- 
los hinzugeben und den Befehlen 
der Ein-Welt-Planer zu gehor- 
chen, es sei denn aus rein egoisti- 
schen Gründen. 

Vielleicht hat Roosevelt in seinen 
letzten Tagen doch tiefer über die 
treffenden Außerungen seines po- 
litischen und Studienfreundes Ge- 
orge Earle nachgedacht. Und viel- 
leicht ist er doch zu dem Schluß 
gekommen, daß er selbst der Be- 
trogene war. Wenn er das aber 
nicht war, was war er dann? Und 
was waren wir? 


Roosevelts großer Irrtum, fälsch- 
lich bezeichnet als „Mißgriff“, 
nämlich die völlige Nichtbeach- 
tung der rechtzeitig angebotenen 
Friedensverhandlungen, war für 
die Vereinigten Staaten und für 
die Welt so etwas wie eine natio- 
nale Katastrophe. Es war ein Sieg 
der Rooseveit-Berater und ihrer 
Pläne. 

Man kann dazu nur noch wenig 
sagen und darauf hinweisen, daß 
die Schöpfer dieser trügerischen 
Götzenbilder auch heute noch 
fortwährend an der Arbeit sind, 
hochgeschätzt im Weißen Haus 
und auf dem Kapitol und eifrig 
damit beschäftigt, Nachrichten zu 
fabrizieren, ja selbst bestimmte 
Nachrichten zu unterschlagen. 
Commander Earle würde genau 
wissen, was ich damit meine. 
Doch auch heute sind augen- 
scheinlich amerikanische Verluste 
noch ganz unwichtig. DO 
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Vertrauliches 


Frankreich ist 
bereit für, 
„Iyrannei“ in 
Älgerien 


Die Krise in Algerien wird so aus- 
weglos, daß die französische poli- 
tische Elite jetzt bereit ist, kalt- 
blütig alles zu tun, um die Situati- 
on zu „stabilisieren“, selbst wenn 
das ein „tyrannisches“ Regime 
bedeuten würde, so äußerte sich 
ein hochrangiger Berater des fran- 
zösischen Verteidigungsministeri- 
ums und Experte in afrikanischen 
Angelegenheiten. 


Er sagte, die Situation sei absolut 
unerträglich geworden, nachdem 
zwei Franzosen in dieser Woche 
von islamischen Extremisten die 
Kehle durchgeschnitten worden 
sei. Französische Behörden hätten 
in Algerien lebenden französi- 
schen Staatsbürgern geraten, das 
Land zu verlassen. Unter der Lei- 
tung des französischen Präsiden- 
ten Frangois Mitterrand und unter 
Teilnahme von Premierminister 
Edouard Balladur, Außenminister 
Alain Juppe und Verteidigungsmi- 
nister Frangois L&otard wurde ei- 
ne Krisensitzung abgehalten. 


Dieser Informant sagte: „Wir sind 
jetzt an einen entscheidenden 
Wendepunkt gekommen. Bisher 
bestand der französische Konsens 
darin, eine friedliche, demokrati- 
sche Lösung zu ermöglichen. 
Doch wenn das bedeutet, daß Al- 
gerien völlig instabil wird, dann 
ziehen die Franzosen ein stabiles 
Arrangement vor, auch wenn das 
Tyrannei bedeutet. Jede Art von 
Arrangement, das die Situation 
wirklich stabilisiert, ist besser als 
eines, bei dem Algerien außer 
Kontrolle gerät und ein Flücht- 
lingsstrom nach Frankreich ein- 
setzt.“ 


Die Idee, die jetzt Form annimmt, 
besteht darin, die Islamische 
Heilsfront (FIS) an die Macht zu 
bringen. „Die FIS ist der einzige 
Partner, der Algerien stabilisieren 
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wird“, sagte der Informant und 
wies darauf hin, daß ein FIS-Füh- 
rer versprochen hatte, wenn die 
FIS an die Macht käme, „würden 
wir die französischen Moslems 
wieder zurück nach Algerien ho- 
len“ - ein Hinweis auf die Sorge 
der Franzosen hinsichtlich algeri- 
scher Immigranten. „Was sich 
hier abzeichnet, ist vielleicht nicht 
schön in moralischer Hinsicht“, 
sagte der Informant, „aber in den 
Nord-Süd-Beziehungen haben die 
Fragen der Demographie und 
Völkerwanderung heutzutage 
Vorrang vor allem anderen“ DI 


Israelischer 
Professor: _ 
Juden sind nicht 
immun gegen 
den Nazismus 


Es ist völlig gerechtfertigt, die Fa- 
natiker der Kach-Bewegung als 
„Jüdische Nazis“ zu bezeichnen, 
sagte der hebräische Universitäts- 
professor Ze’ev Sternhell, Israels 
führender Experte für die Ur- 
sprünge des Faschismus, in einem 
Interview mit der französischen 
Tageszeitung „Liberation‘“. 


„Liberation“ fragte: „Sie sprechen 
im Zusammenhang mit der Kach- 
Bewegung des verstorbenen Rab- 
bi Meir Kahane, der auch Dr. Ba- 
ruch Goldstein angehörte, von 
‘jüdischen Nazis’. Ist dies nicht 
ein Widerspruch in sich ?“ 


Sternhell antwortete: „Überhaupt 
nicht. Es gibt kein Gen, das Juden 
gegen verschiedene Formen des 
Rassismus, gegen Xenophobie, 
gegen den Kult der Gewalt immun 
macht, und das ist es, was wir im 
‘Khaneismus’ finden - einen ge- 
steigerten nationalen Fanatismus, 
der kombiniert ist mit religiösem 
Fanatismus - was noch nicht ein- 
mal bei den Nazis der Fall war. 
Der Khaneismus will die israeli- 
sche Gesellschaft von allen aus- 
ländischen Elementen säubern, 
nicht nur, indem alle Araber aus 
dem Land Israel vertrieben wer- 
den, sondern auch durch das Ver- 
hindern von Mischehen. Das sind 
die wesentlichen Elemente des 
Nazismus. Wenn es in der Knes- 
set eine khaneistische Mehrheit 
geben würde, würden sich die Ge- 
setze, die verkündet würden, von 
denen in Nürnberg nicht unter- 
scheiden.“ 


Die Sympathien für den Killer 


von Hebron, Baruch Goldstein, 
kommen Sternhell zufolge meist 
aus religiösen Kreisen - den Rab- 
bis der Yeshivas und von verschie- 
denen religiösen Parteien. Das ist 
„eine Welt, in der sich der funda- 
mentalistische Nationalismus mit 
religiösem Fanatismus vermischt - 
der schlimmste Cocktail, den man 
sich vorstellen kann. Der einzige 
Vorteil: er ist relativ begrenzt auf 
die israelische Gesellschaft. Der 
Schätzung nach macht der Anteil 
nicht mehr als 12 Prozent der Be- 
völkerung aus. Andererseits ist 
das Milieu, das Goldstein mit ei- 
nem gewissen Wohlwollen be- 
trachtet, weitaus größer.“ Diese 
derzeitigen „aktiven und passiven 
Sympathisanten‘“ könnten 25 Pro- 
zent erreichen, was „ausreicht, um 
zu einem politischen Faktor zu 
werden.“ 


Sternhell behauptet, daß die mei- 
sten der gefährlichen Operateure 
aus Brooklyn, New York, kom- 
men. In den Vereinigten Staaten 
können sie nicht zur Waffe grei- 
fen und eine Uniform tragen und 
ihre Gedanken rassischer Reinheit 
gegen die Schwarzen und Puerto- 
ricaner ausleben. Deshalb kom- 
men sie nach Israel, um diese 
Emotionen gegen die Araber aus- 
zuleben. 


Rußland ' 
erklärt, daß es in 
Lateinamerika 
wieder eine Rolle 
spielen werde 


Der Sprecher des russischen 
Außenministeriums, Grigori Ka- 
rasin, legte in einer Presseverlaut- 
barung nahe, daß Rußland die 
Absicht habe, in Lateinamerika 
wieder eine Rolle zu spielen - 
auch in militärischer Hinsicht. Er 
bot russische Unterstützung für 
„die Stärkung der Demokratie, 
von Recht und Ordnung und für 
die Lösung von Streitigkeiten aus- 
schließlich durch politische Mit- 
tel“ an und sagte, Moskau „be- 
grüße“ die Erneuerung von Frie- 
densgesprächen zwischen der 
Regierung von Guatemala und 
den URNG-Terroristen als ein 
Schritt „zur Konsolidierung des 
Friedensprozesses in diesem Land 
und in Lateinamerika als 
Ganzem.“ Karasin meinte, „er- 
hebliche Bemühungen“ von Sei- 
ten der „internationalen Gemein- 
de“ seien erforderlich, um in Gua- 
temala eine Einigung zu erzielen. 


Ein internationaler Reporter von 
Radio Moskau sprach später die 
Möglichkeit eines russischen 
Kampfeinsatzes in Lateinamerika 
an. Der Reporter fragte Karasin 
nach Medienberichten, denen zu- 
folge der russische Außenminister 
Andrej Kosyrjew während eines 
Treffens mit Marineoffizieren in 
Wladiwostok „gesagt haben soll, 
daß die Angehörigen der Marine 
bereit sein sollten für Kampf- 
einsätze - vielleicht in Lateiname- 
rika -, als er von der Verantwor- 
tung der Marine und der Diplo- 
maten sprach“. Karasin meinte, 
der Reporter habe die Medienbe- 
richte nicht richtig wiedergege- 
ben. „Offenbar hat der Minister 
dabei an einen möglichen freund- 
schaftlichen Besuch eines oder 
mehrerer lateinamerikanischer 
Länder durch russische Schiffe 
gedacht“, sagte Karasin. 


Netanyahu 
fordert den 
Sturz der 
Regierung Rabin 


Benjamin Netanyahu, der Führer 
von Israels Likud-Partei, verlang- 
te in einer Rede in Tel Aviv den 
Sturz der Regierung von Premier- 
minister Yitzhak Rabin. In seiner 
Ansprache vor Tausenden von Is- 
raelis, die sich zur Unterstützung 
jüdischer Siedler und Siedlungen 
zusammengefunden hatten, sagte 
Netanyahu: „Den Regierungsmi- 
nistern, die mit unerträglicher 
Zwanglosigkeit davon sprechen, 
Hebron zu verlassen, sage ich, 
wenn wir kein Recht haben, in 
Hebron zu bleiben, haben wir 
kein Recht, sonstwo in diesem 
Land zu sein. ... Eine Regierung 
wie diese muß zu Fall gebracht 
werden, ... muß bei der nächsten 
Gelegenheit gewechselt werden. 
... Wir werden um das Kernstück 
unseres Landes kämpfen.“ 


Reuters berichtete, daß nach poli- 
zeilichen Schätzungen über 
40 000 Menschen bei der Ver- 
sammlung zusammengekommen 
sind. „Mr. Clinton, Mr. Rabin, es 
gibt keine Macht auf der Welt, die 
uns von diesen Orten vertreiben 
kann“, sagte Rehavam Zeevi, 
Chef der Moledet-Partei, die ganz 
rechts angesiedelt ist. „Wir wer- 
den weiterhin auf dem Tempel- 
berg, an der Westmauer und am 
Grab der Patriarchen beten“, sagte 
er der Menge. 

Rabbi Moshe Levinger, Gründer 


der Hebron-Siedlung, ging so 
weit, Rabin für das Massaker an 
den betenden Arabern am Grab 
der Patriarchen in Hebron am 25. 
Februar verantwortlich zu ma- 
chen. Rabin „hat Blutvergießen 
verursacht, er verursachte den Tod 
von Juden und den Tod von Ara- 
bern“, sagte Levinger. 


Der frühere Premierminister Yitz- 
hak Schamir trat ebenfalls auf den 
Plan und beschwor Rabin, damit 
aufzuhören, mit dem „Mörder“ 
und Vorsitzenden der Palästinen- 
sischen Befreiungsorganisation 
Yassir Arafat zu sprechen. m 


Moskau, _ 
beschuldigt einen 
Vertreter der 

Rü indu- 
strie der Spionage 


Die Nachrichtenagentur Itar-Tass 
berichtete, daß ein hochrangiger 
Vertreter der russischen Rüstungs- 
industrie gestanden habe, für 
Großbritannien spioniert zu ha- 
ben, und daß er in der britischen 
Botschaft in Moskau unsichtbares 
Schreibmaterial und Mittel erhal- 
ten habe, um insgeheim Informa- 
tionen an Geheimdienstagenten 
zu liefern. 


„Am 25. Januar wurde der Häft- 
ling des Hochverrats wegen Spio- 
nage angeklagt, die er in vollem 
Umfang zugab“, sagte Tass. Die 
Nachrichtenagentur zitierte Ruß- 
lands Gegenspionagebehörde, die 
gesagt habe, der Mann sei am 15. 
Januar verhaftet worden. „Dieser 
russische Bürger hat gegen Geld 
für den britischen Geheimdienst 
gearbeitet und geheime Informa- 
tionen militärischer und wirt- 
schaftlicher Natur weitergege- 
ben.“ 


Die Informationen, die er weiter- 
gegeben habe, bezögen sich auf 
die jüngste russische Waffenfor- 
schung sowie russische Koopera- 
tionsmöglichkeiten mit anderen 
Ländern hinsichtlich Verteidi- 
gungsprojekten, so die Nachrich- 
tenagentur Interfax. 


Die Ankündigung der Verhaftung 
durch die Gegenspionagebehörde 
kam einen Tag, nachdem Präsi- 
dent Boris Jelzin den Chef der 
Behörde, Nikolai Goluschko, 
rausgeworfen hat. Aus einem prä- 
sidentiellen Erlaß ging lediglich 
hervor, daß Goluschko, der die 


Nachfolgeorganisation des KGB 
seit September geleitet hat, entlas- 
sen worden sei. Es wurden keiner- 
lei Gründe genannt. Doch Tass zi- 
tierte Quellen, die seine Entlas- 
sung mit der Freilassung von 
sieben einsitzenden Opponenten 
Jelzins aus einem Gefängnis, das 
unter der Kontrolle der Behörde 
stand, in Verbindung brachten. 
Andere Quellen haben die Affäre 
mit dem Fall Aldrich Ames in den 
Vereinigten Staaten in Verbindung 
gebracht und meinten, die Russen 
glaubten, Ames sei von einem 
amerikanischen „Maulwurf“ in- 
nerhalb des russischen Geheim- 
dienstes verraten worden. 


Krise zwischen 
Kasachstan 
und Rußland 
nimmt eine 
ominöse Wende 


Seit den Parlamentswahlen in Ka- 
sachstan am 7. März 1994 haben 
die französischen Zeitungen vor 
einer Spaltung des Landes ge- 
warnt, bei der eine russische Se- 
paratistenbewegung im Norden 
des Landes in Gang käme. 

Mit Unterstützung von KSZE- 
Vertretern, die die Wahlen beob- 
achtet haben, sprechen die Behör- 
den von Unregelmäßigkeiten bei 
den Wahlen und behaupten, es sei 
das Ziel der Regierung von Ka- 
sachstan gewesen, sicherzustellen, 
daß die Volksgruppe der Kasach- 
staner einen größeren Prozentsatz 
an Sitzen bekommt, als ihnen 
ihrem Prozentsatz nach in der Be- 
völkerung im Vergleich zu der 
Volksgruppe der Russen zustün- 
den. Der Chef einer russischen 
Duma („Beobachtungsmission“) 
für die Wahlen, Konstantin Samu- 
lin, sagte: „In meiner Eigenschaft 
als Vertreter der ehemaligen 
Schutzmacht der Sowjetunion 
würde ich den Kasachstanern ra- 
ten, ihren ethischen Minderheiten 
gegenüber toleranter zu sein.“ 


Die Regierung von Kasachstan 
wurde auch von Andranik Migra- 
nian, einem Mitglied des Präsi- 
dentschaftsrates des russischen 
Präsidenten Boris Jelzin, kritisiert, 
der vor kurzem einen Artikel ge- 
schrieben hat, in dem er für Ruß- 
land in den Bereichen der ehema- 
ligen Sowjetunion eine „Monroe- 
doktrin des Einflußbereiches“ 
gefordert hat. 

Die Tageszeitung „Le Monde“ 
meinte, die russische Mehrheit, 


die im Norden des Landes lebe, 
der reich an Ressourcen sei und 
wo sich strategische Flugkörper 
und das Baikonur Kosmodrom 
befänden, könnten sich für unab- 
hängig und als mit Rußland ver- 
bunden erklären. „Le Monde“ 
kommentierte, daß „das Gespenst 
einer Teilung des Landes, das 
Alexander Solschenizyn in sei- 
nem Buch aus dem Jahre 1991 als 
ein Mittel der ‘Umorganisation 
Rußlands’ in neuen Grenzen her- 
aufbeschworen hat, das Land trotz 
gegenteiliger Versicherungen von 
Boris Jelzin weiter verfolgt.“ 


Die Tageszeitung „Liberation“ zi- 
tierte einen Verteidigungsattache 
des Westens in der Hauptstadt Al- 
ma Ata, der gesagt haben soll, daß 
am allerwahrscheinlichsten wäre, 
daß Kasachstan sich spalte, wobei 
Rußland als „Polizist“ fungiere 
und Kasachstan damit wieder in 
den russischen Einflußbereich 
zurückkehre. OD 


Bhutto 

sucht Unter- 
stützung in der 
Kaschmir-Krise 


Die pakistanische Premierministe- 
rin Benazir Bhutto bat die mosle- 
mischen Staaten Zentralasiens um 
Unterstützung und forderte sie 
auf, eine „offene und ehrliche 
Haltung“ zu dem Thema 
Kaschmir zu zeigen. Sie nannte 
die von den Briten inszenierte se- 
paratistische Revolte gegen Indi- 
en einen „heldenhaften Kampf“ 
der Kashmiris und beschuldigte 
die indischen Streitkräfte, Greuel- 
taten in der Region zu begehen. 
„Dieser Orgie muß ein Ende ge- 
macht werden“, sagte Bhutto. 


Bhutto, die diese Bemerkungen 
während eines Besuches des am- 
tierenden Staatsoberhauptes von 
Tschadikistan, Imamali Rachma- 
now, in Pakistan machte, bot sich 
auch als Gastgeberin für Friedens- 
gespräche zwischen der russisch 
kontrollierten Regierung Tschadi- 
kistans und den islamischen Re- 
bellen an. 


Der ersten Gesprächsrunde zwi- 
schen der tschadikischen Regie- 
rung und den Rebellenvertretern 
soll demnächst in Moskau statt- 
finden, und eine mögliche zweite 
Runde könnte in Teheran abgehal- 
ten werden. Pakistan hofft, daß 
die dritte Gesprächsrunde in der 


pakistanischen Hauptstadt Islama- 
bad stattfinden wird. 


Präsident von 
Kasachstan 
entwickelt in 
London seine 
Strategie 


Der Präsident von Kasachstan, 
Nursultan Nasarbajew, hat den eu- 
rasischen geopolitischen Tiegel 
bei seinem Besuch in Großbritan- 
nien heftig gerührt. Er traf mit 
dem britischen Premierminister 
John Major und anderen Regie- 
rungsvertretern zusammen und 
hielt eine Rede vor dem Königli- 
chen Institut für Internationale 
Angelegenheiten (Chatham Hou- 
se). Der Londoner „Times“ zufol- 
ge verlangte er in dieser Rede die 
Einberufung einer asiatischen Si- 
cherheitskonferenz nach dem Mo- 
dell des Treffens in Helsinki im 
Jahre 1975, aus dem die Konfe- 
renz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa (KSZE) her- 
vorging. 


Ein solcher „Helsinki“-Prozeß, 
sagte er, sollte einen eurasischen 
Stabilitäts- und Sicherheitsgürtel 
auf der Basis einer „engeren wirt- 
schaftlichen Integration“ schaffen. 
Er forderte, daß die Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten (GUS) 
nach dem Modell der Europäi- 
schen Union oder des britischen 
Commonwealth in eine euroasia- 
tische Union souveräner Staaten 
verwandelt werden solle. 


In einem Leitartikel schrieb die 
Londoner „Times“, Nasarbajews 
Ideen „verdienen Aufmerksam- 
keit‘ als mögliche Alternative zur 
internationalen Akzeptanz einer 
russischen „friedenserhaltenden“ 
Rolle im „nahen Ausland“. Der 
„Times“ zufolge könne ein sol- 
ches eurasisches Arrangement 
friedenserhaltende Operationen 
beinhalten, wie die Festlegung der 
Art der Kontrolle über die Grenz- 
gebiete zwischen Tadschikistan 
und Afghanistan, wobei russische 
und nicht tadschikische zentral- 
asiatische Einheiten gemeinsam 
aufgestellt würden. 


Während seines Aufenthalts in 
London verkündete Nasarbajew 
auch, daß Rußland an dem von 
Chevron geführten Konsortium, 
das Kasachstans umfangreiche 
Ölreserven in Tengis erschließen 
werde, nicht teilhaben wird. DO 
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Briefe 


Betr.: Deutschland „Neues 
Denken wagen“, Nr. 5/94 


Der von Leisler-Kiep gepriesene 
Maastricht-Vertrag fördert einen 
europaweit tobenden Wettbewerb 
der Multis, der überall die Land- 
wirte, die selbständigen Hand- 
werker und den Mittelstand zer- 
malmen wird. Die Massenarbeits- 
losigkeit ist vorprogrammiert. 


Die gewaltigen deutschen Opfer 
für die EU werden mit der Be- 
hauptung gerechtfertigt, daß uns 
die EU-Staaten auch unsere Wa- 
ren abkaufen. Als ob irgendein 
Kaufmann in der Welt sich beim 
Wareneinkauf je von anderen Kri- 
terien als Preis und Qualität leiten 
läßt. 


Was Kohl nicht so offen aus- 
spricht, wird in dem neuen Buch 
seines Adepten Friedbert Pflüger 
„Deutschland driftet. Die Konser- 
vative Revolution entdeckt ihre 
Kinder“ verdeutlicht. Die „Frank- 
furter Allgemeine Zeitung“ ist ei- 
ne Zeitung, der man bestimmt 
keinen Amerikanismus vorwerfen 
kann. In der Ausgabe vom 18. 
April 1994 schreibt Patrick 
Bahners in einem Artikel über 
Pflügers Buch: „Pflüger dekatiert 
einen intellektuellen Morgenthau- 
plan.“ 


Nach der Teilwiedervereinigung 
ist das Ziel der politischen Klasse 
die staatliche und nationale 
Selbstauflösung in einem mate- 
rialistischen Europa. Pflüger ist 
für Morgenthau, gegen Deutsch- 
land, für Europa, gegen die Nati- 
on, gegen Preußen, für Versailles 
und Jalta, für Adenauer, gegen 
Bismarck, für Amerikanisierung, 
gegen die Kultur Kleists und Höl- 
derlins, für Hedonismus, gegen 
Solidarität, für ein Grundgesetz, 
in dem an die Stelle des deut- 
schen Volkes eine multikulturelle 
Zivilgesellschaft tritt. 


Aufgesprengt und niedergeschmet- 
tert wurden die multinationalen 
Zwangsgebilde Sowjetunion und 
Jugoslawien. Multikulturalismus 
gehört zu den Auslaufmodellen des 
zu Ende gehenden 20. Jahrhunderts. 
Die Nachfrage nach Völkergefäng- 
nissen ist erschöpft. Der Multikultu- 
ralismus, ob marxistischer oder li- 
bertinischer Ausgeburt, liegt auf 
dem Siechbett der Geschichte. 


Gerd Wedemeyer, Wiesbaden 
* 


Ich lese schon seit einigen Jahren 
die Zeitung „Code“ und bin ent- 
setzt darüber, daß Sie einem Man 
wie Walter Leisler-Kiep Raum für 
seinen Artikel „Neues Denken 
wagen“ bieten. Gerade durch Ihre 
Zeitschrift habe ich erfahren, zu 
welcher Clique dieser Mann 
gehört und wie es auch in diesem 
seinem nichtssagenden Bericht, in 
welchem auch noch das Maa- 
stricht-Europa propagiert wird, 
zum Ausdruck kommt. 


Ich hoffe, daß dies ein einmaliger 
Ausrutscher Ihrerseits war, sonst 
sähe ich mich gezwungen, mein 
Abonnement zu kündigen. Gerade 
weil „Code“ eine Zeitschrift mit 
Hintergrundwissen ist, das in der 
Systempresse nicht vermittelt 
wird, möchte ich darin von Auto- 
ren vom Freimaurer- und Bilder- 
bergerschlage eines Leisler-Kiep 
verschont bleiben. Deren Foren 
sind die internationalistisch ge- 
lenkten Systemdruckerzeugnisse, 
welche die Menschen bis zum 
Überdruß in die „One-World- 
Richtung“ katapultieren möchte. 


Irene Druy, Köln 
En 


Die „Code“ Nr. 5, Mai 1994, war 
die schlechteste, die es je gab. 


Wie können Sie es zulassen, daß 
ein Kiep in Ihrem Magazin einen 
Aufsatz veröffentlichen darf? 


Den Kerl kennen wir, ein Nadel- 
streifen-Bonze übelster Art. Der 
Mann hat nichts gelernt! Und das 
Gefasel von diesem Bonzen kön- 
nen Sie auf jeder Wahlversamm- 
lung der CDU und FDP hören! 


Wie anders der Artikel „Der Um- 
gang mit den Steuergeldern“. Das 
ist die Meinung aller Eingeweih- 
ten und überdrüssigen Deutschen! 


Wir hoffen, daß es nur ein einma- 
liger Ausrutscher war. 


Dr. W. Klein, Rastatt 


Betr.: Psychopolitik „Die 
Kunst der Gehirnwäsche“, 
Nr. 12/93 und Nr. 1/94 


Die bemerkenswert detaillierte 
Darstellung über die Möglichkeit, 
mittels einer sogenannten „Ge- 
hirnwäsche“ beim Menschen un- 
ter Druck Verhaltensänderungen 


zu erzwingen, veranlaßt zur Fest- 
stellung, daß dies auch gegenüber 
ganzen Völkern möglich ist, wenn 
dabei auch auf eine subtilere Ba- 
sis vorgegangen wird. Fallbeispiel 
der Gegenwart: das deutsche 
Volk, Stichwort „Umerziehung“. 


Wie erfolgreich es geschehen 
konnte, stellte der amerikanische 
Geschichtsprofessor H. E. Barnes 
schon frühzeitig fest: „Die Situa- 
tion 1964 stellt zusammen mit 
dem deutschen Kriegsschuldbe- 
wußtsein einen Fall von geradezu 
unbegreiflicher Selbstbezichti- 
gungssucht ohnegleichen in der 
Geschichte der Menschheit dar. 
Ich kenne jedenfalls kein anderes 
Beispiel in der Geschichte dafür, 
daß ein Volk diese nahezu wahn- 
witzige Sucht zeigt, die dunklen 
Schatten der Schuld auf sich zu 
nehmen an einem Verbrechen, das 
es nicht beging, es sei denn jenes 
Verbrechen, sich selbst die Schuld 
am Zweiten Weltkrieg aufzubür- 
den!“ 


Noch heute ist die Sucht virulent 
wirksam. Aus sich heraus bastelt 
Bonn unaufhörlich an „notwendi- 
gen Veränderungen im Grundge- 
setz“, obgleich dies dem Sieger 
vorgelegt und als ausreichend be- 
stätigt wurde. 


Bringt man dieses Verhalten mit 
dem Begriff „Schaffung einer 
Neuen Weltordnung“ in Verbin- 
dung, dann verhalten wir uns 
durchaus „positiv“, das heißt, An- 
passung an diese „Ordnung“. Die- 
ses Ziel beschäftigt die USA-Po- 
litkaste nicht erst nach 1939. 
Woodrow Wilson, USA-Präsident 
während des Ersten Weltkrieges, 
hatte ähnliche Vorstellungen: 
Kriegsverbrecherprozesse, Völ- 
kerbund. Daß diese Ziele nicht 
oder nur zum Teil gelingen konn- 
ten, lag an der „Unbotmäßigkeit“ 
der Briten und Franzosen. Nach 
1945 „bestrafte‘“‘ man sie durch 
die  „Entkolonisierungskampa- 
gne“. Außerdem war in Rußland 
der Bolschewismus noch nicht si- 
cher im Sattel. 


Seit Gründung der Vereinigten Staa- 
ten ist man von der Idee besessen, 
die ganze Welt nach ihrem „Sy- 
stem“, das heißt Staatsgrundsätzen, 
zu verändern. Die Welt sollte „‚frei- 
heitlicher“ gestaltet werden. So war 
es naheliegend, die politischen 
Spannungen 1939, die sich aus dem 
Versailler Vertrag ergeben hatten 
und die letztlich zum Kriege führ- 


ten, für die eigenen Planungen für 
die Vorherrschaft der USA zu nut- 
zen. Intensiv trieb man diese voran. 


In dem Buch „Far and Wide“ des 
britischen Autors Douglas Reed 
heißt es dann: „Welche wahren 
Hintergründe bewegten Mr. Roo- 
sevelt, seine Macht so auszuüben? 
Er befürwortet die Hauptprinzipi- 
en eines Planes zur neuen Vertei- 
lung der Erde, der 1942 veröffent- 
licht wurde (aber schon viel 
früher vorbereitet war) von einer 
mysteriösen Gruppe für eine Neue 
Weltordnung, der ein gewisser 
Mr. Moritz Gomberg vorstand. 
Was diese Gruppe vorschlug, war 
damals verblüffend, erwies sich 
dann aber als weitsichtig. Der 
Hauptplan war der, daß das kom- 
munistische Reich seinen Einfluß 
vom Pazifik zum Rhein, mit Chi- 
na, Korea, Indochina, Siam und 
Malaysia reichen sollte, und daß 
ein hebräischer Staat auf dem Bo- 
den von Palästina, Transjordanien 
und der angrenzenden Gebiete ge- 
gründet werden sollte. Diese bei- 
den Irrprojekte wurden weitge- 
hend durchgeführt. Kanada und 
unzählige „strategische Inseln“ 
mußten den Vereinigten Staaten 
übergeben werden. Die verblei- 
benden Staaten von Westeuropa 
sollten in die „Vereinigten Staaten 
von Europa“ verschwinden. Der 
amerikanische Kontinent sollte ei- 
ne Union von Republiken werden. 
Das britische Commonwealth 
sollte stark verkleinert weiterbe- 
stehen mit den Westindischen In- 
seln, Australien und Neuseeland. 
Das Schema sieht aus wie ein 
Entwurf des zweiten Stadiums ei- 
ner großen Operation in drei Stu- 
fen, und große Teile davon wur- 
den erreicht. Was damals nicht er- 
reicht' wurde, wird heute 
energisch angestrebt. 


Der Zusammenbruch der Sowjet- 
union war ein nicht geplanter 
Unfall, und wir Deutschen waren 
dabei lediglich „Objekt“. Entge- 
gen den Zielen zeigte sich Stalin 
leider nicht so „gehorsam“. Wir 
Deutschen sollten die politischen 
Aktivitäten endlich einmal aus 
dieser Perspektive betrachten. 
Hauptziel dieser Planungen war 
zugleich, die Völker „vom natio- 
nalistischen Denken und Han- 
deln zu erlösen“! Der Mensch- 
heit sollten „neue Wertordnun- 
gen“ gebracht und durchgesetzt 
werden. 


Herbert Bolz, Regensburg 
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